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Vorbemerkung 



T3ie vorliegende Arbeit will, wie der Titel zeigt, die recht- 
liche Stellung der Israeliten im Kanton Aargau zur Dar- 
stellung bringen. Was hinter der Gründung des Kantons 
zurückliegt, gehört also nicht zum eigentlichen Thema. Dennoch 
mußte die frühere geschichtliche Entwickelung berücksichtigt 
werden, weil nur sie die eigentümlichen Verhältnisse erklärt, 
die wir am Anfang des Jahrhunderts vorfinden. Was mir von 
älteren historischen Quellen zugänglich war, habe ich daher 
verwendet, aber nur in einer Einleitung, die keinen Anspruch 
auf Vollständigkeit erhebt. 

Unter diesen Quellen nimmt den ersten Rang ein Johann 
Caspar Ulrichs, Pfarrers zum Frauen-Münster in Zürich, Samm- 
lung Jüdischer Geschichten, welche sich mit diesem Volk in dem 
XIII. und folgenden Jahrhunderten bis auf MDCCLXII in der 
Schweitz von Zeit zu Zeit zugetragen. Zur Beleuchtung der all- 
gemeinen Historie dieser Nation aus bewährten Sehr ifft- Stellern und 
Urkunden. Ziceyte Auflag mit Kupfern. Zürich. Im Verlag Jo- 
hannes Hofmeister an der Rosengass. 1770 1 — ein Werk, dem 
Stobbe in seinem Buche über die Juden in Deutschland ver- 
dientes Lob spendet. Außerdem sind von besonderer Bedeutung 
die amtliche Ausgabe der ältern eidgenössischen Ab- 
schiede 2 und die Handschriften des Archivs der Grafschaft 



1 Die erste Auflage war zwei Jahre früher in Basel erschienen. Ich ziliere 
das Buch kurzweg mit Ulrich und Angahe der Seitenzahl. 
» zitiert: Abschiede. 
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Baden, Abteilung Judensachen, 1 im aargauischen Staatsarchiv, 
sowie die gedruckten Verordnungen der badischen Landvögte 
und des Syndikats der regierenden Orte seit 1712. 

Für die Zeit nach der Gründung des Kantons standen mir 
an gedruckten Quellen namentlich zu Gebote die aargauischen 
Gesetzessammlungen und Gesetzblätter, die Verhand- 
lungen des Großen Rates von 1831 bis 1852 2 und die Re- 
chenschaftsberichte der Regierung und des Obergerichts. 
Weit umfangreicher war das handschriftliche Material , dessen 
Hauptbestandteile ich abgekürzt zitiere. Es bedeutet: 

Akten, nebst Buchstaben, Nummer und Datum (z. B. 
Akten J Nr. 3, v. SO. Mai 1826, Akten SR v. 11. Februar 1850): 
die Akten der aargauischen Regierung im Staatsarchiv. Darunter 
bestand von 1803 bis 1885 eine besondere Rubrik für Juden- 
sachen, soweit diese als „innere Angelegenheiten" zum Geschäfts- 
bereich der Direktion (bezw. der Kommission oder des Departe- 
ments) des Innern gehörten. Ich bezeichne sie mit Akten JA 
nebst Datum, ohne Angabe der Nummer; zu ergänzen ist von 
1803 bis 1840 Nr. 11, von 1841 bis 1852 Nr. 15, von 1853 bis 
1885 Nr. 9. 3 Ein besonderer Band der Judenakten (JA Nr. 9 
Bd. C) enthält in fünf Faszikeln und zwei Beilagenheften das, 
was sich auf die Emanzipationsbestrebungen von 1839 bis 1864 
bezieht; ich zitiere ihn als Emanzipationsakten nebst An- 
gabe des Faszikels oder Beilagenheftes. 

RP nebst Datum bezeichnet die Protokolle der aargauischen 
Regierung. Bis 1852 wird die Seitenzahl, von da an die Proto- 
kollnummer beigefügt, da die älteren Protokolle nicht fortlaufend 
numeriert, die jüngeren nicht mehr paginiert sind. 



1 zitiert: Archiv der Grafschaft und da, wo es häufig erwähnt wird, 
auch bloß Archiv. Die Urkunden sind in Bündel vereinigt und die Bündel sowie 
die darin enthaltenen Blätter numeriert. 

8 Seit der Verfassungsrevision von 1*52 wurden sie nur noch ausnahms- 
weise stenographiert und gedruckt. In den Siehziirerjahren und wieder seit 1885 
wurde das Protokoll publiziert. 

* Wo daher auf Akten JA mit Angabe einer Nummer verwiesen ist (z. B- 
Akten JA Ar. U. c. 29. Januar IS2U). da sind nicht die Judenakten gemeint, 
sondern eine andere Bubrik der Kategorie JA, d. h. der „innern Angelegenheiten'. 
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OG nebst Datum uud Seitenzahl verweist auf die Proto- 
kolle des aargauischen Obergerichts (bis 1831 des Appellations- 
gerichts) im Obergerichtsarchiv. 1 

Alle angeführten Akten und Protokolle befinden sich im 
kantonalen Staatsarchiv, sofern sie nicht als Akten des Ober- 
gerichts bezeichnet sind oder sonst etwas Abweichendes dabei 
bemerkt ist. 

Als ABGB zitiere ich das allgemeine bürgerliche Gesetz- 
buch für den Kanton Aargau. 

Es mag auffallen, daß die jüdischen Gemeindearchive von 
Lengnau und Oberend ingen nicht angerufen werden. Bei der 
mangelhaften Ordnung, die, teilweise infolge allzubeschränkter 
ßaumverhältnisse, in diesen Archiven herrscht, wäre ihre syste- 
matische Durchsuchung eine sehr zeitraubende Arbeit gewesen 
und zudem, aller Wahrscheinlichkeit nach, eine wenig lohnende. 
Sie sind in den altern Teilen ganz lückenhaft, und das Vor- 
handene ist bis gegen die Mitte des Jahrhunderts hin großen- 
teils hebräisch geschrieben. Auch läßt sich nicht annehmen, 
daß Erscheinungen von erheblicher Bedeutung nicht zur Kenntnis 
der Staatsbehörden und damit zur Erwähnung in dem reichen 
Aktenmaterial der kantonalen Archive gekommen seien; die 
innem Verhältnisse der Judenschaft sind für unser Thema doch 
nur soweit von Bedeutung, als ihre Besonderheiten auch nach 
außen hin eine Wirkung geäussert haben. 

Im übrigen sei mir gestattet, ein Wort des trefflichen 
Ulrich, das ich der Einleitung zu seiner Sammlung jüdischer 
Geschichten entnehme, auch der meinigen voranzusetzen: n Ver- 
öffentlich wird der Gen. Leser in diesem Versuch manche wichtige 

1 Eine Notiz über die Namen der aargauischen Behörden wird angezeigt 
seiu. soweit sie sich im Laufe des Jahrhunderts verändert haben. Die Regierung 
liieti bis 1852 Kleiner Rat, von da an Regierungsrat ; für die einzelnen Geschäfts- 
zweige bestanden vor 1852 Departemente, seither Direktionen; daneben kamen 
Räte (Kirchenräte, Schulrat) und Kommissionen vor: für die iiinern Angelegen- 
heiten z. B. bestand bis 1831 die Kommission, von da an das Departement, seit 
1852 die Direktion des Innern. Der Vollziehungsbeamte in den Bezirken hieß 
zuerst Bezirksamtmann, nach der Verfassung vom 4. Ileumonat 1814 Oberamt- 
inann, seit 1831 wieder Bezirksamtmann. Das höchste kantonale Gericht war bis 
1831 das Appellationsgerirht, seither das Obergericht, 
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Nachricht antreffen, die ihm bisdahin unbekannt gewesen. Damit 
man aber an der Gewissheit desjenigen, was hier in diesem Buch 
vorgetragen wird, nicht zweifle, so habe ich allezeit meine Gexoährs- 
Männer mit Namen beygesetzt; und ich verhoffe, man werde mir 
das Recht angedeyen lassen, dass ich mir alle Mühe gegeben habe, 
aus den besten Quellen zu schöpfen; wobey mir aber nichts wenigers 
zu Sinn kommt, als dieses Werk für etwas ganzes und vollständiges 
auszugeben, zumalen noch hundert und hundert merkwürdige Sacfien 
in denen Oberkeitlichen Archiven, wie nicht xoeniger in glaubwür- 
digen Chroniken liegen mögen, die mir bisdahin noch nicht zu Ge- 
sicht gekommen sind. 11 

Die letzte Pflicht eines Vorworts kann ich hier nur unvoll- 
ständig erfüllen. Wenn ich Allen mit Namen meinen Dank 
abstatten wollte, denen ich für mancherlei Hat und Auskunft 
solchen schulde, so gäbe es eine lange Aufzählung; deshalb muß 
ich darauf verzichten. Ganz besonders verpflichtet bin ich den 
Herren Professor Dr. Fritz Fleiner in Basel und Ober- 
richter Dr. Walther Merz in Aarau, vor allem aber Herrn 
Staatsbibliothekar Dr. Hans Herzog in Aarau, dem uner- 
müdlichen Berater und Helfer in jeder Not. 

Aarau, im Frühling 1900. 

Der Verfasser. 
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Geschichtliche Einleitung. 



I. Die Juden in der alten Eidgenossenschaft. 

§ 1. A. Ihre Ansiedelung. 

I. Im Mittelalter. Die Juden waren im südwestlichen Deutsch- 
land, namentlich in den Städten am Rhein, schon im zehnten Jahr- 
hundert und noch früher verbreitet, 1 und auch im Gebiete der heu- 
tigen deutschen Schweiz mögen sich ziemlich früh im Mittelalter 
schon hie und da Hebräer angesiedelt haben. In Urkunden aber 
werden sie, soweit ich sehe, nicht vor dem dreizehnten Jahrhundert 
erwähnt. Im Jahre 1213 mußte der Bischof von Basel den bischöf- 
lichen Ring bei einem Juden auslösen lassen, dem er ihn zum Pfände 
gegeben hatte; 1223 war der ganze bischöfliche Kirchenschatz an 
Juden verpfändet* Man wird annehmen dürfen, daß diese Hebräer 
in der Stadt Basel selber gewohnt haben. 3 In Bern finden sich 
mehrere Juden im Jahre 1263; 4 von da an kommen sie in bernischen 



1 Vgl. Otto Stobbe. die Juden in Deutschland während des Mittelalters, 
Braunschweig 1866, S. 8 ff. 

1 Urkundenbuch der Stadt Basel, Band 1, Basel 1890. S. 57 und 74: 
beide Urkunden aueh bei Peter Ochs, Geschichte der Stadt und Landschaft 
Basel, Band 1, Berlin und Leipzig 1786, S. 280 und 297 f., und bei Trouillat. 
raonuments de l'eveche de Bale, Tonic I, Porrentruy 1852, S. 463 und 491. 

8 1213 wird der Ring ausgelöst a villico judeo; Ochs a. a. 0. S. 281 über- 
setzt: bei einem Dorfjuden. Das ist weder sprachlich noch dem Sinne nach an- 
nehmbar: wie wäre ein jüdischer Banquier damals auf ein Dorf gekommen? 
Villicus ist hier wohl die Übersetzung des jüdischen Namens Meyer: von Meiier 
Judeo de Berno ist in einer Urkunde von 1293 die Rede, Fontes Ret* um Ber- 
nensium, Band 3, Bern 1880, S. 559. 

4 Fontes Rerutn Bernensium, Band 2, Bern 1877. S. 573. Juden- 
schulden veranlaßten 1259 einen Herrn von Montenach zum Verkauf eines Gutes, 
a. a. 0. S. 492; doch erfahren wir nicht, wo seine Gläubiger wohnten. 

Haller, Dissertation. 1 
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Urkunden häutig vor. Bekannt ist die dortige Judenverfolgung, die 
durch einen Schiedsspruch Konig Adolfs vom Jahre 1294 ihre Er- 
ledigung fand. 1 Die erste Nachricht über Juden in Zürich stammt 
aus dem Jahr 1273; der Richtebrief von 1304 enthält Bestimmungen 
über sie, die aus einer altern Rezension herübergenommen zu sein 
scheinen und daher für die Anwesenheit einer größern Zahl an» 
Knde des dreizehnten Jahrhunderts sprechen.* Der gleiche Schluß 
läßt sich für Luzern ziehen aus den Vorschriften des ältesten Stadt- 
buchs über den Verkauf des Fleisches geschächteter Tiere. 8 Im vier- 
zehnten Jahrhundert müssen die Juden in der Schweiz zahlreich und 
weit verbreitet gewesen sein; im Pestjahr 1348 kam es allenthalben 
zu Judenverfolgungen. Wir haben aus dieser Zeit Nachrichten von 
ihnen aus allen Teilen unseres Landes. 4 

Ks war damals für eine bedeutendere Stadt fast eine Notwendig- 
keit, Hebräer aufzunehmen; denn diese waren die Träger des Handels 
und insbesondere des (ieldverkehrs. 5 Deshalb genossen sie weitgehende 
Rechte und Privilegien. Sie konnten an den meisten Orten Häuser 
eigentümlich erwerben und hatten in Basel schon im dreizehnten 
Jahrhundert eine Synagoge und einen ummauerten Begräbnisplatz: 
in Zürich erhielten sie beides im vierzehnten Jahrhundert. 6 

Auch in den kleinen Landstädten, die in späterer Zeit aus öster- 
reichischem und anderer Herren Besitz in die Gewalt der Eidgenossen 
übergingen, treffen wir da und dort .luden; nach der Eroberung des 
Thurgaus bilden Klagen der Bürger von Steckborn, Rheinau und 
Dießenhofen über Bedrückung durch die ansässigen Hebräer ein 
häutiges Traktandum der Tagsatzung. Aus dem Gebiete des heutigen 
Aargaus dagegen vernehmen wir in jenen Zeiten von niedergelassenen 
Israeliten nicht viel. Die Judenverfolgung von 1348 ging in der 

1 Die darauf bezüglichen Urkunden sind im 3. Band der Fontes abgedruckt. 

* Dr. Emil Bär, die Juden Zürichs im Mittelalter, im Zürcher Taschen- 
buch auf das Jahr 1896 S. 119. Der Richtebrief der Bürger von Zü- 
rich ist abgedruckt im Archiv für Schweizer geschichte Band 5, Zürich 
1847, S. 261, 263 f. 

"Kopp, (jesrhichlsblätter der Schweiz, Band 1, Luzern 1854, S. 347. 

* Vgl. die Angaben bei Ulrich, ferner Eugen lluber, System und Ge- 
schichte des schweizerischen Privatrechts, 4. Band, Basel 1893, S. 288 N. 15. 

5 Stobbe a. a. 0., S. 103 ff. 

9 Urkundenbuch der Stadt Basel, Bd. 1, S. 319; Ulrich S. 445 ff., 
458 f.; Zürcher Stadtbücher des 14. und 15. Jahrhunderts, Band 1, 
Leipzig 1899, S. 157, 269 f.; Ulrich S. 434 ff. 
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Schweiz von Zofingen aus; 1 es werden also in dieser Stadt damals 
Hebräer gewohnt haben. In Zürcher Urkunden wird 1384 ein Jude 
Josef von Baden, 1393 Isaak von Baden, 1396 Israel der Jude von 
Brugg genannt, die aber in Zürich angesessen, also aus dem Aargau 
wieder weggezogen waren. 2 In Mellingen werden Juden im Jahre 
1404 erwähnt. 1 Ysayas der Jud von Lenzburg hat zwischen 1415 
und 1421 eine Judeneidesformel nach Aarau gebracht. 4 Bremgarten 
beanspruchte 1481 das Recht, den Hebräern das Geleit, d. h. das 
Wohnrecht in der Stadt zu erteilen; 5 nach einer zürcherischen Rats- 
erkenntnis von 1431 durften Juden aus Bremgarten und Mellingen 
auf dem israelitischen Friedhof in Zürich beerdigt werden." 

In der Grafschaft Baden, die später das einzige Asyl der 
Juden in der Schweiz werden sollte, scheinen sich im Mittelalter 
ihrer nur wenige aufgehalten zu haben. Das Grafschaftsurbar meldet, 
daß alle Juden, die zu Baden in der Stadt Wohnung haben wollen, 
das Geleit vom Vogt anstatt der Herrschaft erwerben sollen; 7 es 
müssen also einmal Hebräer dort gewohnt haben, was durch die eben 
erwähnten Zürcher Urkunden bestätigt wird. Außerdem rindet sich 
über für Baden keine Spur von ansässigen Juden; es hat also wohl 
seit Anfang des fünfzehnten Jahrhunderts dort keine mehr gegeben. 8 

'Ulrich S. 157 ff. H. Grätz, Geschichte der Juden, Band 7, Leipzig 
Ml S. 387 ff. 

«Ulrich S. In ff. 

'Theodor von Liebenau, die Stadt Mellingen, in Argovia, Jahres- 
schrift der historischen Gesellschaft des Kantons Aargau, Band 14, Aarau 1884, S.88. 

* Stadtrecht von Aarau. (Sammlung schweizerischer Rechtsquellen; 
16. Abteilung: die Rechtsquellen des Kantons Aargau; 1. Teil: Stadtrechte; 
Band 1), Aarau 1898, S. 72. 

6 Abschiede 3 Abt. 1 S. 99 I. 

6 Ulrich S. 38; Bär a. a. 0. S. 139. 

7 Urbar der Grafschaft Baden, Argovia Band 3, Aarau 1864, S. 196. 

8 Barth. F ricker, Geschichte der Stadt und Bäder zu Baden, Aarau 1880, 
S. 515 ff., schließt dies mit Grund auch daraus, daß der eben erwähnte Zürcher 
Katsbeschluß von 1431 über die Benutzung des Judenfriedhofs das befreundete 
und benachbarte Baden nicht erwähnt. Auch aus den Urkunden des Stadt- 
archivs zu Baden im Aargau (herausgegeben von Dr. Friedrich Emil 
Welti, Bern 1896/99, 2 Bände) ergeben sich keine Anzeichen für häusliche 
Niederlassung von Juden, soweit Namenregister und Überschriften auf den In- 
halt der Urkunden schließen lassen. Im Jahre 1369 bewilligten die Herzöge von 
Österreich der Stadt die Errichtung einer Wechselbank, die der Rat von Baden 
besetzen sollte „mit ainem erbeten manne, der darumbe ainen leiplichen aid swere 
smo den heiligen", also mit einem Christen (a. a. 0. Bd. 1, S. 84, auch abgedruckt 
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Im Jahre 1475 rügte die Tagsatzung, daß „die von Kaiserstuhr 
einige Juden in ihre Stadt aufgenommen hätten. 1 Das ist alles, was 
über Juden in der Grafschaft Baden vor dem siebzehnten Jahrhundert 
zu finden ist. 8 

Die Veränderung der wirtschaftlichen Verhältnisse am Ausgang 
des Mittelalters machte die Juden als Vermittler des Verkehres über- 
flüssig; sie wurden für die christlichen Kautieute zu lästigen Konkur- 
renten. Deshalb sehen wir eine Handelsstadt nach der andern die 
Hebräer vertreiben und ihre fernere Aufnahme untersagen; freilich 
nicht ohne Rückfälle, weil dabei dem Gemeinwesen eine ergiebige 
Finanzquelle verloren ging. 3 In den gemeinen Herrschafteu der YAd- 
genossen erfreute das Juden volk sich längerer Duldung, aber auch 
nicht für immer. Häufige Klagen aus dem Thurgau veranlaßten 
schließlich die Tagsatzung, auch dort die Erneuerung des Geleits zu 
versagen; im Jahr 1494 scheint, nach langem Hin- und Herschwanken, 
dieser Beschluß ausgeführt worden zu sein. 4 Von da an verschwinden 
die Juden für länger als ein Jahrhundert fast gänzlich aus den Ab- 
schieden und Urkunden, sie müssen also, wenn nicht ausnahmslos, 
doch jedenfalls zum größten Teil das Land verlassen haben. 5 An den 

im Stadtrecht von Kaden, in den Reehtsquellen des Kantons Aargau, 
1. Teil, Bd. 2, Aarau 1899, S. 16). Die Werhselbank erhielt ein ausschließliches 
Privileg für den Betrieb ihres Geschäftes in der Stadl ; vielleicht haben im Zu- 
sammenhang damit die auf S. 3 erwähnten Juden von Baden die Stadt verlassen. — 
Cuoni Jude (Urkunden des Stadtarchivs. Bd. 1, S. 14 und 52) und Hans Jud (a.a.O. 
S. 136) sind nicht Israeliten, sondern christliche Bürger von Baden. Der Ge- 
schlechtsname Jude oder Jud (latinisiert Judo, nicht Judeus) kommt, wie mix* 
Herr Dr. Hans Herzog mitteilt, im Mittelalter auch anderwärts im Kanton, na- 
mentlich im Freiamt und in Bheinfelden, vor, ohne auf Hebräer zu deuten. 
1 Abschiede 2, S. 524 in. 

8 Die Veröffentlichung der aargauischen Reehtsquellen, die gegenwärtig im 
Gange ist, mag freilich noch Manches zu Tage fördern. 

8 Über die Zeit der Vertreibung an den einzelnen Orten vgl. Ulrich. Die 
Bewegung war nicht auf die Schweiz beschränkt, sondern trat auch in den deut- 
schen Städten ziemlich gleichzeitig und in ganz ähnlicher Weise hervor: vgl. Stobbe 
a. a. ü., in den Abschnitten üher die einzelnen Städte. 

4 Abschiede 3 Abt, 1 S. 322 d und e, 384 e, 400 d, 440 p, 441 f, 443 e, 
444 d und 447 c. 

5 1537 bittet David, der Jud zu Bremgarten, die Tagsatzung um ferneres 
Geleit; die Gemeinde bezeugt ihm, daß er sich ehrbar halte. Abschiede 4 Abt.lc. 
S. 849 z. Dies ist die einzige Erwähnung eines ansässigen Juden in den Ab- 
schieden des 16. Jahrhunderts. Bei Ulrich finden sich aus dieser Zeit Nach- 
richten von Juden in Winterthur und Schaffhausen, a. a. 0. S. 29 f., 212 f. 
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wenigsten Orten wurde ihre haushäbliche Niederlassung noch geduldet, 
und selbst den vorübergehenden Aufenthalt gestattete man ihnen 
selten und ungern. 1 

2. In der neueren Zeit. Erst die Quellen aus dem Anfang des 
siebzehnten Jahrhunderts geben wieder Kunde von ansässigen Juden 
in größerer Zahl. Aber jetzt erscheinen sie nicht mehr, wie im Mittel- 
alter, in den bedeutenderen Städten. Sie hatten längst aufgehört, 
zum wirtschaftlichen Gedeihen des Ortes, der sie aufnahm, beizu- 
tragen; man brauchte ihre Dienste im großen Handels- und Geld- 
verkehr schon lange nicht mehr. Sie waren jetzt lediglich eine Last 
und Gefahr für die Bevölkerung, und die Einnahmen, die sie dem 
Fiskus brachten, wogen diesen Nachteil entfernt nicht auf. Daher 
wurden sie im unmittelbaren Gebiete eines eidgenössischen Standes 
selten mehr zugelassen und auch da, wo sie sich Aufnahme zu ver- 
schaffen wußten, bald wieder ausgetrieben. So erkannte der Rat von 
Zürich im Jahre 1634, das gottlose Judengesind solle aus sämtlichen 
zürcherischen Gerichten und Gebieten verwiesen sein; 2 und Bern hieß 
in einer Verordnung von 1648 alle Juden das Land räumen. 3 Anders war 
es in den gemeinen Herrschaften; dort schalteten die Landvögte, die 
von der Duldung der Juden beträchtlichen Gewinn zu erwarten hatten, 
und auch die Tagherren waren für derartige Erwägungen nicht unzu- 
gänglich. Daher ließen die Hebräer sich jetzt vorzugsweise in den 
genieinen Vogteien nieder; sie werden zuerst im Rheinthal, dann zu 
Klingnau in der Grafschaft Baden, dann auch im Thurgau erwähnt. 
Auch hier freilich kamen sie nicht ohne Schwierigkeiten an; 1608 
beauftragten die fünf katholischen Orte den Landvogt im Rheinthal, 
die Juden aus der Vogtei wegzuschaffen, 1612 beschlossen sie, ihren 
Gesandten nach Baden Instruktionen über die Abschaffung der Juden 
zu Klingnau mitzugeben. 1622 erachtete die Tagsatzung der drei- 
zehn Orte es für ratsam, daß die in der Grafschaft Baden und anders- 
wo in der Eidgenossenschaft wohnenden „hebräischen Juden" aus 
dem Lande gewiesen würden, weil „der verbotene, eigennützige und 
ganz schädliche Aufwechsel" 4 meist von ihnen listig und heimlich be- 

1 Vjfl. Abschiede 4 Abt. 1 a S. 753 v und 755 Zif. 8. 
* Ulrich S. Iii) f. 

3 J. Leuenberger . Studien über bernische Uerhtstresehichte. Bern 1873, 
S. 1!'7. 

4 ü. h. der Aufkauf von truteu Münzen zur Ausfuhr oder zum Einschmelzen. 
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trieben werde und sie auch sonst den armen Unterthanen das Blut 
unter den Nägeln hervorsögen. Aber trotz diesen Beschlüssen, die 
später noch mehrfach wiederholt worden sind, blieben die Juden im 
Lande und vermehrten sich während des dreißigjährigen Krieges be- 
trächtlich. 1 

3. Die beiden aargauischen Judendörfer. Die veränderten Ver- 
hältnisse äußerten sich auch darin, daß die Israeliten sich jetzt nicht 
mehr ausschließlich in den Städten, sondern ebensogut in Dörfern 
ansiedelten. Von den kleinen Städten der Grafschaft scheint einzig 
Klingnau in dieser Zeit Juden aufgenommen zu haben. Die Stadt 
Baden behauptete im Jahre 1641 , es sei ihr schon vor Jahren er- 
laubt worden, alle Juden in ihren Gerichten abzuschaffen. 2 Jedenfalls 
sind die Städte nicht gezwungen worden, ihnen Wohnung zu gewähren; 
und sie waren wenig geneigt, dies freiwillig zu thun. Deshalb suchten 
die Israeliten ihre Zuflucht jetzt auf dem Lande, wo die Bauern sie 
zwar auch nicht gerne kommen sahen, aber ihre Aufnahme doch 
weniger leicht zu hindern vermochten als die besser organisierten 
und bevorrechteten städtischen Bürgerschaften. 

Die Juden haben daher seit ihrem Wiedererscheinen in der Graf- 
schaft hauptsächlich und später ausschließlich in zwei Dörfern, Ober- 
endingen und Oberlengnau, gewohnt 8 und sich dort nach und nach 
als Korporationen organisiert. Wann zum ersten Mal Hebräer sich 
in diesen Ortschaften ansiedelten, ist nicht mit völliger Sicherheit 
und Genauigkeit festzustellen. Die Tagsatzungsabschiede aus der 

1 Abschiede 5 Abt. 1 S. 1409 Art. 52, S. 1456 Art. 81 und 82; 5 Abt, 2 
S. 1490 Art. 47, S. 1598 Art. 492 und 493, S. 1640 Art, 153 und 154, S. 1687 
Art. 145 und 146. 

'In einem Schreiben an Luzern, Fricker a.a.O. S. 519. 

8 Im Thurgau waren die Verhältnisse ähnlich. Nach einem bei Ulrich 
(S. 252 ff.) abgedruckten Briefe aus dieser Zeit befanden sich 1643 in dem Dorfe 
Mannnern vierundzwanzig Judcnhaushaltungcn, von denen sechs als bleibend und 
seßhaft bezeichnet werden. Abschiede 5 Abt. 2 S. 1598 Art, 493 (von 1639) 
wird ein Jude erwähnt, der in der Gemeinde Kmmishofen wohnt, In den Städten 
des Thurgaus scheinen sich damals keine Hebräer niedergelassen zu haben. An- 
ders im Hheinthal. wo sie sich namentlich in Rheineck aufhielten. Die gleiche 
Erscheinung findet sich in Deutschland. Nach einem Aufsatz in der Beilage 
zur allgemeinen Zeitung (Nr. 56, München, 8. März 1900, Zur Geschichte 
der Juden im Mittelalter, von Dr. Klaus) wurden die Juden nach der Tron- 
besteigung Kaiser Maximilians aus Schwäbisch Gmünd vertrieben, scheinen sich 
aber später in Ortschaften in der Nähe der Stadt aufgehalten zu haben. 
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ersten Hälfte des siebzehnten Jahrhunderts sprechen regelmäßig nur 
von der badischen Judenschaft im allgemeinen, ohne Angabe ihrer 
Wohnsitze ; eine Ausnahme bildet einzig ein Abschied der katholischen 
Orte von 1612, worin die Abschaffung der Juden zu Klingnau ange- 
regt wird. Auch in den Akten des Grafschaftsarchivs werden in 
dieser Zeit nur Juden von Klingnau erwähnt. Man wird hieraus 
schließen dürfen, daß sich eine größere Zahl im ersten Drittel des 
siebzehnten Jahrhunderts nur in diesem Städtchen fand, in den beiden 
Dörfern also damals noch wenig oder keine Hebräer angesessen waren. 1 

1633 wurde in Zürich Samuel Eiron, ein Jude, „der sonsten zu 
Lengnau in der Grafschaft Baden wohnhaft wäre" und in Geschäften 
nach der Stadt gekommen war, wegen Lästerung der heiligen Drei- 
faltigkeit enthauptet.* Dieser Unglückliche ist der erste Jude von 
Lengnau, den ich erwähnt finde. Im Jahr 1658 haben die Vorge- 
setzten der Gemeinde Lengnau vom Landvogt die Ab- und Hinweg- 
schaffung der Juden verlangt, sind jedoch abgewiesen worden. 3 Im 
Jahre 1679 traf der Rat der Stadt Baden eine Verfügung „wegen der 
juden zoll halber 11 und bestimmte dabei unter anderem, was sie zu 
zahlen hätten, wenn sie „geraden ivegs von Lengnauto nacher Hüt- 
tigkhen vnd selbiger enden reiten vnd reisen." * Es war also die 
Regel, daß ein Jude von Lengnau her nach Baden kam. Die Juden 
von Endingen finde ich zum ersten Mal im Jahre 1678 erwähnt: sie 
beklagen sich gemeinsam mit ihren Glaubensgenossen von Lengnau 
über Beschimpfungen, denen sie bei ihren Reisen in der Grafschaft, 
namentlich zu Klingnau und Döttingen, ausgesetzt seien. 5 

Wir finden also, daß im Jahre 1612 und noch später die Juden 
ausschließlich oder doch hauptsächlich in Klingnau wohnten, während 



1 Nach F ricker a. a. 0. S. 518 blieben bei der Vertreibung am Ausgang 
des 15. Jahrhunderts „in den geineinen Herrschaften, besonders in der Grafschaft 
Baden, zu Klingnau, Endingen und Lengnau noch manche Juden zurück." Diese 
Behauptung ist aber in keiner Weise belegt und beruht wohl nur auf einer Ver- 
mutung, die vor näherer Prüfung nicht Stand hält. 

»Ulrich S. 80 f., nach den „Actis Ecclesiasticis, die im Antistitio liegen". 

3 Konzept des die Juden schützenden Rezesses vom 23. Juli 1658 im Ar- 
ohiv der Grafschaft, Bündel 1 Nr. 5; das Original abgedruckt bei Ulrich 
S. 273. 

4 Stadtrecht von Baden S. 352. 

'Archiv der Grafschaft, Bündel 2 Nr. 5. Juden von Endingen wer- 
den schon im 15. Jahrhundert genannt ; so in dem S. 6 N. 3 a. E. zitierten Aufsatz. 
Aber es ist nicht das aargauische Dorf, sondern das Städtchen Endingen bei 
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\ ein in Lengnau ansässiger Hebräer zum ersten Mal 1633 erwähnt 

V wird. 1658 finden sich Juden zu Lengnau in größerer Zahl. 1678 

t gab es solche auch in Endingen, während in Klingnau die frühere 

Duldsamkeit einer stark judenfeindlichen Stimmung Platz gemacht 
hatte, bei der das Städtchen kaum mehr ein erträglicher Wohnsitz 
für Israeliten sein konnte. Nach 1620 werden dort keine mehr er- 
wähnt, und ebensowenig in andern Gemeinden der Grafschaft mit 
Ausnahme der beiden Dörfer. Diese Thatsachen lassen folgende Ver- 
mutungen über die Entstehungszeit der aargauischen Judengemeinden 
als gerechtfertigt erscheinen: 

In Lengnau mögen die ersten Judenfamilien sich um das Jahr 
1633 oder wenig vorher angesiedelt haben. Hiefür spricht der Um- 
stand, daß der Landvogt im folgenden Jahr von der Tagsatzung zum 
Bericht aufgefordert wurde, warum er seit der letzten Jahrrechnung 
wohl zwanzig jüdischen Haushaltungen den Wohnsitz in der Graf- 
schaft bewilligt habe. 1 Diese vielen Familien müssen irgendwo in 
der Grafschaft Unterkunft gefunden haben, da nirgends ihre Ver- 
treibung berichtet wird ; es liegt am nächsten zu denken, daß sie 
sich in Lengnau niederließen und die Gründer der dortigen Juden- 
gemeinde geworden sind. Die Ansiedelung in Oberen dingen ist 
ohne Zweifel jünger, da sie erst bedeutend nachher erwähnt wird 
und auch das Verhältnis der Judenschaft zur christlichen Gemeinde 
dort viel später obrigkeitlich geregelt wurde als in Lengnau. 2 1658 
waren wohl noch keine oder doch nicht viele Juden in Oberendingen; 
sonst hätten die Vorsteher dieses Dorfes sich damals dem Begehren 
ihrer Nachbarn von Lengnau um Weg Weisung der Juden jedenfalls 
angeschlossen. Die Hebräer waren darauf angewiesen, Häuser von 
Christen zu mieten, da sie keine eigenen besitzen durften ; 8 sie werden 
sich in Oberendingen niedergelassen haben, als sie in Lengnau keine 
Wohnungen mehr fanden. Im Juli 1678 beschwerten sie sich über 
ein Komplott der christlichen Einwohner Lengnaus, „keinem Juden 



Freiburg im Breisgau gemeint, wo sich gegen den Ausgang des Mittelalters Ju- 
den in größerer Zahl befanden, bis im Jahr 1470 wegen einer Mordthat einzelne 
verbrannt und die übrigen vertrieben wurden. Vgl. Karl v. Amira, das En- 
dinger Judenspiel (Neudrucke deutscher Litteruturwerke des 16. und 17. Jahr- 
hunderts Nr. 41, Halle 1883). 
1 Ulrich S. 273. 

* Siehe hierüber unten g 2 Zif. 3. 
8 Siehe unten § 3 Zif. 2. 
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mehr Unterschiauf zu geben", worauf die Gesandten der regierenden 
Orte sie schützten; 1 etwa einen Monat später treten zum ersten Mal 
die Juden von Endingen auf. 2 Sie haben sich also in diesem Dorfe 
wohl zwischen 1658 und 1678 angesiedelt, wahrscheinlich nicht lange 
vor dem letztern Jahr und deshalb, weil sie in Lengnau keine Woh- 
nungen mehr mieten konnten. Diese Vermutung wird gestützt durch 
den angeführten Ratsbeschluß von Baden, der von den Juden spricht, 
die von Lengnau herkommen; die Judenschaft von Endingen scheint 
damals, d. h. im Jahr 167fi, noch keine große Bedeutung besessen 
zu haben. 8 

Eine zweite Frage, auf die eine völlig genaue Antwort auch 
nicht gegeben werden kann, ist die, woher die Juden gekommen 
sind. Bronn er nimmt an, sie hätten sich infolge des Tagsatzungs- 
beschlusses von 1622, der ihre Verweisung anordnete, aus den andern 
Vogteien in die Grafschaft gezogen. 4 Aber jener Ausweisungsbeschluß 
betraf in erster Linie gerade die badischen Juden und ist daher 
schwerlich in den andern Vogteien durchgeführt worden und nur in 
der Grafschaft nicht, für die er doch erlassen war. Auch werden 
nach 1622 noch oft und lange Zeit Juden im Thurgau und Rheinthal 
erwähnt. 5 Endlich ist der Kern der badischen Judenschaft nicht 
schon 1622 oder unmittelbar nachher, sondern erst 1633 ins Land 
gekommen. Die späteren Ausweisungsbeschlüsse bezogen sich aller- 
dings nicht mehr auf die Grafschaft, die badischen Israeliten mögen 
daher in der Folge Zuzug aus den andern gemeinen Herrschaften 
erhalten haben; aber zu dieser Zeit war die Ansiedelung in Lengnau 
schon seit Jahrzehnten vorhanden. Das Wahrscheinlichste ist, daß 
die zwanzig Haushaltungen, die wir als die Gründer der Juden- 
gemeinde Lengnau betrachten müssen, infolge des dreißigjährigen 
Krieges aus Deutschland gekommen sind. Auf diese Herkunft weist 
ein Teil ihrer Geschlechtsnainen hin, die allerdings in den Quellen 

1 Ulrich S. 273 f. 

s Vgl. oben S. 7 zu K. 5. 

9 Zwingend ist dieser Schluß allerdings nicht ; die Straße von Hödingen 
nach Baden geht durch Leuguau, auch ein Endiiiger Jude kam also in der Regel 
von Lengnau her in die Stadt. 

4 Franz Xaver Bronner, der Kanton Aargau (Historisch -geographisch- 
statistisches Gemälde der Schweiz 16. Band 1. Teil). Band 1, St. Gallen und Bern 
1844, S. 201. 

6 1638 beklagt sich Rheineck, daß es durch eine große Zahl von Juden be- 
lästigt werde, Abschiede 5 Abt. 2 S. 1640 Art. 153. 
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erst später erscheinen, aber doch nicht erst in der Grafschaft ent- 
standen sein können. 1 Den Eintiuß des Krieges auf die Einwande- 
rung bestätigt die Tagsatzung selber: die „durchgehende Reformation 
über die gemeinen teutfchen Vogteyen der Eydtgnofchaft" von 1653 
und 1654 gestattete den bereits ansässigen Juden das fernere Ver- 
bleiben in der Grafschaft, aber in „der Hoffnung, dass villicht zue 
beständigen Fridenszeiten fy /ich felbst nach Teut/chland vnd vsert 
die Eidtgno8chaft begeben möchten"* 

4. Die Beschränkung auf die Grafschaft Baden und die beiden 
Dörfer. Während die „durchgehende Reformation" in dieser Weise 
die Duldung der Juden in der Grafschaft Baden erneuerte und nur 
die Neuaufnahmen untersagte, sprach sie die „Abschaffung der Juden" 
für alle übrigen Vogteien aus, 8 nachdem schon vorher der Beschluß 
gefaßt worden war, man wolle an Orten, wo sich noch keine be- 
fänden, sie auch in Zukunft nicht zulassen, vielmehr solle darauf 
gesehen werden, daß sie nach Deutschland zurückkehrten. 4 Die Ver- 
treibung, die schon vorher wiederholt beschlossen war, wurde dies- 
mal wirklich durchgeführt: von da an bis zum Untergange der alten 
Eidgenossenschaft ist den Juden nirgends in der Schweiz bleibender 
Aufenthalt gestattet gewesen als in der Grafschaft Baden. 

Einstweilen stand den geduldeten Israeliten noch frei, sich inner- 
halb dieses Gebietes niederzulassen, wo es ihnen beliebte. In den 
Erkenntnissen der Gesandten von 1658 und 1678, wodurch die Dul- 
dung der Juden bestätigt und die Ausschließungsabsicht der Vorsteher 

1 Einige tragen lokalen Charakter und deuten auf Mitteldeutschland hin, 
wie Oppenheim, Braunschweig; die meisten sind auch in Deutschland verbreitet, 
wie Dreifuß, Bollag, Weil. Guggenheim. Das älteste Beispiel eines solchen Ge- 
schleehtenamens finde ich in einer Urkunde von 1696, die vom Landvogt für 
„Jud Maram Guggenheiinb von Lengnauw" ausgestellt ist; Archiv der Graf- 
schaft, Bündel 2 Nr. 7. Ein Urteil von 1700 (Bündel 3 Nr. 1) enthält diesen 
Namen mehrfach und außerdem Treyfuß und Polagg. 

* Abschiede 6 Abt. 1 S. 1733 (Abscliaffung der Juden). 

8 „E« soll auch fürohin in allen vnseren Vogteyen keine Juden mehr hus~ 
heblich nii ingelassen noch geduldet werden, vorbehalten die in der Grafschafft 
Baden, welcher Zahl aber auch nit soll gemehrt werden. 1 " 1 Darauf folgt der im 
Text wiedergegebene Nachsatz (der Hoffnung etc.) Im Thurgau „foll ein jeder 
Landvogt derfelben fli/ßg nachgehen vnd difes gfindt nit gedulden, fondern vom 
Jjindt verweif en vnd rertriben, u Abschiede a. a. 0. S. 1737 (der Heyden, Zigi- 
ner vnd Juden halber), 

* Abschiede 6 Abt. 1 S. 1142 Art. 112. 
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von Lengnau vereitelt wurde, 1 ist erklärt, wenn ein Jude in einem 
Flecken oder Dorfe der Grafschalt Wohnung finden möge, so solle 
niemand ihn daran hindern. Den Städten wurde nach dem Wort- 
laut der beiden Rezesse ihre Aufnahme nicht mehr zugemutet, wäh- 
rend noch 1641 die Tagsatzung beschlossen hatte, es solle bei dem 
buchstäblichen Inhalt des Urbars verbleiben, wonach der Landvogt 
in der Stadt Baden auch den Juden das Geleit geben könne.* Doch 
war von diesem Rechte nie Gebrauch gemacht worden. Die Be- 
stimmung von 1658 und 1678 ging später ohne die Beschränkung 
auf Flecken und Dörfer in die Schirmbriefe über und ist bis 1760 
regelmäßig erneuert worden. 5 Thatsächlich haben aber während die- 
ser ganzen Zeit die Juden nur in Oberendingen und Oberlengnau 
gewohnt und von der Erlaubnis, sich anderwärts niederzulassen, 
keinen Gebrauch gemacht. Im Jahre 1774 beschloß die Jahrrech- 
nungstagsatzung der drei regierenden Orte, ihnen die beiden Ge- 
meinden als ausschließliche Wohnsitze anzuweisen, und diese Be- 
stimmung ist 1776 in den Schirmbrief aufgenommen worden.* Prak- 
tisch änderte sich dadurch für den Augenblick nichts; aber im neun- 
zehnten Jahrhundert ist diese Eingrenzung zu großer Bedeutung ge- 
langt, da sie in die aargauische Gesetzgebung überging und im Prin- 
zip bis 1862 in Geltung blieb. 

Warum die Juden, während man sie sonst überall vertrieb, ein- 
zig in der Grafschaft Baden geduldet wurden, darüber lassen sich 
nur Vermutungen aufstellen. Ursprünglich hatte die Tagsatzung sie 
aus allen Gebieten wegweisen wollen; ein solcher Beschluß war 1646 
bereits gefaßt worden: die Juden sollten nach dem Zurzacher Verenen- 
markt in acht Tagen die eidgenössischen Vogteien verlassen. Der 
Undvogt von Baden wandte aber ein, er habe ihnen für die Dauer 
seines Amtes bereits das Geleit erneuert, worauf die Tagsatzung bis 
zum Ablauf dieser Frist zu warten beschloß. 1648 ging die Land- 
vogtei an Bern über. Die fünf katholischen Orte verlangten, daß 



1 VjeI. oben S. 7 i\. 3 und S. 9 zu X. 1. 

1 Abschiede 5 Abt. 2 S. 1687 Art. 146. Der Rut von Baden gebot 1655, 
.e* falle niemand keinen Juden beherbergen, bei /traf $()ff*: 1658 schärfte er 
den Wirten das Verbot neu ein und gestattete eine Ausnahme bloLi für durch - 
reisende Juden oder solche, die vor Obrigkeit zu schaffen hüllen. Stadtrecht 
von Baden S. 330 und 333. 

s Ober die Schirmbriefe siehe £ 2 Zif. 2 

* Abschiede 7 Abt. 2 S. 870 f., Art. m bis 4% Zif. 1. 
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nun mit der Vertreibung ernst gemacht werde. Bern aber wehrte 
sich dagegen, daß man bei seinem Landvogt beginne; es schlug vor 
zu warten, bis die Reihe wieder an den Vorort Zürich komme. Die 
Tagsatzung entsprach dem Begehren, die zürcherische Gesandtschaft 
erklärte sich einverstanden und verlangte nur von den übrigen Orten 
die schriftliche Zusicherung, daß es dann bei der Wegweisung ver- 
bleiben solle und die Juden nicht gleich nachher von den Landvögten 
aus andern Orten wieder eingelassen werden dürften. Dies wurde in 
den Abschied genommen, die geforderten Erklärungen scheinen aber 
nicht ausgestellt worden zu sein; 1 einige Jahre später ist, wie wir 
gesehen haben, die fernere Duldung der Juden in der Grafschaft 
beschlossen worden. Zwar hat die Tagsatzung 1658 nochmals aus- 
gesprochen, man werde sie auch von hier wegweisen, wenn der 
Umgang vollendet sei und die Landvogtei wieder an Zürich falle. 4 
Aber zur Vollziehung kam der Beschluß wieder nicht. Es mag da- 
bei mitgewirkt haben, daß sie sich hier in größerer Anzahl fanden 
als in den ostschweizerischen Vogteien; es war deshalb leichter, sie 
dort zu vertreiben als hier; auch war die Einnahmsquelle, die da- 
durch den Landvögten abgegraben worden wäre, hier um so größer. 
Diese Erwägung war dem Duldungsbeschlusse sicherlich nicht fremd; 
wir erkennen sie in dem geschilderten Verhalten Berns und- den Be- 
sorgnissen Zürichs. Im Jahr 1695 sah die Tausatzung sich veranlaßt, 
wegen der überhandnehmenden Ungerechtigkeiten, namentlich auch 
in der Verwaltung der gemeinen Vogteien, „heilsam zu reflektieren" 
und einen „daherigen Spiegel" sich vorzuhalten und in den Abschied 
zu nehmen, worin sie aussprach, daß der verfluchte Judenschwarm 
eine rechte Pestilenz im Lande sei und die Obrigkeiten es vor Gott 
nicht verantworten könnten, wenn sie ihre armen Unterthanen diesen 
müßiggehenden Wölfen in den Rachen stießen. 3 Das hinderte aber 
die Tagsatzung des folgenden Jahres nicht, der Judenschaft einen 
Schirmbrief auf sechzehn Jahre auszustellen, wofür diese jedem 
Herrn (d. h. Gesandten) acht Taler und jedem Diener einen halben 
bezahlen mußten 4 — Immerhin wird doch auch in Betracht zu ziehen 
sein, daß die Grafschaft verkehrsreicher war als die östlichen Vogteien. 

1 Abschiede 5 AM. 2 S. 1687, Art. 148 bis 151. 
»Abschiede 6 Abi. 1 S. 1311, Art. 185. 
3 Abschiede 6 Abt. 2 S. 063 b und 567. 

* Abschiede 6 Abt. 2 S. 1965 ; Art. 280 und 281. Ulrich S. 279. Im 
Jahrrechmuiffsabschied von 1652 findet sich aus dein Rheinthal die Klage, daß 
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weshalb die Juden hier leichter ihren Erwerb linden und das Land- 
volk weniger bedrücken mochten als anderswo. Ihre Gemeinden 
lagen ungefähr in der Mitte zwischen der Stadt Baden, deren Bäder 
zahlreiche Fremde anzogen, und dem Flecken Zurzach mit seinen 
berühmten und blühenden Messen 1 ; man wird annehmen dürfen, daß 
die Juden gerade dieser Verhältnisse wegen in größerer Zahl nach 
der Grafschaft gekommen waren als anderswohin. 2 Dies erklärt uns 
auch, warum die Bevölkerung sich hier anfänglich selten über die 
Juden beklagte, während vor 1653 aus den östlichen Herrschaften 
häutige Beschwerden bei der Tagsatzung eingingen. Nur dreimal 
haben während des siebzehnten Jahrhunderts Einwohner der Graf- 
schaft die Ausweisung der Juden von der Obrigkeit verlangt: 1641 
der Rat von Baden, 8 1658 und 1678 die Vorsteher von Lengnau: 
bei dieser Gemeinde ist es auch ohne die Annahme besonderer 
Bedrückung verständlich, daß sie die zahlreiche Ansiedlung in ihrem 
Gebiete nicht gerne sah; Baden mag die Konkurrenz empfun- 
den haben, welche der jüdische Handel seinen Gewerbetreibenden 
machte. — In der zweiten Hälfte des siebzehnten Jahrhunderts be- 
gann der Niedergang der Zurzacher Messen;* von da an scheint die 
Bevölkerung die Juden in steigendem Maße als Last empfunden zu 
haben. Zahlreiche Mandate der Tagsatzung und der Landvögte stellten 
schützende Bestimmungen auf, aber ohne großen Erfolg. 1756 und 
1769 erhoben sämtliche Untervögte der Grafschaft in langen Me- 
morialen eine Reihe von Beschwerden gegen die Hebräer und ver- 
langten dringend ihre Vertreibung. 5 Doch begnügten die Stände sich 
mit der Ergänzung und Erweiterung der Mandate: sie erachteten 



Zigeuner und Heiden dort den Unterthanen viel Schaden brächten, aber oft für 
Geschenke von den Landvögten AufenthaltsbewilligunK erhielten, und ebenso die 
Juden; Abschiede 6 Abt, 1 S. 1224 Art. 20. 

1 Über diese orientiert Dr. Hans Herzog, Die Zurzacher-Messen, im Ta- 
schenbuch der historischen Gesellschaft des Kantons Aargau für 
das Jahr 1898, S. 1 ff. 

' Vgl. Herzog a. a. 0. S. 28. 

»Abschiede 5 Abt. 2 S. 1687, Art. 146. 

* Herzog a. a. 0. S. 11 ff. 

6 Das Memorial von 1756, samt der Verteidigung der Juden, abgedruckt 
bei Ulrich S. 485 ff.; beide sind erwähnt Abschiede 7 Abt. 2 S. 868. Art. 481 
B«d 489. Abschriften der Memoriale und Entgegnungen im Archiv der Graf- 
schaft, Bündel 9 Nr. 6; 10 Nr. 1, 2 und 4. 
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es wohl nicht mehr für zulässig, ihnen nach mehr als hundertjähriger 
Duldung den ferneren Aufenthalt zu verbieten. 

Die häufigen Khigen aus späterer Zeit hängen aber nicht bloß 
mit den allgemeinen wirtschaftlichen Zuständen der Grafschaft zu- 
sammen; der Druck wurde gesteigert durch die starke Vermehrung 
der Juden, die weniger in den gelegentlichen Neuaufnahmen als in 
dem Kinderreichtum der jüdischen Familien ihre Ursache hatte. Im 
Jahre 1702 fanden sich in beiden Gemeinden zusammen nur fünf- 
unddreißig israelitische Haushaltungen; 1 1774 waren es ihrer hundert- 
undacht ;* sie hatten sich also in zweiundsiebzig Jahren verdreifacht. 

B. Rechtliche Stellung. 

§ 2. Allgemeines, 

I, Die jüdische Nationalität. Die Juden waren nicht Volksge- 
nossen, sie galten wegen ihrer Abstammung und Religion als Fremde; 
vielfach werden sie gleichzeitig mit den Gawertschin oder den Lam- 
parten genannt und in die gleiche Hechtsstellung gewiesen. 3 Ks hat 
keinen andern Sinn, wenn Kaiser Karl IV. alle „Kawerzin, Wuocher 
und Juden*' zu Zürich als Reichskammerknechte in Anspruch nimmt; 4 
denn da kein Volksgenosse Zins nehmen durfte, waren alle Wucherer 
notwendig Fremde. Die Meinung war dabei die, daß die Juden wirk- 
lich einer eigenen Nation angehörten und, gleichviel wo sie ihren 
Wohnsitz hatten, mit allen ihren Stammesgenossen eine Gemeinschaft, 
ein besonderes Staatswesen bildeten/' Wir werden sehen, daß diese 



1 Bronne r a. a. 0., ßd. 1 S. 432. 

8 Beilage E zum bad ischen Jahr rech n u n gsabschied von 1774 
i nicht in der Sani in hing ). 

3 „Juden oder Gawarlschin" im Brandenburger und im Regensburger Frie- 
den, 1352 und 1355, Abschiede 1 S. 279, 281 und 292. Solothurn erhielt 1409 
von König Ruprecht die Erlaubnis, Lamparter oder Juden bei sich zu halten. 
Stobbe a. a 0. S. 24. 

4 Ulrich S. 377. Im Verlauf des Schreibens wird nur noch von Kawerzin 
und Juden, ohne den Zusatz „Wuocher", gesprochen. 

5 Im Mittelalter wird häutig von der Aufnahme der Juden ins „Bürgerrecht'' 
gesprochen (z. B. Zürcher Stadl buch er Bd. 1 S. 87 und 260, zahlreiche Auf- 
nahmen von Juden „ze Bürgern" bei Ulrich, S. 385 ff.) Doch bedeutet Bürger- 
recht hier bloß das Wohnrecht in der Stadt, nicht eine dauernde Angehörigkeit 
oder gar eine Gleichstellung mit den Christen in den öffentlichen Rechten. Vgl. 
Bär a. a. 0. S. 126, Andreas Ileus ler, Verfassungsgeschichte der Stadt Basel, 
Basel 1860. S. 261 f. 
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Auffassung, so sehr sie nach moderner staatsrechtlicher Anschauung 
der Wirklichkeit zuwiderläuft, doch selbst im Jahre 1 798 nicht über- 
wunden worden ist. 

Es fehlte nicht an Versuchen, aus der Zusammengehörigkeit aller 
Israeliten praktische Folgerungen zum Nachteil der Grafschaftsjuden 
zu ziehen. 1612 erlangten zwei Bürger von Chur von der Tag- 
satzung einen Arrest auf alle Hebräer, die sich im Gebiet der drei- 
zehn Orte und ihrer Unterthanenländer befänden oder hinein kämen, 
für den Ersatzanspruch gegen einen schwäbischen Juden, der sie 
betrogen hatte und sich ihrer Klage entzog; das Begehren war da- 
rauf gegründet worden, daß ein Jude für den andern haftbar sei. 
Auf die Beschwerde der badischen Judenschaft hoben jedoch die Ge- 
sandten der acht Orte den Arrest wieder auf. 1 Für ausländische 
Juden hafteten also die in der Grafschaft geduldeten fortan nicht 
mehr. Dagegen wurde 1641 die gemeine Judenschaft haftbar erklärt 
für den Fall, daß einer ihrer Angehörigen gestohlenes oder verdäch- 
tiges Gut gekauft habe und den Schaden nicht zu ersetzen vermöge. 2 
Im Jahre 1696 aber bestimmte der Schirmbrief, daß kein schutz- 
verwandter Jude für den andern zu bezahlen schuldig sein solle, er 
wäre denn mit ihm in Gemeinschaft oder hätte sich für ihn ver- 
pflichtet. Diese Vorschrift ist in alle späteren Schirmbriefe über- 
gegangen. 3 

Eine Unterscheidung zwischen den dauernd angesessenen und 
den blos vorübergehend das Land betretenden Juden konnte auf die 
Dauer nicht ausbleiben ; den ansässigen wurden als solchen mancher- 
lei Rechte gewährt, die den Ausländern versagt blieben. 4 Gegen das 

1 Ulrich, S. 47ö. Abschiede 5 Abt. 1 S. 1456 Art. 82. Der Rezeß, der 
den Arrest wieder aufhob, in Konzept oder Abschrift im Archiv der Graf- 
schaft, Bündel 1 i\r. I. 

•Abschiede f> Abt. 2 S. 1687 Arf. 147. Diese subsidiäre Solidarhaft hat 
nichts gemein mit der gelegentlich sich findenden Haftung der Gemeinden für 
Schaden, der in ihrem Gebiete durch ein Verbrechen entstanden ist; denn dabei 
ist die Voraussetzung, daß der Thäter unentdeckt geblieben sei. 

3 Den Text des Schirmbriefes von 169(5 — des ersten, der von der Tag- 
satzung ausgestellt wurde — habe ich nicht auffinden können. Daß er die er- 
wähnte Bestimmung enthielt, ergibt sich aus Abschiede 6 Abt. 2 S. 866 vv. 
In den von den Landvögten ausgestellten frühern Schirmbriefen stand sie wohl 
noch nicht; innerhalb der Grafschaft hätte sie bloß eine Norm für den Landvogt 
selber bedeutet, außerhalb wäre sie wirkungslos geblieben. 

4 Ob schon die eben zitierte Vorschrift von 1696 nur für die ansässigen Is- 
raeliten gelte, war zweifelhaft. Das trat hervor im sogenannten Paccatoni- 



Digitized by Google 



1 

I 



- 16 — 

Ende des achtzehnten Jahrhunderts werden die Schutzjuden gelegent- 
lich als Grafschaftsangehörige bezeichnet. 1 Die alte Auffassung wich 
allmählich neuen, vom Naturrechte beeinflußten Ideen, die sich aber 
doch noch nicht zur vollen Geltung zu bringen vermochten. 

2. Das Judengeleit. Als Fremde hatten die Juden keinen An- 
teil am Volksrecht; 8 sie wurden des Schutzes der Rechtsordnung erst 
dadurch teilhaftig, daß die Obrigkeit ihn durch Privileg erteilte, daß 
sie ihnen nach der Sprache der Quellen das „Geleit" verlieh. Unter 
Geleit verstand man zweierlei: ursprünglich war es die Zusicherung 
des Schutzes bei einer Durchreise oder einem vorübergehenden Aufent- 
halt; es konnte aber auch die Erlaubnis zu dauerndem Aufenthalt 
und haushäblicher Niederlassung bedeuten, 8 und diesen zweiten Sinn 

sehen Juden Handel (Abschiede 6 Abt. 2 S. 847 1. 866 vv, 8841, 896 c und 
948 f, sowie S. 1965 Art. 282, 283 und 285; Ulrich S. 162 ff.) Paccaton. ein 
Kaufmann von Yverdon, war im Jahr 1700 zu Nürnberg verhaftet worden, weil 
einige Juden von Furth ihn einer Mordthat beschuldigten. Die Anklage erwies 
sich als falsch. Um seinem Unterthancu eine Entschädigung zu erwirken, setzte 
Bern zwei reisende Fürther Juden zu Lenzburg in Haft und behielt sie über ein 
Jahr lang darin, obwohl sie bei der Sache persönlich gar nicht beteiligt waren. 
Die Mehrheit der Tagsatzung billigte Berns Vorgehen nicht und verwies auf den 
Schirmbrief. Bern beharrtc aber auf seinem Standpunkt. Seine Maßregel hatte 
nicht etwa den Charakter einer völkerrechtlichen Repressalie; den beteiligten Be- 
hörden wurde kein Verschulden zur Last gelegt. Ks wandte lediglich auf aus- 
ländische Hebräer das alte harte Sonderrecht an, das der Schirmbrief zu Gunsten 
der ansässigen Jiidenschaft aufgehoben hatte. Doch verursachte der Handel einen 
Jurisdiktionsstreit mit dem Markgrafen von Onolzbach (Ansbach), der die Tag- 
satzung lange beschäftigte. 

1 Die Ordnung für den Rechtstrieb in der Grafschaft Baden vom 
11. Mai 1782 fabgedruckt in: Sammlung der annoch in Kraft bestehen- 
den Ordnungen und Rechte der ehemaligen Grafschaft Baden, für die 
gegenwärtig im Kanton Aargau befindlichen Bestandteile derselben. Baden, ge- 
druckt bey Jakob Diebold, 1821, S. 61 ff.) nennt „die Schutzjuden und andere 
Grafschaftsangehörige" neben einander (a. a. 0. S. 75). 

* Über die Rechtsstellung der Juden im allgemeinen vgl. Andreas Heus- 
ler, Institutionen des deutschen Privatrechts Band 1, Leipzig 1885, S. 147 ff.: 
Otto Stobbe a. a. 0. S. 14 ff. und 42 ff., sowie Handbuch des deutschen Privat- 
rechts, 3. Auflage Band 1, Berlin 1893, S. 383 ff.; Kugen Huber a. a. 0. Bd. 4. 
S. 288, sowie die Darstellungen der deutschen Rcchtsgcsehichte. 

8 Die doppelte Anwendung des Wortes tritt hervor in einem Schreiben der 
im Thurgau regierenden Orte an den Landvogt, vom 13. August 1525 : „Item des 
juden gleits halb wellen teir dem Juden kein gleit geben, hushablich im Thurgöv 
ze toonen, doch daby dir nachgelassen, ob etwar, edel ald unedel, den juden be- 
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hat das Wort in der Regel, wenn von Erteilung des Judengeleits die 
Rede ist. 

Das Recht, Juden die Ansiedelung an einem Orte zu gestatten, 
war im späteren Mittelalter ein Bestandteil des königlichen Juden- 
regals; wir finden unter den Urkunden des vierzehnten und fünf- 
zehnten Jahrhunderts wiederholt königliche Bewilligungen an schwei- 
zerische Städte, Juden bei sich aufzunehmen. 1 In den gemeinen Vog- 
teien stand das Judenregal den Eidgenossen zu, weil die Herzoge 
von Österreich, ihre Rechtsvorgänger, es besessen hatten. Einzelne 
Städte mögen es ihrerseits von der Herrschaft erhalten haben; Brem- 
garten nahm 1481 nebst anderen Freiheiten auch solche wegen des 
Judengeleits in Anspruch. 1 Als einige Jahre vorher „die von Kaiser- 
stuhl" einige Juden aufgenommen hatten, war von der Tagsatzung 
erklärt worden, das sei „wider die Eidgenossen"; es war den Hebräern 
zwar gestattet worden dazubleiben, aber Kaiserstuhl hatte anerkennen 
müssen, daß dies von Gnaden und nicht von Rechtswegen geschehen 
sei.* Ob die Ansprüche Bremgartens begründet gefunden wurden, 
ist aus den Abschieden nicht zu ersehen; man könnte es daraus 
schließen, daß im Jahr 1537 ein Jude dort gewohnt hat. 4 

Die Obrigkeiten legten sich auch das Recht bei, Juden den 
Aufenthalt in einer Gemeinde selbst wider den Willen der Bürger 
zu gestatten, was aus dem Judenregal an sich nicht folgte. Die Ge- 
sandten der regierenden Orte haben dies 1658 in Bestätigung eines 
Rezesses vom Vorjahr festgestellt und 1678 neuerdings bekräftigt; 
die Juden sollten kraft des obrigkeitlichen Geleits sich in jedem Dorfe 
oder Flecken niederlassen dürfen, wo sie eine Wohnung zur Miete 
erhielten, und der Vermieter sollte deswegen an seinen Rechten als 



uerte zur Arzneiung, magst du im also m und in etüch zit gleit geben" Ab- 
schiede 4 Abt, 1 a S. 753 v. Oft wird als Geleit auch kurzweg die Abgabe be- 
zeichnet, die für die Erteilung de? Geleites zu entrichten war. und zwar auch 
mit der Doppelbedeutung: Gebühr für die Kiederlassungsbewilligung oder Zoll. 
Die Grafschaftsjuden zahlen daher dem Land vogt alljährlich das Geleit; sie zahlen 
aber auch jedesmal ein Geleit, wenn sie die Brücke zu Baden oder Mellingen 
"der eine andere Zollstelle passieren. 

1 Stobbe, Juden, S. 23 ff.; Heuslcr, Verfassungsgeschiehte der Stadt Basel 
S. 261 f.; Ulrich S. 379 ff., 455. 

'Abschiede 3 Abt. 1 S. 99 1. 

•Abschiede 2 S. 524 m. 

* Vgl. oben S. 4 N. 5. 

Haller, Dissertation. 2 
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Gemeindegenosse keinen Schaden leiden. 1 Die Schirmbriefe bestätigten 
bis 1760 dieses Niedeiiassungsrecht und verboten auch den Gerichts- 
herren gleich wie den Gemeinden, seine Ausübung zu hindern: „ge- 
stalten die Juden niemand als der Hohen Obrigkeit unterworfen 
sind; 11 „dem Landvogt allein und keinem anderen Richter unter- 
worfen" hatte der Rezeß von 1678 noch bestimmter gesagt. Damit 
war zugleich ausgesprochen, daß die Juden nicht nur, wie sämtliche 
Grafschaftsbewohner,* für die hohe, sondern auch für die niedere 
Gerichtsbarkeit unter dem Landvogt standen, was ein gedrucktes Ver- 
zeichnis der „mit den niedern Gerichten an das Landvogteiamt ge- 
hörigen Dörfer und Höfe* 1 aus dem achtzehnten Jahrhundert bestätigt; 
es bemerkt über die Judenschaften beider Gemeinden, sie ständen 
in allen Sachen unter dem Langvogteiamt und würden um Schulden 
von den Steuermeiern getrieben. 3 

Neuerteilungen des Geleits bezogen sich stets auf bestimmte 
Personen oder Haushaltungen, die Erneuerung jedoch geschah für 
die gesamte bisher geduldete Judenschaft zugleich. Ursprünglich 
verlieh jeder Landvogt den Schirm für die Dauer seiner Regierung 4 
Seit 1696 stellte das Syndikat (d. h. die vereinigten Gesandten der 
regierenden Orte) den Schirmbrief aus und zwar jeweilen für einen 
„ganzen Umgang" der Laudvogtei, d. h. bis diese wieder an den 
ersten Ort kam, also für 16 Jahre. 5 Auch die Neuaufnahmen ge- 



1 Beide Rezesse sind abgedrückt bei Ulrich S. 273 f. 

-Mit einer einzigen Ausnahme: Die Barone von Roll zu Bernau hatten in 
einem kleinen Bezirk die hohe Jurisdiktion (Beschreibung der Ämter der 
(I raff schaff t Baden samt darinnen befindlichen Gerichten, S. 141 
und 147. in: „Landes-Fricd, wie solcher zwischen denen Lobl. Regierenden 
Orten Gemeiner Herrschaften geschlossen - etc., „Gedruckt zu Baden, Bey Caspar 
Joseph Baldinger. A. 1771," S. 135 ff. (Neben dem Landfrieden von 1712 sind in 
dieser Sammlung verschiedene Verordnungen für die Grafschaft abgedruckt.) 

8 Die niedere Gerichtsbarkeit stand zu Hengnau der Kommende Beuggen. zu 
Oberendingen dem Stifte St. Blasien zu, nach der „Beschreibung - im Landesfried 
S. 151 und 154. Ein Beispiel für die Zuständigkeit des Landvogteiamts im Ar- 
chiv der Grafschaft, Bündel 10 Nr. 7: ein Haudelshaus von Lausanne be- 
treibt einen Schutzjuden, „der Jud schlagt den Landvogt vor". 

* Abschiede 5 Abi. 2 S. 1687 Art. 148. 

6 Obschon von 1712 an nur noch Zürich, Bern und Glarus sich in die Herr- 
schaff teilten, wurde die hergebrachte Dauer des ganzen Umgangs, und damit die 
des Schirmbriefs, beibehalten. Die Schirmbriefe datieren daher aus den Jahren 
1696, 1712. 1728, 1744, 1760, 1776 und 1792. Sie traten jeweilen am Johannis- 
tag des folgenden Jahres in Kraft, 
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schahen von da an durch das Syndikat; bisher hatten hie und da 
die Landvögte, wiederholter Verbote ungeachtet, an fremde Juden 
den Schirm erteilt. Im Jahr 1744 suchten vier Familien um Auf- 
nahme nach ; da sich herausstellte, daß die Juden sich seit dem vor- 
letzten Schirmbrief um fünfzehn Haushaltungen vermehrt hatten, 1 
wurde die Sache den Obrigkeiten vorgelegt. Zürich und Glarus wollten 
die Neuaufnahmen ein für allemal untersagen; Bern verlangte bloß, 
daß der Schirm nicht mehr vom Syndikat, sondern stets vou den 
Obrigkeiten selbst erteilt werde. 2 So verfuhr man in Zukunft; Neu- 
aufnahmen kamen daher nur noch sehr selten vor. 8 

Neben den eigentlichen Schutzjuden, deren Rechtsstellung auf 
die Nachkommen überging, 4 wurden einzelne Israeliten, allein oder 
mit ihren Familien, auf beschränkte Dauer im Lande geduldet. Die 
Judengemeinden waren darauf angewiesen, ihre Rabbiner, Vorsinger 
und Lehrer aus dem Auslande kommen zu lassen; diesen wurde von 
der Obrigkeit für die Dauer ihres Amtes 5 der Aufenthalt gestattet. 
Doch galten sie nicht als Angehörige der Judenschaft und durften 
keinen Handel treiben; erwachsene Söhne solcher Familien sollten 
das Land verlassen. 0 Gelegentlich wurde ihnen aber der Schutz er- 
teilt, 7 und man wird auch annehmen dürfen, daß sie, wenn sie in 
jungen Jahren mit ihren Eltern in die Gralschaft gekommen oder gar 
darin geboren waren, oft als Erwachsene stillschweigend weiter ge- 
duldet wurden, so daß ihre Herkunft in Vergessenheit geriet und sie 
schließlich als schirmgenössige Juden galten. P]s war den hebräischen 
Familien auch erlaubt, ausländische Dienstmägde zu halten. Im 
Jahr 1774 befanden sich in beiden Gemeinden im ganzen vierund- 
vierzig Juden und Jüdinnen, die nicht in den Schutz aufgenommen 



1 Ob der Schirmbrief von 1712 oder der von 1728 gemeint war, ist nicht 
klar. Die Vermehrung war wohl größtenteils eine natürliche. 
»Abschiede 7 Abt. 2 S. 867 Art, 475 und 47«. 
8 Ein Beispiel Abschiede a. a. 0. Art. 477 und 478. 

4 Vorausgesetzt daß der Schirm überhaupt am Ende des Umgangs erneuert 
wurde, was thatsächlich immer geschah. 

5 Das heißt bei Rabbinern und Vorsingern auf Lebenszeit: die Lehrer waren, 
nach der sogleich zu erwähnenden Quelle, nur auf ein halbes Jahr angestellt, 
doch wird die Anstellung nach Ablauf in der Regel erneuert worden sein. 

'Beilage E zum badischen Jahrrechnungsabschied von 1774. Die 
Juden, heißt es da, würden selber nicht dulden, daß solche Glaubensgenossen 
Handel trieben. 

7 Abschiede 7 Abt. 2 S. 868 Art. 487 und 488. 
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waren. 1 — Das Aufenthaltsrecht konnte zur Strafe entzogen werden, 
doch scheint hievon wenig oder kein Gebrauch gemacht worden zu 
sein. 2 Es wurde verwirkt, wenn ein Schutzjude sich dauernd im 
Auslande niederließ ; in besonderen Fällen konnte dem Anschein nach 
der Landvogt Ausnahmen zulassen." 

3. Abgaben der Juden. Für die Erneuerung des Schirmbriefs hatten 
die Juden der Tagsatzung jeweilen ein Schirmgeld und den einzelnen 
Gesandten sowie ihren Dienern sogenannte Prästanden zu entrichten; 
außerdem zahlten sie eine jährliche Abgabe an den Landvogt. 4 Ein 
fremder Jude mußte im Jahr 1728 für die Aufnahme „auf jeden 
Sessel," d. h. jedem Gesandten, einen Dukaten erlegen; 5 später scheint 
die Aufnahme unentgeltlich erteilt worden zu sein, weil sie nur noch 
unter außerordentlichen Umständen, aus Rücksichten der Menschlich- 
keit oder Billigkeit, erfolgte. Für besondere Auslagen wurden die 
Juden gelegentlich besonders herangezogen; 1755 beschloß das Syn- 
dikat, sie an die Kosten neu eingeführter Patrouillenwachen beitragen 
zu lassen, weil solche Sicherheitsanstalten auch ihrem Handel zu 
gut kämen ; für das folgende Jahr wurde ihnen eine Beisteuer von 
achtzig Gulden auferlegt/ 1 

Auch an die Gemeinden, in denen sie wohnten, hatten die Juden 
Geldbeitäge zu zahlen. In Lengnau erlegten sie alle zwei Jahre fünfund- 
vierzig Gulden; 1676 verlangte die Gemeinde eine Erhöhung, weil die 
Juden sich vennehrt hätten. Der Landvogt ließ der Gemeinde die 
Wahl, bei dem Herkommen zu verbleiben oder fortan von jeder ein- 
zelnen Haushaltung einen bestimmten Betrag zu erheben. Die Ge- 
meindevorsteher zogen vor, wie bisher ein Dorfgeld von der ansässigen 
Judenschaft in ihrer Gesamtheit zu beziehen. Darauf erkannte der 
Landvogt, „dass fürohin die Judenschaft, so in der Gemeind Langnau 
wohnte, es wären wenig oder viel Hausshaltungen, und wenn nur eine 



1 Nach der oben N. 6 erwähnten Beilage zum Abschied von 1774. 

* Im einzigen Falle, in dem ich die Verwirk ung ausgesprochen finde, ließ 
die Tagsatzung sich die Strafe nachträglich für 600 Gulden abkaufen. Ab- 
schiede 7 Abt. 2 S. 867 f., Art. 479 und 480. 

8 Abschiede a. a. 0. S. 871 Art. 495 und 496 Zif. 2. 
4 Die Darstellung der Einzelheiten würde zu weit führen ; es sei daher für 
sie auf die Angaben bei Ulrich, Bronner und Frickcr verwiesen. 
6 Ulrich S. 276. 

• Abschiede 7 Abt. 2 S. 826 Art. 112 und 111. 
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da sich befunden, alle ztcey Jahr, icann ein Landvogt aufgeritten 
und sein Geleit empfangen, der Gemeind Längnau auch die 45 fl. 
ohne Weigerung entrichten solle, so die Gemeind durch den Weibel 
Hinziehen lassen mag" In Endingen wurden jährlich fünfzehn Gulden 
gezahlt; dafür hatten die dortigen Juden das Recht, für das Laub- 
hüttenfest und zu anderen Zwecken Holz aus den Gemeindewaldungen 
zu beziehen; auch waren sie von deu Gemeindearbeiten an Brunnen, 
Wegen und Stegen befreit. Als die Dorfvorsteher im Jahr 1716 Er- 
höhung verlangten, erklärten die Juden sich bereit, auf. den Holzbezug 
zu verzichten und an die Kosten für den Unterhalt der Brunnen nach 
Verhältnis beizutragen, sofern die Gemeinde ihnen dafür das Dorfgeld 
erlasse; oder dann wollten sie gleichviel leisten wie christliche Hinter- 
sassen, wenn man sie gleicher Rechtsame wolle genießen lassen. Das 
Landvogteigericht erhöhte den Beitrag auf zwanzig Gulden jährlich 
und ließ es im übrigen bei der bisherigen Übung bewenden. 1 — Die 
Zahlung erscheint hier durchaus als Gegenleistung für den Holzbezug 
und den Mitgenuß an einzelnen Gemeindeeinrichtungen; die Juden 
betonten, die Gemeinde habe über sie nichts zu mehren, und was 
sie bisher bezahlt hätten, sei aus gutem Willen geschehen, von Rechts 
wegen wären sie nichts schuldig. Die Pflicht zur Leistung des Dorf- 
geldes war also eine freiwillig übernommene, ursprünglich rein privat- 
rechtliche. Nicht anders wird es in Lengnau gewesen sein; die Tag- 
satzung hatte ja wiederholt festgestellt, daß die Gemeinde keine Ho- 
heit über die Juden besaß, die nur von der Obrigkeit abhingen. 2 

Die Schirmbriefe gaben den Juden das Recht, in der Grafschaft 
zu wohnen und „daselbst und in gemeinen unsern deutschen Vog- 
teien" zu handeln und zu wandeln, zu kaufen und zu verkaufen, von 
männiglich ungehindert. A Dessen ungeachtet hatten sie an den obrig- 
keitlichen wie an den städtischen Zollstellen für ihre Waren erhöhte 

1 11 rieh S. 287 f.. wo die beiden Urteile, das von 1676 für Lengnau und 
das von 1716 für Endingen, abgedruckt sind. Abschriften beider Rezesse auch 
in Akten JA v. 2. März 1812. 

* Vgl. oben S. 18. 

* Der Rat von Raden verbot im Jahr 1*J.")2 den Juden jeden Handel mit 
den Bürgern der Stadt und erklärte, er werde ihnen für Forderungen aus Han- 
delsgeschäften kein Recht halten (Stadtrecht von Raden S. 326). 1658 wurde 
das Verbot erneuert und Zuwiderhandelnde, Juden und Christen, mit Strafe be- 
droht (a. a. 0. S. 'SM). Das Meli sich gegenüber den Schirmbriefen jedenfalls nicht 
aufrecht erhalten: 1677 verbot der Rat nur noch den Handel an Sonntagen und 
kirchlichen Festen (a. a. 0. S. 352). 
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Taxen, für sich selber den Leibzoll zu entrichten. 1 Die Tagsatzung 
beschützte die Städte, welche herkömmlich von den durchkommenden 
Juden ein Geleit erhoben, bei ihren Rechten; dagegen ließ sie die 
Neueinführung solcher Zölle nicht zu. 2 

4. Rechte der Schutzjuden ausserhalb der Grafschaft. Nach dem 
Jahrrechnungsabschied von 1662 durften die badischen Juden auch 
außerhalb der Grafschaft in den gemeinen Vogteien die Märkte be- 
suchen. 3 Die Schirmbriefe wiederholten diese Bestimmung. Seit 1712 
stand es aber nicht mehr in der Macht der die Grafschaft regierenden 
Orte, sie für alle deutschen Unterthanenlande durchzuführen. Um die 
Mitte des achtzehnten Jahrhunderts wurde der Judenschaft der Handel 
in den meisten dieser Gebiete verboten; namentlich das Rheinthal 
und der Thurgau wurden ihr im Jahr 1755 verschlossen; die Durch- 
führung scheint allerdings nicht immer eine strenge gewesen zu sein.* 
Auch der Verkehr in den obern freien Ämtern wurde den Juden 
jetzt verboten; nichts desto weniger sahen die dort regierenden Orte 
sich genötigt, besondere Bestimmungen über den Handel ihrer Unter- 
thanen mit Juden zu erlassen, weil sie außerhalb der Vogtei in den 
anstoßenden Gebieten mit solchen zusammenkommen konnten. 5 Nur 
in den untern freien Ämtern genossen die Schutzjuden die gleiche 
Freiheit des Verkehrs wie in der Grafschaft, weil hier dieselben drei 
Stände, Zürich, Bern und Glarus, die Herrschaft führten. 6 

Ob ein Kanton die Hebräer zum Handel und den Märkten in 
seinem eigenen Gebiete zulassen oder sie davon ausschließen wollte, 
das stand in seinem freien Belieben. Unter den Orten, die sie zu- 
ließen, ist insbesondere Schaifhausen zu erwähnen, das eigene Juden- 
mandate aufstellte und sie den badischen Israeliten durch den Land- 
vogt zur Kenntnis bringen ließ. 7 — Am wichtigsten war für die Schutz- 

1 Für das Detail gilt auch hier das oben, S. 20 N. 4, Gesagte. Zu ver- 
gleichen sind die Geleitsordnungen in den Ausgaben der städtischen Reehtsqucllen 
sowie Abschiede 6 Abt, 1 S. 1822 Zif. 13 und S. 1314 Art. 224. 

* Abschiede 6 Abt. 2, S. 1788 Art. 467, S. 1973 Art. 336. 

8 Abschiede 6 Abt, 1 S. 562 g. 

4 Abschiede 7 Abt, 2 S. 547 Art. 161, S. 651 Art, 767, S. 736 Art, 322 
bis 325; Band 8 S. 375 Art. 441. 

5 Abschiede 8 S. 451 Art. 137 und 138. 

8 Gegen Knde des 18. Jahrhunderts wurden daher die in der Grafschaft 
geltenden Ordnungen für den Verkehr zwischen Juden und Christen auch in den 
untern freien Ämtern publiziert, Abschiede a. a. 0. S. 4% Art, 139 bis 141. 

'Archiv der Grafschaft, Bündel 5 Nr. 8, Bündel 6 Nr. 2 und 3. 
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juden die Haltung Zürichs und Berns, da die Grafschaft unmittelbar 
an deren Gebiete grenzte. Zürich hatte schon 1634 alle Hebräer 
aus seinen Gerichten verwiesen; keiner sollte ohne ausdrückliche 
Bewilligung der Obrigkeit hineinkommen dürfen, 1 solche Bewilligungen 
wurden aber nur ganz ausnahmsweise erteilt. Waren, welche die 
badischen Israeliten über zürcherischen Boden führen ließen, zahlten 
doppelten Zoll; die Juden selber durften ihn gar nicht betreten. 
1675 baten sie um Durchpaß nach Schaft hausen, weil „die Straße 
außerhalb Rheins derzeit wegen angerückter Kriegsvölker etwas 
unsicher" sei ; sie versprachen, sich ohne Erlaubnis im Gebiet von 
Zürich nicht aufzuhalten, außer wenn etwa die Nacht einen über- 
fiele, und darin weder zu handeln noch umherzustreifen. Die zürche- 
rische Regierung wollte sie aber nur „zu Wasser auf dem Rheine" pas- 
sieren lassen und verbot ihnen, unterwegs auszusteigen. 2 Den Unter- 
tanen wurde untersagt, mit Juden zu handeln; um Ansprüche aus 
Handelsverkehr wurde den Israeliten kein Recht gehalten. 8 — Tole- 
ranter zeigte sich Bern; es gestattete der badischen Judenschaft im 
allgemeinen den Marktverkehr, verbot aber die Einfuhr von Pferden 
und Vieh. Mit der Zeit wurden seine Vorschriften strenger; wenn 
irgendwo in der Grafschaft oder in ihrer Umgegend eine Viehkrankheit 
auftrat, wurde den Juden das bernische Gebiet gänzlich verschlossen ; 
sie mußten gelegentlich sogar vor dem Oberamt in Baden einen Eid 
leisten, ein solches Verbot nicht zu übertreten. Ein Mandat von 
1773 gestattete ihnen den Marktbesuch überhaupt nur noch im untern 
Aargau (d. h. den bernischen Gebieten des heutigen Aargaus) und 
schrieb für alle Geschäfte Barzahlung vor; beim Viehhandel durfte 
der Preis für die Dauer der Währschaftsfrist in dritte Hand gelegt 
werden. 4 — Größere Verkehrsfreiheit als in den meisten Teilen der 
Eidgenossenschaft genossen die badischen Juden nördlich vom Rhein; 
auch das österreichische Frickthal war ihnen nicht verschlossen, doch 
scheint ihr Handel wegen der hohen Zölle dort keinen bedeutenden 
Umfang erreicht zu haben. 6 



»Ulrich S. 120. 

»Archiv Bündel 2 Nr. 4, Ulrich S. 122. 

3 Ulrich S. 123, vjrl. überhaupt S. 119 ff. 

4 Leuen berger, Studien über bernische Rechts^eschichtc, S. 197 f. Ar- 
chiv Bündel 2 Nr. 2, Bündel 4 Nr. 8, Bündel 5 Nr. 3-7. 9, Bündel 8 Nr. 1. 

6 Archiv Bündel 5 Nr. 3 a. 
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§ 3» Das Sonderrecht der Juden in der Grafschaft. 

I. Das Prinzip. Die Rechte und Pflichten der Juden beruhten 
durchaus auf dem ihnen erteilten Geleit, also auf einem Privileg. 
Vergehen, die sie sich zu Schulden kommen ließen, wie solche, die 
gegen sie gerichtet waren, erschienen als Bruch des Geleites. Vier 
Knechte, die 1489 im Thurgau einen Juden zur Taufe gezwungen 
und ihn beraubt hatten, wurden wegen Geleitbruchs zur Verant- 
wortung gezogen. 1 Im Jahr 1020 wurden die Juden Mang, Schmul, 
Tschay und Hizig vom Landvogt zu Baden: n icegen begangener Fahler 
und Übersehung Gieldes" gebüßt; Tschay hatte „über Verbot und 
Gleidt" wucherischen Judenzins genommen. 2 Als 1729 die Einwohner 
von Endingen die dortigen Hebräer beschimpften und verfolgten, 
drohte der Landvogt, mit den Schuldigen zu verfahren „loie mit 
solchen, die den Frieden und Hoch Oberkeitlich ertheUten Schutz und 
Geleit bredien."* — Dieser prekären Rechtsstellung ungeachtet sind 
die Juden den Christen in den meisten Beziehungen gleichgehalten 
worden, wo nicht ausdrücklich etwas besonderes für sie festgesetzt 
war. Dies gilt namentlich vom Strafrecht und vom Prozeßverfahren; 
nirgends findet sich in den zeitgenössischen Quellen ein Anzeichen 
dafür, daß auf diesen Gebieten in der Grafschaft Unterschiede zwischen 
christlichen und jüdischen Einwohnern gemacht worden wären. Von 
selber versteht sich die Ausnahme, daß Eide von den Juden nach 
besonderer Formel zu schwören waren; doch setzte diese keinerlei 
beschimpfende Zeremonien voraus, wie sie im Mittelalter vielerorts 
in Übung gestanden hatten/ 



1 Abschiede 3 Abt. 1 S. 33G g und 337 d. 
"Archiv Bündel 1 Nr. 4 und 6. 
8 Archiv Bündel 3 Nr. 4. 

* Nach einem Schreiben des Statthalters von Baden an den helvetischen 
.Minister des Innern vom 14. August 1798 (A k t e n sa m m I u ng aus der Zeit 
der helvetischen Republik Band 2, Bern 1887, S. 874 Zif. 3) hätten die 
Juden bisher in keinen gerichtliehen Handlungen einen Eid schwören können 
außer in ihren eigenen Malrimonialfällen. Das kann nicht richtig sein. Malri» 
inonialsachen der Juden gehörten nicht vor den Laudvogt, sondern vor den 
Rabbiner, wie wir sehen werden. Auch wäre unerklärlich, warum sich sonst 
nirgends eine Spur von einer so wichtigen Beschränkung lindet; Ulrich weiß 
nichts davon, während er ausführlich von den Judmeiden handelt und die Forniel 
des Eides abdruckt, welchen die Juden in der Grafschaft „in wiclitigeu Vorfallen- 
heiten abzulegen und zu beschwören verbunden sind", (a. a. 0. S. 77.) 
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Die Beschränkungen der Juden bezogen sich vielmehr durchweg 
nur auf den privatrechtlichen Verkehr mit den christlichen Einwohnern 
und auf die bürgerlichen Rechte. Von den letztern genossen sie nur 
das Aufenthaltsrecht und freien Handel und Wandel; es fehlte ihnen 
insbesondere die Befugnis, Liegenschaften zu erwerben und sich in 
eine Innung aufnehmen zu lassen. 1 Dadurch waren sie vom Landbau, 
den Handwerken und dem Gewerbebetrieb ausgeschlossen, sie konnten 
sich ihren Lebensunterhalt nur durch Handel und Darlehens verkehr 
erwerben. Doch war ihnen gestattet, Vieh zu schachten und das 
Fleisch, soweit sie es nach ihren religiösen Geboten selber nicht ge- 
nießen durften, an Christen zu verkaufen. Eine landvögtliche Ver- 
ordnung von 1713 schrieb vor, daß kein Vieh ohne Gesundheitsschein 
und vorhergegangene Schätzung durch den Amtsuntervogt von Juden 
geschlachtet und ausgewogen werden dürfe.* 

2. Bestimmungen der altern Schirmbriefe. Im Mitteralter hatten 
die Juden in den Städten, wo sie Aufnahme fanden, in der Regel 
Häuser erwerben dürfen, und auch vom Eigentum an landwirtschaft- 
lichen Grundstücken scheinen sie nicht ausgeschlossen gewesen zu 
sein. Erst 1489, also kurz vor der allgemeinen Ausweisung, hat die 
Tagsatzung der „Judisheit" verboten, sich Pfandrechte an liegendem 
Gut und Schuldbriefen einräumen zu lassen. 8 — Als im siebzehnten 
Jahrhundert die Juden sich in der Grafschaft Baden niederließen, 
scheint ihnen der Erwerb von Grundeigentum von Anfang an nicht zu- 
gestanden worden zu sein, obschon ein ausdrückliches Verbot ursprüng- 
lich nicht bestand. Im Jahre 1671 beschloß die Tagsatzung, sie sollten 
in der Grafschaft weder Grundstücke noch Häuser besitzen; auch 
solle der Landvogt nachschlagen, ob man ihnen den Erwerb von Zins- 



1 Der Ausschluß vom Grundbesitz war ausdrücklich ausgesprochen, der von 
den Innungen nicht: er ergab sich aber daraus, dat. die Schirmbricfc bloß Han- 
del und Wandel zusicherten. 

* „Befelch icef/en dem Melzffen der Juden" vom 7. Dezeinher 1713, A rchiv 
Bündel 3 Nr. 2. Erneuert 1715 und 1734, Ulrich S. 289. Archiv Bündel 4 
Nr. 1. Daß die Juden schon um die Mitte des 17. Jahrhunderts in der Graf- 
schaft schachteten und Fleisch an Christen verkauften, geht aus zwei Beschlüssen 
des Rats von Baden hervor: er bestrafte im Jahr Itiöl mehrere Bürger, weil sie 
von einem Juden Fleisch gekauft hatten, und gebot 1654 den Metzgern, sie soll- 
ten an Fast- und Feiertagen T dh jaden in der tnetzy nicht»» schneiden lasst. n u . 
Stadt recht von Baden, S. 323 und 329. 

1 Abschiede 3 Abt. 1 S. 322 d. 
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briefen zugelassen habe. Der Nachsatz zeigt, daß mit dem Verbot 
keine Neuerung eingeführt, sondern lediglich das geltende Recht 
bestätigt werden sollte. 1 Es ergab sich , daß die Juden zwar Zins- 
briefe gekauft, sie aber jeweilen sogleich wieder an Christen ver- 
handelt hatten. 2 Die Schirrabriefe schrieben vor, daß sie „keine 
liegende Güter kauften und besitzen, auch kein Geld änderst als 
auffahrende Haab und Sachen auslehnen und unterschreiben lassen" 
sollten. Dem Wortlaute nach hätte dies jedes Grundeigentum eines 
Juden ausgeschlossen. Thatsächlich aber war nur der freihändige 
Kauf unzulässig. Nach dem Gantrecht der Grafschaft von 1684 hatten 
bei Geltstagen die Gläubiger in einer bestimmten Reihenfolge sich 
zu erklären, ob sie „die Gant überschlagen" oder ihre Ansprüche 
verlieren wollten. Der Überschläger erhielt die Gantmasse, hatte 
aber binnen sechs Wochen und drei Tagen alle ihm vorgehenden 
Gläubiger zu befriedigen. Eine Forderung war daher um so besser, 
je später ihr Inhaber daran kam, sich zu erklären. Das Gantrecht 
berief nun zur Erklärung unter den Gläubigern laufender 9 Forderungen 
zuerst „die äussert Lobl. Eydtgnossschafft gesessen", dann „die in der 
Graffschafft Baden sitzende Juden", hierauf die christlichen Bewohner 
der Eidgenossenschaft mit einer Reihe lokaler Abstufungen. 4 Die ba- 
dischen Juden waren also besser gestellt als die Ausländer, aber 
schlechter als alle christlichen Schweizer. Es entstand nun die Frage, 
ob die Juden auch überschlagen dürften, wenn zur Gantmasse lie- 
gende Güter gehörten, was natürlich fast immer der Fall war. Ließ 
man es zu, so konnten sie dadurch zu Grundeigentum gelangen; ver- 
wehrte man ihnen den Überschlag, oder doch den Erwerb der Grund- 
stücke, so waren ihre laufenden Forderungen fast schutzlos. Die Tag- 
satzung entschied im Jahre 1700, man müsse die Juden in solchen Fällen 



1 Ks mag mit diesem ausdrücklichen Verbot zusammenhängen, daß von deu 
beiden Rezessen, welche die Judenschaft {regen die Gemeinde Lentenau schützten, 
der jüngere, von 1678, von einer Herberge sprach, die einem Juden zu Lehen 
gelassen werde, während der ältere, von 1658, schlechthin von Wohnung ge- 
sprochen halte. Doch ginge es zu weil, hieraus zu schließen, die Juden hätten 
vor 1671 Häuser kaufen dürfen. 

»Abschiede 6 Abt. 1 S. 1311 Art. 186. 

3 d. h. nicht verbriefter. 

4 Gant-Recht der Graffschafft Baden im Krgcuw, abgedruckt im 
Landesfried (vgl. oben S. 18 N. 2) S. 43 ff. und in der Sammlung der 
annoch in Kraft bestehenden Ordnungen und Rechte (vgl. oben S. 16 
K. 1) S. 79 ff. Die im Text zitierten Stellen dort auf S. 48 bezw. S. 84. 
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auch auf die Güter greifen lassen, wenn sie weder mit Geld noch 
mit Waren bezahlt weiden könnten, nur sollten sie die so erworbenen 
Güter so bald als möglich wieder verkaufen. 1 Der Schirmbrief von 
1712 bestätigte diesen Rechtszustand, indem er nach dem Verbot 
freihändigen Ankaufs fortfuhr: „icann aber einem Juden ein bein- 
loses* Häuslein heim fallen solte, soll er sich bey einem jeweiligen 
Land- Vogt anmelden, und mit dessm Erlaubnuss es gebührend 
repariren mögen; jedoch aber solches dem ersten Zeufier 3 und 
Muffer iciderum hingeben, oder verkauffen. u Der Jude sollte also 
ein Haus, das er auf einer Gant erworben hatte, jederzeit verkaufen 
müssen, wenn ein Christ ihm einen gehörigen Preis dafür bot. Das 
Gleiche muß für landwirtschaftliche Grundstücke gegolten haben. Da- 
mit nicht durch Reparaturen der Preis zu sehr erhöht und die Aus- 
übung des Zugrechts erschwert werden konnte, bedurfte es zu ihrer 
Vornahme einer obrigkeitlichen Bewilligung. Eine Bitte der Juden- 
schaft, ihr den Kauf liegender Güter und die Versicherung ihrer 
Forderungen auf solchen zu gestatten, wurde 1728 von den Jahr- 
rechnungsgesandten zurückgewiesen. 4 Das Verbot war aber nicht sehr 
wirksam; die Urkunden im Grafschaftsarchiv zeigen, daß viele Juden 
im dauernden Besitz eigener Wohnhäuser und auch etwa anderer 
Liegenschaften waren ; 5 die Christen hatten wohl das Zugrecht, aber 
in der Regel wird es nicht ausgeübt worden sein, weil keiner bar 
bezahlen konnte. Selbst der freihändige Ankauf von Häusern mit 
obrigkeitlicher Bestätigung wurde zugelassen, wobei aber ebenfalls 
den Christen das ewige Zugrecht vorbehalten blieb; Reparaturen, 
Erweiterungen und Umwandlung landwirtschaftlicher Gebäude in Woh- 
nungen durften nur mit Bewilligung des Landvogteiamts geschehen.* 5 

1 Abschiede 6 Abf. 2 S. 1965 Art. 281. Kurze Zeit nachher verhielt das 
Syndikat einige Juden dazu, ein von dem verstorbenen Maram Guggenheimb er 
bautes Haus, das sie geerbt hatten, zu verkaufen. Dagegen scheinen einige 
wider den Geleitsbrief gemachte Schuldverschreibungen in ihrem Besitze gelassen 
worden zu sein. Archiv der Grafschaft, Bündel 3 Sc. 1, Ulrich S. 281 f. 

* d. h. baufälliges, reparaturbedürftiges. 

s d. h. Zieher, der das Zugrecht ausüben, das Haus an sich ziehen will. 

4 Abschiede 7 Abt. 1 S. 1024 Art 387. 

5 Während des Krieges von J712 wurden in Lengnau Judenhäuser von den 
Christen heschädigt, wofür die Gemeinde Krsatz leistete. Archiv Bündel 3 Nr. 3; 
ein Inventar über den Nachlaß eines Juden von 1741 erwähnt ein Haus und an- 
dere Grundstücke, Archiv Bündel 7 Nr. 1. Vgl. auch Ulrich S. 492 f. 

0 Beispiele enthält das „ J udeuprotokoll M im aargauischen Staatsarchiv, 
ein dicker Quartband, in dem aber nur vicrunddreißig Seiten beschrieben sind. 
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Im Jahr 1756 führten die Untervögte Beschwerde darüber, daß die 
meisten Juden eigene Häuser und Gärten besäßen; die Judenschaft 
stellte dies in Abrede: ihre Angehörigen wohnten größtenteils in 
Lehenhäusern, der Erwerb durch Kauf geschehe nur nach drei öffent- 
lichen Versteigerungen, wenn kein Christ das Haus um einen vorteil- 
haften Preis erstehen wolle. 1 — Wohnungen zu mieten, stand den 
Hebräern nach den Rezessen von 1658 und 1678 und nach den 
Schirmbriefen frei; nur sollten Juden und Christen nicht beisammen 
unter dem gleichen Dache wohnen. — Strenger als das Kaufsverbot 
wurde die Bestimmung gehandhabt, daß die Juden sich keine Liegen- 
schaften verschreiben lassen sollten; wenn einer aber ein Grundstück, 
das ihm eigentümlich gehörte, an einen Christen verkaufte, konnte er 
sich ein Pfandrecht für den Kaufpreis vorbehalten. 2 Selbstverständ- 
lich konnte ein Jude sein Haus einem Glaubensgenossen für eine 
Schuld verschreiben; 3 denn das Verbot wollte bloß den Übergang 
aus christlichen in jüdische Hände erschweren. 

3. Besondere Verordnungen. Der privatrechtliche Inhalt der 
Schinnbriefe von 1712 bis und mit 1760 ist hiermit erschöpft. Aber 
nicht alle privatrechtlichen Vorschriften für die Hebräer waren im 
Schirmbrief enthalten. Teils vor, teils während der angegebenen 
Periode wurden besondere Mandate erlassen, die den obligationen- 



Darin sind von 1744 bis 1748 die obrigkeitlich genehmigten Verträge zwischen 
Juden und Christen uud unter Juden allein ein ge tragen. Am 20. November 1744 
wird dem Maram Weyl von Lengnau bewilligt, ein Haus von einem dortigen 
Christen zu kaufen, „icvrbey jedoch das ewige Zugrecht vorbehalten, hergegen dem 
Jud der auslegende bautc-schilling zu ersetzen segn teirdl; tt die Gemeinde hat 
dem Kauf zugestimmt ; dem Juden wird erlaubt, „auf seithen des Schopfs eint 
Wohnung nach nothwendig/eeith erbau ircn zu dürfen , jedoch solle umb den Kauf- 
schilling speeificierliche Rechnung gehalten, Vndt Mehr nicht dan eine feur hoof- 
statt gerecht! gkeith im Haus gestellet werden*. Auch Neubauten wurden ge- 
stattet, aber mit der Bedingung, daß die alle Wohnung eingehe und also die 
Zahl der Judenhäuser nicht vermehrt werde; Abschiede 8 S. 477 Art. 218. 

»Archiv Bündel 9 Nr. 6, Bündel 10 Nr. 2; Ulrich S. 485 ff., insbeson- 
dere 492 f. 

* Ulrich S. 493 f. 

3 J uden prot o kol 1 , 2. Mai 1748: ein Jude von Lengnau gibt seiner Ehe- 
frau für ihr eingebrachtes Weibergut als Unterpfand „sein klein liäusli. samt 
Kranth- und liaumgürtli* . — Dem Zugrecht der Christen konnte dies natürlich 
keinen Ahhruch tluin: auch bei Verkäufen unter Juden wird es ausdrücklich vor- 
behalten, Judenprotokoll 30. Juni 1 74 ♦>. 
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rechtlichen Verkehr zwischen Christen und Juden regelten, um die 
Christen vor Übervorteilung zu schützen. Man dürfte erwarten, in 
erster Linie Zinsbeschränkungen zu treffen: das ist aber nicht der 
Fall. 1 Doch war der Wucher deshalb nicht ohne Schranken erlaubt : 
schon 1620 wurden verschiedene Hebräer vom Landvogt bestraft, 
weil sie wucherischen Judenzins genommen hatten. Dabei ist von 
doppeltem Zins und von „zehen per Cent" die Rede; der übliche 
Zins wird also fünf vom Hundert betragen haben, und was darüber 
ging, als strafbarer Wucher angesehen worden sein. 2 

Die älteste obrigkeitliche Schutzvorschrift stammt aus dem Jahr 
1687; damals gebot die Tagsatzung den Juden der Grafschaft bei 
hoher Strafe, sie sollten keinen jungen Leuten, die noch in ihrer 
Eltern „Muos und Brot" oder bevogtet seien, Geld leihen oder Sachen 
auhängen und aufschwatzen. Gleichzeitig wurde den Hebräern mit- 
geteilt, man werde ihnen nur um solche Obligationen Recht halten, 
die in rechtmäßigen Kanzleien verschrieben seien. 3 

Der Verkehr zwischen einem Christen und einem Hebräer zog 
sich oft durch Jahre hin, da sehr lange Zahlungsfristen üblich waren. 
Deshalb konnten verwickelte Abrechnungen nötig werden, wobei der 
des Rechnens wenig oder gar nicht kundige Christ von seinem ge- 
schäftserfahrenen Gegner leicht übervorteilt wurde. Im Jahr 1702 
erging daher ein Befehl des Landvogts, n dass die Juden mit Nie- 
mandem hinfüro abrechnen sollen oder handeln: es seye denn je- 
mand Ehrlicher und Unpartheyischer darbey, der Zeugnuss geben 
könne, dass die Rechnung oder Abhandlung billich und recht seye; 
widrigen falls wird man denen selben kein Recht darum halten. " 4 
Diese Vorschrift hatte nicht den gewünschten Erfolg; die Abrech- 
nungen wurden fortan allerdings in Gegenwart eines unbeteiligten 

1 1489 hatte die Tagsatzung den Juden verboten, höhern Zins zu nehmen als 
von einem Gulden in der Woche einen Denar. Abschiede 3 Abt. 1 S. 322 d. 
Selbstverständlich hatte dieser Beschluß im siebzehnten Jahrhundert keine Gel- 
tung mehr. 

»Archiv Bündel 1 Nr. 2, 3, 4 und t>. 

8 Abschiede 6 Abt. 2 S. 1965 Art. 279. Die Tragweite der Formvorschrift 
ist nicht ersichtlich. Auf unverzinsliche Ansprüche aus Kauf- und Mietverträgen 
u. dgl. bezog sie sich jedenfalls nicht. Sie bedeutete wohl nur, daß zinsbare 
Darlehensforderungen nicht anders entstehen und andere Guthaben nicht anders 
in solche umgewandelt werden konnten als durch Verschrcibung in einer obrig- 
keitlichen Kanzlei. 

4 Ulrich S. 285. 
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Christen vorgenommen, aber für dessen Ehrlichkeit und Unpartei- 
lichkeit bestand keine Garantie. In einem Mandat von 1728 erklärte 
der Landvogt, er habe „zum öffteren gewahret, dass in denen mit 
denen Juden, mit Zuzug hier und dort in der Graft schafft sich 
befindender, gleichsam eigens bestellter, sogenannter Juden-Schrei- 
bereu, verpflegenden Abrechnungen, allerhand zu höchstem NachtJieU 
der Unterthanen gereichende Missbräuch, Irregularitäten, und zu- 
weilen auch gar handgreifliche Betrüg vorgenommen werden und 
corbeygehen." Das Mandat verordnete daher, daß in Zukunft die 
Abrechnungen vor einem am Orte wohnenden obrigkeitlichen Beamten 1 
stattzufinden hätten, „welcher dann die Rechnung specificirlich, und 
von Posten zu Posten, und gar nicht überhaupt, einnehmen und 
aufsetzen" sowie die etwa entstehenden Bedenken der Obrigkeit 
anzeigen sollte; die Zinsbeträge waren dabei deutlich anzugeben, 
„damit jedermann vor Betrug, Uberzins und Gefahr bestmöglichst 
bewahret xoerden möge."' Abrechnungen über „in höhere Summ an- 
kiuftende Schuld- Posten" waren der Obrigkeit zur Prüfung vorzulegen. 
Wurden diese Vorschriften außer Acht gelassen, so traf alle Betei- 
ligten Strafe, und die Schuld wurde konfisziert. Außerdem setzte das 
Mandat fest, daß »keine namhaftten Schulden, Erbs- und Auskaufte 
Verkommnussen und Brieft* von Juden ohne obrigkeitliche Erlaubnis 
angekauft werden dürften. 2 Diese Verordnung wurde 1731 von Zürich 
und Glarus bestätigt und darauf vom Landvogt neuerdings publiziert 
mit der von der zürcherischen Ortsstimme gegebenen „Erleutherung, 
dass wofern ein Jud einich lauffende, und nicht verbrieftete Schuld 
(so änderst nicht, als mit Oberkeitlicher Einwilligung geschehen soll) 
ankauften wurde, der Zug dar zu in dem Preiss des Ankaufts allen 
und jeden Christen gestattet sein solle ; u weiter bestimmte die Er- 
läuterung, damit „allem Betrug, so mit Anleihung Gelts dann und 
wann vorbey gehen kan, bestmöglichst vorgebauen werde, so solle 
ohne Beywesen eines Hoch-Oberkeitlichen Beambtens . . . . , der Orthen, 
so solches geschieht, vor loelchem das Gelt gezehlt, und dargeschossen 



1 Einem Untervogt oder Steuermeier. Der Landvogt hatte sich auch mit 
einem Gemeindevorsteher begnügen wollen, die regierenden Orte verlangen aber 
einen obrigkeitlichen Beamten, der dem Landvogt durch einen speziellen Eid ver- 
pflichtet sei. 

- Gedrucktes Mandat des Landvogts Lentulus vom 1. Mai 1728. Es ent- 
hält daneben auch Bestimmungen, die sich nicht oder nicht ausschließlich auf die 
Juden beziehen. 
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werden solle, kein Jud einich Gelt, bey hohe}" Straff und Confiscation 
der Schuld, anzideihen befügt seyn. 1 ' 1 Die Judenschaft beschwerte 
sich über diese Verordnung bei der Gesamtheit der regierenden Orte ; 
sie erreichte aber nur, daß auf Betreiben Berns dem Landvogt Wei- 
sung erteilt wurde, das Mandat nicht auf ganz geringfügige Schulden 
oder Anleihungsposten auszudehnen. 2 — Die Klagen über Betrügereien 
der Juden verstummten deswegen nicht; auch die obrigkeitlichen 
Beamten waren ihren Geschäftskniffen nicht durchwegs gewachsen. 
Bei der Wiedererteilung des Schirms im Jahre 1760 erneuerte das 
Syndikat auch die Verordnung, und erläuterte sie durch ein Muster- 
beispiel einer Abrechnung, „damit die Unter vögt und Steurmeyer 
sich destoweniger mit der Unwüssenheit, wie eine solche Rechnimg 
eingerichtet werden müsse, entschuldigen können. 1 ' Ergänzend wurde 
die weitere Vorschrift erlassen, „dass dergleichen Rechnungen nicht 
nur, wie etwann geschehen, mit Kreiden auf dem Tisch gerechnet, 
und dann nur, was einer dem anderen heraus schuldig verbleibt, 
in einem Zedul geschrieben werde; 11 jeder einzelne Posten mußte zu 
Papier gebracht und „die heraus schuldig bleibende Summ unten in 
die Rechnung, nicht mit Ziffer-Zahlen, sondern von Wort zu Wort 
ausgeschrieben und verzeichnet, die Rechnung dann datirt, und von 
dem Untervogt oder Steurmeyer, so selbige besessen, unterschrieben 
wer den. u 3 

Alle wichtigeren Geschäfte eines Juden mit einem Christen 
mußten also vor einem Untervogt oder Steuermeyer, wenn nicht vor 
dem Landvogteiamt selbst vorgenommen werden. Erwarb ein Jude 

»Gedrucktes Mandat vom 9. Oktober 1731, auch enthalten im Landes- 
fried (oben S. 18 N. 2) S. 109 ff. Die bestätigende Ortsstimine Zürichs bei 
Lirich S. 283. Dieses Mandat betrifft nur die Juden. Ks wurde neuerdings 
publiziert am 18. August 1753. 

»Abschiede 7 Abt, 1 S. 1024 Art. 388 und 389. 

8 „ J udenmandat in Ansehung einer Rechnun gs-Foriuel " vom 
19. August 1760; vgl. Abschiede 7 Abt. 2 S. 868 Art. 486. Es ist selbständig 
und im Landesfried S. 117 ff. gedruckt. — Im Jahr 1719 hatte ein Landvogt 
vorgeschrieben, „daß in Schuldsachen eine* Christen gegen einen Juden läng- 
stens in zehen Jahren, und wo der Schuldner verstürbe, innert zwey Jahren nach 
mnem Tod, in Gegenwart eines beeidigten Christen eine Abrechnung getroffen, 
und die Schuld eingetrieben werde; gestalten, daß. wo ein Jud innert Frist der 
zehen oder zwey Jahren nach des Schuldners Tod, besagter Massen abzurechnen 
>ml die Zahlung zu fordern unterliesse, ihm darum kein Recht gehalten werden 
tolle". (Ulrich S. 286). Da diese Verordnung in den späteren Mandaten nir- 
gends erwähnt wird, ist anzunehmen, daß sie bald in Vergessenheit geraten ist. 
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mit obrigkeitlicher Bewilligung eine laufende Forderung durch Ab- 
tretung von einein Christen, so hatte jeder andere Christ das Zug- 
recht, er konnte durch Erlegung des vom Juden gezahlten Preises 
<iie Forderung an sich bringen. Schuldbriefe durfte ein Hebräer nur 
erwerben, wenn keine Liegenschaften dafür hafteten, und sich auch 
für eigene Guthaben kein Grundpfand verschreiben lassen. In den 
zahlreichen Darlehensverträgen des Judenprotokolls werden daher 
stets nur bewegliche Sachen als spezielle Pfänder genannt; wo keine 
solchen bestellt werden, heißt es allgemein „bei Haft fahrend Haans" 
oder ähnlich. Häufig findet sich aber die Bedingung, der Schuldner 
solle nichts von seinen Gütern verkaufen oder verpfänden, ohne aus 
dem Erlös den Juden zu bezahlen, altern und bessern Rechten immer- 
hin unbeschadet; auf diese Weise suchten die Hebräer die fehlende 
grundpfändliche Sicherheit einigermaßen zu ersetzen. 1 Solche Siche- 
rungs- oder Fahrnisbriefe kamen bei Ganten in die schlechteste Klasse 
der Verschreibungen; doch wurde dabei zwischen jüdischen und 
christlichen Gläubigern, anders als bei den laufenden Schulden, 2 kein 
Unterschied gemacht. 

4. Der Schirmbrief von 1776 und spätere Verordnungen. Nach- 
dem im Jahre 1769 die Untervögte und Steuermeier der Grafschaft 
zum zweiten Mal die Vertreibung der Juden verlangt hatten, 3 ließ 
die Tagsatzung durch die zweiten Gesandten eine Untersuchung vor- 
nehmen. Das Ergebnis war eine Reihe von Vorschlägen zu wirk- 
sameren Beschränkungen, über die sich aber die regierenden Orte 
nicht so bald zu einigen vermochten. 1 Doch war kein Zweifel, daß 
man die Juden ferner dulden wollte; die christlichen Grafschafts- 
bewohner hatten sich so sehr an ihre Vermittlung, namentlich in 
Gantsachen, gewöhnt, daß man sie nicht mehr entbehren zu können 
glaubte. 5 Inzwischen kam der Zeitpunkt heran, wo der Schirm er- 

1 Das war einer der Beschwerdepunkte der Untervögte im Jahr 1756: die 
Juden verteidigten sich damit, eine solche Bestimmung sei keine Hypothek, son- 
dern nur eine Condition, die nichts helfe, sobald der Schuldner auf die Gant 
komme. Ulrich S. 487, 495. 

* Vgl. oben S. 26 zu N. 4. 
8 Vgl. oben S. 13 zu N. 5. 

* Abschiede 7 Abt. 2 S. 868 f. Art. 489 bis 492. 

6 Abschiede a. a. 0. S. 870 Art. 493. Dies wird begreiflich, wenn man sich 
das Gantrecht vor Augen hält. Jeder Gläubiger konnte vor die Wahl gestellt 
werden, die Masse samt den ihm vorgehenden Schulden zu übernehmen oder seine 
Forderung zu verlieren. Nur gewandte Geschäftsleute konnten dabei bestehen. 
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neuert werden mußte; die nötig erscheinenden neuen Bestimmungen 
wurden nun zugleich mit dem Inhalt der bisherigen Mandate in den 
Schinnbrief von 1776 aufgenommen, 1 der dadurch eine wesentlich 
veränderte Gestalt und bedeutend vergrößerten Umfang erhielt, wäh- 
rend von 1712 bis 1760 der Schirmbrief sich gleich geblieben war 
und nur die Jahrzahlen sich geändert hatten. 2 

Der neue Schirmbrief, gedruckt unter dem Titel: »Judenmandat, 
so bey Empfang ihres Schutz- Gleids den ö. Äugstmonat 1776 er- 
richtet, 113 enthielt als erste Neuerung die Beschränkung des Rechts 
zu haushäblicher Niederlassung auf die Dörfer Oberendingen und 
Oberlengnau ; am thatsächlichen Zustande änderte sich dadurch nichts. 
Sodann wurden mittellose Ehen verboten und die Vorschrift aufge- 
stellt, es solle „keine fremde Jüdin ins Land gebracht, und von 
Schutzgenossen geheurathet werden, sie bringe dann wenigstem 
oOO Gulden mit." Der Abschied erteilte dem Landvogt Weisung, 
Ehen, die dieser Satzung zuwider seien, nicht zuzulassen, und wenn 
er die Vollziehung nicht mehr hindern könne, die Übertreter mit 
Landesverweisung zu bestrafen. 4 Die privatrechtlichen Vorschriften 
der früheren Mandate und Schirmbriefe wurden wiederholt und zum 
Teil erweitert oder genauer gefaßt. Die Thatsache, daß Juden 
- Häuser zu dauerndem Eigentum besaßen, fand zum ersten Mal obrig- 
keitliche Anerkennung; doch sollten die Judenhäuser „nicht in ihrer 
Anzahl vermehrt, also weder neue acquiriert, noch von ihnen selbst 
erbauen, jene auch weder erhöhet noch erweiteret, ivol aber in dem 

1 Abschiede a. a. 0. S. 870 f. Art. 494 bis 4%. 

*Der Schinubrief von 1712 ist abgedruckt bei Ulrich S. 274 1.. der von 
l<6t) ebenda S. 497 f. Dieser unterscheidet sich von jenem, außer in den Zahlen, 
nur durch einen Druckfehler. 

8 Das Mandat enthält nicht Alles, was im Abschied (a. a. 0. Art. 496) steht, 
da einzelne Bestimmungen sich bloß an den Landvogl richteten oder nur ganz 
vorübergehender Natur waren. Anderseits wurden in das Mandat die frühereu 
Verordnungen ihrem wesentlichen Inhalte nach aufgenommen, während der Ab- 
schied sie bloß anrief und bestätigte. 

4 Das Syndikat hatte sich schon 1760 mit der Frage beschäftigt, ob die Ehe- 
freiheit der Juden zu beschränken sei; (Jlarus war damals der Ansicht, es solle 
keiner sich verheiraten dürfen, wenn nicht vorher ein israelitischer Mausvater 
gestorben sei. Abschiede 7 Abt. 2 S. 868 Art. 486. 1773 wurde ein ähnliche 
Bestimmung den Obrigkeiten vorgeschlagen: aus jeder Haushaltung solle, künftig 
nur ein Sohn sich verehelichen dürfen. Ein Jahr darauf wurde der Vorschlag 
auf Bitten der Judenschaft wieder fallen gelassen. Abschiede a. a. 0. S. 870 
Art. 493 und 494. 

Haller. Dissertation. 3 
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Innicendigen veränderet werden mögen" Zur Reparatur „bauloser" 
Häuser mußte nach wie vor die Erlaubnis des Landvogts eingeholt 
werden, ein Verzeichnis der Baukosten war dem Landvogteiamt ein- 
zuhändigen. Bei Verlust des Aufenthaltsrechts wurde jedem Juden ver- 
boten, „die bet/ Gunthen und Auffätden 1 an ihne gelangende Scheuren 
und Bestuhlungen zu Wohnhäusern zu machen, oder gar eigen- 
mächtig nieder zur eissen, und dar durch dem Ohrist den Zug zu 
vereitlen. 11 Das Recht des hebräischen Gläubigers, die Gant des 
Schuldners zu überschlagen 1 , wurde bestätigt und außerdem „einem 
Christ, der eine Anforderung auf einem verauffaldeten Schuldner 
hat, seine habende Anforderung einem Jud zu verkauffen beicilliget t a 
was wohl heißen sollte, daß fortan auch Briefe mit grundpfändlicher 
Sicherheit an Juden verkauft werden durften, wenn der Schuldner 
im Geltstag lag. 2 — Das Überschlagsrecht war den Hebräern in der 
Meinung zugestanden worden, daß sie die auf Ganten erworbenen 
Güter nicht behalten, sondern bei nächster Gelegenheit wieder an 
einen Christen verkaufen sollten. Damit das sicher geschehe, war 
den Christen das Zugrecht eingeräumt worden. Es hatte sich aber 
als unwirksam erwiesen. Deshalb wurde jetzt vorgeschrieben, ein 
Jude habe die durch Überschlag erworbenen liegenden Güter binnen 
Jahresfrist wieder loszuschlagen. Die Untervögte und Steuenneier 
sollten genau auf Vollziehung achten und „auf Pflicht-massige Lan- 
dung, da ss deine kein Genügen geschehen, ein solches Stuck Guth 
alsdann dem ewigen Zug unter worffen seyn, und den Grafschaft- 
Angehörigen, welche je dar zu Lust bezeugten, dusselbige endlich 
schätzen zu lassen, zu allen Zeiten frey stellen. u Im übrigen blieb das 
Verbot, liegende Güter zu erwerben und Geld auf solche auszuleihen, 
unverändert bestehen. — Auch die alten Bestimmungen über Miet- 
wohnungen fanden wieder Aufnahme, samt dem herkömmlichen Zusatz, 
n dass kein Christ und Jud beyeinander unter einem Tack wohnen 
sollen; 11 das Herbergsrecht wurde jetzt naturgemäß auf die beiden 
Dörfer beschränkt. Erneuert wurde auch die Garantie, daß kein 
Schutzjude für den andern ohne besondern Verptiichtungsgrund zu 
zahlen schuldig sein solle. — Zwei Rechtsgeschäfte, die bisher in 

1 Auffahl bedeutet (Seitstag. 

* Solche Abtretungen waren ohne Zweifel schon lange üblich, bevor sie hier 
als zulässig erklärt wurden ; die Umgestaltung des Schirinbriefs war ja nicht auf 
Erweiterung der jüdischen Rechte, sondern im Gegenteil auf wirksamere Be- 
schränkungen gerichtet. 
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den Schirmbriefen und Mandaten nicht erwähnt worden waren, fanden 
jetzt ihre Regelung. Die Juden waren dem Verbote des Liegenschafts- 
erwerbs zum Trotz die Vermittler des Güterhandels in der Graf- 
schaft geworden; die christlichen Eigentümer übertrugen ihnen den 
Verkauf, und dabei kamen nach den Beschwerden der Untervögte 
viele Mißbräuche vor. Der Schirmbrief setzte nun fest, daß der Christ 
das Gut „zu erst den Gerne inds- Genossen am Ort, und nachher 
sonst durch eine öffentliche Publication jedermänniglich" feilbieten 
müsse; linde sich dabei kein Käufer, „so mag alsdann der Christ 
den Jud brauchen, um solches Guth oder Stuck Land in seinem 
Samen zu verkauffen;" doch mußte die Sache dem Landvogteiamt 
angezeigt und von diesem eine gehörige Untersuchung vorgenommen 
werden, die nicht nur den Verkäufer, sondern auch die Hypothekar- 
gläubiger vor Nachteil schützen sollte. — Das zweite neue Geschäft, 
das der Schirmbrief in den Bereich seiner Bestimmungen zog, war 
die Viehverstellung, die im Verkehr zwischen Juden und Christen 
namentlich als eine Art der Sicherheitsleistung für Darleihen eine 
bedeutende Rolle spielte. Der Jude kaufte eine Kuh, überließ sie 
aber dem verkaufenden Bauer gegen Zins; in der Regel konnte sie 
binnen bestimmter Frist durch Rückzahlung des Preises wieder aus- 
gelöst werden; geschah dies nicht und zahlte der Bauer den Zins 
nicht pünktlich, so führte der Jude die Kuh weg. Er hatte dabei 
einen doppelten Vorteil: er besaß, wenn es zur Gant kam, eine 
Deckung für die hingegebene Summe und ferner ein Privileg für den 
letztjährigen Zins, der als Lidlohnsanspruch nach dem Gantrecht so- 
gar den verbrieften Schulden vorging. 1 Gewöhnlich wurde verstellt 
zu halbem Gewinn und Verlust, oder kurzweg „zu halbem". 2 Beim 
Vertragsabschluß mußte das Tier amtlich geschätzt werden, um Wucher 
zu verhüten und damit eintretenden Falls Gewinn oder Verlust be- 
wertet werden konnte. Der Schirmbrief bestimmte nun, dem Land- 
mann solle stets der Zug von zwei Monaten vorbehalten sein, so daß 
er das Tier innert dieser Zeit um den vom Juden gezahlten Preis 



1 Das üantrecbt der Grafschaft rechnet unter die „Lid-Löhner u neben 
einer ganzen Reihe von Ansprüchen „auch Miet von gestelltem Vieh* (Lau de 8- 
fried S. 46, Sammlung der annoch bestehenden Ordnungen S. 83; 
vgl. oben S. 26 N. 4). Daß dieses Konkursvorreeht den Juden wie den Christen 
zukam, bestätigt ein GantrezeU von 1776, Archiv Bündel 7 Hr. 3. 

* Vgl. über das Rechtsverhältnis II über, Schweizerisches Privatrecht ßd. 4 
S. 863 f. Zahlreiche Beispiele im J udenprotokoll. 
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wieder lösen könne; „betreffend dann den jährlich zuerstattenden 
Mieth für das als gestellt übernohmene Stuck Vieh, so ist dem Land- 
mann die freye Ausicahl gelassen, selbiges nach alter Verordnung* 
eintweder in einem Mütt Kernen, oder mit vier Gulden Gelts zu 
bezahlen." 'Die Stellungsscheine sollten vor dem Vorgesetzten der 
Gemeinde, in der das Vieh stand, verfaßt werden und die Steuer- 
meier die Schätzung billig machen, „damit auf der einten Seühen 
der Christ nicht zu hart mitgenohmen, auf der anderen aber der 
den Juden durch den Schirm-Brief ertheilten Privilegien Rechnung 
getragen icerde." — Die obligationenrechtlichen Vorschriften der 
früheren Mandate wurden wiederholt: obrigkeitliche Bewilligung zum 
Ankauf von Forderungen jeder Art, Zugrecht der Christen bei Ab- 
tretung laufender Forderungen an Juden, Auszahlung von Darlehen 
und Vornahme von Abrechnungen vor obrigkeitlichen Beamten. Aus- 
drücklich wurde das Geleit jetzt mit dem Vorbehalt erteilt, daß die 
Juden keinen Wucher treiben sollten. — Wer dem Mandate zuwider- 
handelte, den bedrohte es mit obrigkeitlicher Ungnade und Strafe; 
der Abschied trug dem Landvogt auf, bei wichtigeren Vergehen den 
fehlbaren Juden mit Weib und Kindern aus dem Lande zu weisen. 

Bald nach dem Inkraftreten des neuen Schirmbriefs beschäftigte 
die Obrigkeit sich wiederum mit dem Verkehr zwischen Israeliten 
und Christen. Eine Verordnung, die der Landvogt entwarf und das 
Syndikat bestätigte, ergänzte die Vorschriften über die Güterüber- 
nahmen durch Juden. 2 Der Verkaufsauftrag mußte danach von einem 
Vorgesetzten des Orts, wo die Güter lagen, geschrieben und in zwei 
Doppeln von ihm unterzeichnet werden, worauf die Parteien den 
Vertrag dem Landvogteiamt zur Untersuchung und Genehmigung vor- 
zulegen hatten. Wenn der Eigentümer dem Juden nachträglich einen 
Nachlaß vom Übernahmepreis zugestand, weil die Güter sich nicht 



1 Die sieh auf die Yichverslellung überhaupt, nicht bloU soweit Juden be- 
teiligt waren, bezogen haben wird, da sie sonst nirgends in den Judcnmandaten 
Krwähnung findet. 

* Hoch ob rigkeitliehe Verordnung über die lnvcntaria. Leihding, Aus- 
kaufte, Theiiungen, Kopeyen, Käuffe, Täusche, und Güterü hernahmen von Hebräern. 
Für die Grafschaft ßaden (vom 23. August 1783). Sie ist mit etwas verkürztem 
Titel abgedruckt in der Sammlung der annoch bestehenden Ordnungen 
S. 19 ff (vgl. oben S. 16 N. 1). Sic berührt, wie schon ihre Aufschrift zeigt, die 
Juden nur zum kleinsten Teil. Vgl. über sie Abschiede 8 S. 477 Art. 214 
und 215. 
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nach Wunsch verkaufen ließen, so mußte dies ebenfalls vor dem 
Gemeindevorsteher festgesetzt und wohl auch vom Landvogteiamt 
genehmigt werden. 1 

Im Jahr 1784 machte der Landvogt darauf aufmerksam, daß 
durch den Viehhandel der Juden, der von jeher ihr hauptsächlichster 
Broterwerb sei, Seuchen ins Land eingeschleppt werden könnten. 
Er legte einen Mandatsentwurf vor, der von Bern verschärft, dann 
von den drei Ständen genehmigt und 1785 publiziert wurde. Die 
Juden mußten fortan durch amtliche Bescheinigungen nachweisen, daß 
das Vieh, welches sie in die Grafschaft einführen wollten, während 

» 

der letzten vier Monate immer gesund gewesen sei und an einem 
Orte gestanden habe, der ebenso lange seuchenfrei war; ferner wurde 
eine genaue tierärztliche Untersuchung auf Kosten des Juden vorge- 
schrieben; nur wenn er auf diese Weise einen Gesundheitsschein 
erlangt hatte, durfte er das Vieh weiter verhandeln.* 

Im Jahre 1792 wurde der Schirm, wie es scheint ohne irgend- 
welche Beanstandung, wiederum auf sechzehn Jahre erneuert. Der 
Schirmbrief 3 erfuhr dabei einige Abänderung: die Bestimmungen von 
1783 über die Güterübernahmen wurden darein aufgenommen, das 
Viehhandelmandat von 1785 angerufen und bestätigt. Das alte Verbot 
des Zusammenwohnens von Juden und Christen wurde dahin abge- 
schwächt, „dass kein Christ und Jud, ohne Vorwissen und Ein- 
willigung des Landvogteyamts, miteinander unter das nämliche Dach 
ziehen und darunter wohnen 11 sollten. Bisher hatte das Verbot ab- 
solut gelautet, doch war es seit geraumer Zeit nicht mehr beobachtet 
worden. 1 

Bevor die neue Schutzfrist zur Hälfte abgelaufen war, brach die 
alte Eidgenossenschaft zusammen, und die Neugestaltung aller poli- 



1 Der letzlere Punkt ist in der Verordnung nicht ganz klar, sie sagt, es 
müsse „auch dieses vor dem Vorgesetzten uusgeredt, und den ratißeierten Machen- 
iehaften beggeßigt werden". 

* Abschiede 8 S. 477 Art. 21G und 217. Seuchenpolizeiliche Bestimmungen 
über die Yieheinfuhr iu die Grafschaft waren schon oft aufgestellt worden, hatten 
aber bisher christliche und jüdische Viehhändler gleich behandelt. 

8 Publiziert als „Judenmandat vom 1. Augustmonat 171>2", in gleicher 
Welse wie sein Vorgänger von 1776. 

4 Abschiede a.a.O. Art, 220. Ein Beispiel der Verbotsübertretung findet 
sich im Judenprotokoll; am 8. Januar 1748 wird einem Christen von Ober- 
endingen bewilligt, „Hein Neuwes häußli, so dem seinigen angehenvkt, samt dem 
halben Viech-stahl in dem alten Haufi mit einbegriff des Cämmertins. und oberl- 
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tischen Verhätnisse griff auch tief ein in die Rechtsstellung der ba- 
dischen Israeliten. Der Schinnbrief von 1792 war daher der letzte, 
der ihnen erteilt worden ist. 

§ 4. Innere Angelegenheiten der Judenschaft. 

Ks bleibt uns noch übrig, einen Blick zu werfen auf die inneren 
Verhältnisse der Judenschaft, auf ihre korporative Organisation und 
denm rechtliche Bedeutung.' 

I. Korporative Organisation. So lange es Hebräer in der Graf- 
schaft gab, wurden sie in gewissen Beziehungen als Einheit behandelt; 
die Judenschaft als solche trat klagend oder bittend vor das Syndikat 
und trug die subsidiäre Haftung für den Schaden, den einzelne ihrer 
Glieder durch Hehlerei anrichteten; 1 ' ihr als Gesamtheit lag die je- 
weilige Bezahlung des Schinngelds und der weitern Abgaben an die 
Obrigkeit ob. Eine Organisation aber hatte die badische Judenschaft 
nicht, die Einzelnen, die gelegentlich als ihre Vertreter auftraten, 
besaßen schwerlich ein anderes Mandat als ihr persönliches Ansehen 
unter ihren Glaubensgenossen; eine vermögensfähige Korporation ist 
sie jedenfalls nie gewesen. Der Einzug der Abgaben wurde zwar von 
den Landvögten an Juden übertragen, aber wenn diese nicht zum 
Ziele gelangten, standen ihnen keine Zwangsmittel zu Gebot; in einem 
solchen Falle, im Jahr 1701, ließ der Landvogt in den Synagogen 
durch die Steuermeier verkünden, „dass alles Schirmgeld auf eine 
gewisse Zeit solle erlegt werden, wo nit, so werde man Oberkeitlichen 
Gewalt brauchen, solches einzuf orderen, und diejenigen Hauss- 
haltungen, so nit bey Mittlen ihren Antheil zu bezahlen, die Graf- 
schaft nit mehr bewohnen und daraus gestossen werden sollen."* 



halb dienern Cänumrlht den halben Heiiwstahl de« alten Haute** etc. an Jini 
Getsch TryfwL'» zu verkaufen. Die weiteren Bestimmungen (über den (tehrauch 
des Krautgartens u. s. w.) zeigen, daß beide Parteien ihren Hausteil bewohnen 
wollten: es zog also tbatsächlieh der Jude zum Christen unter dasselbe Dach. 

'Eigentlich müßten hier auch die individuellen Beziehungen der 
Juden unter sich zur Sprache kommen. Aher die Quellen lassen uns fast ganz 
im Stich. Es wird daher genügen, an geeigneterstelle weiter unten das Wenige 
nachzuholen, was hier zu sagen wäre, um so mehr, als das Jahr 179Ü in diesem 
Punkte keine wesentlichen Änderungen gebracht hat. 

* Vgl. oben S. 15. N. 2. 

8 Ulrich S. 279. 
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Wenn also die Juden sich nicht einigten, so wurde das Schirmgeld 
auf die einzelnen Haushaltungen verlegt und mit obrigkeitlicher Ge- 
walt , d. h. von den Beamten der Grafschaft, nicht von eigenen jü- 
dischen Organen, eingezogen. 

Anders gestaltete sich die Sache in den beiden Gemeinden. 
Hier bildeten die Juden, wohl von der ersten Niederlassung an, zu 
Kultuszwecken eine Gemeinschaft und bedurften daher einer Organi- 
sation, wenn auch in primitivster Form. Nachweisbar wird diese aber 
erst in der Mitte des achtzehnten Jahrhunderts. 1745 werden die 
beiden Vorgesetzten von Lengnau erwähnt. Sie scheinen lediglich 
für die Leitung des Gottesdienstes, nicht zur Vertretung der Ge- 
meinde nach außen bestellt gewesen zu sein; zwar treten sie bei 
einem Vertrage auf, den ein Jude im Interesse der Gemeinde abge- 
schlossen hat; aber sie unterschreiben nicht namens der Gemeinde, 
sondern verpflichten sich persönlich als Bürgen. 1 Im Jahr 1747 be- 
schloß die Judenschaft von Lengnau, eine Synagoge zu bauen; die 
Vollziehung wurde einem Ausschuß von fünf Männern übertragen und 
in diesen auch die beiden Vorgesetzten gewählt. Aber irgend welchen 
Vorzug vor den andern Mitgliedern erhielten sie nicht. 

Auf diesen Synagogenbau beziehen sich zwei Urkunden, die uns 
über die ursprüngliche Organisation der Judengemeiden einigen Auf- 
schluß geben. 2 Die erste ist datiert vom 21. Herbstmonat 1747 und 
enthält den Beschluß der Judenschaft von Lengnau, den Bau zu 
unternehmen, sowie die Bestellung des erwähnten Ausschusses. Zur 
teilweisen Deckung der Kosten wurde festgesetzt, man solle „die 
neuwe stüöhl oder Stätte, xcelche wir bekommen, öffentlich vor der 
sammtlichen Judenschaft ver äussern, und solle ein jeder Hauss- 
vatter können darauf steigern, und (sie) dem tneistbiethenden über- 
lassen teer den ; u wer einen Stuhl ersteigert hatte, wurde vom Bieten 
auf die übrigen dadurch nicht ausgeschlossen; ein Teil der Stühle 
sollte nicht verkauft werden, sondern der ganzen Judenschaft gehören; 
Genossen, die keinen Platz zu Eigentum erwarben, obschon sie dazu 
imstande gewesen wären, wurden zur Entrichtung einer besonderen 
jährlichen Abgabe angehalten. Die Mehrkosten sollten Jialb auf die 

•Archiv der Grafschaft Bündel 5 IS T r. 2. Es ist ein Vertrag über die 
alljährliche Lieferung koscherer Judenäpfel, die, wie es scheint, für den Gottes- 
dienst verwendet wurden ; deshalb wohl treten die Vorsteher für die Zahlung ein. 

»Archiv Bündel 4 Nr. 11 und 12; es sind Übersetzungen der hebräischen 
OriKinalbeschlüsse. 
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gantze Juclenschaft 1 und halb auf das Vermögen verlegt werden* 
und der Ausschuß zu diesem Zwecke alle einschätzen, den Reichen 
nach seinem Vermögen, den Armen nach seiner Armut. Die als 
Ausschuß bestellten fünf Männer wurden beauftragt, „solclies alles 
zu richten, sowohl bey der Gnädigen HocJien Lands Oberkeit, wie 
auch hier, dss alles ds obbige in standt komme; 11 sie erhielten un- 
beschränkte Vollmacht: „icas sie machen, solle gemacht seyn, und 
keiner dar wider seyn können, auch sollen sie nit schuldig seyn, der 
Judenschaft darvon Rechnung zu geben, sondern sollen alle beglaub- 
nuss haben, sogar ohne Eydt, Band, oder Handtgelübt, auch was 
sie machen, solle so gueth seyn als wan wir es macheten, und so 
die fünf nit Einig seynd untereinander, so solle alles, es mag nahmen 
haben was es will, durch mehrere Stimmen durch sie ausgemacht 
teer den, und wan einer, oder mehr von denen fünfen, nicht zu 
Hauss wäre, so sollen die andern dannoch fortfahrend Die Aus- 
geschossenen „sollen dörfen auf die Judenschaft gelt aufnehmen, 
und wider auf die Judenschaft anlegen, wan sie wollen, auch sollen 
sie macht haben exequiren zu lassen, diejenigen welche nit gleich 
zahlen, und zu verhinderen, dss die Judenschaft nichts verlihre.* 
Endlich wurde angeordnet, man solle „zu künftiger weynachten (!) 
Neuice Schätzung machen und wan solches geschehen, so solle man 
S00 fl. auf die Judenschaft anlegen und in 14 Tagen einziehen." 
All das sollte gehalten werden, „als wan solches vor dem höchsten 
richter wäre gemacht 7corden. u Dieser Beschluß wurde von vier- 
undzwanzig Israeliten unterschrieben. 2 

Die zweite Urkunde, vom 12. Mai 1748, trug im Original zwanzig 
Unterschriften; die Beteiligten haben „durch ds mehr gemacht, und 
denen fünf Deputierten Vollmacht geben gelt aufzunehmen, auf die 
gantze Judenschaft so vill man braucht, und solches gelt solle Jähr- 
lich iciderumb mit 100 fl. und dem Zins abbezahlt werden. 11 Außer- 
dem wurde festgesetzt, „dass alle Junge Haus Männer, welche 
Hochzeith haben, von dem Tag an, da die Neuice Schuol aufgebamoen 
ist, bis 15 Johr sollen schuldig seyn zu bezahlen an den Bau- und 
Kauf Schilling, so wohl icas Ihnen treffen mag auf die Kopfsteur 
als auch Vermögen." Dies wurde dahin erläutert, daß das „von denen 



1 Von Lengnau, was zwar der Beschluß nirgends sagt, er braucht auch nie 
den Ausdruck Gemeinde. Aber Endingen hatte seinen eigenen Gottesdienst. 
* I tu Original, die Übersetzung gibt die Unterschriften nicht. 
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Mehlen erlöste gelt an dem Baute- und Kaufschilling Schweinen 1 
solle und was (es) nach Abzug einem jeden Hausvatter bringen mag 
sowohl von Kopfsteur als Vermögen, solle man die Junge Haus- 
haltung auch anlegen" Wiederum wurde beschlossen, sofort eine 
Steuer von dreihundert Gulden zu erheben. 

Es bestand also zu jener Zeit in Lengnau eine jüdische Ge- 
meindeversammlung, welche durch ihre Mehrheitsbeschlüsse nicht 
bloß die Anwesenden, sondern alle Gemeindegenossen verpflichtete 
und insbesondere das Besteuerungsrecht ausübte. Schulden, die im 
Auftrag dieser Versammlung eingegangen wurden, belasteten die 
Judenschaft als Gesamtheit, die Einzelnen hatten an sie, nicht un- 
mittelbar an den Gläubiger, ihren Anteil zu entrichten. Die neue 
Synagoge kam ins Eigentum der gesamten Judenschaft. Mit andern 
Worten: diese Judengemeinde besaß Vermögens- und Verpflichtungs- 
fähigkeit, also die juristische Persönlichkeit. Sie hatte aber als solche 
noch keine ständigen Beamten, sondern der Vollzug ihrer Beschlüsse 
wurde Ausschüssen übertragen, die von Fall zu Fall eingesetzt wurden 
und deren Kompetenzen der Ernennungsbeschluß feststellte. Die 
Garantien dafür, daß die Gemeindegenossen sich den Anordnungen 
der Gesamtheit unterwarfen und die auferlegten Verpflichtungen er- 
füllten, waren mehr religiöser als rechtlicher Natur, wie die Schluß- 
wendung der Urkunde von 1747 zeigt. 

Über die Gemeinde Endingen fehlen so eingehende Angaben; 
doch wird man annehmen dürfen, daß die Verhältnisse der Juden- 
schaft dort gleich geordnet waren wie in Lengnau. Die dortigen 
israelitischen Vorsteher werden in einer Urkunde von 1783 2 erwähnt; 
damals Jiat Jud Michel Dreyfuss von Endingen im Kamen der 
Judenschaft allda dem Jud Isaak Bolagg von da die fremde Juden 
übergeben zu übernachten und zu beherbergen und sie mit speiss 
und trank zu versehen, jedoch solle er Bolag schuldig seyn, wenn 
jemand fremder zu ihme komme, sich bey den Vorgesetzten zu 
melden und anzuzeigen, woher und wer es seye, mit Vorbehalt dass 
kein Jud zu Endingen jemand fremder soll beherbergen, viel weniger 
Ihme Speiss und Trank geben als er allein. 11 Also auch hier eine 



1 (i. h. schwinden, in Abzug gebracht werden, ihn vermindern. (Meute noch 
in der Volkssprache: schwyne = abnehmen, sich vermindern.) 

'Archiv der Grafschaft, Bündel 10 Nr. 8. Der Vertragsabschluß ist, 
am 19. Mai 1783 vom Steuermeier bescheinigt und vier Tage später „Hochoberkeit- 
lich vor Grafschaftskanzlei ratifiziert" worden. 
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Judengemeinde, die ihre Angehörigen verpflichtet und selbständig 
handelt, aber durch einen dazu besonders Beauftragten, nicht durch 
die Vorgesetzten. Immerhin wird diesen dabei eine Aufsichtsbefugnis 
in einer rein weltlichen Sache eingeräumt, sie sind also nicht mehr 
bloße Kultusvorsteher. 

2. Der israelitische Kultus. Die wichtigste gemeinsame Ange- 
legenheit der Judenschaft war ihr Gottesdienst. Die Obrigkeit hat 
ihn von jeher geduldet, ohne sich näher mit ihm zu beschäftigen; 
da die Israeliten, sobald sie in größerer Zahl am gleichen Orte 
wohnen, zu gemeinsamem Gottesdienst verpflichtet sind, wird dieser 
in der Grafschaft zum mindesten so alt sein wie die Ansiedlung der 
Juden in Lengnau. 1 Im Jahr 1729 erließ Landvogt Lentulus ein 
Mandat 2 zum Schutze der Juden im allgemeinen und ihrer Religions- 
übung im besonderen. Er hatte »eine Zeit haro mit höchstem Ver- 
druss vnd missbelieben gewahren müssen, dass die des hochoberkeit- 
lichen Schutzes erst verstrichenes Jahrs loiderumb von Neuem theil- 
liaft gemachete Judenschaft, zu Endingen gesessen, nit nur an ihren 
Wohnungen vnd Zugehörden vnd an Uiren selbsteigenen Persohnen, 
sondern auch gar an Ihrer Schul, Gebräuchen und Ceremonien, 
auf eine höcfist ärgerliche vnd straafbahre weiss angegriffen, ver- 
letzt vnd beschädiget worden* Der Landvogt erklärte zwar „das 
Bissanhero passirte, umb des Besten willen, aufgehebt vnd in Ver- 
gess gestellet. u Für die Zukunft gebot er aber höchsten Ernstes, 
„Alle vnd Jede unter hoch Oberkeitlichem Schirmb gesessene Juden, 
ins Gemein vnd ins Besondere, an Ihren Leiberen vnd gitteren, 
gutem Namen, Gebräuchen, Sitten, Ceremonien vnd Ihrer zu Ihrem 
Gottesdienst gewidmeten Schul, soivol mit Worten alss mit wercken, 
gäntzlich vnd in allweg, wie das immer Namen haben oder erdacht 
toerden könnte, ungeirrt, unbekümmeret, unbeschädiget, vnd alliglich 
unangefochten Bleiben, vnd Ihre Geschäfte Vollführen zu lassen" 
Zuwiderhandelnde wurden mit den Strafen des Friede- und Geleits- 
bruchs bedroht; wenn die Thäter nicht zu entdecken waren, sollte 



1 In der Synagoge zu Lengnau finden sich Gesetzesrollen, die aus der Mitte 
des 17. Jahrhunderts stammen sollen. 

8 Archiv Bündel 3 Nr. 4. („Mandat vor eine Ehr. Crtneind Endingen zu 
verlesen, und dann der Cantzlen wider zu banden zu stellen".) Das Manuskript 
ist stellenweise sehr unleserlich. 
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„ohie anders eine gantze Gemeind darumb angenommen, vnd zur 
Gebührenden Veranticortung und Straaf gezogen werden.' 1 

Der Gottesdienst wurde ursprünglich in gemieteten Lokalen ab- 
gehalten. Am 26. Januar 1745 erhielt die Judenschaft zu Endingen 
vom Landvogt die Erlaubnis, „ihre Schul so sie von Jacob Keller 
zu ged. Ober Endingen in Bestand 1 haben", weil sie „in etwas bau- 
los 11 war, „nach Nothdurft zu erbesseren, dergestalt dass im fa)ü 
gedacht Jacob Keller oder seine Erben disere ScJml widerum zu 
seinen Händen nemen und beziehen wollen, alsdann selbige denen 
Juden den gebührenden Kauf- und Bauschilling zuvor refundiren 
und ersetzen sollen."* Ebenso hielten die Juden zu Lengnau ihren 
Gottesdienst in einem von Müller Rudolf Bucher gemieteten Gemach. 8 
1747 beschlossen sie, wie wir gesehen haben, den Bau einer eigenen 
Synagoge und erhielten dazu die landvögtliche Bewilligung; im Herbst 
1750 fand die Einweihung statt. 4 1764 baute auch Endingen eine 
Synagoge. 5 

Wann die badischen Juden zum ersten Mal einen Rabbiner ange- 
stellt haben, ist aus den Ouellen nicht zu ersehen; Ulrich gibt bloß 
an, daß die jüdischen Gemeinden gemeinschaftlich einen solchen 
halten und ihm jährlich vierhundert Gulden bezahlen, ohne die Ak- 
zidenzien, die allezeit beträchtlich seien. G Jede Gemeinde hatte einen 
Vorsinger und wenigstens zeitweise auch einen Religionslehrer. 7 

Gemeinsam besaßen beide Gemeinden einen Friedhof, ursprüng- 
lich auf einer Rheininsel bei Koblenz, die den Herren von Waldshut 
gehörte und erst 1747 durch Kauf ins Eigentum der Juden überging. 
Da bald darauf der Rhein ein Stück der Insel wegriß, erbaten und 



1 il. h. zur Miete; vgl. Huber a. a. O. S. bö8. Noch das aargauische bürger- 
liche Gesetzbuch faßte Pacht und Miete unter dein iNamen „Bestand" zusammen. 

'Archiv Bündel 4 Nr. 9. Die Autschrift laute! unrichtig: Muicessiau au 
die Judenschaß sw Lenglau (!). aimhendc die eticclchc erbesxerung duxiger 
Synagoge * 

9 „Einiche Nach richten von den Juden zu Langnau in der Graf- 
schaft Baden", in: Monatliche Nachrichten, l7ä), Herbstmonat. S. 132 
(gedruckt in Zürich). 

4 n Einiche Nachrichten." l'lrich gibt irrtümlich die Jahrzahl 1755 an. 

6 Ulrich S. 296. Dort sind die beiden Synagogen abgebildet. 
8 a. a. 0. S. 296. 

7 Beilage E zum badischen Jahr rechnungsabschied von 1774, vgl. 
«heu S. 19 N. 6. 
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erlangten sie 1750 die obrigkeitliche Bewilligung, einen zwischen 
beiden Dörfern gelegenen Platz zu erwerben und darauf einen neuen 
Friedhof einzurichten. 1 



II. Die Juden während der Helvetik. 

§ *- 

I. Aufhebung der besonderen Abgaben. Nachdem die alte Eid- 
genossenschaft zusammengebrochen war und die helvetische Verfassung 
das Staatswesen auf neue Grundlagen gestellt und die Unterthanen- 
verhältnisse beseitigt hatte, fragte es sich, welche Wirkung diese 
Umwälzungen auf die Rechte der badischen Judenschaft äußern muß- 
ten. Es konnte sich nicht darum handeln, den helvetischen Einheits- 
staat lediglich in die Stellung eintreten zu lassen, welche bisher die 
drei regierenden Orte den schirmgenössigen Hebräern gegenüber ein- 
genommen hatten ; um so weniger, als schon im Jahre 1797 die Tag- 
satzung durch das Drängen des französischen Botschafters Barthelemy 
genötigt worden war, an sämtliche Landvögte die Weisung zu erlassen, 
daß die französischen Juden, sofern sie kein auffallendes Zeichen oder 
Merkmal ihrer Religion an sich trügen, von allen Personalabgaben 
und Judenzöllen frei sein sollten. - 

Am 8. Mai 1798 verlangte im helvetischen Großen Rat der aar- 
gauische Vertreter Herzog, daß den Juden die Menschenrechte zu- 
teil würden; er war hiezu veranlaßt worden durch eine Verordnung 
der Verwaltungskammer von Aarau, die den Hebräern den Handel 
im Kantonsgebiet untersagte. 3 Die Angelegenheit wurde an eine 



1 „Eiiiiche Nachrichten"; Ulrich S. 299. Auch vom Friedhof gibt 
l'lrich eine Abbildung. 

«Abschiede 8 S. 262 r. und 267 f.. sowie S. 318 Art, 59. Schon 1783 
waren Anstände mit Frankreich darüber entstanden, ob die im Allianzkon trakt 
vom 28. Mai 1777 den Franzosen eingeräumten Hechte auch den französischen 
Juden zukämen. Abschiede a a. O. S. 83 h. 

3 A ktensamm I ung aus der Zeit der helvetischen Republik Band 2, Bern 
1887. S. 72. Ks wird dabei von den „im Kantousgebiet ansässigen Juden" ge- 
sprochen, was ein Irrtum sein muß. Im Kanton Aargau, so wie die Verfassung 
ihn umschrieb, wohnten keine Juden: die Grafschaft Baden gehörte anfänglich 
zum Kanton Zug und bildete später, da dieser Kanton sich nicht hatte kon- 
stituieren können, zusammen mit den Freien Ämtern den Kanton Baden. 
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Kommission gewiesen, die den Auftrag erhielt, über die bürgerliche 
und politische Stellung der ansässigen Juden Bericht zu erstatten. 1 
Inzwischen wurde den badischen Israeliten auf der Zurzacher 
Messe das übliche Geleitsgeld abverlangt, das ihre französischen 
Glaubensgenossen schon im Vorjahre nicht mehr gezahlt hatten. 
Die Judenschaft richtete an die Centraibehörden das Gesuch um Be- 
freiung von dieser Abgabe. Die gesetzgebenden Räte beschlossen am 
31. Mai und 1. Juni, „dass fürhin alle persönliclmi Steuern oder 
Abgaben, welche auf die Juden besonders gelegt waren, als eine Ver- 
letzung der Menschenrechte in ganz Helvetien abgeschafft sein" sollten. 
Schon dieser Beschluß war im Großen Rate und namentlich im Senat 
auf einigen Widerstand gestoßen. 2 

2. Die Frage der bürgerlichen Stellung. Im August 1798 erhob 
sich die Frage, ob die badischen Israeliten zur Leistung des Bürger- 
eides herangezogen werden sollten. Die Antwort hing davon ab, ob 
man sie als Schweizer oder als Fremde ansah. 8 Das Direktorium 
wollte nicht von sich aus entscheiden, es brachte die Sache vor den 
gesetzgebenden Körper. In beiden Räten wurde lange hin und her 
gesprochen; die sehr auseinandergehenden und nicht immer klar ent- 
wickelten Ansichten der Redner lassen sich in drei Gruppen scheiden. 

Die erste hielt den Artikel 19 der Verfassung für maßgebend. 
Dieser erklärte zu Schweizerbürgern alle Bürger einer regierenden oder 
Munizipalstadt, eines unterworfenen oder freien Dorfes, sowie die- 



1 Dies steht Dicht in der Aktensummlung, ergibt sich alter aus andern 
Stellen, wo die Kominission und ihre Aufgabe erwähnt wird. 

* Aktensammlung Hand 2 S. 72 ff. 

• Gegen eine Anerkennung als Schweizer mit der Wirkung völliger Gleich- 
stellung mit den christlichen Bürgern hatte sich schon vorher aus der unmittel- 
baren Sähe der Juden eine warnende Stimme erhoben in der Schrift: Ein Wort 
über das Aktivbürgerrecht der Juden in Helvetien, in Hinsicht auf die 
beyden Gemeinden, in denen sie izt wohnen. Von Conrad Fischer, refor- 
mierten Pfarrer in Dägerfeldcn und Endingen. Arau, bey Friedrich Jakoh Bek, 
17i»Ö. Der Zweck der Schrift war, „zu zeigen, daft man den Juden nicht unbe- 
fugt alle bürgerlichen Rechte geben könne, ohne zugleich gegen beträchtliche 
-Christengemeinden ungerecht zu sein" (a. a. 0. S. 3). Schon die beschränkte 
Emanzipation, wie sie während der Helvetik bestand, scheint den Unwillen der 
Bevölkerung erregt zu haben ; im September 1802 kam es in Endingen und Lang- 
nau zu Plünderung und Mishandlung der Juden. Vgl. Bronner a. a. 0. Band 1 
S. 120 f. 
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jenigen, welche das ewige Hintersassenrecht hatten, und alle in der 
Schweiz geborenen Hintersassen. 1 Ewige Hintersassen waren die 
Juden nicht; denn die Schirmbriefe hatten ihnen jeweilen bloß auf 
sechzehn Jahre das Aufenthaltsrecht erteilt. Aber die Eigenschaft 
von Hintersassen oder Einsassen, die in der Schweiz geboren waren, 
ließ sich ihrer großen Mehrzahl nicht absprechen. Die klarsten Köpfe 
in der Versammlung — Escher, Usteri und andere — waren denn 
auch der Meinung, daß der Artikel 19 die Frage zu Gunsten der 
Juden bereits entschieden habe. 

Eine zweite Gruppe betrachtete die Hebräer als Fremde, auf 
die der Art. 19 nicht zutraf, die aber nach Art. 20 Bürger werden 
konnten, wenn sie zwanzig Jahre lang ununterbrochen in der Schweiz 
gewohnt und sich nützlich gemacht hatten und günstige Zeugnisse 
über ihre Aufführung vorlegten. Auf diesen Standpunkt stellte sich 
die Kommission des Großen Rates: sie wollte diejenigen Juden zum 
Bürgereid zulassen, welche den erwähnten Bedingungen genügten und 
eine Erklärung unterschrieben, wodurch sie sich in allen Beziehungen 
der helvetischen Verfassung und Gesetzgebung unterwarfen und Ver- 
zicht leisteten auf alle diesen entgegenstehenden bürgerlichen und 
politischen Rechte und Pflichten. Dem gegenüber wendeten einzelne 
Redner ein, die Juden hätten sich bisher nicht nützlich gemacht, 
worauf andere erwiderten, das sei ihnen durch ihren gesetzlichen 
Zustand verunmöglicht worden. 

Im Gutachten der Kommission war bereits ein Gedanke ange- 
deutet, den die dritte Gruppe für maßgebend hielt, soweit die Red- 
ner, die ihr zuzuteilen sind, sich überhaupt auf rechtliche Begrün- 
dung ihrer Ansicht einließen. Nach Artikel 20 mußte jeder, der ins 
Bürgerrecht aufgenommen werden wollte, für sich und seine Nach- 
kommen auf jedes andere Bürgerrecht Verzicht leisten; Artikel 27 
sodann knüpfte den Verlust des Schweizerbürgerrechts nicht bloß an 
die Naturalisation im Auslande, sondern schon an den Eintritt in 
irgend eine fremde Korporation mit Ausnahme gelehrter Anstalten. 
Die Juden nun, wurde behauptet, stünden in einer besondern Kor- 
poration, die mehr politisch als religiös sei; ein Jude könne daher 

1 Kadi der Übersetzung hei J. C. 131untschli, Geschichte des schweize- 
rischen Bundesrechts, Band 2, Stuttgart 1875, S. 309. Die in der Aktensanim- 
lung wiedergesehene C hersetzung ist gerade an der entscheidenden Stelle unklar. 
Das Original sagt : ceux qui avaient le droit de manenee perpetueüe, und weiter: 
inanens »es en Suixse. 
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den verlangten Verzicht auf alle andern bürgerlichen und politischen 
Rechte nicht leisten, und wenn er ihn doch unterschreibe, so werde 
er ihn nicht halten; ein Israelit, der an ein neues Reich, gegründet 
durch den Messias, glaube, könne die Verfassung nicht annehmen, 
weil er ihr zufolge für immer jedem andern Bürgerrecht entsagen 
müßte. 

So unklar diese Vorstellung war, trug sie doch soweit den Sieg 
davon, daß der gesetzgebende Körper eine weitere Prüfung der Sache 
für nötig hielt und den materiellen Entscheid vertagte. Der Große 
Rat lud am 17. August das Direktorium ein, die Eidesleistung der 
Juden zu verschieben, bis ihre politische Existenz in Helvetien des 
Näheren bestimmt sein werde, und der Senat trat tags darauf diesem 
Beschlüsse bei. Das Direktorium wies hierauf den Statthalter des 
Kantons Baden an. den Juden die Rechte zu gewähren, welche die 
in der Schweiz niedergelassenen Fremden genossen. 1 Thatsächlich 
wurde ihnen von da an gestattet, sich außerhalb ihrer beiden Ge- 
meinden niederzulassen und Liegenschaften zu erwerben. Da dieser 
Zustand auch unter der Herrschaft des Kantons Aargau bis zur spä- 
teren gesetzlichen Regelung in Geltung blieb, wird davon an anderer 
Stelle noch gesprochen werden müssen. 

Der Beschluß des gesetzgebenden Körpers vom 17. und 18. August 
1798 entschied die Frage nach der bürgerlichen und politischen Stel- 
lung der Juden nicht, sondern verschob sie bloß. Die eingesetzte 
Kommission kam aber nicht mehr dazu, ihre Anträge zu stellen. 
Die folgenden Ereignisse drängten die Judenangelegenheit in den 
Hintergrund, und sie war noch unerledigt, als die Mediationsakte 
die Zeiten der Helvetik endgültig abschloß 8 und, indem sie die bisher 
getrennten Kantone Baden und Aargau vereinigte, die badischen Juden 
zu aargauischen Juden machte. 

1 Iber all dies vpl. A kten samiiil unj? a. a. 0. S. 874 ff. 
* Vtfl. L. R. von Salis. Die Kntwickelung der Kultusfreihcit in der Schweiz, 
Basel 1894, S. 13. 
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§ 6. Die Bestimmung ihrer bürgerlichen Verhaltnisse, 

Die neuen eidgenössischen und kantonalen Behörden fanden die 
Frage nach der bürgerlichen Stellung der Juden ungelöst vor. Die 
Mediationsakte enthielt nichts, was ihre Entscheidung erleichtern 
konnte, im Gegenteil gab sie keine so genauen Vorschriften über das 
Bürgerrecht, wie die helvetische Verfassung sie aufgestellt hatte. 
Ungünstig war sie für die Juden insofern, als sie die allgemeine 
Religions- und Kultusfreiheit, die unter der Helvetik garantiert ge- 
wesen war, fallen ließ. 1 Da die Kantone wieder zu Staaten erhoben 
wurden, kam zu den bisherigen die weitere Frage, ob die Regelung 
von der Bundesbehörde oder vom Kanton vorzunehmen sei. 

Am 29. Brachmonat 1803 richteten die aargauischen Juden an 
die Tagsatzung das Begehren um Gleichstellung mit den christlichen 
Staatsangehörigen in allen bürgerlichen und politischen Rechten; in 
einer zweiten Eingabe vom 5. August erklärten sie, auf die YAn- 
räumung des Aktivbürgerrechts Verzicht leisten zu wollen, wenn ihnen 
im übrigen, namentlich in Handel und Industrie sowie in den Staats- 
auflagen, gleiche Behandlung mit den Christen zugesichert werde. 
Diese Wünsche wurden unterstützt durch ein empfehlendes Schreiben 
des Generals Ney, des damaligen Gesandten der französischen Republik. 
Die Tagsatzung verschob die Angelegenheit auf das nächste Jahr und 
lud die aargauische Regierung ein, ihre Wünsche und Vorschläge 
kund zu geben, inzwischen aber alles zu vermeiden, was andere Kan- 
tone benachteiligen oder in ihre Hoheitsrechte eingreifen könnte. — 
Die aargauische Gesandtschaft auf der Tagsatzung von 1804 wurde 
instruiert zu erklären, daß es nach der Mediationsakte dem Kantone 
allein zukomme, das Schicksal der in seinem Gebiete angesessenen 



1 von Salis a. a. 0. S. 16. 
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Juden zu bestimmen. Die Tagsatzung anerkannte die Berechtigung 
dieses Standpunktes und beschloß abzuwarten, was die aargauische 
Regierung vermöge ihrer Souveranetätsrechte in der Sache zu ver- 
fügen für gut finden werde. 1 Es lag also jetzt am Aargau, die Ent- 
scheidung zu treffen. 

Der Kleine Rat des Kantons hatte schon im Oktober 1803 einige 
seiner Mitglieder mit der Ausarbeitung von Vorschlägen für die bürger- 
liche Verbesserung der Juden beauftragt. Im Mai 1 805 legte er dem 
Großen Rat einen Gesetzesentwurf vor, der ihnen das Kantonsbürger- 
recht zuerkennen wollte, soweit sie nachweisen konnten, daß sie 
selber oder ihre Vorfahren seit sechsundzwanzig Jahren im Kanton 
haushäblich angesessen waren; der Vorschlag entsprang dem Gedanken, 
diese Juden seien 1798 zu Schweizerbürgern geworden, weil sie sich 
damals schon seit zwanzig Jahren im Lande befunden hatten. 2 Wei- 
den verlangten Nachweis nicht erbrachte, sollte den Kanton verlassen; 
die als Bürger anerkannten Israeliten dagegen wollte der Entwurf 
zu einer Korporation vereinigen, die im wesentlichen den Ortsbürger- 
gemeinden gleichgestellt wurde; sie sollten alle Rechte mit Ausnahme 
des Aktivbürgerrechts gleich den Christen ausüben können. 8 Der 
Große Rat verwarf den Gesetzes Vorschlag, weil er die nötig erschei- 
nenden Beschränkungen nicht enthielt; der Kommissionsbericht hatte 
solche namentlich für die Niederlassung, den Gewerbebetrieb und 
den Liegenschaftserwerb vermißt und die Befürchtung ausgesprochen, 
die Anerkennung der Juden als Kantonsbürger möchte bei andern 
Kantonen das Mißtrauen wecken, man wolle sie ihnen als eine ge- 
meine Last überschieben. 4 

Im Jahre 1808 legte die Regierung einen neuen Entwurf vor, 
der die Beschränkung auf die zwei Gemeinden, das Verbot des Liegen- 
schaftserwerbs und eine Reihe von Vorschriften für den Verkehr 
zwischen Juden und Christen wieder einführte und die Israeliten 

1 Repe rtoriu m der Abschiede der eidgenössischen Tagsatzungen aus den 
Jahren 1803 his 1813, 2. Auflage. Bern 1886. S. 228 f.; Akten JA vom Mai 1805. 

* Der Entwurf war schon 1804 entstanden, aber noch nicht vorgelegt wor- 
den; 1805 hätten siebenundzwanzig Jahre gefordert werden müssen. Der Ge- 
danke war nicht richtig, der bloße Aufenthalt genügte 1798 nicht, wie aus dem 
oben über die Zeit der Helvetik Gesagten hervorgeht. 

8 Der ursprüngliche Entwurf hatte selbst das Aktivbürgerrecht gewähren 
wollen, doch änderte die Regierung dies nachher ab, weil die Juden selber bei 
der Tagsatzung den Verzicht darauf erklärt hatten. 

4 Akten JA vom Mai 1805. 

Hallcr, Dissertation. 4 
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nicht mehr zu Bürgern erklärte, sondern ihnen nur den Schutz und 
Schirm zusicherte. Die groGrätliche Kommission fand, der Vorschlag 
gehe zum Teil zu weit, zum Teil nicht weit genug in der Beschrän- 
kung der Juden; insbesondere wünschte sie, daß ihnen die Ehe- 
schließung erschwert werde. Auf ihren Antrag lehnte der Große Rat 
am 2. Dezember 1808 auch diesen Entwurf ab. 

Die Regierung nahm nun die von der Kommission gewünschten 
Änderungen vor; sie milderte in etwas die Niederlassungsbeschränkung 
und das Verbot, liegende Güter zu erwerben, und stellte für die 
Eheschließung das Erfordernis einer obrigkeitlichen Bewilligung auf. 
In der neuen Gestalt wurde der Entwurf, mit einer unbedeutenden 
weitern Veränderung, vom Großen Rate am 5. Mai 1809 angenommen. 1 
Dieses „Gesetz über die im Kanton sich aufhaltenden Juden" wird 
in der Folge als „Gesetz von 1809" oder als „Judengesetz" schlecht- 
hin zitiert werden. 

Seine hauptsachlichsten Bestimmungen hatten schon im Entwurf 
von 1808 gestanden. Wie dieser, so sprach auch das Gesetz nicht 
von Bürgerrecht, sondern ließ die Juden bloß fernerhin Schutz 
und Schirm genießen; dagegen erklärte es sie allen Landesgesetzen, 
Verordnungen und Polizeiverfügungen gleich allen Kantonsbürgel n 
unterworfen. Sie hatten also die Pflichten, aber nicht die Rechte 
der Kantonsbürger. Die gesamte Judenschaft beider Gemeinden so- 
wohl als jeder einzelne Jude blieb außerdem der besonderen polizei- 
lichen Aufsicht des Kleinen Rates und allen der genannten Behörde 
notwendig scheinenden Polizeimaßregeln unterworfen. Zu diesen öifent- 
lichrechtlichen Beschränkungen kam eine Reihe privatrechtlicher 
Sondervorschriften über den geschäftlichen Verkehr zwischen Christen 
und Juden. — Es war damit alles festgesetzt, was erforderlich schien, 
um die Rechtsstellung der Juden im praktischen Leben zu bestimmen. 
Dagegen hatte man absichtlich vermieden, sich über die vorerst rein 
theoretische Frage auszusprechen, ob sie als Kantonsangehörige oder 
als Fremde zu betrachten seien. Diese Frage ist überhaupt nicht 
durch einen gesetzgeberischen Akt entschieden worden, sondern durch 
die zwingende Macht der Thatsachen. 

' Akten JA vom 30. Oktober 1«09: Akten des Großen Rates vom 5. Mai 
dieses Jahres. Der (Jroße Kai hatte kein Amendierungsrecht ; er lehnte den Kni- 
wurf vom 4. Mai ab, die Rejrieruni? änderte ihn in der gewünschten Weise und 
legte ihn tags darauf wieder vor, worauf er angenommen wurde. Vgl. unten 
t ^ IG Ziff. 1. 
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Das Gesetz regelte die Verhältnisse der Juden als Individuen; 
es enthielt fast nichts über die Judenschaft als Gesamtheit. 1 Erst 
im Jahre 1824 ist diese Lücke durch ein Gesetz über die Organisation 
der Judengeineinden ausgefüllt worden. Es ergibt sich daraus die 
Notwendigkeit, zuerst die individuellen Verhältnisse der Israeliten und 
erst nachher die Einrichtung ihrer Korporationen zu betrachten. 



I. Kapitel. Individuelle Rechtsstellung. 

§ 7. Allgemeine Charakteristik, 

Da die Juden nicht als Kantonsbürger anerkannt waren , ent- 
sprach ihre rechtliche Stellung im allgemeinen derjenigen der im 
Kantonsgebiet mit obrigkeitlicher Bewilligung angesessenen Ausländer. 
Doch bedarf dieser Satz der Einschränkung, sowohl für ihre Rechte 
als für ihre Pflichten im Staat. In zwei Beziehungen namentlich 
waren sie hinter den Ausländern zurückgesetzt: einmal durch die 
Beschränkungen des Privatrechtsverkehrs mit Christen, sodann konnten 
Fremde unter gewissen Bedingungen ein Ortsbürgerrecht und damit 
das Kantonsbürgerrecht erwerben, was den Juden nicht möglich war. 
Besser als die Fremden behandelte sie das Gesetz, indem es sie im 
Gewerbebetrieb und im Handel den Kantonsbürgern gleichstellte und 
die Regierung ermächtigte, ihnen ausnahmsweise die Niederlassung 
in andern Gemeinden des Kantons zu gestatten, ohne daß diese Ge- 
meinden, wie bei Ausländern, um ihre Zustimmung gefragt werden 
mußten. Für den Gewerbebetrieb, den Fleischverkauf und das 
Schächten haben die aargauischen Israeliten zeitweilig sogar Privi- 
legien vor den christlichen Kantonsangehörigen genossen, die ihnen 
teils von der Regierung nach altem Herkommen fortdauernd einge- 
räumt, teils durch spätere Gesetze ausdrücklich zuerkannt worden sind. 

Die Zurücksetzung der Juden beschränkte sich auf die Gebiete 
des Staats- und Privatrechts; im Strafrecht und Prozeß standen sie 



1 Im Gegensatz zum Vorschlag von 1805. Warum die Regieruii»" die da- 
maligen Bestimmungen über die Judenkorporatiou. die von der Großratskommis- 
sion freudig begrüßt worden waren, nicht wieder aufgenommen bat. ist aus den 
Akten nicht zu ersehen. 
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den Christen durchaus gleich. Gerichtliche Eide hatten sie nach wie 
vor nach ihren eigenen Gebräuchen zu schwören; die kantonalen 
Prozeßordnungen von 1838 und 1851 schrieben allgemein vor, daß 
von NichtChristen der Eid nach dem besonderen Herkommen ihres 
Glaubensbekenntnisses zu leisten sei. 1 Auch in Betreibungs- und 
Geltstagssachen wurde zwischen Juden und Christen kein Unterschied 
gemacht. Das badische Gantrecht wies zwar die laufenden Forde- 
rungen der Hebräer in den schlechtesten Rang unter allen derartigen 
Ansprachen, die von Bewohnern der Eidgenossenschaft erhoben wurden, 
und diese Bestimmung war nicht ausdrücklich aufgehoben worden. 
Ein helvetisches Gesetz vom 12. April 1799 hatte bloß die lokalen 
Vorrechte der Gläubiger bei Geltstagen abgeschafft. 2 Aber die Zurück- 
setzung der Juden war im badischen Gantrecht im Zusammenhang 
mit diesen lokalen Vorrechten ausgesprochen 8 und wird daher zu- 
gleich mit ihnen in Abgang gekommen sein. Wenigstens findet sich 
keine Spur davon, daß sie jemals noch zur Anwendung gekommen 
wäre. — Im Jahre 1817 hat die Regierung auf eine Anfrage des 
Oberamts von Zofingen geantwortet, die Israeliten von Endingen und 
Lengnau seien in Arrestsachen wie andere Kantonsbürger zu behandeln. 4 
Das Gesetz von 1809 unterwarf die Juden allen Landesgesetzen. 
Verordnungen und Polizeiverfügungen gleich allen Kantonsbewohnern. 
Während sie vor 1798 durch Bezahlung des Schirmgeldes ihrer Pflicht 
gegenüber der Obrigkeit genügt hatten und nur ausnahmsweise zu 
Beiträgen an besondere Auslagen angehalten worden waren, wurden 
sie jetzt prinzipiell zu allen staatlichen Abgaben und persönlichen 
Leistungen gleich den Christen herangezogen. Schon 1 799 hatten sie 
die Einquartierungslasten und Requisitionen mit den christlichen Ein- 
wohnern der Gemeinden gemeinsam getragen. 5 Bei den Aushebungen 
für die Regimenter, welche die Schweiz in der Mediationsperiode für 
Frankreich errichten mußte, hatten die Judengemeinden im gleichen 

1 Prozeßordnung über bürgerliche Rechtsstreitigkeiten für den Kanton Aargau. 
von 1838 $ 311, von 1851 § 257. „Eide von Nicht-Christen finden nach den be- 
sondern Vorschriften oder Herkommen des Glaubensbekenntnisses des Schwären- 
den statt." Die Bestimmung hat heute noch (ieüetzeskraft, doch kommen religiöse 
Eide thatsächlieh nicht mehr vor. 

8 Akten Sammlung Band 4, Bern 1893, S. 184. 

8 Vgl. ohen S. 26. 

« Akten JA vom 21. Februar 1817. 

6 Protokoll (des Kantonsgerichts Baden) Zivilsachen, Distrikt Zur- 
zach, 1798—1801 (im Obergerichtsarchiv), S. 413. 513, 520. 
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Verhältnis wie die christlichen ihre Rekruten zu stellen. Auch konnten 
Israeliten, gleich wie Christen, zur Strafe für Zuchtpolizeivergehen 
an die Regimenter abgegeben werden. 1 Auch die öffentlichen Bau- 
lasten, insbesondere die Pflicht zum Straßenunterhalt, lagen den Juden 
gleich wie den andern Einwohnern ob. 2 Wenn der Staat direkte 
Steuern erhob, so hatten sie nach Verhältnis beizutragen; dasselbe 
gilt natürlich für alle Gebühren und sonstigen Abgaben. — Eine Aus- 
nahme bestand für den kantonalen Militärdienst. 3 Auch hier wurde 
zwar die prinzipielle Dienstpflicht der Juden nie in Zweifel gezogen; 
aber zur persönlichen Dienstleistung ließ man sie nicht zu. Die Miliz- 
organisation vom 3. Christmonat 1808 sagte in § 7: „So lange wir 
nicht gutfinden werden, die Mitglieder der Judengemeinden Endingen 
und Lengnau zu persönlichem Müizdienst anzuhcdten, so werden 
dieselben statt dessen eitlen jährlichen Geldbeitrag von vierhundert 
Franken in unsere Militärkasse abliefern/ 1 Die Milizorganisation vom 
27. Christmonat 181(3 wiederholte diese Bestimmung, erhöhte aber den 
„Equipierungsbeitrag" auf tausend Franken. Der dadurch geschaffene 
Ausnahmezustand hat bis zum Jahr 1852 gedauert. 

# 8. Zugehörigkeit zur Judenkorporation.* 

I. Korporationsgenossen und geduldete Fremde. Wie wir gesehen 
haben, zerfielen die ansässigen Hebräer von jeher in zwei Kategorien : 
neben den dauernd schirmgenössigen Familien, den eigentlichen Schutz- 
juden, die ihre Rechtsstellung auf ihre Nachkommen übertrugen, gab 
es bloß persönlich und auf beschränkte Zeit geduldete Jnden, Haus- 
haltungen und Einzelne, Rabbiner, Vorsinger, Lehrer und Dienst- 
mägde, die von der badischen Judenschaft selber nicht als vollberech- 
tigte Angehörige anerkannt wurden.'* Die Ereignisse .seit 1798 än- 
derten hieran nichts. 



1 KP v. 8. u. 15. April 1807. S. 14b" ... 155: v. 15. Februar 181.5. S. 59. 
» Akten JA v. 2. März 1812. 

3 Im Gegensatz zum Dienst in den an Frankreich zu stellenden Truppen- 
körpern. 

4 Der Ausdruck ist nicht {ranz korrekt, es gab nie eine die sämtlichen 
scliinii«renössigen Juden umfassende Korporation. Doch war er im Kanton ge- 
bräuchlich und entspricht dem Bedürfnis nach einer kurzen Bezeichnung für die 
kanlonsangehörigeu Juden im Gegensatz zu den geduldeten fremden und heimat- 
losen. 

* Visl. oben 8. 19. 
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Das Gesetz von 1809 garantierte fernerhin Schutz und Schirm 
,,aUen Judenfamilien, weicht beweisen können, dass sie seit zwanzig 
Jahren in den Gemeinden Endingen und Lengnau angesessen sind, 
von den vorigen Regierungen als Mitglieder der Judenschaft in der 
ehemaligen Grafschaß Baden angesehen wurden und als solche von 
denselben Schlitz and Schirm genossen." Der geforderte Beweis 
wurde erbracht durch Zeugnis der (xemeinderäte von Oberendingen 
und Lengnau. 1 Bei strenger Interpretation hätten die bloß persönlich 
geduldeten Juden jetzt ausgewiesen werden müssen ; das war aber 
nicht beabsichtigt und ist auch nicht geschehen ; nach einer gelegent- 
lichen Bemerkung der beiden Gemeinderäte ist bei der Prüfung keine 
einzige Familie „durchgefallen". 2 Jene fremden Juden hätten allerdings 
damals, in der Mediationsperiode, großenteils das Niederlassungsrecht 
als französische Bürger in Anspruch nehmen können; sie stammten 
fast durchweg aus dem Elsaß. Von 1803 an hatten sie Niederlassungs- 
bewilligungen erhalten, die periodisch erneuert werden mußten, und 
dieser Zustand dauerte auch nach 1809 unverändert fort. Die Ver- 
hältnisse der übrigen nicht korporatronsangehörigen aber bisher ge- 
duldeten Israeliten scheinen weder 1803 noch 1809 berücksichtigt 
worden zu sein; sie blieben im Lande, ohne daß die Behörden sich 
um sie kümmerten. Später erhielten sie auch Niederlassungsbe- 
willigungen oder, da sie meist ihre frühere Staatsangehörigkeit ver- 
loren hatten, Duldungsscheine als Heimatlose. 

2. Erwerb der Korporationsangehörigkeit. Über den Erwerb der 
Korporationsangehörigkeit enthielt das Gesetz keine Bestimmungen. 
Man wollte keine Vennehrung der Judenschaft zulassen außer der 
natürlichen. 8 Die Regierung gestattete jedoch, dem Herkommen 
entsprechend, unter den allgemeinen gesetzlichen Voraussetzungen 
die Ehe mit ausländischen Jüdinnen, die dadurch zu Korporations- 
genossinnen wurden; der Vermögensausweis, den die letzten Schirm- 



1 Akten JA vom 10. Dezember 1810. 
* Akten JA vom 2. Marz 1812. 

s Im Jahr 1821 trat der Fall ein, dali eine Christin außerehelich ein Kind 
gebar, als dessen Vater sich ein Jude bekannte. Das (leset/ über den bürger- 
liehen Stand der Unehelichen vom 1. Ileiimoiia! 1817 teilte in solchen Fällen das 
Kind dem geständigen Vater zu und gab ihm dessen Familiennamen und Orts- 
bürgerrecht. Der Oberamtmann von Zurzach fragte die Regierung an, was zu 
thiin sei; diese verfügte, das Kind sei der Mutter zuzusprechen, weil die Juden 
nicht als Angehörige des Kantons, sondern als Fremde anzusehen und in die 
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briefe gefordert hatten, war 1798 weggefallen und wurde 1809 durch 
das Erfordernis einer Regierungsbewilligung für alle Judenehen er- 
setzt. — 1816 wollte die Judengemeinde Lengnau den Enkel eines 
früheren Rabbiners, den Aaron Ris, der vor etwa dreißig Jahren mit 
seinem Großvater ins Land gekommen war, in die Korporation auf- 
nehmen; die Regierung versagte wiederholt ihre Zustimmung, weil 
die Annahme Eremder nicht im Geiste des Gesetzes liege. Doch 
ließ der Grundsatz sich nicht uneingeschränkt durchführen. Im Jahre 
1818 suchte Juda Brandeis, der seit sechsundzwanzig Jahren in 
Lengnau als Lehrer thätig war, sich dort verheiratet und dadurch 
sein ursprüngliches sächsisches Heimatrecht verwirkt hatte, um Auf- 
nahme in die dortige Korporation nach, und die Regierung gewährte 
sie, weil er als Heimatloser ohnehin hätte geduldet werden müssen. 
Im folgenden Jahre wurde dann auch einem erneuten Gesuche des 
Aaron Ris entsprochen, da man auch ihn nach so langjährigem Aufent- 
halt nicht mehr wegweisen zu können glaubte; es scheint der vor- 
beratenden Kommission des Innern entgangen zu sein, daß Ris noch 
immer das französische Bürgerrecht besaß. 1 In den Dreißiger- und 
Vierzigerjahren sind wiederholt, wenn auch oft erst nach langen 
Unterhandlungen, bisher geduldete heimatlose Israeliten in die Juden- 
korporation aufgenommen worden; 2 bei der allgemeinen Einbürgerung 
der aargauischen Heimatlosen im Jahre 1848 wurden die noch vor- 
handenen israelitischen Angehörigen dieser Klasse unter die beiden 
Judengemeinden verteilt. 8 

Die Aufnahme fremder Hebräer, die noch ein Heimat- oder 
Bürgerrecht besaßen, galt ursprünglich als unzulässig. 4 Im Jahre 1 854 
nahm die Regierung theoretisch einen andern Standpunkt ein und 
erklärte die allgemeinen Vorschriften über den Erwerb des Kantons- 



Kategorie der geduldeten un verzeihlichen Heimatlosen einzureihen seien. Der 
wahre Grund war der, daß man das Kind einer Christin nicht in der israelitischen 
Religion auferziehen lassen wollte, zumal da es bereits getauft war. Ein Mitglied 
der Justizkommission hatte den Erlaß eines besondern Gesetzes beantragt ; es war 
in der That ein mißlicher Ausweg, die Juden als Heimatlose zu erklären. Akten 
J Nr. 3, v. 30. Mai 1825. 

»Akten JA vom 30. Dezember 1818 (Fall Brandeis) und v. 11. März 1819 
(Fall Ris k 

• Akten JA v. 24. Mai 1833, 9. April 1840, 18. Januar und 30. März 1842. 
8 Das Nähere siehe unten § 24 Zif. 4. 

* Vgl. Akten JA v. 7. März 1850. Die eben erwähnte Ausnahme im Falle 
Ris bestätigt aus den angegebenen Gründen die Regel. 
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bürgerrechts auch hier für maßgebend. Aber praktisch änderte dies 
an der Sache nichts; das zur Behandlung vorliegende Aufnahinegesuch 
wurde abgewiesen, weil der Zeitpunkt für eine Vermehrung der Kor- 
porationsgenossen nicht geeignet erscheine. 1 Von da an findet sich 
kein solches Gesuch mehr in den Akten: der aargauische Schutz und 
Schirm hatte längst jede Anziehungskraft für ausländische Israeliten 
verloren ; nicht Aufnahmegesuche, sondern Entlassungsbegehren waren 
in jener Periode zu behandeln. 

3. Verlust der Korporationsangehörigkeit Das Aufenthaltsrecht, 
und damit naturgemäß die Korporationsangehörigkeit, wurde nach 
dem .Judengesetze verwirkt durch Verheiratung ohne Erlaubnis des 
Kleinen Rates; zu praktischer Bedeutung ist, wie wir später sehen 
werden, 2 diese Bestimmung nie gelangt. 

Zur Zeit der Landvögte war der Anspruch auf Duldung, wenig- 
stens der Regel nach, erloschen, wenn ein Schutzjude dauernd aus 
der Grafschaft wegzog; das Gesetz von 1809 verlangte denn auch 
Ansässigkeit während der letzten zwanzig Jahre und wurde so aus- 
gelegt, daß ein innerhalb dieses Zeitraums Fortgezogener keinen An- 
spruch auf Wiederaufnahme hatte. 3 Nach 1809 aber ging die Kor- 
porationsangehörigkeit durch bloße Abwesenheit, mochte sie auch 
noch so lange dauern, nicht mehr unter. Das Gesetz sagte zwar 
darüber nichts, doch bestand in der Praxis nie der geringste Zweifel, 
und im Jahre 1843 erklärte die Regierung ausdrücklich, das Kor- 
porationsrecht werde durch auswärtigen Aufenthalt nicht berührt. 4 
Seit 1824 kam dieser Grundsatz thatsächlich zum Ausdruck in den 
Heimatscheinen, welche die Judengemeinden ihren Angehörigen auf 
Verlangen ausstellen mußten. 

Schwieriger war die Frage, ob der Erwerb eines auswärtigen 
Staatsbürgerrechts die Korporationsangehörigkeit beeinflusse. 5 Das 

1 Akten JA v. 10. November 1854. 

8 Vgl. iinlen g 20 Zif. 1 a. 

8 Akten JA v. 29. Oktober 1810. 

4 Die Entscheidung bezog sich auf den Aufenthalt in der andern Juden- 
gcmeinde; doch legte die Regierung auf diesen besondern Unistand kein Gewicht, 
sondern sprach den Grundsatz ganz allgemein ans. Akten JA v. 8. Juni 1843. 

5 Selbstverständlich war dies der Fall, wenn eine Schutzjüdin einen aus- 
ländischen Hebräer heiratete; sie erhielt dann die lleimatangehörigkeit ihres 
Mannes und verlor die aargauische. Doch wurde auch hier jeweilen die Regie- 
rung um Entlassung angegangen, aber wohl nur deshalb, weil die ausländischen 
Behörden dies verlangten. 
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Judengesetz sprach von Schutz und Schirm; es lag nahe zu sagen: 
wer in einem andern Kanton oder Staate Bürger wird, bedarf des 
aargauischen Schutzes nicht mehr und scheidet deshalb aus der 
schirmgenössigen Judenschaft aus; eine solche Schlußfolgerung konnte 
sich auf den geschichtlichen Charakter des Judenschutzes berufen. 
In der That haben Anfangs der Fünfzigerjahre zwei Korporations- 
genossen von Lengnau, die sich anderwärts eingebürgert hatten, die 
Behauptung aufgestellt, sie seien dadurch ipso iure aus der aar- 
gauischen Judenschaft ausgetreten; sie folgerten daraus, daß sie von 
da an ihrer Heimatgemeinde keine Steuern mehr schuldeten. Der 
Vorsteher des aargauischen Departements des Innern gab ihnen Recht, 
weil er fand, die engen Schranken jüdischer Korporationsverhältnisse 
seien mit den Rechten und Pflichten eines freien Bürgers unvereinbar. 
Die Regierung stellte sich aber auf den entgegengesetzten Stand- 
punkt und gab nur zu, daß der auswärts Eingebürgerte die Entlassung 
aus der Judenkorporation verlangen könne, sofern er seinen finan- 
ziellen Verpflichtungen gegenüber seiner Gemeinde Genüge geleistet 
habe. 1 

4. Wirkung des Konfessionswechsels. Die Abstammung von einer 
schutzgenössigen Familie unterschied die Korporationsangehörigen von 
den fremden und den heimatlosen Juden, die israelitische Konfession 
von den übrigen Staatsangehörigen. Die Wirkung eines Übertritts 
zum Christentum war im Gesetze nicht bestimmt; logischer Weise 
mußte er den Verlust der Korporationsangehörigkeit zur Folge haben. 
Die Regierung hat denn auch zweimal in diesem Sinne entschieden. 
1829 verlangte ein Jude von Endingen getauft zu werden; der 
Kleine Rat ließ ihm eröfrnen, er höre dadurch auf, jüdischer Kor- 
porationsgenosse zu sein, und habe sich daher ein Ortsbürgerrecht 
in einer christlichen Gemeinde zu verschatfen , wenn er Kantons- 
angehöriger bleiben wolle. Der Täufling kam dieser Weisung nach, 
und die Regierung gewährte ihm einen Beitrag an die Einkaufssumme, 
wodurch er mit den unverzeihlichen Heimatlosen und Landsassen 
auf die gleiche Linie gestellt wurde. 2 1838 trat ein aargauischer 
Jude in Basel zur reformierten Kirche über; der Fall wurde im 
wesentlichen gleich behandelt wie der frühere, nur versagte der 



1 Akten JA v. 25. August 1854; Fall der (lebriider Brandeis. der noch Öfter 
zu erwähnen sein wird. 

2 Akten KW Nr. 1. v. 3. Mai \m. 
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Kleine Rat diesmal die finanzielle Unterstützung zum Bürgerrechts- 
erwerb 1 Als aber spater ein Korporationsgenosse von Lengnau sich 
auf seinen in Frankreich erfolgten Übertritt zum Katholizismus berief 
um darzuthun, daß er der Judenschaft nicht mehr angehöre und da- 
her keiner Austrittsbewilligung bedürfe, da berücksichtigte die Re- 
gierung diese Behauptung gar nicht, sondern verlangte die Nachzahlung 
der rückständigen Gemeindesteuern, bevor sie die Entlassung aus- 
sprach. 2 Wenn man dem einmaligen Entscheid eine prinzipielle Be- 
deutung beilegen will, kann man sagen: der Übertritt eines Schutz- 
juden zum Christentum nahm ihm den Anspruch auf die Korporations- 
angehörigkeit , befreite ihn aber nicht von den Pflichten eines Kor- 
porationsgenossen, so lange der Konfessions Wechsel nicht zur Kennt- 
nis der Regierung gelangt und von ihr anerkannt worden war. 

§ 9. Niederlassung. 

I. Vor 1809. Der wichtigste Ausfluß des Judenschutzes war das 
Niederlassungsrecht, das durch die Schirmbriefe von 1776 und 1792 
nur noch für die Gemeinden Oberendingen und Lengnau gewährt 
worden war. Die Helvetik beseitigte diese Beschränkung nicht aus- 
drücklich, doch wurde sie thatsächlich nicht mehr aufrecht erhalten; 
ein Schreiben des Justizministers Meyer vom Jahr 1801, das die 
Rechte der Juden betrifft, spricht von den „ihnen ehemals ange- 
wiesenen Gemeinden." 3 Doch wurde von der Möglichkeit auswärtiger 
Niederlassung wenig Gebrauch gemacht; wie es scheint, haben bloß 
in der Stadt Baden damals einige Juden ihren Wohnsitz genommen; 
einem von ihnen hatte die Regierung des Kantons Baden das dortige 
dem Staate gehörende Schloß vermietet. 1 Nach 1803 finde ich keinen 
aargauischen Israeliten mehr erwähnt, der in einer andern Gemeinde 
des Kantons wohnte als in Endingen oder Lengnau; von einem wird 
im genannten Jahre mitgeteilt, daß er von Baden wieder nach En- 
dingen zurückgekehrt sei. 5 



1 Akten JA Nr. 6. v. 21. Januar 1835». 

8 Es handelte sieh um einen der schon genannten Brüder Brandeis. vgl. oben 
S. 57 N. 1. 

3 Enthalten in Akten JA v. 7. März 1808. 

4 Akten V Nr. 3. v. 17. September 1803; vgl. auch HP v. 21. Juli 1803. 
S. 268. 

fi OÜ v. 3. August und ö. September 1803, S. 78 und 117. 
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2. Unter dem Judengesetz. Der Gesetzesentwurf von 1805 ent- 
hielt keine Beschränkung, es wäre daher, wie die Kommission des 
Großen Rates tadelnd bemerkte, bei seiner Annahme den aargauischen 
Juden erlaubt gewesen, sich in jedem Kantonsteile niederzulassen. 
In die späteren Entwürfe wurde die Beschränkung wieder aufge- 
nommen; das Gesetz von 1809 verbot den Juden, sicli außerhalb 
der Gemeindebezirke von Endingen und Lengnau haushäblich nieder- 
zulassen. Diese Bestimmung blieb bis zum Jahre 1862 in Kraft: 
das Niederlassungs recht der Juden war auf die beiden Gemeinden 
beschränkt. Innerhalb der beiden Judengemeinden bestand Freizügig- 
keit: ein Angehöriger der einen konnte sich in der andern nieder- 
lassen, ohne einer Erlaubnis zu bedürfen. 1 

Die letzten Schirmbriefe hatten von den Dörfern Obe rendingen 
und Oberlengnau gesprochen, das Gesetz sagte bloß: Endingen und 
Lengnau; doch bedeutete dies keine Erweiterung des Xiederlassungs- 
gebietes. Kür Endingen konnte ein Zweifel nicht aufkommen; denn 
Unter- und Oberendingen waren völlig von einander getrennte Naeh- 
bargeineinden, die nichts Gemeinsames hatten als den Namen. Da- 
gegen waren Ober- und Unterlengnau zwar räumlich getrennte Ort- 
schaften, doch gehörten sie zur gleichen politischen Gemeinde und 
bildeten zusammen eine Ortsbürgerschaft. 2 Da das Gesetz vom Ge- 
meindebezirke sprach, hätte man es so auslegen können, daß die 
Juden im ganzen Gebiete der politischen Gemeinde Lengnau, oder 
doch wenigstens überall in der Ortsbürgerschaft, also auch in Unter- 
lengnau wohnen dürften. Die Praxis entschied aber anders: im Jahr 
1820 beriefen die Hebräer selber sich in einer Streitigkeit mit der 
Gemeinde darauf, daß sie sich in Unterlengnau nicht niederlassen 
könnten. 3 Um jeden Zweifel auszuschließen, sprach der Entwurf für 
flie Organisation der Judengemeinden von 1823 von Endingen und 
Oberlengnau. Die Großratskommission fand die Bezeichnung Ober- 
lengnau richtig, wünschte aber, daß auch Oberendingen gesagt werde, 
um Mißverständnissen vorzubeugen. Im Gesetz von 1824 ist daher 



'Akten JA v. 18. Januar 1812 (Bericht dos Departements des Innern vom 
November 1841). 

' Die politische Gemeinde Lentenau bestand aus der Ortsbiirtferjiemeinde 
gleichen Namens und uiehn'ren kleineren Ortschaften. 

s Akten F Nr. 13. v. 4. Januar 1821. Der Streit betrat* die Wctfebaulast : 
die Juden wollten sich bloß für die Arbeiten im Gebiete von Oberlengnau heran- 
ziehen lassen. 
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wieder, wie in den alten Mandaten, von Oberendingen und Ober- 
lengnau die Rede. 1 

Der Entwurf von 1808 hatte über die Niederlassung nichts ent- 
halten als die Eingrenzung in die zwei Ortschaften. Die Großrats- 
kommission anerkannte die gute Absicht, eine „zu weite Ausdehnung 
dieser im Verkehr gewöhnlich sehr gefährlichen Menschen" zu ver- 
hindern; doch wünschte sie eine Bestimmung, wonach in besonderen 
Fällen einzelnen Israeliten die auswärtige Niederlassung gestattet 
werden könnte. Aus dieser Anregung entsprang der § 5 des Ge- 
setzes von 1809, der die Regierung ermächtigte, zu Gunsten von 
Juden, die sich durch sittliche Aufführung sowie durch Kenntnisse 
oder Gewerbefleiß auszeichneten, auf genügende Zeugnisse hin eine 
Ausnahme von der gesetzlichen Regel eintreten zu lassen. Man 
wollte damit den Juden die wissenschaftlichen Berufsarten zugänglich 
machen und den Gewerbebetrieb gegenüber ihrem herkömmlichen 
Handel begünstigen. Aber die Bestimmung blieb die längste Zeit 
toter Buchstabe. Es war schwierig, sich in Endingen und Lengnau 
durch Gewerbetleiß und Kenntnisse hervorzuthun. So lange die Re- 
gierung strenge an den gesetzlichen Erfordernissen festhielt, kam sie 
nicht in die Lage, eine auswärtige Niederlassung zu bewilligen; die 
wenigen Gesuche, die eingingen, wurden abgewiesen. 2 Erst in den 
Vierzigerjahren kam die Bestimmung zur Anwendung. 1841 ersuchte 
ein junger Israelit von Lengnau um die Erlaubnis, sich in Ennetbaden 
niederzulassen, um eine von seinem Vater dort betriebene Leder- 
handlung besser leiten zu können. Die Gemeinde Ennetbaden be- 
zeugte seine untadelhafte Aufführung und erhob keinen Widerspruch; 
die Regierung entsprach dem Gesuche. 1843 erhielt ein anderer 
Jude die Erlaubnis, sich in Reinach niederzulassen; seine Bitte war 
von der Gemeinde selber unterstützt worden. Doch wurde ihm die 
Bewilligung nur für seine Person, nicht auch, wie er gewünscht hatte, 
für seine Familie erteilt. Ein Ausweis über besondere Kenntnisse 
oder Gewerbetleiß war in diesen Fällen nicht verlangt worden; die 

1 Akten des Großen Rates vom 11. Juni 1824. — Ob die Beschränkung auf 
Oberlengnau in der Praxis lange festgehalten worden ist, vermag ich nicht zu 
sagen. Ich zweifle daran; es müßten sich Spuren in den Akten Huden. Das Ge- 
setz von 1846, von dem sogleich die Rede sein wird, sprach von Oberendhitfen 
und Lengnau ; der Ausschluß von L'nterlengnau war wohl schon vorher aufgegeben. 

'Akten JA v. 1. April 1813. 22. Dezember 1817, 20. Mai 1818, 24. Sep- 
tember 1831). RP vom 11. Dezember 1820, S. r>26. 
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beiden Hebräer hatten sich bloß darauf berufen können, daß sie ihr 
Handelsgeschäft in ausländischen Häusern gründlich erlernt hätten. 1 
Etwas später wurde das Gesuch eines Lengnauer Juden um Nieder- 
lassung in Mellingen abgewiesen, weil die dortige Gemeindebehörde 
sich dagegen aussprach. 2 

Ohne besondere Bewilligung wurde es zugelassen, daß junge 
Israeliten sich zum Zwecke ihrer Ausbildung in andern Gemeinden 
aufhielten. Judenknaben besuchten auswärtige Bezirksschulen, zum 
Beispiel die von Brugg, von wo sie unmöglich jeden Abend nach 
Hause zurückkehren konnten. 3 Ebenso finden wir anfangs der Dreißiger- 
jahre einen hebräischen Jüngling bei einem Bäcker in Aarau in 
der Lehre.* Den Absichten des Gesetzgebers entsprach diese weit- 
herzige Praxis durchaus, und formell mochte sie zulässig erscheinen, 
weü es sich in derartigen Fällen doch nicht um eine eigentliche 
Niederlassung, sondern bloß um einen seiner eigenen Bestimmung 
nach vorübergehenden Aufenthalt handelte. 5 

3. Das Niederlassungsgesetz von 1846. Allmählich brach sich die 
Überzeugung Bahn, daß es nicht länger angehe, die Israeliten in der 
bisherigen Weise in zwei Gemeinden einzuschließen; der Erlaß eines 
neuen Niederlassungsgesetzes bot im Jahre 1846 die Gelegenheit zu 
einer Änderung. Die vollständige Gleichstellung mit den christlichen 
Kantonsbürgern in der freien Wahl des Wohnortes hielt die Regie- 
rung einstweilen noch für unzweckmäßig. Ihr Entwurf bestimmte, 
daß den aargauischen Israeliten der Aufenthalt in einer andern Ge- 
meinde als in Oberendingen und Lengnau vom Kleinen Rate be- 
willigt werden könne, sofern der Gemeinderat das Gesuch empfehle, 
aber nur auf die Dauer von zwei Jahren; für die Erneuerung sollte 
ebenfalls die Regierung, unter Eingabe empfehlender gemeinderät- 
licher Zeugnisse; angegangen werden; fremden Juden durfte die 
Niederlassung gar nicht, der Aufenthalt bloß in den beiden israe- 
litischen Gemeinden gestattet werden. 6 Diese Bestimmungen passierten 

1 Akten P Nr. 2, vom 18. Januar 1842 und 27. November 1843. 

■ RP vom 18. April 1844, S. 366. 

8 Akten JA vom 9. April 1840. 

4 Akten C Nr. 2, vom 11. Juli 1840. 

6 Über den auswärtigen Aufenthalt zu Handelszwecken wird weiter unten 
(ä 10 Ziff. 4) noch zu reden sein. 

6 Der Entwurf, und später das Gesetz, unterschied zwischen Niederlassung 
und Aufenthalt in der Weise, daß die NiederlassungsbewilliKunj; zum sclbstän- 
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unangefochten die erste Beratung. Daraufhin wurde die Judenschaft 
von Lengnau heim Großen Rate gegen die Fortdauer so weitgehen- 
der Beschränkungen vorstellig, und in der zweiten Beratung brachte 
Fürsprech Jäger den Antrag ein, die Sonderbestinimungen zu strei- 
chen und den § 3 des Gesetzes von 1809 als aufgehoben zu er- 
klären; dadurch wäre den Juden die freie Niederlassung im Kan- 
tonsgebiet eingeräumt worden. Mehrere Mitglieder des Rates er- 
klärten sich im Prinzip mit den Anschauungen Jägers einverstanden, 
wollten aber die Sonderbestimmungen dennoch festhalten aus Furcht 
vor der Einwanderung fremder, namentlich elsässischer Juden. Ober- 
gerichtspräsident Tanner insbesondere sprach die Erwartung aus, der 
Kleine Rat werde aargauischen Israeliten die Niederlassung in andern 
Gemeinden ohne Anstand gewähren; ein Recht darauf aber glaubte er 
ihnen nicht einräumen zu dürfen, weil nach dem Staatsvertrag mit Frank- 
reich die französischen Juden es dann auch beanspruchen könnten; 
dagegen beantragte er, das Erfordernis gemeinderätlicher Zustimmung 
für die erstmalige Bewilligung des Aufenthalts fallen zu lassen. Dies 
wurde vom Großen Rate beschlossen, der weitergehende Antrag 
Jägers blieb in Minderheit. 1 $ 61 des Gesetzes, das in der gleichen 
Sitzung, am 7. Mai 1846, zu Ende beraten und angenommen wurde, 
lautete nun wie folgt: „Die Bewilligung zum Aufenthalt von aar- 
gauischen Israeliten in andern Gemeinden des Kantons als in Ober- 
endingen und Lengnau kann immer nur auf eine beschränkte Zeit- 
frUt von höchstens zwei Jahren vom Kleinen Rate erteilt werden. 
Für eine jeweilige Erneuerung der daher igen AufenthaltsbewilUgwig 
ist der Kleine Bat unter Eingabe empfehlender gemeinderätlicher 
Zeugn isse anzugehen.' 1 

Damit erhielten die Juden noch kein Recht auf Niederlassung, 
die Entscheidung blieb für jeden einzelnen Fall dem freien Ermessen 

* 

der Regierung vorbehalten. In gewisser Hinsicht konnte die neue 
Bestimmung sogar als ein Rückschritt erscheinen, da die Beschrän- 
kung der Bewilligung auf zwei Jahre und die Notwendigkeit empfeh- 
lender Zeugnisse des Gemeinderats für ihre Erneuerung dem § o 
des Gesetzes von 1809 fremd gewesen waren; in der That hatte die 
Regierung im ersten der beiden alleinigen Anwendungsfälle die Nieder- 
elben Gewerbebetrieb berechtigte, die bloße AufeulliaUsbewillipuiig nicht. Es war 
eine Inkonsequenz, wenn bei den aargauischen Juden bloß von Aufenthalt pe- 
sproohen wurde. 

1 Verhandlungen des Großen Rates von 1H46, S. 201 ff. 
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lassung ohne zeitliche Beschränkung, im zweiten auf sechs Jahre 
erteilt. Allein trotzdem war ein bedeutender Fortschritt erreicht, 
da es von jetzt an nicht mehr als besondere, nur wenigen erreich- 
bare Begünstigung, sondern als etwas Normales erschien, wenn ein 
aargauischer Jude die Erlaubnis erhielt, sich in einer rein christlichen 
Gemeinde des Kantons anzusiedeln. 

Die Regierung stellte zunächst den Grundsatz auf, die Bewilli- 
gungen seien in nicht zu großer Zahl und nur auf kurze Zeit zu er- 
teilen. Der Aufenthalt wurde daher von Anfang an regelmäßig und 
später ausnahmslos nur auf ein Jahr gestattet. 1 Jedem Gesuche 
mußte, außer dem Heimatschein, ein Zeugnis Uber Leumund, Beruf, 
Vermögens- und Erwerbsverhältnisse beigelegt sein, 2 das von der 
Gemeindebehörde des letzten Aufenthaltsortes, und wenn dieser eine 
der Judengemeinden war, von der eigenen Vorsteherschaft der Israe- 
liten auszustellen war. Der Bewerber hatte zu erklären, was für 
ein Geschäft er am Niederlassungsorte führen wollte; die Bewilligung 
pflegte ausdrücklich auf das angegebene Gewerbe zu lauten, so daß 
zu einer Veränderung seiner Natur eine Erlaubnis der Regierung 
erforderlich gewesen wäre. Wo der Verdacht vorlag, daß der Bitt- 
steller in Wahrheit bloßen , Schacherhandel " betreiben, nicht aber 
ein Warenlager errichten wollte, erfolgte stets Abweisung. Gesuche 
um Gestattung des bloßen Aufenthaltes ohne Geschäftsbetrieb waren 
selten; es finden sich nur zwei in den Akten/ 1 Die jüdischen Ange- 
stellten eines bewilligten Handelsgeschäfts bedurften keiner besondern 
Erlaubnis zum Aufenthalt. 1 — Der Bewerber mußte volle Handlungs- 
fähigkeit besitzen; Gesuche Minderjähriger fanden keine Berück- 
sichtigung. Frauen waren nicht ausgeschlossen , sofern sie die waisen- 



1 Die Analogie der Niederlassungsbewilligimgcn an Kantonst'remde. die eben- 
falls von der Regierung erteilt und nach dem Gesetze alljährlich anf den 1. Juli 
•Tucucrt werden mußten, mag; dazu heigetragen haben. 

8 § 35 der Vnllziehungsverordnung zum iSiederlassungsgesetz, vom 17. Brach- 
monat 184G. 

'Akten JA vom i». Februar 1857 und vom 22. März 1861. 

* Sonst müßten sich Gesuche und Bewilligungen in den Akten linden, was 
nicht der Fall ist. Im zweiten der in Note 3 erwähnten Fälle hatte die Regie- 
rung zuerst gefunden, eine Bewilligung sei gar nicht nötig, weil der Gesuch- 
steller nicht die Absicht habe, ein Gewerbe auf eigene Rechnung zu treiben. Auf 
mündlichen Vortrag des Polizeidirektors hin kam die Regierung von dieser An- 
sicht zurück; erscheint sich um einen Juden gehandelt zu haben, der bei seinem 
Bruder wohnen wollte, ohne in dessen Geschäft einzutreten. 
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amtliche Ermächtigung zum Geschäftsbetrieb auf eigene Rechnung 
erhalten hatten. Wer nicht die nötigen ökonomischen Garantien bot, 
wurde abgewiesen; fiel der Aufenthalter in den Geltstag, so wurde 
ihm die Bewilligung entzogen; doch kam auch ihre Übertragung auf 
die Ehefrau des Vergeltstagten vor. — Für die Erneuerung der 
Bewilligung forderte das Gesetz ein empfehlendes gemeinderätliches 
Zeugnis; die Regierung begnügte 'sich jedoch, namentlich in späteren 
Jahren, mit der Erklärung, der Gemeinderat habe gegen den ferneren 
Aufenthalt nichts einzuwenden. Im Herbst 1850 konstatierte der 
Polizeidirektor, daß bisher noch keine Erneuerung wegen verweigerter 
Zustimmung des Gemeinderates hatte unterbleiben müssen: 1 auch 
späterhin scheint dies nie vorgekommen zu sein, wenigstens ist aus 
den Akten kein Beispiel ersichtlich. 2 — Die Bewilligungen liefen mit 
dem 1. Juli jedes Jahres ab; 8 die Erneuerung erfolgte durch den 
Vorsteher des Polizeidepartements mit Ermächtigung der Regierung. — 
Es bestand für die Juden ein besonderes gedrucktes Aufenthalts- 
bewilligungsformular. — Das Aufenthaltsrecht erlosch, abgesehen 
vom Zeitablauf, durch den freiwilligen Verzicht; es konnte verwirkt 
erklärt werden wegen Mißbrauchs oder weil der Inhaber in den 
Geltstag kam. 4 

Im übrigen war die Praxis der Regierung keine konstante. Für 
die erste Gewährung des Aufenthalts war die Zustimmung des Ge- 
meinderats nicht erforderlich ; dennoch äußerte er meist seine Ansicht, 
von sich aus oder weil der Jude sich seines Einverständnisses ver- 
sichern wollte: in andern Fällen wurde er von der Regierung selber 
angefragt. Sprach er sich gegen die Aufnahme aus, so war die Ab- 
weisung in der ersten Zeit ziemlich sicher. Eine freiere Übung trat 
ein mit dem Jahre 1848; es findet sich ein Antrag des Polizei- 
departements auf Gewährung eines früher abgewiesenen Gesuches 
„im Hinblick auf die Bestimmungen der Bundesverfassung und deren 
„Konsequenzen." 5 Als Grundsatz wurde ausgesprochen, „im Sinne 
„des Fremdengesetzes und der neueren bundesrechtlichen Bestim- 



1 Akten JA vom 27. Dezember 1850. 

* Freilich sind gerade in Beziehung auf Niederlassungsbewilligungen die 
Akten nicht vollzählig vorhanden. 
8 Vgl. „Leu S. 63 N. 1. 

4 Aus den Akten ergibt sich ein einziger Fall der Verwirkung wegen Miß- 
brauchs (JA vom 20. April 1848», mehrere der Entziehung wegen Geltstags. 

5 Akten JA vom 22. November 1849. 
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„raungen den aargauischen Juden ohne besondere Gründe den Aufent- 
halt in andern als den beiden Judengemeinden nicht zu verweigern." 1 
Mehreren Gesuchen wurde entsprochen , obschon der Gemeinderat 
sich dagegen erklärt hatte. Während im Frühling 1848 nur zwölf 
jüdische Hausväter im Besitze einer Bewilligung waren, stieg ihre 
Zahl bis 1852 auf vierunddreißig. 2 — Aber nun trat wieder ein 
Rückschlag ein. Gesuche auf einzelne Gemeinden 3 wurden abgewiesen, 
weil sich dort oder in der Nachbarschaft schon Juden aufhielten ; das 
Polizeidepartement bemerkte, die Gemeinden hielten den Aufenthalt 
von Hebräern für einen Nachteil, und zwar fast durchweg mit einigem 
Recht. 4 Ablehnende Eingaben der Gemeinderäte fanden jetzt in 
der Regel wieder Berücksichtigung; nur in den günstigsten Fällen 
wurde die Bewilligung dennoch erteilt. 5 Gesuche auf kleinere Dörfer 
waren selbst dann aussichtslos, wenn der Gemeinderat sie empfahl. 
Wollten zwei Juden gleichzeitig sich in derselben Ortschaft nieder- 
lassen, so erhielt in der Regel nur einer die Erlaubnis. 6 Es kamen 
Abweisungen vor in Fällen, wo alle begutachtenden Behörden, Ge- 
meinderat, Bezirksamt und Polizeidirektion, zu entsprechen beantragt 
hatten; freilich fand auch einmal das Umgekehrte statt. 7 — Wieder- 
um führte das Bundesrecht einen Umschwung herbei. Am 24. Sep- 
tember 1856 erkannte die Bundesversammlung den einheimischen 
Juden alle Rechte zu, die den Schweizerbürgern ohne Unterschied 
des Glaubensbekenntnisses von der Verfassung gewährleistet waren, 
und der Bundesrat erklärte darauf in einem Kreisschreiben, daß eine 
Zurücksetzung schweizerischer Israeliten durch ihren Heimatkanton 
nur noch in konfessionellen Dingen zulässig sei. 8 Dies veranlaßte im 
Oktober desselben Jahres die aargauische Regierung, drei Aufenthalts- 
gesuche entgegen dem Widerspruch der Gemeinderäte zu bewilligen, 

1 Akten JA vom 12. September 1850. 

8 Akten JA vom 21. April 1848 und 30. Juni 1852. 

3 und nicht nur ganz kleine; man fand zum Beispiel, für Brugg sei ein 
Jude mehr als genug. Akten JA vom 26. April 1852. 

4 Akten JA vom 30. Juni 1852. 

5 So in einem Falle auf Wohlen wegen sehr guter Zeugnisse und weil 
Wohlen ein sehr betriebsamer Ort sei. Akten JA vom 21. Oktober 1853. 

9 So auf das Dorf Veltheim, obschon die Ortsbürgergemeinde beide Be- 
werber aufzunehmen beschlossen hatte, beim einen einstimmig, beim andern mit 
großer Mehrheit. Akten JA vom 14. Februar 1855. 

T Akten JA vom 25. April 1856. 
8 Vgl. unten § 35. 

Haller, Dissertation. & 
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wobei sie sich ausdrücklich auf den Bundesbeschluß berief. 1 Weder 
die Kleinheit der Gemeinde noch der Umstand, daß schon mehrere 
Juden am Orte angesessen waren, wurde jetzt mehr als Hinderungs- 
grund anerkannt. Nur der schlechte Leumund und die Unfähigkeit, 
das beabsichtigte Geschäft richtig zu betreiben, führten noch zur Ab- 
weisung; das waren aber Gründe, die auf den allgemeinen gesetzlichen 
Bestimmungen und nicht auf der Sonderstellung der Juden beruhten. 

Die aargauischen Israeliten waren demnach seit 1856 faktisch 
in Bezug auf die Niederlassung den christlichen Kantonsbürgern gleich- 
gestellt; das Erfordernis der regierungsrätlichen Bewilligung bestand 
zwar fort bis zum Jahre 1862, aber es war zur bloßen Form herab- 
gesunken.* 

4. Fremde Juden. Fremde Juden sollten sich prinzipiell im 
Kanton nicht niederlassen dürfen. Doch wurde dieser Grundsatz nie 
mit voller Strenge durchgeführt. Französische Bürger mußten während 
der helvetischen und Mediationsperiode unter den gleichen Bedin- 
gungen wie Schweizer aufgenommen werden, gleichviel zu welcher 
Religion sie sich bekannten ; ein französischer Jude war seit 1807 in 
Rheinfelden angesessen und wurde erst 1833 weggewiesen, aber nicht 
weil er ein Hebräer war, sondern wegen gänzlicher Verarmung.* 
In den beiden Judengemeinden sind stets auch Israeliten aus deutschen 
Staaten geduldet worden als Vorsinger und Religionslehrer. 4 Anderen 
gelang es etwa, sich einzuschleichen, namentlich zur Zeit der Helvetik; 
entdeckten die Behörden sie rechtzeitig, so wurden sie ausgewiesen; 
hatten sie aber kein Heimatrecht, so blieb gewöhnlich nichts übrig, 
als sie als Heimatlose weiter zu dulden. — Mit der Zeit wurde die 
Praxis strenger; die «Regierung gab nur noch ungern zu, daß die 
Judengemeinden ihre Kultusangestellten aus dem Ausland beriefen, 
und verweigerte die Erlaubnis ganz, wenn eine geeignete Persön- 
lichkeit unter den einheimischen Israeliten zu finden war. 5 Im Zu- 

1 Akten JA vom 24., 28. und 31. Oktober 1850. 

9 Das Einführungsgesetz zum vierten Teil des bürjrcr liehen Gesetzbuches, 
vom 14. Wintertnonat 1855, hob die §§ 2 bis 14 des Gesetzes von 1809 auf. Die 
Xiederlassuiigsbeschränkung beruhte von da an lediglich auf dem Gesetz von 1846. 

»Akten JA Kr. 6, vom 1. Juli 1807; RP vom 30. Januar 1833, S. 74. 

4 Das Amt des Rabbiners haben in der ersten Hälfte des Jahrhunderts nur 
elsässisrhe oder einheimische Juden bekleidet. 

8 RP vom 30. Dezember 1824, S. 563, vom 13. Mai 1825, S. 228, vom 23. 
und 29. August 1833, S. 570 und 580. 
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sammenhang damit wurde auch der vorübergehende Aufenthalt fremder 
Hebräer in den Judengemeinden beschränkt, der ursprünglich während 
der religiösen Festzeiten in weitem Maße gestattet worden war; ge- 
rade dadurch war es möglich gewesen, daß fremde Juden längere 
Zeit da bleiben und sich einen Duldungsanspruch ersitzen konnten, 
ohne von den Staatsbehörden bemerkt zu werden. 1 Das Organisations- 
gesetz von 1 824 bestimmte , daß der Aufenthalt in Endingen und 
Lengnau ausländischen Israeliten vom Oberamt höchstens auf vier- 
zehn Tage, für längere Zeit aber nur vom Kleinen Rate bewilligt 
werden dürfe. 

Das Niederlassungsgesetz von 1846 erneuerte diese Vorschriften: 
die Niederlassung sollte fremden Juden nach § 56 überhaupt nicht, 
der Aufenthalt nach § 37 nur in Endingen und Lengnau gestattet 
werden. Die einzige Änderung war die Erhöhung der bezirksamt- 
lichen Kompetenz auf vier Wochen. Diese Bestimmungen kamen aber 
nicht zur Anwendung auf französische Israeliten. Nach dem 
Staatsvertrag vom 30. Mai 1827 mußten die Franzosen in der Schweiz 
gleich wie die Schweizer behandelt werden ; von Anfang an war fest- 
gestellt worden, daß französische Juden nicht die Rechte der christ- 
lichen Schweizer, wohl aber in jedem Kanton, der dem Staatsvertrage 
beitrat, die Gleichstellung mit den schweizerischen Israeliten bean- 
spruchen könnten." Bei der Beratung des Xiederlassungsgesetzes 
scheint der Vertrag von allen Seiten so ausgelegt worden zu sein, 
daß die französischen Israeliten im Aargau gleich behandelt werden 
müßten wie ihre aargauischen Glaubensgenossen; 8 es gab eben fast 
keine anderen schweizerischen Israeliten. Die Regierung gestattete 
daher den Hebräern elsässischer Herkunft fortan die Niederlassung 
in Endingen und Lengnau und erteilte ihnen Aufenthaltsbewilligungen 
auf andere Gemeinden unter den gleichen Voraussetzungen wie den 
aargauischen Korporationsgenossen; 4 doch behielt sie sich das gleiche 
freie Ermessen vor, mit dem sie die Gesuche kantonsangehöriger 
Juden beurteilte. 5 



1 Akten JA vom 14. November 1810. 
* Vgl. unten § 44. 
»Vgl. oben S. 62. 

4 Akten P Nr. 2, vom 8. Juni 1855. 

6 Akten P Nr. 2, vom 10. Januar 1854. Die Frage, ob französische Israe- 
liten die Niederlassung in einer der beiden Judengemeinden als ein Recht in 
Anspruch nehmen könnten, war praktisch bedeutungslos und scheint nie aufge- 
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Nach der bisherigen Aulfassung hätte die freie Niederlassung 
im ganzen Kantonsgebiet, die das Jahr 1862 den aargauischen Israe- 
liten brachte, auch den französischen Juden unmittelbar zu gut kommen 
müssen. Aber inzwischen hatte man aargauische und schweizerische 
Juden unterscheiden gelernt; es war kein Zweifel, daß gegenüber 
Hebräern aus anderen Kantonen das Niederlassungsverbot des § 56 
noch in Kraft stand. Daher erkannte die Regierung den französischen 
Israeliten jetzt nicht mehr die volle Gleichstellung mit den aargauischen 
zu, sondern behandelte sie gleich wie bisher; sie erhielten bloße 
Aufenthaltsbewilligungen, die alljährlich erneuert werden mußten. 1 
In derselben Lage waren von 1863 an die Juden aus dem Großherzog- 
tum Baden, weil der damals abgeschlossene badisch-schweizerische 
Niederlassungsvertrag die Meistbegünstigungsklausel enthielt 2 

Der neue Staatsvertrag mit Frankreich, der am 1. Juli 1865 in 
Kraft trat, räumte allen Franzosen ohne Unterschied der Konfession 
die Rechte der christlichen Schweizer und damit die freie Nieder- 
lassung im ganzen Bundesgebiete ein. Daher erhielten die franzö- 
sischen und mit ihnen wegen der Meistbegünstigung die badischen 
Juden im Jahr 1865 förmliche Niederlassungsbewilligungen; die jähr- 
liche Erneuerung fiel für sie fortan weg. 8 

Auch wo kein Staatsvertrag die Befolgung der gesetzlichen Vor- 
schriften hinderte, sind sie doch nicht ausnahmslos gehandhabt worden. 
Im Jahr 1854 wurde Dr. Julius Fürst aus Mannheim zum Rabbiner 
von Endingen gewählt. Die Regierung fand, das Gesetz lasse sich 
hier nicht wohl anwenden ; sie bewilligte Fürst nicht blos dauernden 
Aufenthalt — was gesetzlich zulässig gewesen wäre — sondern die 



worfen worden zu sein. Von dem Standpunkt aus, den der Große Rat 1846 ein- 
genommen hatte, wäre sie zu bejahen gewesen, weil den aargauischen Juden ein 
Recht auf Niederlassung nicht nur in ihrer Heimat, sondern auch in der andern 
Gemeinde zustand. 

1 Akten JA vom 25. September 1862, 11. September 1863 und 19. Sep- 
tember 1864. Diesem Verfahren fehlte es jetzt, da § 61 des Niederlassungsge- 
setzes aufgehoben war, an der gesetzlichen Grundlage. Doch ging es nicht wohl 
an, die französischen Juden schlechter als bisher zu behandeln. 

' Im Jahr 1865 erhielt auch eine amerikanische Jüdin eine Aufenthalts- 
bewilligung unter Berufung auf den Niederlassungsvertrag mit den Vereinigten 
Staaten, der die Gleichstellung der Amerikaner mit den Schweizerbürgern aus 
andern Kantonen aussprach. Akten P Nr. 2, vom 23. Januar 1860. 

8 Akten JA vom 13. November 1865. 
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Niederlassung in Oberendingen. 1 1858 wurde einem preußischen Israe- 
liten der Aufenthalt in der Stadt Baden gewährt unter Berufung 
darauf, daß kurz vorher ein französischer Jude eine Aufenthalts- 
bewilligung für die Gemeinde Staufen erhalten hatte. 4 Später hand- 
habte die Regierung das Gesetz wieder genauer. Dem Rabbiner 
Kayserling, dem Nachfolger Fürsts, wurde bloß der Aufenthalt be- 
willigt; auf ihn und den schon erwähnten preußischen Juden bezog 
sich von 1865 an allein noch die regelmäßige jährliche Erneuerung. 3 
Nach dem Wegzug Kayserlings im Jahre 1870 wird sie in den Re- 
gierungsprotokollen nicht mehr erwähnt; man hat sie wohl wegen 
ihrer praktischen Bedeutungslosigkeit stillschweigend fallen lassen. 

Durch die Bundesrevisionen von 1866 und 1874 haben die §§ 37 
und 56 des Niederlassungsgesetzes ihre Geltung verloren. 4 

# 10. Verkehr und Gewerbe. 

I. Wegfall der alten Beschränkungen. Die Juden hatten in der 
Grafschaft, wie anderwärts, von jeher ausschließlich Handels- und 
Kreditgeschäfte getrieben, wozu sie, abgesehen von ihrer nationalen 
Vorliebe für diese Erwerbsarten, durch ihre beschränkte Rechtsstellung 
genötigt wurden. Landwirtschaft konnten sie nicht betreiben, weil 

1 Akten JA vom 17. August 1855. Der Vertrag mit Baden, der die Meist- 
begünstigung aussprach, datiert von 1803, erklärt also die Ausnahme nicht. Warum 
Iiier eine Aufentlialtsbcwilligung nicht als genügend erachtet wurde, ist nicht zu 
erkennen. Gerade an solche Fälle hatte doch ohne Zweifel der Gesetzgeber ge- 
dacht, als er den dauernden Aufenthalt fremder Juden in Kndingen und Lengnau 
zuließ. Wenn die Aufenthaltsbewilligung in einer andern Gemeinde einem Juden 
•las Recht gab, dort sein Handelsgewerbe zu betreihen, so ist nicht einzusehen, 
warum der Rabbiner für die Ausübung seines Amtes der JNiederlassungsbewilligung 
bedurft hätte. 

"Akten P Ps'r. 2. vom 12. April 1858. Hinein Hamburger Juden wurde 

sogar eine Niedcrlassungsbewilligung, ebenfalls auf Baden, erteilt, offenbar 
weil man übersehen hatte, daß er ein Jude war. Akten P Nr. 2, v. 4. Juli 1859. 

8 Akten JA vom 7. August 1867, 12. August 1868 und 22. Juli 1809. 

4 Die Bekanntmachung der Regierung vom 1. Brachmonat 1874 „betreffend 
Außerkrafterklärung der mit der neuen Bundesverfassung im Widerspruch stehen- 
den Bestimmungen der Kantonal- Verfassung und Gesetzgebung" (in der Gesetzes- 
sammlung) bezeichnet als durch Art. 45 der Bundesverfassung aufgehoben unter 
anderen die g§ 56 und 61 des .Niederlassungsgesetzes. In zwei Worten drei Ver- 
gehen: 1. So gut wie § 56 hätte g 37 genannt werden müssen. 2. Beide ver- 
stießen, da sie nur noch für ausländische Juden galten, nicht gegen Art. 45, wohl 
aber gegen Art. 49 der Bundesverfassung. 3. £ 61 war seit 1862 aufgehoben, 
brauchte also nicht mehr außer Kraft erklärt zu werden. 



Digitized by Google 



— 70 — 

ihnen der Grundbesitz versagt war, Handwerke waren ihnen ver- 
schlossen, weil sie keinen Zutritt zu den gewerblichen Organisationen 
hatten. 1 Besuch der öffentlichen Märkte, Vieh- und Hausierhandel. 
Vermittlung von Liegenschaftskäufen, Viehverstellung und Gewährung 
von Darleihen, das waren und blieben ihre Hauptgeschäftszweige. 

Das Jahr 1798 hatte die fiskalischen und polizeilichen Juden- 
beschränkungen beseitigt. Nach der Mediation bestand vielerorts die 
Neigung, sie wieder aufleben zu lassen. Mellingen erhob an seiner 
Brücke neuerdings das alte Judengeleit; der Bezirksamtmann von 
Brugg untersagte den Israeliten den Viehhandel unter Berufung auf 
bernische Verordnungen. Die Regierung schritt aber gegen solche 
Versuche energisch ein; die Juden blieben in dieser Beziehung den 
Christen rechtlich gleichgestellt.* 

2. Hausier- und Viehhandel. Auf der andern Seite wurden neue 
Polizei Verordnungen über den Hausier- und Viehhandel erlassen, die 
zwar auch für Christen galten, aber die Juden doch viel schärfer 
trafen, einmal weil sie gerade ihre hauptsächlichsten Erwerbszweige 
beschränkten, sodann weil zum Hausierhandel ziemlich jeder Handel 
gerechnet wurde, den jemand anderswo als an seinem Niederlassungs* 
orte betrieb. — Die Hausierbewilligung durfte im allgemeinen nur 
von der Regierung und nur nach Maßgabe des lokalen Bedürfnisses 
erteilt werden; bloß für einzelne Warengattungen waren die Vor- 
schriften milder. 3 Die Juden wurden dadurch fast ausschließlich auf 
den Besuch der Märkte angewiesen. Für den Viehhandel war be- 
stimmt, daß niemand ein Stück Vieh früher als vierzehn Tage nach 
dem Ankauf wieder verkaufen dürfe; die Regierung legte die Vorschrift 
so aus, daß der Käufer das Tier während der Frist an seinem Wohn- 
ort am eigenen Futter halten müsse. 4 Dadurch wäre bei strenger 
Durchführung der Viehhandel der Juden auf den Bezirk Zurzach und 
die angrenzenden Landesteile beschränkt worden. — Es ließe sich 



1 Bericht des Bezirksamts Zurzach in Akten JA vom 20. Oktober 1803. 

» Akten F Nr. 5, vom 21. November 1803, J Nr. 1, vom 10. Juni 1804. — 
Klagen über Erhebung des Judenleibzolls an der Brücke in Laufenburg kommen 
noch in spätem Jahren vor. Akten JA vom 27. Mai 1812, Rl 1 vom 19. April 
1822, S. 199. 

8 Polizeiverordnung vom 19. Augstmonat, Hausierverordnung vom 22. Win- 
termonat 1803. 

4 Verordnung vom 25. Januar 1801, Akten S Nr. 3, vom 14. Dezember 1808. 
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schwer begreifen, wie die Hebräer, von denen nach ihren eigenen 
Angaben sieben Achtel vom Hausierhandel lebten, 1 bei diesen Ein- 
schränkungen hätten bestehen können, wenn man nicht annehmen 
dürfte, daß die Handhabung weniger scharf war als der Wortlaut, 
und daß die Juden es verstanden, um die Vorschriften herumzu- 
kommen. Die zahlreichen Klagen und Beschwerden hierüber werden 
schwerlich ganz ohne thatsächliche Unterlage gewesen sein. 

3. Gewerbliche und wissenschaftliche Berufsarten. Seit dem 
Bestehen des Kantons betrachtete die Regierung es als ihre Aufgabe, 
die Israeliten andern Erwerbsarten zuzuführen. Als die jüdischen 
Vorsteher gegen die Hausierbeschränkungen vorstellig wurden, über- 
trug sie einer Kommission die Ausarbeitung von Vorschlägen, wie die 
ansässigen Juden vom Handel weg und zu Gewerbe und Feldbau ge- 
bracht werden könnten. 2 Die Handwerksordnung vom 8. Mai 1806 
gab nicht bloß jedem Kantonsbürger, sondern auch jedem gesetzlich 
geduldeten Einsassen — und das waren die Juden zweifellos — das 
Recht, seine Kinder ein beliebiges Handwerk erlernen zu lassen. 
Übereinstimmend enthielt das Gesetz von 1809 in § 2 die Bestimmung, 
daß es den Juden, wie allen Bürgern des Kantons und unter den 
gleichen Bedingungen, freistehe, zum Nutzen der bürgerlichen Gesell- 
schaft und zu ihrem Lebensunterhalt Künste, Wissenschaften, Hand- 
lung, Fabrikation, Handwerke und Ackerbau zu treiben. Aber die 
Eingrenzung in die zwei Gemeinden und das Verbot, Grundbesitz zu 
erwerben, machten diese Erlaubnis thatsächlich wirkungslos. Ein 
Landwirtschaftsbetrieb in größerem Maßstabe war ausgeschlossen. 
Fabrikation und Handwerke wären eher noch möglich [gewesen, aber 
hier erhob sich eine schwer übersteigbare Schranke in den Vorschriften 
des Gewerbepolizeigesetzes, 8 das einen Befähigungsnachweis durch 
Lehrbrief und zweijährige Wanderschaft forderte ; wohin hätten israe- 
litische Handwerksgesellen, die fast nirgends Duldung fanden, ihre 
Wanderungen richten sollen? Es blieb daher Alles im alten Zustand. 
Um Abhülfe zu schaffen, verpflichtete das Organisationsgesetz von 1824 
die Judengemeinden zu angemessenen Geldbeiträgen an arme Kor- 
porationsgenossen, die ihre Söhne wollten ein Handwerk lernen lassen. 
Sodann gestattete es den hebräischen Handwerkern die Ausübung 

1 Akten JA vom 20. Oktober 1803. 

8 Beschluß in den eben erwähnten Akten. 

« vom 25. Mai 1804. 
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ihres Gewerbes in den Judengemeinden, ohne daß sie auf ihrem 
Handwerk gewandert zu sein brauchten, und befreite sie zugleich von 
der Notwendigkeit, Mitglieder einer Handwerksgesellschaft zu sein; 1 
der Kleine Rat wurde angewiesen, unter den jüdischen Korporations- 
angehörigen eine oder mehrere besondere Handwerksgesellschaften 
zu enichten, sobald das ausführbar sei. Der Regierungsentwurf hatte 
diese Privilegien dadurch einschränken wollen, daß er jüdischen Hand- 
werkern, die den allgemeinen Vorschriften nicht genügten, die Arbeit 
nur für den Bedarf ihrer Glaubensgenossen gestattete; auf Wunsch 
der Großratskommission wurde selbst diese Einschränkung fallen ge- 
lassen. 55 — All das hatte immerhin einigen Erfolg; im Jahre 1840 
berichten die israelitischen Vorsteher in einer Eingabe an den Großen 
Rat, daß sich in den beiden Gemeinden eine Anzahl jüdischer Schneider, 
Schuster, Bäcker, Metzger, Buchbindef und Pösaraenter finde. 8 Groß 
war die Zahl aber nicht, und die Regierung hat sich nie zur Errich- 
tung der vorgesehenen Gesellschaften veranlaßt gefunden. — Das 
Gesetz dispensierte bloß von der Wanderschaft, nicht auch vom Er- 
fordernis eines Lehrbriefs; einen solchen mußten die Juden gleich 
wie die Christen erwerben. Es ist schon erwähnt worden, daß ihnen 
zu diesem Zwecke ein Aufenthalt von genügender Dauer in irgend 
einer Gemeinde des Kantons thatsächlich gestattet worden ist.* — 
Das Privileg galt nur für Oberendingen und Lengnau; die leichtere 
Möglichkeit auswärtiger Nederlassung , die das Gesetz von 1846 
brachte, kam daher den jüdischen Handwerkern nicht zu gut. Noch 
im Jahre 1856 wurde das Gesuch eines Korporationsgenossen, sich 
als Metzger in einer christlichen Gemeinde niederlassen zu dürfen, 
unter Berufung auf die Handwerksordnung abgewiesen. 5 

4. Handelsniederlassungen. Der Handel blieb, allen Bemühungen 
zum Trotz, die Hauptbeschäftigung der meisten Hebräer, obschon auch 
er durch die Hausierverbote und die Einschließung in die beiden Ge- 
meinden empfindlich beschränkt war. Die Regierung legte das Nieder- 



1 Die Handwerksordnung vom 8. Mai 1806 bestimmte, daß in jedem Bezirk 
die Meister eines Gewerbes ordentlicher Weise eine oder höchstens zwei Hand- 
werksgesellschaften bilden sollten. 

* Akten des Großen Rates vom 11. Juni 1824, Akten JA vom 5. Mai 1825. 

8 Die Eingabe liegt bei den Emauzipationsakten, Faszikel 1. 

4 Vgl. oben S. 61 ; Akten C Kr. 2, vom 11. Juli 1840. 

6 Akten JA vom 14. August 1856. 
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lassungsverbot anfangs sehr strenge aus. Ein Jude durfte in einer 
andern Gemeinde keinen offenen Kaufladen halten; er konnte ein 
Warenlager errichten, durfte aber nur auf Bestellung daraus ver- 
kaufen. Zweien Juden, die in Zurzach seit langen Jahren eine Kammer 
als Warenniederlage gemietet hatten, wollte der Gemeinderat im 
Jahr 1822 deren fernere Benützung außer den Meßzeiten untersagen ; 
der Kleine Rat schützte die Juden zuerst, zog aber in der Folge die 
erteilte Bewilligung wegen Mißbrauchs zurück. 1 — Später änderte 
sich die Auffassung der Regierung. Sie gestattete den Juden die 
Errichtung ständiger Verkaufsläden in auswärtigen Gemeinden. Minde- 
stens seit dem Jahre 1840 sind solche vorgekommen, ohne daß irgend 
jemand Einsprache erhob.' Als 1842 ein Vorsteher von Lengnau um 
die Bewilligung einkam, sich in Baden, wo er ein Zimmer und Magazin 
gemietet hatte, zum Betriebe seines Handels aufhalten zu dürfen, 
erklärte ihm die Regierung, da er keine haushäbliche Niederlassung 
in Baden beabsichtige, habe er eine besondere Bewilligung nicht 
nötig. 3 Als das Niederlassungsgesetz von 1846 den auswärtigen Aufent- 
halt ermöglichte, suchten zahlreiche Juden um Erlaubnis nach, auch 
ihren Wohnsitz an dem Orte zu nehmen, wo ihr Geschäft sich bereits 
befand. Also konnte seit den Vierzigerjahren ein Jude ohne Erlaubnis 
überall ein Geschäft eröffnen, nur durfte er sich nicht haushäblich 
einrichten; er mußte abends in seine Heimat zurückkehren, wodurch 
natürlich jene Möglichkeit auf deren nähere Umgebung beschränkt 
blieb. Deshalb konnte ein Jude im nahen Baden ein Geschäft ohne 
Bewilligung betreiben, während in der entfernten Gemeinde Reinach 
eine Regierungserlaubnis dazu erforderlich war. 4 — Bloß vorüber- 
gehender Aufenthalt, der nicht in eine haushäbliche Niederlassung 
überging, war den Juden auch zu Handelszwecken von jeher gestattet; 
die meisten von ihnen, die kein Verkaufsmagazin besaßen, zogen da- 
her während der Woche im Lande herum ihrer Kundschaft nach und 
kehrten nur auf den Sabbath in die Heimat zu ihren Familien zurück. 5 



1 Akten C Nr. 1, vom 14. Februar 1823. 

* Akten P Nr. 2, vom 18. Januar 1842. 

8 Akten P Nr. 2, vom 24. November 1842. 

* Vgl. den eben erwähnten Fall mit dem in den Aklen P Nr. 2. vom 27. No- 
vember 1843, behandelten (oben S. 61 N. 1). 

4 n Am Sonntag Morgen sieht man sie aus ihren Höhlen hervorströmen, 
jeden in sein eigenes Revier, in dem er die Woche hindurch zu handeln und 
etwas zu verdienen sucht, keiner den andern hindernd, eher sich gegenseitig 
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5. Fleischverkauf. Besondere Aufmerksamkeit hatten schon die 
Landvögte dem Fleischverkauf der Juden gewidmet; 1 denn was nach 
ritualer Vorschrift nicht gegessen werden durfte, war von jeher zu 
billigen Preisen unter der christlichen Bevölkerung abgesetzt worden, 
was eine Ausnahme von den Gewerbevorschriften bedeutete. Im 
Jahre 1809 führten die christlichen Metzger deshalb Beschwerde, die 
Regierung erneuerte aber den Juden das Privileg samt der alten Be- 
stimmung, daCs das Fleisch nicht vertragen werden dürfe, sondern 
vom Käufer abzuholen sei. Neu wurde verordnet, das Aushauen und 
der Verkauf dürften nur auf öffentlichen Schlachtbänken stattfinden; 
die Vorsteher hatten für die sofortige Errichtung solcher zu sorgen. 
Ließ der Käufer das Fleisch abholen, so mußte ein Bestellschein 
vorgewiesen werden, der datiert und unterschrieben war und Gattung 
und Gewicht des gewünschten Fleisches genau angab. Jede Um- 
gehung dieser Vorschriften hatte Konfiskation des Fleisches, bei 
Wiederholung auch korrektionelle Strafe zur Folge. Die Gemeinde- 
räte von Oberendingen und Lengnau erhielten Weisung, auch gegen- 
über der Judenschaft die gesetzliche Fleisschau auszuüben. 2 — Diese 
Verordnung scheint zwar vollzogen, aber auf die Dauer nicht streng 
gehandhabt worden zu sein, da die Regierung im Jahr 1832 den 
Vorsteherschaften aufs Neue befehlen mußte, öffentliche Fleischbänke 
in oder bei ihren Schlachthäusern errichten zu lassen. 8 

6. Wirtschaften. Eine Sonderstellung nahmen die jüdischen Wirt- 
schaften ein. Wirtschaftspatente wurden im allgemeinen nur an Kan- 
tonsbürger erteilt. Nach 1798 hatten einige Juden zu Lengnau an- 
gefangen, sogenannten Koscherwein, das heißt Wein, der nach ritueller 
Vorschrift bereitet war, an ihre Glaubensgenossen auszuschenken ; da 
sie das Ohmgeld bezahlten und nur für Juden wirteten, wurden sie 
von den Behörden nicht gehindert. Auf Patentgesuche trat aber die 
Regierung zunächst nicht ein. 4 Erst bei der allgemeinen Wirtschafts- 
unterstützend, am Freitag Abend kehren sie heim, das mühsam Erworbene ihren 
Familien zu bringen. Durch den Wohnsitz der Juden wird an ihren Operationen 
nichts geändert werden." (Fürsprech Jäger in der Großratssitzung vom 7. Mai 
1846. Verhandlungen S. 202). Der Schlußsatz geht nach dem im Texte Gesagten 
allerdings etwas zu weit. 

1 Vgl. oben S. 25. 

8 Akten JA vom 27. April 1809. 

»Akten G Nr. 2, vom 27. Januar 1812, JA. vom 11. Oktober 1832. 
« Akten F Nr. 10, vom 24. Mai 1805. 



zed by Google 



- 75 - 



revision von 1811 >vurden diese jüdischen Pintschenken berücksich- 
tigt; ihre Inhaber erhielten Patente und hatten dafür gleich den 
christlichen Wirten eine jahrliche Rekognitionsgebühr zu erlegen. 
Daraufhin begannen die jüdischen Pintwirte auch an Christen Wein 
auszuschenken, was ihnen die Regierung auf Beschwerde der christ- 
lichen Wirte verbot. 1 In der Folge wurden die Patente ausdrücklich 
bloß für Koscherwein und mit Beschränkung auf Israeliten ausgestellt." 
Auch Gesuche von Juden um Konzessionierung von Speise- und Ta- 
vernenwirtschaften kamen Öfter vor, aber stets ohne Erfolg; es war 
also den Juden nicht mehr gestattet, ihre Glaubensgenossen gegen 
Entgelt zu beherbergen, was im achtzehnten Jahrhundert zugelassen 
worden war. 3 



Unterabteilung A. Die privatrechtlichen Ver- 
kehrsbeschränkungen. 

§ 11. Allgemeines. 

Die Judenmandate enthielten an privatrechtlichen Bestimmungen 
einmal das Verbot, Grundeigentum aus freier Hand zu erwerben, so- 
dann Bestimmungen über den Wiederverkauf von Liegenschaften, die 
einem Juden bei einer Gant zugefallen waren, und endlich eine Reihe 
von Formvorschriften für den obligationenrechtlichen Verkehr zwischen 
Hebräern und Christen. Die gesetzgebenden Räte der Helvetik 
sprachen sich über die Fortdauer oder Aufhebung dieses Sonderrechts 
nicht aus. Seine Geltung war daher zweifelhaft. In der Praxis 
setzte die Ansicht sich durch, daß es den Juden infolge ihres aner- 
kannten Aufenthaltsrechtes auch freistehen müsse, Liegenschaften zu 
kaufen und zu behalten. 4 Die aargauische Regierung machte im 

»Akten F Nr. 10, Wirtschafterevision von 1811. 

* Seit der Wirtschafterevision von 1821, Akten F Kr. 10, vom 26. Juli und 
25. Oktober dieses Jahres. 

8 Vgl. oben S. 41. Das Patent für eine Speisewirtschaft gab im Gegensatz 
zur bloßen Pintwirtechaft das Recht, warme Küche zu führen: die Tavernen- 
«virtschaft schloß das Herbergsrecht in sich. 

4 Justizminister Meyer bemerkt in einem Schreiben von 1801, die Frage 
wäre noch zu prüfen, ob die Juden Güter außerhalb der beiden ihnen ehemals 
augewiesenen Gemeinden kaufen dürften; doch gehe das den Minister des Innern 
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Dezember 1803 diesen Standpunkt zu dem ihrigen; sie erklärte den 
Erwerb und fortdauernden Besitz von Häusern und andern Liegen- 
schaften sowie von grundpfändlich gesicherten Forderungen für ein 
Hecht, das den Hebräern durch die Niederlassungsbewilligung von 
den helvetischen Behörden eingeräumt worden sei. Im Jahre 1808 
bestätigte die Regierung diesen Entscheid nochmals, aber mit der 
Bemerkung, sie habe sich von der Notwendigkeit einer gesetzlichen 
Regelung überzeugt. 1 Auch das Appellationsgericht erklärte 1809 
einen kurz vor dem Inkrafttreten des neuen Gesetzes abgeschlossenen 
Liegenschaftskauf eines Juden für gültig. 2 — Den obligationenrecht- 
lichen Bestimmungen der Judenmandate hingegen wurde fortdauernde 
(ieltung zuerkannt. Das Bezirksgericht Baden teilte im Jahr 1808 
der Regierung mit, es habe einen Schuldbrief vom 19. November 1804 
konfisziert, weil die Vorschriften der Mandate über die Vorzählung 
der Darlehenssumme vor einem obrigkeitlichen Beamten nicht beob- 
achtet waren. Der Referent der Regierung fand, jene Vorschriften 
seien aufgehoben, und wenn auch die Entscheidung über die Gültig- 
keit des Schuldscheins dem Richter zustehe, so dürfe doch von einer 
so schmählichen Konfiskation kein Gebrauch gemacht werden. Die 
Regierung selber war aber anderer Meinung; sie ließ den Schuldner 
zur Zahlung auffordern, doch schenkte sie ihm schließlich auf seine 
Bitte die Schuld. a — Noch im Jahr 1841 hat das Obergericht eine 
Abrechnung von 1805 für ungültig erklärt, weil sie den Vorschriften 
von 1760 und 1776 nicht genügte. Die Konfiskation der Forderung 
wurde jedoch nicht mehr ausgesprochen. 4 

Das Gesetz vom 5. Mai 1809 griff auf die alten Schirmbriefe 
zurück und erneuerte großenteils ihre Bestimmungen, wenn auch durch- 
weg mit wesentlichen Ergänzungen oder Weglassungen. Es führte 
sich selber mit dem Hinweis darauf ein, daß einige Abänderungen in 
den Judenmandaten von 1739, 1776 und 1783 notwendig geworden 
seien. 5 Eine ausdrückliche Aufhebung der alten Vorschriften enthielt 

an. Der Bezirksamtinann von Zurzach sah später hierin eine Weisung, daß der 
Kauf von Häusern (wohl im Gegensatz zu „Gütern") den Juden ohne Ein- 
schränkung gestattet sein solle. Akten JA vom 7. März 1808. 

1 Akten JA vom 15. und 16. Dezember 1803 und 7. März 1808. 

* Urteil vom 9. November 1801), Kopialmanual 4 S. 285. 
8 Akten JA vom 30. Juni 1808. 

* OG vom 24. April 1841, S. 170. 

8 Das Mandat von 1792, das die Bestimmungen der früheren Verordnungen 
in sich vereinigte und eigentlich allein in Betracht gekommen wäre, wird merk* 
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es nicht; daher erhoben sich später Zweifel, ob sie nicht noch fort- 
bestünden, soweit sie sich mit dem Inhalt des (iesetzes vereinbaren 
ließen. Von praktischer Bedeutung war die Frage einzig für die 
Viehverstellung, die im alten Hechte ausführlich geregelt gewesen 
war, im Gesetze aber keine Erwähnung gefunden hatte. Noch 1823 
ließ das Appellationsgericht es dahingestellt, ob eine Forderung An- 
gestelltes Vieh nach dem Schirmbrief zu beurteilen sei. 1 1829 er- 
klärte dagegen ein Berichterstatter des Kleinen Rates — jedenfalls 
mit Recht — das Gesetz von 1809 wolle die alten Svndikatsverord- 
nungen zeitgemäß umgestalten und sie durch eine vollständige Samm- 
lung neuer Bestimmungen entbehrlich machen; was es nicht aufge- 
nommen habe, sei daher als aufgehoben zu betrachten. 2 Das Öber- 
gericht hat die Frage, so viel ich sehe, nie entschieden; es hatte 
wohl keinen Anlaß dazu, weil die Viehverstellung ihre frühere Be- 
deutung verloren hatte. 

§ 12. Grundeigentum. 

I. In den Judengemeinden. Das Gesetz unterschied zwischen 
Grundeigentum in den Judengemeinden und außerhalb derselben. Es 
gestattete den Hebräern den Erwerb von Liegenschaften in Ober- 
endingen und Lengnau ohne weiteres, mit einer Ausnahme: zum An- 
kauf eines Wohnhauses von einem Christen bedurften sie einer Be- 
willigung des Kleinen Rates, der sie nur erteilte, wenn die Unmög- 
lichkeit eines annehmbaren Verkaufs an einen Christen offen am Tage 
lag. In der Regel mußte das Haus vorher dreimal an eine öffent- 
liche Versteigerung gebracht worden sein, ohne daß ein Christ ein 
entsprechendes Angebot gemacht hatte; außerdem wurden günstige 
Zeugnisse über Vermögens- und Erwerbsverhältnisse sowie über die 
Aufführung des jüdischen Käufers verlangt. 3 Man wollte dadurch 

würdiger Weise nie angerufen, weder hier noch in den chen erwähnten Urteilen. 
Kin Judenmandat von 1739 gibt es nicht, es ist dasjenige vom 9. Oktober 1731 
gemeint, Tag und Monat stimmen überein. Die unrichtige Jahrzahl steht schon 
im Regierungsentwurf. 

1 Gegen die Forderung war in erster Linie und mit Grund die Einrede der 
Verrechnung erhoben, so daß es nicht zur Entscheidung über ihre Rechtsbestäu- 
digkeit kam. OG vom 1. Mai 1823, S. 80. 

* Akten JA vom 8. Februar 1830. 

s Das Gesetz schrieb bloß das Einholen der Bewilligung vor; ihre Voraus- 
setzungen wurden von der Praxis festgestellt, die sieh in Einzelnem an die 
Ibungen des 18. Jahrhunderts anschloß. 
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verhindern, daß die Wohnungspreise in den beiden Gemeinden wegen 
der Konkurrenz der Juden allzuhoch stiegen. Dennoch waren solche 
Käufe nicht selten. — Der Bau neuer Wohnhäuser auf erworbenem 
Boden wurde den Juden vom Gesetz ausdrücklich gestattet, woraus 
sich von selber die Befugnis zu Erweiterungen und Reparaturen so- 
wie zum Umbau landwirtschaftlicher Gebäude in Wohnungen ergab, 
im Gegensatz zu den Vorschriften der Schirmbriefe. Die alte Be- 
stimmung, daß Juden und Christen nicht unter dem gleichen Dache 
wohnen sollten, wurde auch nicht erneuert; es kam wiederholt vor, 
daß ein Jude einen Hausteil kaufte, während der andere im Besitz 
eines Christen verblieb. 

2. Ausserhalb der Judengemeinden, a. Das Verbot. Der An- 
kauf von Häusern und liegenden Gütern außerhalb der Gemeinden 
Endingen und Lengnau 1 wurde neuerdings verboten. Doch konnte 
ein Jude in anderer Weise auch auswärts in den Besitz von Liegen- 
schaften gelangen. Einmal, wie schon nach den alten Mandaten, durch 
Überschlag bei Ganten im Gebiete der Grafschaft Baden.* Sodann 
wurde ihnen der Ankauf von Schuldtiteln unter später zu besprechenden 
Formvorschriften gestattet, gleichviel ob Liegenschaften dafür hafteten 
oder nicht, und ebenso durften sie sich selber Hypotheken bestellen 
lassen; dies galt für den ganzen Kanton. Aber wenn die Hebräer 
in der angegebenen Weise Besitzer auswärtiger liegender Güter 
werden konnten, so sollten sie es doch nicht dauernd bleiben dürfen. 
Im Anschluß an die letzten Schirmbriefe 8 sagte § 4 des Gesetzes: 
„Bei Konkurs und andern Fällen, wo durch Greifung auf seim 
Unterpfänder ein Jud in den Besitz von Häusern oder Liegen- 
schaften gelangen würde, soll derselbe bei Strafe der öffentlichen 
Versteigerung auf seine Unkosten verpflichtet sei?i } dergleichen Häuser 
oder Liegenschaften inner der Frist eines Jahres, vom Tage der 
richterlichen Zusprechung an gerechnet, wieder zu verkaufen* 
Darin waren zugleich die Möglichkeit des Erwerbs und die Pflicht 
zur Wiederveräußerung sanktioniert. Der Wortlaut war nicht ganz 
klar. Es war nur von Unterpfändern die Rede; doch konnte unmög- 

1 Gemeint war Oberendingen und Oberlengnau: vgl. oben S. 59. Ich möchte 
aber bezweifeln, dati die Beschränkung auf Oberlengnau wirklich gehandhabt 
worden ist; es findet sich keine Spur davon in den Akten. 

8 Vgl. oben S. 26. 

8 Vgl. oben S. 34. 
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lieh beabsichtigt sein, den Juden im Gebiete der Grafschaft eine 
schlechtere Stellung anzuweisen, als sie vor 1798 besessen hatten. 
Es bestand daher nie ein Zweifel an ihrer Berechtigung, bei Ganten 
auch für bloß laufende Forderungen zu überschlagen. Anderwärts 
wurde das Verbot strenger gehandhabt; das Bezirksgericht Laufen- 
burg erkannte im Jahre 1817, eine Forderung, der durch gerichtliche 
Vormerkung nach dem Rechte des Frickthals ein „Generalitätsrecht 
auf die liegenden Güter des Schuldners" verschafft worden sei, gebe 
dem jüdischen Gläubiger nicht die Befugnis, das Gantwesen samt den 
Liegenschaften bei der Öffentlichen Steigerung zu erwerben; dazu 
bedürfe es vielmehr einer speziellen Hypothek. Appellationsgericht 
und Regierung bestätigten diesen Entscheid; die letztere sprach dem 
ßezirksge rieht ihre Anerkennung dafür aus und wies auch später das 
Gesuch eines Juden ab, bei Gantsteigerungen im Bezirk Laufenburg 
als Gläubiger vorgemerkter und laufender Forderungen bieten zu 
dürfen. 1 Um die Mitte des Jahrhunderts trat eine mildere Auffassung 
ein; im Jahr 1853 erkannte das Obergericht, das Verbot betreffe 
nur den Kauf aus freier Hand und finde auf den Erwerb in Gelts- 
tagen keine Anwendung; das „Greifen auf Unterpfänder" werde im ' 
Gesetz nur beispielsweise erwähnt, weil es bei Hebräern die häu- 
tigste Erwerbsart sei. 2 Danach mußte nun auch in Laufenburg a jeder 
jüdische Gläubiger bei der Gantsteigerung zum Bieten auf die Liegen- 
schaften zugelassen werden. 

Kam es nach Ablauf der Jahresfrist zu der vorgesehenen Zwangs- 
versteigerung, so mußte der Jude, nach der Auslegung, die der Kleine 
Rat dem Gesetze gab, das Angebot des meistbietenden Christen an- 
nehmen, sofern er dadurch nicht zu Verlust kam. 4 Was zu geschehen 
hätte, wenn kein genügendes Gebot erfolgte, wurde nicht gesagt und 
scheint auch nie entschieden worden zu sein. Die Erklärung liegt 
nahe: wo kein Kauflustiger war, hatte niemand ein Interesse daran, 



»Akten JA vom 21. Juli 1817; UP vom 20. Oktober 1825, S. 477. 

* OG vom 20. Juli 1853, S. 703 f. Die Begründung war, vom Standpunkt 
des Gesetzgebers von 1809 aus betrachtet, kaum richtig. Denn damals erschien 
der Überschlag für laufende Forderungen gewiß als der normale Fall; Unter- 
pfänder konnte ein Jude erst seit einigen Jahren erwerben, und die rechtliche 
Zulässigkeit war nicht einmal zweifellos. 

'gegen dessen Bezirksgericht der vom Obergericht gutgeheißene Rekurs 
gerichtet war. 

4 Akten JA vom 31. Juli 1815. 
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den Juden zum Verkauf zu zwingen, so daß solche Fälle gar nicht 
zur Kenntnis der Regierung gelangten. 

b. Ausnahmen vom Verbot. Wie das Gesetz dem Kleinen 
Rate gestattete, Ausnahmen vom Verbot auswärtiger Niederlassung 
eintreten zu lassen, so gewährte es ihm dieselbe Befugnis — im gleichen 
Paragraphen und für die gleichen Fälle — auch gegenüber dem Ver- 
bot des Liegenschaftserwerbs bezw. dem Gebot des Wiederverkaufs. 
Der § 5, der diese Ermächtigung enthielt, sprach zwar nur von der 
Niederlassung, aber er nannte neben dem § 3, worin Niederlassung und 
Grundeigentum zugleich verboten wurde, auch den § 4, der ausschließ- 
lich vom Wiederverkauf erworbener Güter handelte. Das Gesetz wollte 
also zweifellos eine Ausnahme von beiden Beschränkungen gestatten. 

In anderer Richtung ließ die Fassung des § 5 Zweifel über seine 
Tragweite zu, was am Ende der Dreißigerjahre zu einem Konflikte 
führte. Zwei Juden hatten im Gemeindebann von Unterendingen 
Liegenschaften an sich gebracht und während mehr als Jahresfrist 
besessen; im Herbst 1838 forderte der Gemeinderat sie zu unver- 
züglichem Verkaufe auf. Die beiden Hebräer wandten sich an den 
Kleinen Rat und baten um Erlaubnis, die Grundstücke zu behalten: 
sie hätten die Absicht, ihren bisherigen Handelsbetrieb durch Acker- 
bau zu ersetzen, was in dem kleinen und dicht bevölkerten Bann 
von Oberendingen nicht möglich sei. Die Regierung gewährte die 
Bitte, Unterendingen beschwerte sich über ihre Verfügung beim Großen 
Rat. In ihrer Entgegnung warf die Regierung zunächst die Frage 
auf, ob die nach § 5 erteilte Bewilligung einer auswärtigen Nieder- 
lassung ohne weiteres das Recht zum freien Liegenschaftserwerb in 
sich schließe. Sie fand, bei strenger Auslegung wäre dies eher zu 
verneinen; doch wolle der Gesetzgeber die Juden mehr und mehr 
für Landbau und christliche Gewerbsamkeit gewinnen, und wenn man 
auf diese Absicht sehe, werde man der Statthaftigkeit eigentümlichen 
Grundbesitzes der auswärts Niedergelassenen das Wort reden. Über 
den eigentlichen Streitpunkt bemerkte der Bericht, das Gesetz schreibe 
allerdings den in ibren Heimatgemeinden seßhaft gebliebenen Juden 
den Wiederverkauf vor, doch dürfe man wohl auch zu ihren Gunsten 
den § 5 mildernd wirken lassen, ohne daß der Umweg nötig sei. 
ihnen zuerst eine auswärtige Niederlassung zu bewilligen. 1 Die groß- 

1 Die Regierung verfocht im weitern die Ansicht, wenn ein Jude länger als 
ein Jahr im Besitz einer Liegenschaft geblieben sei., greife das Verkaufsgebot 
des § 4 nicht mehr Platz; das Gegenteil behaupten, hieße die jüdische Bevölke- 
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rätliche Kommission stimmte der Regierung bei, und der Rat selbst 
wies den Rekurs von Unterendingen ohne Diskussion ab. 1 — Damit 
war festgestellt, daß die Erlaubnis zum Ankauf oder zum Behalten 
eines Grundstücks auch für sich allein, ohne gleichzeitige Bewilligung 
der auswärtigen Niederlassung, gegeben werden konnte. Doch scheint 
die Regierung nicht mehr in den Fall gekommen zu sein, von dieser 
Befugnis Gebrauch zu machen. 2 Die andere Frage, ob auswärtige 
Niederlassung das Recht zum Erwerb von Liegenschaften von vorn- 
herein in sich schließe, ist bei der Seltenheit solcher Bewilligungen 
kaum zu praktischer Bedeutung gelangt. Die Aufenthaltsbewilligung 
nach dem Gesetze von 1846 gab dieses Recht jedenfalls nicht. 

c. Umgehung des Verbots. In der Praxis ist das Verbot 
vielfach umgangen worden. Wenn sich in einer Landgemeinde kein 
christlicher Kaufliebhaber einstellte, wird der Gemeinderat von sich 
aus meistens nicht eingeschritten sein. In solchen Fällen blieb der 
Jude ungestört im Besitze seines Gutes und verpachtete es bis zu 
einer günstigen Verkaufsgelegenheit, wenn nicht durch einen Zufall 
eine kantonale Behörde Kenntnis von der Sache bekam. So erfuhr 
im Jahre 1832 das Obergericht durch einen Rechtsstreit, daß ein 
Hebräer vor zwei Jahren Haus und Land in der Gemeinde Siggen- 
thal erworben und verpachtet hatte; das Gericht machte der Regie- 
rung Anzeige, und diese ordnete den sofortigen Verkauf an. 3 — Als 
mit der Zeit die Überzeugung sich aufdrängte, daß die gesetzlichen 
Einschränkungen der Juden ihren Zweck verfehlten und mehr Schaden 
als Nutzen stifteten, ließ auch die Strenge der kantonalen Behörden 
nach. Das Obergericht kam noch öfter in die Lage zu bemerken, 
daß Israeliten Grundeigentum besaßen, aber es machte der Regierung 
keine Anzeige mehr; auch diese selber hat 1849 zweien Juden mit 



rung für rechtlos erklären. Wortlaut uud Absicht des Gesetzes sprachen aber 
gepen diese Auffassung, und die Iterierung seiher hat früher und spätej* die 
Vorschrift anders gehandhabt. 

1 Akten JA vom 11. Dezember 1839. 

* Im Jahr 1849 wurde zwar ein Gesuch des Gemeinderats von Stetten, zwei 
Juden zur Veräußerung von Grundstücken anhalten zu dürfen, abschlägig be- 
schieden, aber nicht auf Grund von § 5 des Judengesetzes, sondern weil die Ver- 
fassung das Eigentum garantiere und das Gesetz nicht mehr zeitgemäß sei. Den 
beiden Hebräern wurde übrigens aufgetragen, das Gut nach Ablauf der Pacht- 
zeit zu veräußern. Akten JA vom 18. Dezember 1819. 

« Akten JA vom 12. März 1832. 

Haller, Dissertation. 6 
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fadenscheinigen Gründen den Fortbesitz eines Gutes wenigstens bis 
zum Ablauf der Pachtzeit gestattet. 1 

Freihändige Kaufverträge zwischen Christen und Juden über 
Liegenschaften waren dem Gesetze direkt zuwider und mußten als 
ungültig erscheinen. 8 Die Praxis der Bezirksgerichte ist aber, ver- 
anlaßt durch eine Unklarheit im Gesetze, von diesem Standpunkt 
oft abgewichen, was bei späterer Gelegenheit zu erörtern sein wird. 
Auch das Obergericht wurde schließlich wankend, wozu neben der 
eben erwähnten Überzeugung von der Zweckwidrigkeit des Verbotes — 
und durch diese Überzeugung wohl mitveranlaßt — eine irrige Ge- 
setzesauslegung beitrug: das Verbot des Liegenschaftserwerbs erschien 
jetzt dem Obergericht als eine politische Verfügung, welche die haus- 
häbliche Niederlassung der Israeliten außerhalb ihrer Gemeinden ver- 
hindern wolle, die sich aber nicht auf Privatrechtsverhältnisse zwischen 
Juden und Christen beziehe. 8 Der Umstand, daß das Gesetz beide 
Verbote im gleichen Satze aussprach, schien diese Ansicht zu unter- 
stützen; sie widersprach aber doch dem klaren Wortlaut der Be- 
stimmung, die ausdrücklich den Kauf, also das Privatrechtsgeschäft, 
verbot; und ebenso war sie der gesetzgeberischen Absicht zuwider: 
als Ausführungsmaßregel für das Niederlassungsverbot konnte nur die 
Beschränkung im Ankauf von Wohnhäusern betrachtet werden; das 
Gesetz untersagte aber auch den Erwerb landwirtschaftlicher Grund- 
stücke. Es wollte den jüdischen Güterhandel einschränken, über den 
schon längst geklagt worden war; daher wurde den Juden nur die 
Vertretung des christlichen Eigentümers, die Veräußerung in dessen 
Namen unter Beobachtung schützender Vorschriften, gestattet. Zur 
Verhinderung der Niederlassung wäre das Verbot des Grundeigentums 
weder notwendig noch ausreichend gewesen; es war auch über ein 
Jahrhundert älter als die Beschränkung auf die beiden Gemeinden. 4 
Wenige Jahre nach dem Inkrafttreten des Judengesetzes hatte über- 
dies die Regierung den Versuch einer Auslegung, wie sie jetzt das 
Obergericht aufstellte, als irrig zurückgewiesen, 5 und die Gerichts- 
praxis hatte sich seitdem überwiegend auf ihren Standpunkt gestellt. 

1 Vgl. die vorletzte Note. 

• Natürlich ist hier bloß von Liegenschaften außerhalb der beiden Gemeinden 
und von dem Falle die Hede, daß der Jude als Käufer auftrat. 
8 OG vom 8. November 1852, S. 784 f. 

4 Vgl. oben S. 1 1 und 25 f. 

5 In einem Schreiben an das Bezirksamt Laufenburg, vom 9. Dezember 1813; 
Missivenbuch des Kleinen Rates Nr. 31 S. 10. 
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3. Andere dingliche Rechte. Das Gesetz von 1809 verbot nur 
noch den Eigentumserwerb, nicht mehr, wie die Mandate, die Er- 
richtung von Hypotheken zu Gunsten von Juden. Als Eigentümlich- 
keit mag erwähnt werden, daß die Regierung den Erwerb von Zehnten 
und Grundzinsen aller Art sowie von Bann- und Fischereigerechtig- 
keiten durch Juden zuließ, obschon solche Rechtsamen zu den unbe- 
weglichen Sachen gezählt wurden und vor 1798 jedenfalls am aller- 
wenigsten an Hebräer hätten übergehen dürfen. Die Gefälle, die in 
früheren Zeiten dem Stifte Sankt Blasien und der Kommende Beuggen 
im Gebiete der Grafschaft Baden zugestanden hatten, sind vom Kanton 
Aargau aus den Händen aargauischer Juden erworben worden. 1 

§ 13. ObligcLtionenrechtliche Beschränkungen. 

Übersicht. 

Im Anschluß an die alten Mandate enthielt das Gesetz Bestim- 
mungen über die Verwendung von Hebräern zur Vermittlung des 
Liegenschaftsverkehrs (§ 13), über den Ankauf von Schuldbriefen 
(§ 9), über Darlehen (§§ 7 und 8) und endlich über gegenseitige 
Abrechnungen (§11). Xeu kam hinzu eine Bestimmung über Errich- 
tung von Schuldtiteln mit hypothekarischer Sicherheit zu Gunsten 
von Juden, die sich materiell den Vorschriften für Darlehen anschloß 
(§ 10). 

In allen diesen Fällen wurden besondere Formen aufgestellt; 
wo solche schon für den Verkehr der Christen unter sich bestanden, 
mußte selbstverständlich die allgemeine gesetzliche Form auch bei 
Geschäften zwischen Juden und Christen beobachtet werden, die 
weitere Form des Gesetzes von 1809 trat dann erschwerend hinzu. — 
Die Vorschriften waren zum Schutze der Christen gegen Übervorteilung 
bestimmt; sie galten daher nicht für Verträge unter jüdischen Par- 
teien, ferner dann nicht, wenn sie nicht dem Christen, sondern um- 
gekehrt dem Juden zu gut gekommen wären, also wenn ein Hebräer 
von einem Christen ein Darlehen empfing oder ihm sein Grundstück 
verpfändete, wenn ein Christ von einem Juden einen Schuldbrief 
kaufte u. s. w. — Zur Form gehörte überall die Mitwirkung eines 
Beamten oder einer Behörde; eine Taxverordnung vom 30. Wein- 
monat 1809 setzte die Gebühren fest, die dafür zu entrichten waren. 

1 Akten F Nr. 1, vom 23. Dezember 1816. für die beuggischen, eigenes 
Faszikel unter der gleichen Rubrik für die sanktblasischen Gefälle. 
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Die Folgen der Nichtbeobachtung waren bei den einzelnen Ge- 
schäften verschieden. In den ineisten Fällen konnte schon nach der 
Xatur der Sache nur der Christ den Mangel geltend machen, z. B. 
bei Darlehen. Das Obergericht stellte lest, daß ein Jude sich über- 
haupt nicht auf die Beschränkungen im Judengesetz berufen könne, 
weil diese ausschließlich im Interesse der Christen aufgestellt seien. 
Da dieser Grundsatz für den stärksten Fall, den verbotenen Liegen- 
schaftskauf, mehrmals ausgesprochen wurde, 1 obschon hier auch das 
öffentliche Interesse im Spiele war, muß er um so mehr gegolten 
haben, wo die Form wirklich nur zum Schutz der christlichen Vertrags- 
partei dienen sollte, z. B. bei Abrechnungen. Einer Ausnahme werden 
wir im folgenden Paragraphen begegnen. 

§ 14. Güterübernahmen. 2 

I. Die Vermittelt! ng des Güterhandels durch die Juden. Die Man- 
date hatten ausführlich bestimmt, unter welchen Voraussetzungen ein 
Christ einen Juden brauchen dürfe, um ein Stück Land zu verkaufen. 8 
Die bisherige Art der Vermittelung war nach 1798 in Übung ge- 
blieben, obschon jetzt den Juden der Ankauf von Liegenschaften frei- 
stand; nur fiel die Untersuchung durch das Landvogteiamt mit diesem 
selber hinweg. Der Übernahmsvertrag wurde jetzt bald den Dorf- 
vorstehern, bald überhaupt keiner Behörde vorgelegt. 4 

Bei der gesetzlichen Regelung konnte es sich nicht darum han- 
deln, den Juden diesen Erwerbszweig zu entziehen; eine solche Maß- 
regel wäre auch der christlichen Bevölkerung der ehemaligen Graf- 
schaft nachteilig gewesen, da die Vermittelung der Hebräer ihr fast 
unentbehrlich geworden war. Das Gesetz stellte daher neben dem 
Verbot des Liegenschaftskaufs auch die alte Form für den Güterhandel 
wieder her und paßte sie den neuen Verhältnissen an. Es sagte in 
§ 13: „Wenn Christen in ihrem Namen Juden dazu gebrauchen 
tvollen, um Liegenschaften entweder zu verkaufen oder anzukaufen, 
so ist ein solcher abgeschlossener Kauf ungültig, wenn er nicht dem 
Bezirksgericht, in dessen Bezirk die Liegenschaft ist, vorgelegt und 
von demselben genehmigt wird. u 

1 Beispiele im folgenden Paragraphen. 

* In diesem Paragraphen ist nur von Gütern die Rede, die außerhalb der 
Gemeinden Obereudingen und Lengnau liegen. 
8 Vgl. oben S. 35. 

4 Akten JA vom 1. Dezember 1803 und 7. März 1808. 
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Praktische Bedeutung hatte von den beiden hier vorgesehenen 
Geschäften bloß das eine, nämlich die Vermittlung des Verkaufs; 
für die Vermittlung des Ankaufs linde ich in den Akten nirgends 
ein Beispiel. Nur mit dem Falle haben wir uns also zu beschäftigen, 
daß ein Christ einen Juden beauftragte, sein Haus oder ein anderes 
Grundstück an einen vom Juden aufzufindenden Abnehmer zu ver- 
äußern. Dieser Vertrag wurde Güterübernahme oder Güterabtretungs- 
vertrag genannt, oft auch von den Parteien kurzweg als Kaufvertrag 
bezeichnet, wozu das Gesetz selber Veranlassung gab, da es das 
Rechtsgeschäft zwar als einen Auftrag charakterisierte, dann aber doch 
von einem Kaufe sprach. 1 In Wahrheit war es weder das eine noch 
das andere. 

Die thatsächliche Gestaltung des Geschäftes im Verkehr schil- 
derte im Jahre 1803 der Bezirksamtmann von Baden dem Kleinen 
Rate wie folgt: ein verschuldeter Bauer will seine Güter verkaufen, 
ein Jude erbietet sich als Vermittler; der Eigentümer bedingt sich 
eine gewisse Summe aus, der Mehrerlös gehört dem Juden; können 
die Güter nicht mit Vorteil abgesetzt werden, so fallen sie an den 
alten Eigentümer zurück. 2 Diese Beschreibung trifft, wenn man 
die Form Vorschrift hinzufügt, auch nach dem Gesetze von 1809 
noch zu. 

2. Rechtliche Natur der Güterübernahme. Die Güterübernahme 
war kein Kauf, denn sie war nicht auf Übertragung des Eigentums 
vom Christen auf den Juden gerichtet; 8 sonst hätte sie gegen das 
Gesetz verstoßen; die Ratifikation sollte nach obergerichtlicher An- 
schauung vom Bezirksgerichte nur dann erteilt werden, wenn der 
Wortlaut des Vertrages die Absicht einer Gesetzesumgehung zweifel- 
los ausschloß. 4 Das Geschäft war auch kein Mandat. Es verpflich- 

1 Die wortgetreue Auslegung des S 13 hätte eigentlich zu der Folgerung 
geführt, daß der vom Juden vermittelte Kaufvertrag zwischen zwei christlichen 
Parteien vom Gerichte genehmigt werden müsse. Das war aber nicht die Mei- 
unng; die Güterübernahme, das Abkommen des Christen mit dem Juden, bedurfte 
allein der Genehmigung. Dies ergab sich aus den Schirmbriefen, denen die Be- 
stimmung im wesentlichen entnommen war. und aus der Absicht des Gesetz- 
gebers. In der Praxis hat nie ein Zweifel darüber bestanden. 

»Akten JA vom 1. Dezember 1803. 

* lex 80 ä 3 D. de contrahenda emtione 18, 1: nemo potest videri eam rem 
veiididisse, de cuius dominio id agitur, ne ad emtorem transeat. 

« OG vom 17. Oktober 1850, S. 735 f, und vom 21. Juli 1853, S. 712 f. 
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tete den übernehmenden Juden nicht — oder doch nicht in erster 
Linie — zu einem Handeln im Interesse des Christen. Der Verkauf 
erfolgte nicht auf Rechnung des Eigentümers; denn diesem wurde 
ein fester Preis gezahlt, der Mehrerlös verblieb dem Juden. Ein 
einseitiger Widerruf seitens des Christen war ausgeschlossen. Der 
christliche Verkäufer hatte keinen Einfluß auf die Wahl des Käufers, 
außer wenn er im Vertrage einen Vorbehalt gemacht hatte. Häufig 
zerstückelte der Jude das Grundstück und verkaufte die einzelnen 
Teile, manchmal mit langen Zahlungsfristen; 1 all das ging den christ- 
lichen Verkäufer nichts an. Jedenfalls hat auch der Käufer, obschon 
formell der frühere christliche Eigentümer sein Rechts Vorgänger war, 
doch den Juden als solchen angesehen und sich für allfällige Gewähr- 
leistungsansprüche an diesen gehalten, weil er nur mit ihm und nicht 
mit dem Christen in Berührung gekommen war. 2 — Die Gerichtspraxis 
beurteilte das Geschäft auch durchaus nach der Analogie des Kaufs, 
nicht nach den Grundsätzen über den Auftrag. Eine Ähnlichkeit mit 
einem solchen lag darin, daß die Güter an den Eigentümer zurück- 
fielen, wenn kein vorteilhafter Verkauf möglich war; dies muß ur- 
sprünglich bei allen Güterübernahmen Rechtens gewesen sein, da 
sonst der Jude, da er nichts behalten durfte, zu einem verlustbringenden 
Verkauf genötigt gewesen wäre. 3 Im Jahre 1853 erklärte aber das 
Obergericht eine solche Auslegung für unvereinbar mit dem Wortlaut 
eines Güterübernahmevertrags , 4 namentlich mit der Festsetzung des 
Preises, den der Jude zu zahlen hatte; solche Geschäfte, führte das 



1 Akten JA vom 1. Dezember 1803 und 31. Januar 1816. 

* Das Gesetz gestattete zwar nur, daß der Jude im Namen des Christen ver- 
kaufe; danach wäre die Güterübernahme ein auf den Kopf gestelltes Kommissions- 
geschäft, ein Verkauf in fremdem Namen für eigene Rechnung gewesen That- 
sächlich verkaufte der Jude aber eine fremde Sache im eigenen Namen und für 
eigene Rechnung; das Geschäft mit dem christlichen Käufer war also ein wirk- 
licher Kaufvertrag, durch den der Jude sich verpflichtete, dem Christen das Eigen- 
tum zu verschaffen. Eine Kontraktsklage des Käufers gegen seinen christlichen 
Vorgänger im Eigentum war daher undenkbar. Die Gerichte scheinen ange- 
nommen zu haben, der Bestimmung, der Verkauf habe im Namen des Christen 
zu geschehen, sei Genüge geleistet, wenn die Fertigung im Namen des Christen 
erfolge. 

8 Die Auffassung der Rückfallsklausel als eines naturale negotii bestätigt 
auch der oben S. 85 mitgeteilte Bericht von 1803. 

4 der offenbar in nichts von der gebräuchlichen Ausdrucksweise abwich, 
nach den Erwägungen, die das Urteil bestimmten. 



gitized by Google 



— 87 - 



Urteil aus, seien im Leben häufig, ohne daß die Juden ein bloßes 
Mandatsverhältnis darin erblickten. 1 

Damit fiel der praktisch bedeutsamste Unterschied zwischen Kauf 
und Güterübernahme weg ; es blieb nur noch die formale Verschieden- 
heit bestehen, daß der Übernehmer die Güter von Rechts wegen 
sich nicht zufertigen lassen durfte; wir werden sehen, daß dies viel- 
fach dennoch geschehen ist. Immerhin konnte der Vertrag ausdrück- 
lich die Möglichkeit eines günstigen Verkaufs zur Bedingung machen, 
wodurch er den alten Charakter sich erhielt. Umgekehrt kam es 
auch vor, daß der Jude sich vom Christen einen bestimmten Mehr- 
erlös zusichern ließ; brachte der Verkauf weniger ein, als man er- 
wartet hatte, so minderte sich die Summe, die der Jude zahlen mußte, 
während er einen allfälligen Mehrerlös für sich behielt 2 

3. Die gerichtliche Ratifikation. Rechtsgültig wurde der Über- 
nahmevertrag erst durch die bezirksgerichtliche Genehmigung. Fehlte 
diese, so war er nichtig, was nach der Auffassung des Obergerichts 
der Richter von Amts wegen zu berücksichtigen hatte. 8 Es scheint, 
daß keine Partei die andere zwingen konnte, den Vertrag zur Rati- 
fikation zu bringen; wenigstens hat das Appellationsgericht ent- 

' OG vom 7. November 1853, S. 1009. Wie die Güterübernabme zu kon- 
struieren sei, darüber äußerte das Obergericht sich nicbt. Hatte der Jude, wie 
das Gesetz vorscbrieb, im Kamen des Christen verkauft, so wäre anzunehmen, 
daß der Christ dem Juden einen Verkaufsauftrag erteilte und ihm gleichzeitig 
de» Anspruch auf den Kaufpreis ge*ren eine bestimmte Summe abtrat. Üas Ober- 
gericht lehnte aber die Annahme eines Mandates ab, und mit Recht. Das Ge- 
schäft wurde im Leben als ein Verkauf augesehen, selbst das Gesetz sprach von 
Kauf, und der Jude bat deu Anspruch auf den Kaufpreis gegenüber dem Christen, 
dem er das Grundstück übertrug, jedenfalls aus eigenem Recht und nicbt ex iure 
cesso geltend gemacht. Die Absicht der Parteien war bei der Güterübernahme 
auf ein dem Kauf möglichst ähnliches Geschäft gerichtet; nur das Verhol der 
Eigentumsübertragung hinderte den wirklichen Verkauf an den Juden. Es wird 
also ein Vertrag eigener Art anzunehmen sein, ein Innominatkontrakt, bei dem 
der Christ dem Juden gegen Bezahlung das Hnwiderrufliche Recht einräumte, die 
Liegenschaft einem Christen zu übertragen und bis dahin wie ein Eigentümer 
über sie zu verfügen. Eine Ähnlichkeit des Übernahmegeschäfts in seiner ur- 
sprünglichen Gestalt mit dem Trödelvertrag drängt sich auf; doch stand die Rück- 
gabe dem Juden nicht wie dem Trödler ohne weiteres frei, sondern war an die 
Bedingung geknüpft, daß sich kein annehmbarer Käufer fand. 

• OG vom 1. Mai 1847, S. 332 f. Allerdings wurde die Bestimmung im 
vorliegenden Falle vom Obergericht beanstandet. 

• OG vom 15. Oktober 1842, S. 431. 
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schieden, eine nicht ratifizierte Abänderung einer gültigen Übernahme 
sei auf Hegehren einer Partei aufzuheben, selbst wenn sie dem kla- 
genden Teil zum Vorteil gereiche. 1 

Das Erfordernis der Ratifikation war kein bloß formelles, viel- 
mehr hatte ihr eine Untersuchung vorauszugehen, wobei unklare und 
zweideutige Bestimmungen und Alles, was für den Christen gefährlich 
werden konnte, beseitigt und Fehlendes ergänzt werden sollte. 2 Wie 
weit dabei die Freiheit des Gerichtes ging, die Genehmigung zu 
erteilen oder zu versagen, war nicht ganz klar. Eine mit der Revision 
des Judengesetzes beauftragte Regierungskommission bemerkte im 
Jahre 1819, die Entscheidung stehe ganz im Ermessen des Gerichtes, 
das nur genehmigen sollte, wo das Interesse des Eigentümers es 
unzweifelhaft nötig mache; das werde in der Grafschaft Baden eher 
der Fall sein als in andern Bezirken, wo der Güterverkehr der Juden 
noch nicht wie dort eingewurzelt und zu einem notwendigen Übel 
geworden sei. Ähnlich sprach sich zehn Jahre später die Kommission 
des Innern aus. 8 Das Obergericht jedoch, an das gegen ablehnende 
Bescheide hie und da rekurriert wurde, ging von der Ansicht aus, 
die Genehmigung müsse erteilt werden, wenn keine besonderen 
Gründe für die Verweigerung vorlägen. 4 

Die Ratifikation machte den Übernahmevertrag nur rechtsbe- 
ständig, sofern er nicht gegen anderweitige gesetzliche Vorschriften 
verstieß. War nicht Weiterveräußerung, sondern ein wirklicher Ver- 
kauf an den Juden beabsichtigt, so blieb das Geschäft nichtig trotz 
der Ratifikation, die dann nicht hätte erteilt werden sollen. 5 — Die 
Genehmigung bewirkte bloß die Perfektion des obligatorischen Ver- 
trages; ein dingliches Recht gewährte sie dem Übernehmer nicht 6 
Das Grundstück blieb im Eigentum des Veräußerers, 7 bis es dem 
christlichen Käufer zugefertigt war; der Übernehmer hatte nur eine 



1 OG vom 12. April 1822, S. 75. Also konnte hier — ausnahmsweise — 
auch der Jude das Fehlen der Form geltend machen. 

* OG vom 5. Mai 1829, S. 88, und vom 1. Mai 1847. S. 332 f. 
8 Beide Berichte in Akten JA vom 8. Februar 1830. 

4 Vgl. die in der vorletzten Note erwähnten Urteile. 

5 OG vom 21. Juli 1853, S. 712 f. 

c Vgl. außer dem eben erwähnten Urteil OG vom 15. Oktober 1842, S. 431. 

7 Oft jedenfalls auch in seinem Besitz, da der Jude in der Zwischenzeit nicht 
viel damit anfangen konnte. Doch kam es auch vor, daß das Gut bis zum Wieder- 
verkauf verpachtet wurde. 



Digitized by Googl 



— 89 — 



unwiderrufliche Vollmacht, die Fertigung im Namen des Verkäufers 
vorzunehmen. 1 

4. Gesetzwidrige Praxis. Das geschilderte Verfahren war das 
gesetzliche. Daneben ging aber ein ungesetzliches einher, das durch 
die fehlerhafte Ausdrucks weise des § 13 veranlaßt war. Dieser be- 
zeichnete das Geschäft als einen Kauf; § 4 räumte die Möglichkeit 
ein, daß ein Jude zu Grundeigentum gelangte, und ordnete den 
Wiederverkauf an. 2 Zwar sprach er in erster Linie vom Erwerb im 
Konkurs, aber doch auch von „andern Fällen"; und wenn er die 
Jahresfrist für den Wiederverkauf von der „richterlichen Zusprechung" 
an laufen ließ, so mochte zur Not die Ratifikation als eine solche 
angesehen werden. Man konnte also versucht sein zu sagen: § 13 
ist ein Spezialfall von § 4 und eine Ausnahme von dem Verbote des 
§ 3; der Kauf liegender Güter ist den Juden zwar im allgemeinen 
verwehrt, zum Zwecke des Wiederverkaufs binnen Jahresfrist aber 

* 

mit gerichtlicher Genehmigung gestattet. Diese Auslegung war un- 
richtig, und das Obergericht hat sie wiederholt zurückgewiesen. 8 
Das Kaufsverbot des § 3 war kategorisch; nur die Regierung konnte, 
nach § 5, ausnahmsweise davon dispensieren. Wenn § 4 vom Erwerb 
„im Konkurs und andern Fällen" sprach, so meinte er nicht frei- 
händigen Kauf, sondern fügte ausdrücklieh bei „durch Greifung auf 
seine Unterpfänder". § 13 selber erlaubte bloß, daß Christen sich 
der Vermittlung eines Juden bedienten, um zu kaufen oder zu ver- 
kaufen. 

Die unrichtige Auslegung beherrschte insbesondere die Praxis 
des Bezirksgerichts Baden. 4 War ein Vertrag, der auf Zufertigung 
an den Juden lautete, vom Gerichte ratifiziert worden, so kam es 
darauf an, wie der Gemeinderat des Ortes als Fertigungsbehörde sich 
verhielt. In der Regel wird er die Fertigung vorgenommen haben, 
da ja ein Gerichtsbeschluß sie anordnete. Weigerte er sich und kam 
es darüber zum Streit, so stellte das Obergericht sich auf seine Seite 



1 Bei der Fertigung also trat der Name des christlichen Verkäufers hervor. 
Das steht natürlich nicht im Widerspruch damit, daß der Jude im eigenen Namen 
verkaufte. Man kann eine fremde Sache verkaufen, ohne dazu bevollmächtigt zu 
sein; aber man kann ohne Vollmacht das Eigentum an ihr nicht übertragen. 

1 Die beiden §§ siehe oben S. 78 und 84. 

s Vgl. OG vom 22. März 1850, S. 177 f., und vom 21. Juli 1853, S. 711 ff. 
4 das neben dem Bezirksgerichte Zurzaeh uaturgemäß am häufigsten in die 
Lage kam, über Güterübernahmen zu entscheiden. 
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und erklärte die Fertigung für unstatthaft. 1 — Folgerichtig hätte 
das Obergericht jede Klage, die auf Zufertigung eines Grundstücks 
an einen Juden schloß, abweisen müssen. Es that dies aber regel- 
mäßig nur, wenn der Jude als Kläger auftrat, nicht wenn der christ- 
liche Verkäufer seinerseits verlangte, daß jener sich das Grundstück 
zufertigen lasse. Die gesetzlichen Sonderbestimmungen wollten die 
Christen schützen, deshalb fand das Obergericht es unzulässig, daß 
ein Jude sich darauf berufe.' Es erkärte, wenn ein solcher seine 
Befugnis überschreite, so könne die rechtliche Folge nur auf ihn 
selber fallen; sei es ihm unmöglich zu erfüllen, so habe er Klage 
auf Schadenersatz zu gewärtigen; die Unmöglichkeit aber hätte er 
zuerst darzuthun, da die Regierung vom Verbot dispensieren könne; 
der Jude müsse daher nachweisen, daß er eine solche Vergünstigung 
nicht zu erlangen vermocht habe.* Außerdem wurde die Unmöglich- 
keit nur dann als erstellt angenommen, wenn der Jude selber die 
Fertigung verlangt hatte, aber rechtskräftig abgewiesen worden war. 4 — 
Diese Grundsätze fanden nicht nur Anwendung auf Güterübernahmen, 
bei denen die Absicht des Wiederverkaufs sich aus dem Wortlaut 
ergab, sondern auch auf eigentliche Kaufverträge, die zweifellos, selbst 
nach der irrigen Auslegung des § 13, gegen das Gesetz verstießen. 5 
So kam es, daß Juden verurteilt wurden, sich Grundstücke zufertigen 
zu lassen, während in der gleichen Zeit bei umgekehrter Partei- 
stellung das Gericht eine solche Fertigung für unzulässig erklärte. 
Wollte der Jude den Vertrag nicht halten, so mußte er die Vorsicht 
beobachten, zuerst vom Gemeinderat die Fertigung zu verlangen und 
sich, wenn dieser sie verweigerte, mit seiner Beschwerde richterlich 
abweisen zu lassen. 6 



1 So im schon mehrfach erwähnten Urteil vom 21. Juli 1853. 

* Konsequent hätte es die Güterübernahme schon vor der Ratifikation für 
den Juden verbindlich erklären müssen, was nicht geschehen zu sein scheint, 
vgl. oben S. 88 N. 1. 

» OG vom 8. November 1852, S. 784 f. 

« OG vom 21. Juli 1853, S. 711 ff., und vom 20. März 1854, S. 146 f. 

8 Der in der vorletzten Note erwähnte prinzipielle Entscheid bezieht sich 
gerade auf einen reinen Kaufvertrag. 

6 Widersprüche in den Begründunsren der einzelnen Urteile konnten nicht aus- 
bleiben. Am 21. Juli 1853 führte das Oberjrericht aus, man möchte versucht sein, aus 
dem Wortlaut des § 13 abzuleiten, daß den Juden der Erwerb von Liegenschaften 
wohl im allgemeinen untersatrt, dagegen zum Zwecke des Wiederverkaufs mit 
richterlicher Genehmigung gestattet sei; allein bei dem bestimmten Verbot des 
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§ IS. Ankauf von Schuldtiteln. 

Die Mandate hatten die Abtretung einer Forderung von einem 
Christen an einen Juden nur zugelassen, wenn keine Liegenschaften 
dafür verpfändet waren, und sie in allen Fällen von obrigkeitlicher 
Bewilligung abhängig gemacht; bei laufenden Forderungen stand 
überdies jedem Christen das Zugrecht zu. 1 Das Gesetz von 1809 
schrieb in § 9 nur für den Ankauf von Schuld titeln, also verbriefter 
Forderungen, eine Form vor: der Wert des Titels mußte in barem 
Oelde vor dem Friedensrichter, in dessen Kreis der abtretende Christ 
wohnte, an diesen ausbezahlt werden; der Friedensrichter hatte in 
der Abtretungsakte mit seiner Unterschrift zu bezeugen, daß dies 
geschehen sei. — Zwischen hypothekarisch versicherten und andern 
Schuldbriefen wurde kein Unterschied gemacht. 

Das Gesetz sprach nur vom Ankauf der Schuldtitel. Auf andere 
Arten der Abtretung, z. B. an Zahlungsstatt, war die Vorschrift in 
der That nicht anwendbar, weil von barer Zahlung des Kaufpreises 
dabei nicht die Rede sein konnte. Geregelt war also bloß der prak- 
tisch wichtigste Fall, ohne daß wohl die andern Möglichkeiten des- 
halb ausgeschlossen sein sollten. Das Obergericht sprach jedoch die 
Ansicht aus, jede Abtretung sei im Zweifel als ein Kauf zu betrachten." 

Folge der Nichtbeachtung war die Ungültigkeit der Zession. Sie 
konnte vom Zedenten sowie von seinen Rechtsnachfolgern, im Kon- 
kurse auch von den zu Verlust gekommenen Gläubigern geltend ge- 
macht werden; 3 der Jude selber durfte sich jedenfalls nicht auf den 
Mangel berufen. 4 Zweifelhaft war die Stellung des abgetretenen 
Schuldners. Das Obergericht erklärte im Jahre 1830, der Abge- 
tretene könne vom Zessionar verlangen, daß er eine über alle Ein- 
wendungen erhabene Zession vorlege. 1842 fand es, das Anfech- 
tungsrecht stehe nur dem abtretenden Gläubiger, nicht aber dem 



§ 3 erscheine eine solche Auslegung offenbar als unstatthaft. Am 7. November 
des gleichen Jahres erklärte das nämliche Gericht, das Gesetz von 1809 gestatte 
den Ankauf zum Zwecke des Wiederverkaufs mit der Bedingung der Ratifikation. 
(OG von 1853, S. 712 und 1009.1 
1 Vgl. oben S. 30. 

* OG vom 16. Februar 1819, S. 98 f. 
8 OG vom 27. Januar 1852, S. 27 f. 

♦Was das Obergericht bei Liegenschaftskäufen als Regel aufgestellt hatte, 
daß ein Jude sich nicht auf das Judengesetz berufen könne, mußte auch hier — 
und mit weit mehr Grund — Geltung haben. 
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Schuldner zu. 1849 dagegen wurde in einem Prozesse ex iure cesso 
die Abtretung schlechthin für nichtig erklärt, weil der Vorschrift des 
Gesetzes von 1809 nicht Genüge geleistet war. 1 

Wurde eine Abtretung als ungültig aufgehoben, so entstand die 
Frage, ob der Jude den nachweisbar gezahlten Kaufpreis zurück- 
fordern könne. Das Obergericht glaubte im Jahre 1852, sie bejahen 
zu müssen, weil sonst das Gesetz sein Ziel, die Christen zu schützen, 
überschreiten und einen Einbruch in die Rechte des Hebräers gut- 
heißen würde; eine solche rechtswidrige Tendenz dürfe der Richter 
keinem Gesetze unterstellen. 2 Der Gesetzgeber von 1809 hatte aber 
wohl eher auf dem entgegengesetzten Standpunkt gestanden; er be- 
zeichnete die Ungültigkeit als eine Strafe und stellte die formwidrige 
Abtretung auf die gleiche Linie mit dem ungültigen Darleihen, wo 
die Wirkung die gewesen sein muß, daß der Jude das Gezahlte ver- 
lor, wie wir nun gleich sehen werden. 3 

§ 16. Darleihen und Errichtung von Hypotheken. 

I. Darleihen. Über jedes Darleihen eines Juden an einen Christen 
mußte nach § 7 ein Schuldschein ausgestellt werden. Das Geld war 
bei größeren Beträgen dem Schuldner in Gegenwart eines seiner Ver- 
wandten vor dem Friedensrichter bar auszubezahlen. 4 Der Schuld- 
titel mußte „davon deutlich Meldung thun und zur Bekräftigung von 
dem betreffenden Friedensrichter unterschrieben sein." Der Wort- 
laut sollte protokolliert werden, doch war dies kein Erfordernis der 
Gültigkeit. Betrug das Darleihen nicht über achtzig Franken — alter 
Währung — so trat an Stelle des Friedensrichters der Gemeinde- 
ammann des Ortes, wo der Schuldner wohnte; sonst blieb die Form 
dieselbe. 5 — Fehlte eines der gesetzlichen Erfordernisse, so war das 

> OG vom 6. Okiober 1830, S. 192. vom 16. Februar 1842, S. 82, und vom 
16. Februar 1849, S. 98 f. 

2 OG vom 27. Januar 1852. S. 27 f. 

8 Die Mandate hatten bei forinwidrigen Darleihen hohe Strafe und Konfis- 
kation der Schuld angedroht, was wohl auch für ungültige Abtretungen galt. 
Vgl. oben S. 76. 

* Zuständig war der Friedensrichter des Kreises, in dem der Schuldner 
wohnte. Die Beiziehung eines Verwandten war neu, während sonst im wesent- 
lichen der Schinnbrief reproduziert wurde; sie war von der Großratskommissioa 
gewünscht worden, der Entwurf von 1808 hatte sie noch nicht vorgeschrieben. 

6 Diese Erleichterung fehlte noch im Entwurf von 1809; weil die Zuziehung 
des Friedensrichters in geringfügigen Fällen für beide Teile zu beschwerlich er- 
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Darleihen, nicht bloß der Schuldschein, ungültig;, der Jude hatte kein 
Rückforderungsrecht, auch wenn er die Zahlung nachweisen konnte. 
Dies ergibt sich aus dem Wortlaut des Gesetzes, das ausdrücklich 
die „Geldanleihung" selber für ungültig erklärte: es erhellt auch 
daraus, daß in keinem der vom Obergericht beurteilten Darleihens- 
prozesse der Jude der Einrede des Form mangels die Replik wirk- 
licher Zahlung entgegensetzte; vielmehr wurde immer nur darüber j 
gestritten, ob ein Darleihen oder ein Warengeschäft vorliege, und die i 
Gerichte ließen gegen einen Schuldschein, der von einem Kaufe sprach, 
den Gegenbeweis zu, daß ein solcher nicht stattgefunden habe, sogar 
wenn die Zahlung selber gar nicht bestritten war. 1 j 

Das Gesetz sprach von „jeder Geldanleihung". Hie und da = 
wurde es von Schuldnern und auch etwa von Gerichten so ausge- 
legt, als wolle es für alles Kreditieren, insbesondere für einen ge- - 
stundeten Kaufpreis gelten. Regierung und Obergericht haben diese 
Auffassung mit Recht zurückgewiesen; 1 die Beschränkung auf Dar- 
leihen ergab sich unzweifelhaft aus der Vorzählung des Geldes. [ 

Damit war aber die Möglichkeit gegeben, das Gesetz zu um- 
gehen; der Jude konnte sich einen Schuldschein ausstellen lassen, 
der statt von einem Darleihen von einem Kaufvertrage sprach. Wie % 
eben erwähnt, wurde hier zwar dem Beklagten der Beweis gestattet, 
daß in Wirklichkeit kein Warengeschäft zu Grunde lag; mißlang ihm 
aber dieser Beweis, so blieb der Schuldschein in Kraft. Ebenso 
mußte eine wechselmäßige Verpflichtung durch den Nachweis ent- 
kräftet werden, daß sie für ein Darleihen ausgestellt sei. Es ge- 
nügte hier nicht, darzuthun, daß der Wechsel nicht für eine Kauf- 
schuld gegeben, sondern vom Juden bar bezahlt worden war; das 
Obergericht führte aus, durch die Ausstellung eines Wechsels werde 
ein Schuldverhältnis begründet, das von einer Darleihensschuld ganz 
verschieden sei und nicht auf eine solche schließen lasse. 3 Abstrakte 
Zahlungs versprechen, die nicht Wechselform hatten, wurden dagegen als 



schien, wurde der Entwurf am 4. Mai verworfen; die Regierung fügte daher den 
neuen Paragraphen ein, worauf der Große Rat den Vorschlag annahm. Vgl. 
oben S. 50 N. 1. 

1 OG vom 2. Dezember 1823, S. 227 f., und vom 20. JuJi 1838, S. 398 ff. 

»Akten JA vom 22. Februar 1813; OG vom 29. April und vom 3. Juli 
1834, S. 190 und 267. 

* OG vom 2. Dezember 1823, S. 227 f. (auch enthalten in Akten JA vom 
8. Februar 1830); OG vom 2. Mai 1831, S. 61 f. 
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Darleihensschuldscheine behandelt und demgemäß für ungültig erklärt, 
wenn der Wortlaut zweifelhaft schien und der Kläger nicht nachwies, 
daß der Schein sich auf ein anderes Rechtsgeschäft bezog. 1 

2. Hypotheken. Die Erlaubnis des Erwerbs von Hypotheken 
durch die Juden war die bedeutsamste Änderung, die das Gesetz an 
den privatrechtlichen Bestimmungen der alten Mandate vornahm. Die 
Errichtung eines Grundpfandes stand zunächst unter den allgemeinen 
gesetzlichen Forravorschriften : sie bedurfte der Fertigung. Außerdem 
mußten die für jüdische Darleihen überhaupt vorgeschriebenen For- 
men gewahrt, also das Geld vor einem Beamten in Gegenwart eines 
Verwandten des Schuldners diesem vorgezählt und im Schuldtitel be- 
zeugt werden, daß die Vorschrift erfüllt worden sei. Nur war der 
zuständige Beamte hier nicht der Friedensrichter, sondern die mit 
der Fertigung von Hypotheken im allgemeinen beauftragten Notare 
und Gerichtsschreiber. Im Jahre 1831 wurde die Fertigung der 
Unterpfandverschreibungen den Gemeinderäten übertragen; von da 
an genügte, nach der Praxis des Obergerichts, die Auszahlung vor 
dem Gemeinderat als Fertigungsbehörde und die Beurkundung durch 
den Gemeindeschreiber. 8 

Das Gesetz sprach nicht bloß von grundpfändlich gesicherten 
Darleihen, sondern ganz allgemein von der Errichtung von Schuld- 
titeln, denen Hypotheken zur Sicherheit dienen sollten. Doch war 
die Formvorschrift in Wirklichkeit nur auf Darleihen anwendbar; 
denn nur da konnte „der Wert eines solchen Schuldtitels" vor der 
Fertigungsbehörde ausbezahlt werden. 3 Es war also für Hypotheken 



1 OG vom 22. April 1840, S. 204, vom 16. Februar 1842, S. 82 f., vom 
24. Juli 1846, S. 428 f. Eine eigentliche Vermutung der üarleihensnatur wurde 
immerhin nicht aufgestellt; das Obergericht pflegte zu untersuchen, was aus dem 
Wortlaut des Schuldscheins sich als wahrscheinlich ergab, und teilte danach die 
Beweislast zu. 

2 Nicht aber die Auszahlung vor dem Gemeindeammann, OG. vom 25. Ja- 
nuar 1845, S. 65 f. Anders OG vom 14. April 1842, S. 195; doch hatte das Ge- 
richt die Sache damals zweifelhaft gefunden und der Regierung Mitteilung ge- 
macht. Diese erachtete eine gesetzliche Regelung nicht für nötig; sie hatte sich 
schon früher, auf eine Anfrage des Bezirksamts Zurzach hin, in diesem Sinne 
ausgesprochen. Emanzipationsakten Faszikel 1; RP vom 25. Januar 1833, S. 62, 
und vom 3. April 1835, S. 144. 

8 Im Jahre 1811 beschwerten die Juden sich darüber, daß die Gerichte- 
schreiber auch bei bloßer Sicherstellung einer bestehenden Forderung die bare 
Auszahlung verlangten. Das schien zwar durch den Wortlaut des Gesetzes ge- 
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zur Sicherung bereits bestehender Forderungen der Juden keine be- 
sondere Form vorgeschrieben; man mußte ihre Errichtung für un- 
möglich erklären oder sich mit den auch unter Christen geltenden 
Formalitäten begnügen. Das Obergericht entschied für das Letztere 1 
Die Wirkung eines Formmangels war auch hier die Ungültigkeit 
nicht bloß der Hypothek, sondern der Forderung selber, sofern diese 
nicht vorher schon gültig begründet war. Denn da der Schuldschein ; 
als Hypothekartitel keine Kraft hatte, war er nichts als ein Dar- 
leihensschuldschein und zwar ein formwidriger, also ein ungültiger. ; 

i 

§ 17, Abrechnungen. 

Im Anschluß an die Judenmandate, 2 nur weniger ausführlich, ; 
bestimmte § 11 des Gesetzes: „Wenn sich Christen mit Juden in 
Tausch oder Handel so einlassen, dass daraus eine gegenseitige Ab- \ 
rechnung entsteht, so soll dieselbe, um gültig zu sein, vor dem ■ 
Friedensrichter des Kreises, in icelchem der Christ tvohnt, und in . ; 

Beisein eines Verwandten des Letzteren gehalten und schriftlich [ 
aufgesetzt werden. Zur Bescheinigung dieser Erfordernis wird der \ 
Friedensrichter jedesmal sein Zeugnis unter diese schriftliche Ab- 
rechnung setzen. 11 Die Meinung war wohl die, daß nicht bloß das 
Endergebnis, sondern alle einzelnen Posten in der Urkunde aufge- 
führt werden sollten, wie es in den Mandaten ausdrücklich vorge- 
schrieben war. Die Praxis scheint aber daran nicht festgehalten zu 
haben. 

Der Zweck der Bestimmung ist klar: man wollte die Christen 
davor schützen, daß die geschäftsgewandteren Juden sie durch ab- 
sichtliche Mißrechnung übervorteilten. Die Ausführung aber war 
mangelhaft. Der Ausdruck „gegenseitige Abrechnung" wurde durch 
seine Unklarheit und Vieldeutigkeit zu einer „reichen Quelle von 
Rechtsstreitigkeiten". 8 Auch die Praxis gelangte nicht zu scharfen 
Abgrenzungen und festen Grundsätzen; im allgemeinen wurde der 
Begriff in späteren Jahren enger gefaßt. Anfangs schien dem Appel- 
lationsgericht schon die Auseinandersetzung aus einem einzigen Güter- 
boten zu sein, doch war es eine völlig nutzlose Formalität, die später jeden- 
falls nicht mehr gefordert wurde. Akten JA vom 4. Juni 1811. 

' OG vom 3. Juli 1834, S. 267. 

• Vgl. ohen S. 29 ff. und 36. 

•Bericht des Obergerichts an den Kleinen Rat, vom 31. Oktober 1844, in 
den Emanzipationsakten, Faszikel 1. 
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übernahme\ ertrag unter den $ 11 zu fallen, 1 ebenso, wenn an eine 
größere Forderung mehrere Teilzahlungen geleistet waren, die Fest- 
stellung des Betrages der Restschuld. 2 Später fand das Obergericht, 
der $ 11 setze einen gegenseitigen Geschäftsverkehr voraus, der zur 
Ermittlung der Restschuld eine eigentliche Rechnungsverhandlung 
erheische. 3 Zuletzt wurde geradezu verlangt, daß Forderungen und 
Gegenforderungen einander gegenüberstünden, also nicht bloß eine 
Forderung und eine oder mehrere Abschlagszahlungen 4 Das Gericht 
betonte jetzt auch wiederholt, daß das Gesetz genau auszulegen sei, 
und nahm eine form bedürftige Abrechnung nur dann an, wenn ein 
Schuldschein „mit unabweislicher Notwendigkeit" unter diesen Ge- 
sichtspunkt gestellt werden mußte." 

§ 18. Die Wirkung der privatrechtliehen Sonder- 
bestimmungen und ihre Aufhebung. 

Die privatrechtlichen Sonderbestimmungen erreichten ihren Zweck 
nur sehr unvollkommen und hatten dafür Nebenwirkungen, die keines- 
wegs beabsichtigt waren. Das Verbot des Liegenschaftserwerbs ver- 
hinderte den jüdischen Güterschacher nicht; wiederholt wurden Klagen 
laut, daß die Gerichte ohne gründliche Untersuchung Güterüber- 
nahmen bewilligten. Der vom Gesetze gewünschte Übergang zum 
Landbau aber war für einen Juden fast ein Ding der Unmöglichkeit, 
so lange er nur in Endingen und Lengnau eigene Güter erwerben 
durfte. Die Vorschriften über Darlehen wurden umgangen, indem 
die Schuldscheine von einem Kaufvertrage sprachen oder in Wechsel- 
form ausgestellt wurden; und selbst wo dem Erfordernis barer Aus- 
zahlung vor einem Beamten äußerlich Genüge geleistet war, konnte 
doch materiell das Gesetz mißachtet sein. Die Bestimmung über 
Abrechnungen richtete wegen ihrer Unklarheit Schaden an. Noch 
weit schlimmer war es, daß das Gesetz geradezu eine Prämie auf 
die Unehrlichkeit des christlichen Schuldners setzte, der sich oft 
durch einen formellen Einwand von einer materiell wohlbegründeten 
Schuldpflicht befreien konnte.' Das Obergericht bemerkte im Jahre 



1 OG vom 8. November 1820, S. 214 ff. 

• OG vom 2. Mai 1826, S. 89. 

s OG vom 11. Oktober 1841, S. 380 f. 

* OG vom 24. Juli 1846, S. 428. 

6 OG vom 22. April 1840, S. 203 und vom 11. November 1853, S. 1106. 
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1844, 1 die Erfahrung habe bewiesen, daß die zum Schutz der Christen 
gegen jüdische Schlauheit und Prellerei eingeführten Formen öfters 
von den Christen zu Fallstricken gegen harmlosere Juden mißbraucht 
würden und diese durch das Vertrauen auf christliche Ehrlichkeit 
zu Schaden kämen. 

Daß das Gesetz in manchen Beziehungen verfehlt sei, ließ sich 
leicht einsehen; schwerer war es, die Mängel zu heben. Schon 1819 
hatte die Regierung das Bedürfnis nach Revision empfunden und von 
einer Kommission ein Gutachten darüber verlangt. Nachdem der 
Auftrag wiederholt erneuert worden war, brachte im Jahr 1829 die 
Kommission des Innern einige Maßregeln in Vorschlag, welche die 
Umgehung der Vorschriften erschweren sollten ; im allgemeinen fand 
sie aber den Mangel weniger im Gesetz, als in seiner nachlässigen 
Vollziehung durch die Bezirksgerichte, Friedensrichter und Gemeinde- 
räte. Die Regierung sah sich nicht veranlaßt, den Abänderungs- 
vorschlägen Folge zu geben. 8 — Im Jahre 1839 lud der Große Rat, 
„in Betracht der durch vielfältige Erfahrung dargethanen Mängel und 
Lücken des Gesetzes vom 5. Mai 1809" die -Regierung ein, „dieses 
Gesetz einer sorgfältigen und umsichtigen Revision zu unterwerfen." 8 
Darauf arbeitete das Departement des Innern einen Entwurf aus, 
der die Sondervorschriften für die in Lengnau und Endingen woh- 
nenden Israeliten erneute und zum Teil verschärfte und ergänzte, da- 
gegen diejenigen Juden von ihnen ausnahm und im privatrechtlichen 
Verkehr den Christen gleichstellte, denen die Niederlassung an einem 
andern Ort bewilligt wurde. Der Entwurf ist aber dem Großen Rate 
gar nicht vorgelegt worden. 4 Das Niederlassungsgesetz von 1840 
brachte eine teilweise Revision des Judengesetzes, aber ohne die 
privatrechtlichen Bestimmungen zu berühren. Der Entwurf des De- 
partements des Innern wurde entsprechend abgeändert und 1852 
noch einmal in Beratung gezogen, dann aber wegen der damals 
schwebenden Verfassungsrevision wieder bei Seite gelegt. 6 

Die Resultatlosigkeit der mehr als dreißigjährigen Reform- 
bestrebungen erklärt sich daraus, daß man ohne schützende Sonder- 

1 In seinem schon erwähnten Berichte an die Regierung, in den Emanzi- 
pationsakten Faszikel 1. 

* Akten JA vom 8. Februar 1830. 
"Akten JA vom 11. Dezember 1839. 

4 In §32 werden diese Reformbestrebunpen einläßlicher zur Sprache kommen. 
6 Emanzipationsakten Faszikel 1 und 2. * 

«aller, DisBertafion. 7 
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Vorschriften nicht glaubte auskommen zu können, während es ander- 
seits fast unmöglich war, ihre Umgehung wirksam zu hindern und 
die unerwünschten Nebenwirkungen zu beseitigen. Mit Recht sagte 
in der Debatte über das Niederlassungsgesetz Fürsprech Jäger, die 
Revision der Judengesetze sei deshalb noch nicht erfolgt, weil ein- 
fache Modifikationen unmöglich seien: „denn deren Bestimmungen 
sind nichts wert, nichts nutz, mit unserer übrigen ganzen Gesetz- 
gebung im grellsten Widerspruch. Die Anwendung dieser Gesetze 
macht die Christen recht eigentlich zu Schelmen an den Juden." 1 
Die einzig mögliche Verbesserung des Judengesetzes war in der That 
seine Aufhebung. 

Inzwischen erhielt der Kanton sein einheitliches Recht durch 
die schrittweise Einführung des bürgerlichen Gesetzbuchs. Schon im 
Jahr 1826 war als dessen erster Teil ein Personenrecht erlassen 
worden; 1847 wurde dieses revidiert, und daran schlössen sich in 
den folgenden Jahren das Sachenrecht, Obligationenrecht und Erb- 
recht. Ursprünglich war dabei nicht beabsichtigt, die privatrechtlichen 
Beschränkungen der Juden fallen zu lassen. Vielmehr behielt § 6 
des Personenrechts von 1826 die besonderen gesetzlichen Verord- 
nungen für die Juden ausdrücklich vor, und ebenso § 5 des Ein- 
führungsgesetzes zum ersten Teil des bürgerlichen Gesetzbuchs vom 
31. August 1847. Die Einführung des Sachen- und Obligationen- 
rechts- änderte hieran nichts. Nachdem aber der letzte Teil des Ge- 
setzbuchs, das Erbrecht, im Entwurf fertig gestellt war, beschloß die 
Gesetzgebungskommission auf Antrag von Fürsprech Jäger, dem 
Regierungsrat die Aufhebung des Judengesetzes von 1809 zu em- 
pfehlen. Die Regierung ging nicht so weit, beantragte aber dem 
Großen Rate die Aufhebung der privatrechtlichen Bestimmungen des 
Gesetzes, da diese Verkehrsbeschränkungen sich überlebt hätten und 
vor dem Grundsatz der bürgerlichen Gleichberechtigung der Juden 
nicht länger bestehen könnten. 2 Sie schob daher in den § 4 des Ein- 
führungsgesetzes vom 14. Wintermonat 1855 unter die Aufzählung auf- 
gehobener älterer Bestimmungen die Worte ein: „die §§ 2 bis 14 
des Gesetzes vom 5. Mai 1809 und die Verordnung vom 30. Wärt- 

1 Verhandlungen des Großen Kate« von 1846, S. 203 f. 

* Die Differenz zwischen Kommission und Regierung war eine bloß formale, 
wenn auch für die Verschiedenheit der prinzipiellen Anschauungen über die 
Stellung der Juden im Staate charakteristische. Vgl. den Schluß dieses Para- 
graphen? 
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monat 1809, 1 betreffend die aargauischen Juden,* und der Große 
Rat nahm das Einführungsgesetz ohne Abänderung an. a Mit dem 
1. Februar 1856, dem Tage, an welchem die Geltung des Erbrechts 
begann, traten die genannten Paragraphen außer Kraft. 

Damit war die privatrechtliche Zurücksetzung der Juden ge- 
schwunden; es galt vom Gesetze von 1809 einzig noch der § 1, der 
den Juden fernerhin Schutz und Schirm zusicherte und sie den Landes- 
gesetzen unterwarf. 8 



Unterabteilung B. Privatrechtliche Beziehungen 

der Juden unter sich. 4 

§ 19. Im Allgemeinen.* 

I. Die jüdische Autonomie. Die Judenmandate regelten nur den 
Verkehr zwischen Israeliten und Christen, sie enthielten außer dem 
Verbot mittelloser Ehen und der Festsetzung eines Mini mal Vermögens 
für einheiratende Weiber fi keine Vorschriften über die Rechtsverhältnisse 
der Juden unter sich. Da die einheimischen Satzungen nur für die 
christlichen Volksgenossen Geltung hatten, 7 stand es im freien Be- 
lieben der Judenschaft, ihre inneren Angelegenheiten zu ordnen wie 
sie wollte. Die amtlichen Akten berichten uns darüber naturgemäß 
wenig; für die Zeit vor 1798 sind wir fast ausschließlich auf Rück- 
schlüsse aus den späteren Zuständen angewiesen. 



1 Dies ist das Taxendekret. 

* Akten zum ABGB, 4. Teil. 

• Der § 15 ordnete bloß die Vollziehung des Gesetzes an. — Aufgehoben 
war nicht bloß der privatrechtliche Inhalt; die Beschränkung auf die zwei Ge- 
meiiulen beruhte fortan nur noch auf «lern Niedcrlassungsgesetz, die Ehe be willigung 
auf dem ABGB, die besondere Regierungsaufsieht war dahingefallen. Aber eine 
wirkliche Veränderung bedeutete doch nur das Aufhören der privatrechtlichen 
Beschränkungen. 

4 Vgl. oben S. 38 N. 1. 

6 d. h. mit Ausschluß des Eherechts, das einer besonderen Betrachtung be- 
darf, weil es von 1826 bis 1848 gesetzlich anerkannt gewesen ist und auch über 
diesen Zeitpunkt hinaus eiue gewisse Bedeutung behalten hat. 

6 Vtd. oben S. 33. 

7 Vgl. oben S. 16 N. 2. 
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Von jeher hatten die Juden, wo sie auch wohnten, das Bestreben, 
ihre Verhältnisse nach eigenen Rechtsgrundsätzen zu ordnen und von 
eigenen Richtern beurteilen zu lassen. In früheren Zeiten hatten 
die Obrigkeiten ihnen dies nicht immer gestattet. In Zürich ließ 
der Rat im Jahre 1383 die angesessenen Israeliten schwören, daß 
sie hinfon wegen Freveln kein Judenrecht von einander suchen noch 
nehmen wollten; auch auf privatrechtlichem Gebiete wurde die An- 
wendung der jüdischen Gesetze beschränkt. 1 In der Grafschaft sind 
ähnliche Vorschriften nie erlassen worden. Einzelne Sachen wurden 
vor den Landvogt gebracht, andere nicht; die Abgrenzung geschah 
lediglich durch die Gewohnheit, und dabei blieb es auch nach der 
Gründung des Aargaus, bis die einheitliche Kantonalgesetzgebung sich 
auch die Juden unterwarf. 

Soweit das jüdische Recht zur Anwendung kam, wurden Streitig- 
keiten vom eigenen Richter der Judenschaft entschieden; historisch 
genommen wäre es wohl genauer zu sagen: wenn Juden den Land- 
vogt anriefen, so entschied er nach den Grundsätzen, die auch für 
die christlichen Grafschaftebewohner galten, während der jüdische 
Richter selbstverständlich jüdisches Recht zur Anwendung brachte. 
Richter der Korporation war der Rabbiner; die Entscheidung zweifel- 
hafter Fragen aus dem jüdischen Recht und Ritus war seine ursprüng- 
lichste und wichtigste Funktion. 

Die Ausscheidung machte sich, wie es scheint, so, daß in rein 
vermögensrechtlichen Angelegenheiten das Landvogteigericht zuständig 
war; 2 zwar kamen ohne Zweifel auch solche Prozesse häufig vor den 
Rabbiner, aber lediglich infolge eines Schiedsvertrags oder weil er 
zu Vergleichsverhandlungen zugezogen wurde. Was sich aber irgend- 
wie mit der jüdischen Religion berührte, gehörte von Rechts wegen 
vor den Rabbiner, hier konnte der Landvogt nur im Einverständnis 
beider Parteien angerufen werden. Für Ehesachen sagt dies aus- 
drücklich ein Schreiben des Bezirksamtmanns von Zurzach an die 
Regierung vom Jahre 1812 ; 8 auch in Erbschaftsangelegenheiten war 



1 Zürcher Stadt bücher Bd. 1, S. 270, Urkunde vom 10. Mai 1383 und 
Note 1 dazu. Zahlreiche Stellen in den Judcnaufnahmen bei Ulrich, teilweise 
abgedruckt bei Stobbe, Juden, S. 254 f. Anin. 132. 

» Das Protokoll (des Kantonsgerichts Baden) Zivilsachen Distrikt Zur- 
zach, 1798—1801, im Obergerichtsarchiv, weist einige Prozesse unter jüdischen 
Parteien auf, ausnahmslos über Sachen- und obligationenrechtliche Verhältnisse. 

» Akten JA vom 28. Oktober 1813. 
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es so, wie aus einem Bericht des Bezirksgerichts Zurzach von 1824 
hervorgeht. 1 Es finden sich zwar im Grafschaftsarchiv Inventarien 
über den Nachlaß von Juden; doch handelt es sich dabei bloß um 
die Feststellung des Umfangs, nicht um die Entscheidung streitiger 
Fragen aus dem Erbrecht; in einem Falle wird ausdrücklich bemerkt, 
daß die Teilung nach jüdischem Rechte zu geschehen habe. 2 Auch 
die Waisensachen waren eine innere Angelegenheit der Korporation; 
die Handlungsfähigkeit der Juden im Verkehr mit Christen dagegen 
wurde, wie alles, was irgendwie die christlichen Einwohner berührte 
und nicht durch die Mandate geregelt war, nach den allgemeinen in 
der Grafschaft geltenden Grundsätzen beurteilt. 8 

Die aargauischen Behörden hatten keinen Grund, diesen Rechts- 
zustand zu ändern, so lange der Kanton kein einheitliches Privat- 
recht besaß. Gerade im Erbrecht und ehelichen Güterrecht, wo die 
jüdischen Anschauungen sich von den christlichen am weitesten ent- 
fernten, bestanden unter den verschiedenen Landesteilen die größten 
Unterschiede. Das Eherecht war durchaus konfessionell geordnet. 4 
Es lag daher am nächsten, auf diesen Gebieten den Juden ihre Be- 
sonderheiten zu lassen. Im Sachen- und Obligationenrecht aber be- 
standen kaum wesentliche Differenzen zwischen den einzelnen Landes- 
teiler, 5 und die Konfession spielte darin keine Rolle; daher hinderte 
nichts die staatlichen Gerichte, hier ohne weiteres die Streitigkeiten 
unter Juden gleich zu behandeln wie solche unter Christen. Ebenso 
wenig erschienen Änderungen in der Gerichtsbarkeit geboten ; es war 
nur natürlich, daß das jüdische Recht vom Rabbiner angewendet 
wurde. — Nur in einer Beziehung ist von dem Gesagten eine Aus- 

1 Akten J JNr. 1, vom 2'2. Januar 1824. Ein nach Form und Inhalt jüdisch- 
rechtliches Testament wird erwähnt und als gültig hehandelt in Akten JA vom 
31. Mai 1805. 

•Archiv der Grafschaft, Bündel 7 Nr. 1, vom 19. Juli 1741. 

3 Im Judenprotokoll anerkennt am 8. Juni 1747 ein Jude eine Schuld, 
seine Ehefrau verpflichtet sich ilafür als „Bürg- und Zahlerin" und wird dahei 
von einein Christen ver beiständet. Im Archiv der Grafschaft. Bündel 9 
Nr. 3, von 1785, wird die Entmündigung eines Juden durch das Landvogteiamt 
ausgesprochen und ein Schuldenruf über ihn erlassen. Dies konnte mit Wirkung 
gegen Christen selbstverständlich nicht durch den Rabbiner geschehen. 

4 Vgl. Walther Gautsehi. Eheschließung und Ehescheidung im Kanton 
Aargau von 1803 bis 1874 (Berner Inauguraldissertation, Keinach 1898) S. 5 ff. 

6 Vom Immobiliarsaclienrecht abgesehen, dessen Verschiedenheiten die Juden 
aber nicht berührten, weil sie aulkrhalb ihrer beiden Dörfer kein Grundeigentum 
besitzen durften. 
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nähme zu machen: die staatlichen Gerichte haben sich von der Grün- 
dung des Kantons an auch in jüdischen Angelegenheiten waisen- 
richterliche Kompetenzen beigelegt. Doch hat sich diese Zuständigkeit 
bis in die Zwanzigerjahre bloß bei Vaterschaftssachen praktisch ge- 
äußert. 1 Vormundschaftsangelegenheiten sind in dieser Zeit durchweg 
vom Rabbiner beurteilt worden, das Bezirksgericht hat den Juden 
gegenüber nicht einmal die obervormundschaftliche Aufsicht geübt, 
sondern alles dem Rabbiner überlassen. 2 

Von den Vaterschaftsprozessen abgesehen, behielt das Bezirks- 
gericht lediglich die Praxis des Landvogteiamts bei, 8 erklärte sich 
für zuständig in den Fällen, die auch jenes beurteilt hatte, und wies 
andere Sachen an den Rabbiner zurück. Die Regierung bestätigte 
die alte Übung für Ehesachen ausdrücklich, 4 das Appellationsgericht 
anerkannte sie mittelbar, indem es einen Juden zur Bürgschafts- 
leistung dafür anhielt, daß er seine Heimatgemeinde nicht verlassen 
werde vor Austrag des gegen ihn beim Rabbiner schwebenden Schei- 
dungsprozesses. 5 Die Geltung des jüdischen Erbrechts hat die Re- 
gierung im Jahre 1824 bestätigt. Ein Jude wollte die vom Rabbiner 
vorgenommene Erbteilung nicht anerkennen und klagte beim- Bezirks- 
gericht Zurzach auf Herausgabe des Anteils, der ihm nach dem Erb- 
recht der Grafschaft Baden zugekommen wäre. Der Beklagte ver- 
langte einen Entscheid der Regierung darüber, ob der Streit bisheriger 
Übung gemäß vom Rabbiner nach mosaischem Gesetze zu beurteilen 
sei oder ob er dem Entscheid des Civilrichters nach Grafschaftsrecht 
unterliege. Das Bezirksgericht berichtete, seines Wissens habe in 
Erbschaftssachen der Juden kein anderes als das mosaische Gesetz 
gegolten, und alle Erbfälle seien vor dem Rabbiner verhandelt worden. 
Hierauf entschied die Regierung, die Parteien seien an jenen zu 
weisen/' 

1 Kopial man ual des Appellationsgerichts 2 S. 31, v. 13. Juni 1804. 
S. 16t), vom 26. März 1805; 3 S. Ü3, vom 11. Juli 1806, und anderwärts. 

* Bemerkuntren des Staalsschreibers über die bezirksgerichtliehen Archive, 
aus dem Jahr 1822, in Akten JA vom 5. Mai 1825. 

8 Ks wird nirgends ausdrücklich gesagt, daß die Praxis in Vaterschafts- 
sachen eine Neuerung sei. Doch ist es sehr unwahrscheinlich, daß sie früher 
vor das Landvogteiamt gezogen wurden. 

4 und verteidigte sie gegenüber dem Einspruch des französischen Botschaf- 
ters; es handelte sich um die Klage eines Klsäßer Juden gegen eine Lengnauerin 
wegen Verlöbnisbruchs. Akten JA vom 28. Oktober 1813. 

* 0(J vom 30. April 1811, S. 322. 

ö Akten J Kr. 1, vom 22. Januar 1824. 
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2. Einschränkung der Autonomie. Die Staatsbehörde ging aber 
in dieser Zeit schon darauf aus, die Rechtsprechung des Rabbiners 
einzuschränken. Im ersten Entwurf eines Organisationsgesetzes für 
die Judengemeinden hatte diese Tendenz in einzelnen Bestimmungen 
Ausdruck gefunden, welche die Regierung aber fallen ließ, nachdem 
der Große Rat den Vorschlag verworfen hatte. Doch war bereits 
in der Praxis ein Anfang zu weitergehender Unterwerfung der Juden 
unter die staatliche Gerichtsbarkeit gemacht. Im Jahre 1822 hatte 
ein Jude an die Regierung die Bitte gerichtet, sie möchte den Ehe- 
mann seiner verstorbenen Tochter verhalten, daß er den Kindern für 
das Muttergut Sicherheit leiste. Der Kleine Rat überwies die Ange- 
legenheit dem Bezirksgericht, damit es als Oberwaisenbehörde seines 
Amtes walte. Das Bezirksgericht trat auf die Sache ein, wies aber 
die Klage ab, das Appellationsgericht hingegen erklärte sie für be- 
gründet. 1 Damit wurde die waisenrichterliche Thätigkeit der kanto- 
nalen Behörden auf ein Gebiet ausgedehnt, das der Staat bisher nicht 
berücksichtigt hatte. Wenig später folgte seine gänzliche Eroberung: 
das Organisationsgesetz von 1824 übertrug den israelitischen Vorsteher- 
schaften die Besorgung des Vormundschaftswesens in den Juden- 
gemeinden und stellte sie in gleicher Weise wie die christlichen 
Gemeinderäte unter die obervormundschaftliche Gewalt und Aufsicht 
des Bezirksgerichts. Die Entwickelung fand ihren Abschluß, als das 
Personenrecht von 1826 auch materiell Juden und Christen dem 
gleichen Vormundschaftsrechte unterwarf. 

Die Überweisung des eben erwähnten Falles an das Bezirks- 
gericht brachte noch eine andere Neuerung: es kam dabei zum ersten 
Mal die Anwendung jüdischen Rechtes durch die staatlichen Gerichte 
in Frage. Der Fall war im Grunde ein erbrechtlicher ; der Beklagte 
bestritt das Begehren um Versicherung des Muttergutes für die Kinder 
mit der Behauptung, die Kinder hätten die Mutter gar nicht beerbt, 
da er nach jüdischem Rechte der Alleinerbe seiner Ehefrau sei. Die 
Frage, wer Erbe sei, hätte nach bisheriger Übung vor den Rabbiner 
gehört. Das Bezirksgericht hätte sie wohl auch an ihn gewiesen ohne 
die direkte Aufforderung der Regierung, als Waisengericht seines 
Amtes zu walten. Es beurteilte nun die erbrechtliche Frage nach 



'RP vom 28. Oktober 1822, S. 491; OG vom 4. August 1823, S. 154. Dati 
der Fall der erste in seiner Art war. geht aus dem Berichte des Bezirksgerichts 
Zurzach hervor, der bei den in der vorigen iSote angerufenen Akten liegt. 



jüdischem Recht, fand, der Beklagte sei wirklich Alleinerbe und folg- 
lich kein versicherungsbedürftiges Vermögen vorhanden, und wies 
demgemäß die Klage ab. Das Appellationsgericht betrachtete die 
Sache aus einem andern Gesichtspunkt. Es fand, die mosaischen 
Übungen und Rechte könnten bei einer waisenrichterlichen Entschei- 
dung keine Anwendung finden, zumal da sie auf keinen staatlich 
anerkannten Vorschriften beruhten, sondern bloß durch schwankende 
Meinungen und angebliche Gebräuche und den einseitigen Ausspruch 
des Rabbiners beglaubigt würden. Der Fall wurde hierauf nach dem 
Rechte der Grafschaft beurteilt und die Klage für begründet erklärt. 1 
Der Beklagte verlangte die Revision des Urteils, indem er den Kodex 
Eben haeser, einen Teil des Schulchan Aruch, und eine Bescheinigung 
des Rabbiners über dessen gesetzliche Geltung vorlegte. Das Appel- 
lationsgericht wies das Begehren von der Hand, von formellen Gründen 
abgesehen deshalb, weil dieses mosaische Gesetzbuch von der ver- 
fassungsmäßigen gesetzgebenden Behörde des Kantons nicht anerkannt 
sei; dabei sprach es auch die Ansicht aus. daß dem Rabbiner keines- 
falls die Entscheidung „über Erbschaften oder andere das Sachen- 
recht der Juden beschlagende Dinge" zukommen könne. Die Geltung 
des jüdischen Erbrechts und die Gerichtsbarkeit des Rabbiners, welche 
das höchste Gericht des Kantons hier verwarf, hat die Regierung 
einige Tage nachher ausdrücklich bestätigt. 2 Die Ansicht der Re- 
gierung behielt die Oberhand, weil sie naturgemäß die Juden selber 
in ihrer überwiegenden Mehrheit für sich hatte: Fragen aus dem 
jüdischen Erbrecht sind äußerst selten und, wie es scheint, nur dann 
vor die staatlichen Gerichte gebracht worden, wenn sie ein anderes 
Rechtsgebiet berührten, das nicht von den mosaischen Satzungen 
beherrscht war. Das Obergericht entzog sich dabei später nicht 
mehr der Anwendung jüdischen Rechts. Im Jahr 1833 gelangte ein 
Streit zu seiner Beurteilung, bei dem die Beklagten, zwei Brüder 
Wyl von Lengnau, die Einrede der Unwahrheit gegen einen Schuld- 
schein erhoben, den ihre verstorbene Mutter zu Gunsten einer Tochter 
ausgestellt hatte; die Klägerin replizierte, die Schuldanerkennung sei 
bloß die mosaisch-rechtliche Form, um ihr den Genuß eines Erbteils 



1 OG. vom 4. August 1823, S. 153 f. Die Auffassung des Bezirksgerichts 
ist mitgeteilt in dem mehrerwähnten Bericht an die Begierung von 1824. 

2 OG vom 16. Januar 1824. S. 19 f. Der bereits erwähnte Regierungsent- 
scheid (vgl. oben S. 102 N. 6) wurde am 22. Januar desselben Jahres getroffen. 
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zuzuwenden. 1 Das Obergericht fand, die Gültigkeit der Urkunde sei 
nach den jüdischen Übungen und Gebräuchen zu würdigen, da die 
Judenschaft bei Erbteilungen und letztwilligen Verordnungen von jeher 
die mosaischen Gesetze und Formen zur Richtschnur genommen habe; 
diese seien durch keine positiven Gesetze aufgehoben, so daß die 
Gültigkeit solcher Akten noch immer nach ihnen beurteilt weiden 
müsse; aus dein Zeugnisse des Rabbiners und vielen Beispielen ergebe 
sich nun die Gültigkeit der Verfügung nach jüdischem Recht. 2 — 
Immerhin wurde auch später daran festgehalten, daß die mosaischen 
erbrechtlichen Grundsätze von dem nachgewiesen werden mußten, 
der sich auf sie berief; 8 eine Anwendung von Amtswegen war da- 
durch ausgeschlossen. — Um die Mitte des Jahrhunderts sind Erb- 
streitigkeiten unter Juden vom Obergericht entschieden worden, ohne 
daß auf das mosaische Recht Rücksicht genommen wurde : hier mögen 
die Parteien übereingekommen sein, daß das Grafschaftsrecht gelten 
solle, sofern dies nicht etwa vom Erblasser vorgeschrieben war. 4 

3. Beseitigung der Autonomie durch das bürgerliche Gesetzbuch. 

Die fortdauernde Geltung des jüdischen Privatrechts rechtfertigte sich, 
wenn man vom Eherecht absieht, weniger durch die Religionsver- 
schiedenheit als durch die Rechtszersplitterung im Kanton; sie hörte 
daher auf, als der Aargau sein bürgerliches Gesetzbuch erhielt. Das 
Personenrecht von 1826 nannte unter den durch die bürgerlichen 
Gesetze verpflichteten Personenklassen in § 6 auch die Juden und 
behielt nur anderweitige gesetzliche Verordnungen, 5 nicht aber die 
jüdischen Übungen und Gebräuche vor. Das Einführungsgesetz nahm 



1 Die Frage war also die, ob eine nach jüdischem Recht zu beurteilende 
letztwillige Verfügung oder aber ein Schuldschein vorlieg»', für den das Hecht der 
Grafschaft gelte. Deshalb wird die Sache vor die bürgerlichen Gerichte gekom- 
men sein. 

* ÜG vom 7. Februar 1733, S. 5t> f. In der Urkunde bekannte die Mutter 
Wyl, von ihrer Tochter ein Darleihen erhalten zu haben, das eine Stunde vor 
dem Tode der Schuldnerin verfallen sein sollte; die Söhne sollten bezahlen oder 
der Schwester einen ganzen Erbteil überlassen. 

8 OG vom 11. Januar 1838, S. 34 f. Es handelte sich um die Aufnahme 
eines Gütcrvcrzeichnisscs, wofür das Organisationsgesetz maßgebend war; die 
erhrechtliche Frage kam mir nebenbei zur Erörterung. 

4 OG vom 4. September 1851 , S. 842 (betreffend Erbteilung) und S. 818 
(über Kollationsptlicht); zwei Prozesse unter denselben Parteien. 

5 d.h. die privatrechtlichen Beschränkungen des Gesetzes von 1809. 
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in § 8 das Eherecht aus. 1 In den übrigen personenrechtlichen Be- 
ziehungen, insbesondere im Verhältnis zwischen Eltern und Kindern 
und im Vormundschaftsrecht, bestand fortan zwischen Juden und 
Christen kein Unterschied mehr. — Das revidierte Personenrecht 
von 1847 erwähnte die Juden gar nicht mehr; ihre prinzipielle Gleich- 
stellung mit den Christen im bürgerlichen Rechte erschien jetzt als 
selbstverständlich. Das Einführungsgesetz behielt nur noch die be- 
sonderen gesetzlichen Bestimmungen vor. Dadurch fiel das jüdische 
Eherecht und eheliche Güterrecht dahin. Mit der Einführung des 
letzten Teils des bürgerlichen Gesetzbuchs kam auch das jüdische 
Erbrecht außer Geltung. Vom 1. Februar 1856 weg hatte das mosaische 
Gesetz seine Bedeutung für das bürgerliche Recht im Aargau gänz- 
lich verloren. 2 

§ 20. Das Eherecht* 

I. Bis 1848. Prinzipielle Geltung des jüdischen Rechts. In Ehe- 
sachen galt in der Grafschaft Baden konfessionelles Recht und Ge- 
richt; der Landesfried von 1712 hatte dies für die paritätischen 
gemeinen Herrschaften anerkannt, und dabei blieb es im Aargau bis 
zur Einführung des Personenrechts von 1826. Es bestand kein Grund, 
für die Juden eine Ausnahme zu machen und sie dem einen oder 
andern christlichen Eherechte zu unterwerfen. Nicht nur das jüdische 
Recht blieb hier im vollen Umfang in Geltung, sondern es wurde 
von den Behörden auch stets anerkannt, daß in Ehesachen von 
Israeliten der Rabbiner der zuständige Richter sei. 4 

Dennoch war von allen innern Verhältnissen der Judenschaft 
die Ehe dasjenige, dem der Staat zuerst seine Aufmerksamkeit zu- 



1 sowie die Bestimmungen Ober das Kantonsbürgerrecht; doch gehört dies 
nicht hieher, weil es das Privatrecht nicht berührt. — Das eheliche Güterrecht 
war, im Gegensatz zum heute geltenden ABGB, nicht im Personenrecht geregelt, 
sondern in den Sachenrechtsentwurf verwiesen, der nie Gesetzeskraft erlangte. 

8 Vgl. oben S. 98 f. 

8 Uber das aargauische Kherecht im Allgemeinen ist zu verweisen auf die 
bereits erwähnte Arbeit von W. Gautschi, Eheschließung und Ehescheidung iu) 
Kanton Aargau. Uber jüdisches Eherecht vgl. E. Frankel, Das jüdische Ehe- 
recht, München 1891. 

4 Vgl. oben S. 102. Eine indirekte Anerkennung liegt auch in dem ober- 
gerichtlichen Urteil von 1824, das dem Rabbiner die Gerichtsbarkeit in Erbschafts- 
angelegenheiten absprach, denn es that dies bloß für „das Sachenrecht beschlagende 
Dinge"; vgl. S. 104 zu N. 2. 
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wandte. Die bezüglichen Bestimmungen der letzten Schirmbriefe 1 
wurden zwar als durch die Helvetik beseitigt angesehen, und die 
ersten Entwürfe des Kleinen Rates für ein Judengesetz enthielten 
keinen Ersatz dafür. Das Fehlen einer Heiratsbeschränkung war 
einer der Gründe, die zur Verwerfung dieser Gesetzesvorlagen führten ; 
man schrieb der Verehelichungsfreiheit die Hauptschuld an der starken 
Vermehrung der Judenschaft zu 2 und fürchtete als Wirkung deren 
zunehmende Verarmung. Der Gesetzes Vorschlag von 1809 stellte daher 
das Erfordernis einer Regierungsbewilligung für jüdische Ehen auf, 
und diese Bestimmung fand mit dem ganzen Entwürfe endlich den 
Beifall des Großen Rates. i 

■ 

a. Das Erfordernis einer Begierungsbewilligung. Von 1809 
an durfte sich daher kein aargauischer Israelit verheiraten ohne die 
Erlaubnis der Regierung; um diese zu erlangen, hatte er ein gut- : 
ächtliches Zeugnis der jüdischen Gemeindevorsteher beizubringen : 
(§ 6 des Gesetzes). Man wollte namentlich allzufrühe Heiraten, be- 
sonders unter der dürftigen Klasse, verhindern. 3 Deshalb begnügte 
der Kleine Rat sich nicht mit der bloßen Zustimmung der Vorsteher- I 
schaft, sondern verlangte ein Zeugnis über das Alter der Brautleute, 
ihr Vermögen, den Beruf des Mannes sowie darüber, ob er seine 
Frau und künftige Familie auf ehrenhafte Weise und ohne Unter- 
stützung werde erhalten können. 4 

Das Gesetz sprach nur von den Juden von Endingen und Lang- 
nau; fremde Hebräer bedurften der Verehelichungsbewilligung schon I 
nach dem Freindengesetz vom 23. Mai 1804. Kantonsangehörige 
Jüdinnen, die sich mit einem Ausländer verheiraten wollten, mußten 
ebenfalls schon nach allgemeinem Recht um Erlaubnis nachsuchen; 
doch kam hier bloß in Betracht, ob der Jüdin die ausländische Staats- 
angehörigkeit zugesichert war, weil der Kanton in solchen Fällen 
kein weitergehendes Interesse hatte. — Da durch den Aufenthalt 
im Ausland oder in einem andern Kanton das Verhältnis eines aar- 



1 Vgl. oben S. 33 und S. 99 zu N. 6. 

* Viel, die Berichte der großrät liehen Kommission in den Akten des Großen 
Rates von 1805 und 1808; Abschriften in Akten JA vom Mai 1805 und vom 
30. Oktober 1809. 

* Bericht der Regiernntfskommission vom 21. April 1809. in Akten JA vom 
3U. Oktober 1809, und der tfroßral liehen Kommission in den Akten des Großen 
Rates vom 5. Mai 1809. 

4 Akten JA vom IT. Juli 1809. 
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gauischen Juden zu seiner Korporation und zum Staate nicht berührt 
wurde, 1 mußten auch auswärts Niedergelassene die Erlaubnis der 
Regierung zur Verehelichung einholen. 

Heirat ohne Bewilligung bewirkte nach dem Gesetze den Verlust 
des Aufenthaltsrechts. Innerhalb des Kantons sind Übertretungen 
jedenfalls nicht vorgekommen, da Rabbiner und Vorsteher sich hüteten, 
die Verantwortlichkeit dafür auf sich zu laden. Es finden sich in 
den Akten überhaupt nur zwei Fälle, in denen die gesetzliche Straf- 
sanktion in Frage kam. Wenige Wochen nach dem Inkrafttreten 
des Judengesetzes wurde ein Jude von Endingen aus dem Kanton 
fortgewiesen, weil er sich ohne Erlaubnis von einem Rabbiner im 
Breisgau hatte trauen lassen. Er konnte aber nachweisen, daß das 
Gesetz in Endingen noch nicht bekannt gemacht worden war und er 
von der Vorschrift des § 6 nichts gewußt hatte. Daher genehmigte 
die Regierung nachträglich seine Ehe und gestattete ihm den ferneren 
Aufenthalt." Der zweite Fall trat erst kurz vor der Aufhebung des 
Judengesetzes ein. Im Jahre 1854 behauptete der in Frankreich 
naturalisierte Dr. Brandeis von Lengnau, er habe sich seiner Zeit 
ohne Bewilligung der Regierung verheiratet und dadurch die Eigen- 
schaft eines aargauischen Schutzjuden verwirkt; damit sei er auch 
seiner Pflichten gegenüber der Korporation ledig geworden und be- 
dürfe nicht mehr der Entlassung aus ihrem Verband. Die Regierung 
trat auf diese Behauptung gar nicht ein, sondern gewährte bloß für 
die Zukunft die Entlassung und zwar erst, nachdem Brandeis sich 
mit der Judenschaft von Lengnau wegen der rückständigen Steuern 
abgefunden hatte. 3 Sie ließ also die Wirkung nicht ipso iure ein- 
treten, sondern behielt sich die Entscheidung nach Gutfinden vor. 

Thatsächlich ist daher die Bürgerrechtsverwirkung wegen uner- 
laubter Eheschließung nie praktisch geworden. Der Bundesverfassung 

1 Vgl. oben S. 56. 

»Akten JA vom 21. Juli 1809. 

8 Akten JA vom 25. August 1854. Der Fall ist in anderer Beziehung schon 
oben, S. 57 f., erörtert worden. — Die Ehe des Dr. Brandeis war im Jahr 1848 
vom Obergericht als ungültig erklärt worden, weil die Verkündung in der Heimat- 
gemeinde nicht erfolgt war. Doch kann dies den Entscheid der Regierung un- 
möglich bestimmt haben. — Schon früher hatte bei der Behandlung des Falles 
der Vorsteher des Departements des Innern die Ansicht geäußert, die später von 
Brandeis selber aufgestellt wurde; aber auch damals war die Regierung nicht 
darauf eingetreten. (Bericht vom 31. Juli, Rcgicrungsbeschluß vom 7. August 
1851, in den erwähnten Akten). 
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von 1848 zufolge konnte sie auch von Rechts wegen nicht mehr 
eintreten, sofern die aargauischen Israeliten Schweizerbürger waren, 
was von den kantonalen Behörden von Anfang an als evident an- 
genommen und von den eidgenössischen in der Folge bestätigt 
worden ist. 1 

b. Die Geltung des jüdischen Rechts und ihre allmähliche 
Einschränkung. Eine ohne Erlaubnis geschlossene Ehe wurde, wie 
schon aus dem Gesagten hervorgeht, nicht als ungültig betrachtet; 
das Fehlen der Bewilligung war bloß ein aufschiebendes Hindernis. 
Im übrigen galt für Voraussetzungen und Form der Eheschließung 
das jüdische Recht und ebenso für ihre persönlichen und vermögens- 
rechtlichen Wirkungen sowie die Ehescheidung und das dabei einzu- 
schlagende Verfahren vor dem Rabbiner. Bei den Verhandlungen 
über das Personenrecht von 1826 bestand nie ein Zweifel, daß die 
Israeliten den eherechtlichen Bestimmungen nicht zu unterwerfen 
seien, da die kirchliche Eheschließungsform beibehalten wurde und 
auch das materielle Eherecht in manchen Dingen nach Konfessionen 
unterschied. 2 § 8 des Einführungsgesetzes erklärte daher, die Juden 
blieben „in Rücksicht auf ihr Religions Verhältnis" von den Vorschriften 
des zweiten Hauptstücks: „Von der Ehe" ausgenommen. 

Praktisch ließ sich aber dieser Grundsatz nicht vollständig durch- 
fuhren. Neben den Formen und Bestimmungen konfessionellen Cha- 
rakters oder rein privatrechtlicher Natur gab es solche, an deren 
Befolgung der Staat ein unmittelbares Interesse hatte, gleichviel ob 
es sich um christliche oder jüdische Angehörige handelte. Hier griff 
die Regierung mit ihrer gesetzlichen Spezialaufsicht ein und dehnte 
die für Christen geltenden Grundsätze auch auf die Juden aus. Das 
war teilweise schon vor dem Erlaß des Personenrechts geschehen. 8 

1 Vgl. unten, im Kapitel über die Emanzipation. 33 ff. — Bei der Ent- 
scheidung über den Fall Brandeis kam der buudesrechtliche Standpunkt nicht in 
Frage, weil die Heirat vor 1848 stattgefunden hatte; wenn man also die Ver- 
wirkung ipso iure als eingetreten annahm, stand die Verfassung ihr nicht ent- 
gegen. — Ein Konkordat vom 11. Heumonat 1819, dem Aargau beigetreten war, 
bestimmte, daß keinem Schweizer sein Land- und Heimatrecht wegen unregel- 
mäßiger Verehelichung im Ausland solle entzogen werden. Wenn man die Juden 
als Schweizer anerkannte, so hätte die Vorschrift von 1809 schon lange vor 1848 
wegen dieses Konkordates nicht angewendet werden dürfen. 

»Vgl. Gautschi a. a. 0. S. 13. 

1 Das Organisationsgesctz für die Judengemeinden von 1824 führte eine 
Heiratssteuer und ein Weibereinzuggeld zu Gunsten der jüdischen Schulgüter 
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Ks bedeutete zwar an sich noch keinen Eingriff in das jüdische Ehe- 
recht, wenn durch einen Beschluß des Kleinen Rats vom 25. Januar 
1822 den Rabbinern die Führung von Eheregistern 1 zur Pflicht ge- 
macht und am gleichen Tage die Gegenwart zweier Zeugen bei 
Trauungen vorgeschrieben wurde. Denn damit waren nicht neue 
Erfordernisse für die Gültigkeit der Ehe, sondern lediglich Ordnungs- 
vorschriften für die Rabbiner aufgestellt. 51 Aber indirekt war darin 
ausgesprochen, daß eine jüdische Ehe vor dem Rabbiner geschlossen 
werden müsse, gleichwie eine christliche vor dem Pfarrer; bisher war 
die Trauung durch den Rabbiner in der Judenschaft zwar die über- 
wiegende Regel, aber keineswegs notwendig gewesen. 8 Die Regierung 
wandte in der Folge durchweg die für die christlichen Geistlichen 
geltenden Vorschriften über Eheschließungen auch auf die Rabbiner 
an, soweit sie nicht rein konfessioneller Natur waren; so konnte nur 
ein angestellter Rabbiner nach ihrer Ansicht im Kanton eine gültige 
Trauung vornehmen, und wenn ein Korporationsgenosse seine Ehe 
in der andern Judengemeinde einsegnen lassen wollte, mußte er die 
schriftliche Bewilligung seines eigenen Rabbiners dazu einholen. 4 

In späterer Zeit sind auch die Vorschriften des Personenrechts 
über die Verkündung der Ehen auf die Juden angewendet worden, 
ohne daß sich aus den Quellen ergibt, aus welchen Gründen und von 



ein; das Nähere wird in anderem Zusammenhang darzustellen sein. Privatrecht- 
lich kommt die.s insofern in Betracht, als dadurch ein neues aufschiebendes 
Khehindernis begründet war. 

1 nehst Geburts- und Sterberegistern. 

1 Die Eintragung ins Eheregister wurde bloß wegen der Sicherheit des Per- 
sonenstands gefordert ; die Führung war vielfach mangelhaft, ohne daß deswegen 
je eine Ehe angefochten worden wäre. Die Zeugen waren ausdrücklich „zu 
mehrerer Vervollständigung und Sichcrstellung" der Register, und zwar ebenso 
gut der Gehurts- wie der Ehcregister, vorgeschrieben. Übrigens wurden schon 
nach jüdischer Übung zwei Zeugen für den Beweis der Eheschließung zugezogen. 
Vgl. Fränkel a. a. 0. S. 18. 

8 Vgl. Frankel a. a. 0. S. 18. — Daß die aargauischen Juden die Trau- 
ung durch den Rabbiner nicht für unumgänglich nötig hielten, geht aus zahl- 
reichen Aktcnstellen hervor, z. B. Akten JA vom 13. August 1812 (Trauung durch 
einen Vorsteher im Jahre 1801). 

* Akten JA vom 13. Januar und 5. Juni 1837. Im zweiten Falle stand im 
Beschlußentwurf: „nach Analogie der Bestimmung des g 90 des bürgerlichen 
Gesetzbuches;" das Wort Analogie wurde aber gestrichen. Die Regierung hielt 
also wohl das Eherecht von 1826 für direkt anwendbar, soweit nicht konfessionelle 
Grundsätze in Frage standen. Mit dem Wortlaut des § 8 des Einführungsgesetzes 
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weichem Zeitpunkt an dies geschah. Die erste Spur davon findet 
sich im Jahr 1842; damals wollte die Vorsteherschaft von Endingen 
einem ihrer Korporationsangehörigen die Verehelichung nicht gestatten, 
d. h. das erforderliche Zeugnis nicht ausstellen , der Kleine Rat be- 
willigte ihm aber die Verkündung und verwies die Gemeinde auf den 
gesetzlichen Weg, um ihren Einspruch geltend zu machen. Diese 
Weisung mag den Anstoß gegeben haben, daß fortan die Judenehen 
gleich wie die christlichen verkündet wurden. Im Jahre 1847 erhielt 
ein Jude von der Regierung Dispens vom zweiten und dritten Auf- 
gebot; die Vorsteher sprachen dabei selber von der gesetzlichen Ver- 
kündung. 1 Auch das Obergericht teilte diese Auffassung; es hat im 
Januar 1848 die in Frankreich geschlossene Ehe des Dr. Brandeis 
auf Begehren der israelitischen Gemeinde Lengnau wegen Unter- 
lassung des Aufgebots in der Heimat als ungültig erklärt, da Brandeis 
als Kantonsangehöriger den Vorschriften des aargauischen bürger- 
lichen Gesetzes unterworfen sei; wie diese Begründung mit dem § 8 
des Einführungsgesetzes in Einklang gebracht wurde, geht aus dem 
Obergerichtsprotokoll nicht hervor. 2 

2. Seit I. Januar 1848: Geltung des bürgerlichen Gesetzbuches, 
a. § 5 des Einführungsgesetaes. Bei der Beratung über die Re- 
vision des Personenrechts wurde in der Civilgesetzgebungskommission 
der Antrag gestellt und angenommen, daß auch die Juden dem bürger- 
lichen Eherecht unterstehen sollten. 8 Die Großratskommission dagegen 
wollte die Bestimmung von 1826 wieder ins Einführungsgesetz auf- 
nehmen, weil die Ansichten über Wesen und Zweck der Ehe überall 
auf religiösen Überlieferungen beruhten und die Juden selber keinen 
Wunsch nach einer derartigen Gleichstellung geäußert hätten; die 



war dies kaum zu vereinen; er nahm die Juden von allen Bestimmungen des 
Abschnitt» Ober die Ehe aus und fügte nur als Begründung bei, daß dies mit 
Rücksicht auf ihr Religionsverhältnis geschehe. Gegen die analoge Auwendung 
der gesetzlichen Vorschriften war allerdings in solchen Fällen nichts einzuwenden, 
<la der Staat ein Interesse daran hatte, daß auch die jüdischen Ehen von einem 
verantwortlichen Beamten geschlossen wurden. 

1 KP vom 4. Januar 1842, S. 8; Akten J Nr. 3, vom 9. April 1847. 

1 OG vom 20. Januar 1848, S. 28. Vgl. oben S. 108 N\ 3. 

1 Protokoll der Gcsetzgcbungskominission S. 183, Sitzung vom 18. März 1846, 
in den Akten zum ABGB. Die Regierung hatte die Entscheidung der Frage im 
Jahre 1840 ins Ermessen des damaligen Gesetzesredaktors gestellt, RP vom 16. März 
1840. S. 103, und nahm jetzt den Kommissionsantrag ohne weiteres an. 
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Kommission hob auch hervor, daß bei bloßem Fallenlassen der bis- 
herigen Ausnahmebestimmung ein Zweifel entstünde, was da zu 
gelten habe, wo das Gesetz noch immer für Reformierte und Katho- 
liken Abweichendes verordnete. 1 Im Großen Rate selber wiesen aber 
Obergerichtspräsident Tanner und Fürsprech Jäger darauf hin, daß 
die jüdische Ehe durchaus keinen wesentlich religiösen Charakter 
habe und keine Religionsvorschriften ihrer Unterstellung unter das 
bürgerliche Recht entgegenständen, worauf der Große Rat den Antrag 
seiner Kommission auf Wiederherstellung der Ausnahme verwarf.* 
Der § 5 des Einführungsgesetzes lautete danach kurzweg: „Die Juden 
werden durch das bürgerliche Gesetz insofern verpflichtet, als für 
sie gesetzlich nichts anderes bestimmt ist." 

Am 1. Januar 1848 trat das neue Personenrecht in Kraft; von 
da an unterstanden also die Juden im gesamten Eherecht dem bürger- 
lichen Gesetze und Gerichte ; 8 die Stelle des Pfarrers versah bei ihnen 
natürlich nach wie vor der Rabbiner. Die von der Großratskommission 
befürchteten Schwierigkeiten scheinen nicht eingetreten zu sein; es 
lag in der Natur der Sache, daß die Juden da, wo für die christ- 
lichen Konfessionen verschiedene Bestimmungen galten, gleich be- 
handelt wurden wie die Reformierten; denn die Verschiedenheiten 
rührten daher, daß einzelne Grundsätze des kirchlichen Eherechts 
für die Katholiken gesetzlich anerkannt geblieben waren. 4 

b. Yerkündung der Judenehen in christlichen Gemeinden. Eine 
. Schwierigkeit bot einzig die Frage der Verkündung, nicht in den 
Judengemeinden, wo der Rabbiner sie in der Synagoge vorzunehmen 
hatte, wohl aber dann, wenn ein Jude sich verheiraten wollte, der 
in einer andern Gemeinde niedergelassen war: denn die Verkündung 
mußte nicht nur in der Heimat, sondern auch am Wohnorte geschehen- 
Die Regierung erklärte die Pfarrer für verpflichtet, in solchen Fällen 
auch Judenehen von der Kanzel zu verkünden, was wiederholt zu 



1 Das war namentlich der Fall für die Form des Verlöbnisses und für die 
Wirkung der Trennung der Ehe. 

»Verhandlungen des Großen Rates von 1847, S. 214 ff. 

8 auch im ehelichen Güterrecht, das jetzt ebenfalls im Personenrechte ge- 
regelt war. 

4 Schon in der Großratssitzung hatte Fürsprech Jäger ausgeführt, bei den 
Katholiken sei die Ehe ein Sakrament, hei Reformierten und Juden nicht; die 
Juden würden sich also mehr den Bestimmungen annähern, welche für die Refor- 
mierten gölten. Verhandlungen des Großen Rates a.a.O. S. 219. 
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Konflikten mit katholischen Geistlichen und dem bischöflichen Ordi- 
nariate geführt hat. 1 — In paritätischen Gemeinden war die Ver- 
kündung von demjenigen Geistlichen vorzunehmen, bei dem die israe- 
litischen Verlobten ihre Ehe anmeldeten; so entschied die Regierung 
im Jahre 1864 entgegen der Ansicht des reformierten Kirchenrats, 
der den Pfarrer der am Orte überwiegenden Konfession für ver- 
pflichtet hielt. 2 

c. Die Begierungsbewilligung. Das Erfordernis einer Regierungs- 
bewilligung zur Eheschließung wurde davon nicht berührt, daß das bür- 
gerliche Eherecht jetzt auch für die Juden galt. In der Großratssitzung 
hatte zwar Staatsschreiber Ringier beantragt, den § 6 des Juden- 
gesetzes für aufgehoben zu erklären; die Erlaubnis sei zu einer bloßen 
Formsache geworden, und er vermöge sich nicht an einen einzigen 
Fall zu erinnern, wo ein Gesuch wegen ungenügender Ausweisschriften 
abgewiesen worden sei. Der Antrag blieb aber in Minderheit. 1 — 
Bei der Aufhebung der Verkehrsbeschränkungen im Einführungsgesetz 
zum Erbrecht wollte die Regierung ursprünglich den § 6 stehen lassen, 
schließlich aber beantragte sie, ihn als überflüssig ebenfalls zu 
streichen; § 74 ABGB, der für die Verehelichung von Kantons- 
angehörigen ohne Ortsbürgerrecht eine Regierungsbewilligung vor- 
schrieb, müsse auch auf die Juden Anwendung finden, so lange ihnen 
nicht die Eigenschaft voller Ortsbürger zuerkannt sei 4 Daraufhin 
sind in der That, wie wir schon gesehen haben, die §§ 2 bis 14 des 
Judengesetzes ohne Ausnahme aufgehoben worden; aber der Wegfall 
des § 6 änderte nichts wesentliches an der Stellung der Israeliten. 
Xur fiel die Strafsanktion dahin, die nie gehandhabt worden war und 
der Bundesverfassung von 1848 zufolge gar nicht mehr angewendet 
werden durfte; auf der andern Seite wäre eine ohne Erlaubnis ge- 
schlossene Ehe fortan, nach der Bestimmung des ABGB, wegen dieses 
Mangels ungültig gewesen. Endlich mußte die Regierungsbewilligung 

1 Emanzipationsakten Faszikel 4 am Ende; Akten JA vom 8. April 1864, 8. De- 
zember 1865, 23. September 1867. Auch die Rechenschaftsberichte des Regierungs- 
rates vod 1862 bis 1865 und 1867 sind zu vergleichen. 

* Der reformierte Pfarrer von Baden hatte zwei Judenehen verkündet, was 
ihm der Kirchenrat für die Zukunft untersagte, weil dies in Baden Sache des 
katholischen Geistlichen sei; Akten JA vom 8. April 1864. — Im gleichen Sinne 
wie sie hier entschieden hatte, beantwortete die Regierung im folgenden Jahr 
eine Anfrage des Bezirksamts Rheinfelden, RP vom 30. Januar 1865, Zif. 260. 

'Verhandlungen des Großen Rates a. a. 0. S. 223 ff . 

« Akten zum ABGB, 4. Teil. 

Haller, Dissertation. 8 
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jetzt schon für die Verkündung eingeholt werden, während diese so- 
wie ein allfälliges Einspruchsverfahren bisher nach regierungsrätlichem 
Entscheide der Bewilligung vorangegangen war. 1 

Die Regierungserlaubnis, schon längst eine bloße Formsache, 
hatte jetzt vollends jeden Zweck verloren. Früher ersetzte sie das 
Einspruchsrecht, das den christlichen Gemeinden gegen die Ehe- 
schließung unbemittelter Ortsbürger zustand. 2 Als die Verkündungs- 
Vorschriften auch auf die Israeliten Anwendung fanden, wurde folge- 
richtig den Judenkorporationen das Einspruchsrecht ebenfalls gewährt* 
Immerhin konnte das Erfordernis der Bewilligung dazu dienen, die 
besondere Aufsicht über Juden und Judengemeinden zur Geltung zu 
bringen, die das Gesetz von 1809 der Regierung übertrug. In der 
That hat diese ausgesprochen, daß sie aus polizeilichen Gründen die 
Erlaubnis versagen könne, auch wenn die Gemeinde keinen Einspruch 
erhoben habe oder mit einem solchen gerichtlich abgewiesen worden 
sei; das vorgeschriebene Zeugnis der Vorsteherschaft erschien jetzt 
als eine Bescheinigung, daß jene Voraussetzung für die Erlaubnis 
gegeben sei. 4 Das Einführungsgesetz zum Erbrecht hob aber die 
besondere Regierungsaufsicht auf; zugleich kehrte die Reihenfolge von 
Verkündung und Bewilligung sich um. § 74 ABGB hatte den doppelten 
Zweck, für Ehen von Kantonsangehörigen ohne Ortsbürgerrecht den 
Einspruch der Gemeinde zu ersetzen und der Regierung die Möglich- 
keit einzuräumen, diese Leute zur Einbürgerung in eine Gemeinde 
anzuhalten. 5 Beides fiel bei den Juden außer Betracht ; die Bewilligung 
hatte keinen Zweck mehr. 6 Im Jahr 1860 wollte sie daher der 



1 Akten JA vom 20. September 1855. 
» Gautschi a. a. 0. S. 49. 

8 So schon im Regierungsbeschluß vom 4. Januar 1842, vgl. S. 111 zu N. 1. 
Seit der Geltung des revidierten Personenrechts konnte an der Gleichstellung der 
jüdischen und christlichen Gemeinden in dieser Hinsicht kein Zweifel mehr be- 
stehen. 

4 Vgl. die oben N. 1 zitierten Akten. 
6 Gautschi a. a. 0. S. 51. 

R Vom Standpunkt logischer Gesetzesauslegung erscheint es ganz richtig, 
wenn der Justizdirektor nach dem Inkrafttreten des letzten Teils des ABGB in 
einer Eintrage an die Regierung erklärte, der § 74 passe nicht auf die Juden, 
weil sie in vollständig organisierte Gemeinden eingeteilt seien; die Regierung 
berief sich aber auf ihre Erklärung au den Großen Rat, daß der § 6 des Juden- 
gesetzes durch den § 74 ABGB ersetzt werde, und hielt an dem Erfordernis fest. 
Akten JA vom 22. Februar 185<>. 
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Justizdirektor, Welti, für nicht mehr notwendig erklären ; erfand, sie 
stehe im Widerspruch mit der Bundesverfassung und sei zudem seines 
Wissens noch nie abgeschlagen worden, so daß sie ausschließlich eine 
Finanzmaßregel, eine Art Judenkopfsteuer bedeute. 1 Die Regierung 
trat auf diese Anregung nur deswegen nicht ein, weil die Sache mit 
der Neuregelung der Judenverhältnisse zusammenhing, die damals 
vorbereitet wurde. 2 Das Gesetz vom 15. Mai 1862 erhob die Juden- 
korporationen zu Ortsbürgerschaften, womit die Anwendbarkeit des 
§ 74 ABGB von selber aufhörte. Im folgenden Jahre wurde zwar 
durch das Gesetz vom 27. Brachmonat 1863 der frühere Zustand 
prinzipiell wieder hergestellt, jedoch die Heiratsbewilligung ausdrück- 
lich als dahingefallen erklärt. 3 

3. Ehen zwischen Christen und Juden. Noch eine letzte Frage 
bleibt zu besprechen: gab es ein Ehehindernis der Konfession zwischen 
Christen und Juden? Die Mandate sagten darüber nichts; der Ge- 
danke an eine solche Ehe konnte gar nicht autkommen in einer 
Zeit, wo Heiraten von Christen verschiedener Konfession kaum ge- 
duldet wurden. Von den Gesetzgebungen, die nach der Gründung 
des Kantons im Aargau galten, sprach einzig das österreichische 
Recht, das bis zur Einführung des aargauischen bürgerlichen Gesetz- 
buchs im Frickthal in Kraft stand, ein Verbot der Ehe zwischen 
Christen und NichtChristen aus. 4 Der Redaktor des Personenrechts 
von 1826, Dr. Feer, fand eine solche Bestimmung überflüssig. In 
Österreich, führte er aus, möge ein derartiges Verbot bei dem täg- 
lichen Verkehr der christlichen Bevölkerung mit Mohammedanern, 
Juden und Heiden notwendig sein. Im Aargau seien diese Gründe 
nicht vorhanden; die eigenen Religionsbegriffe der Juden stünden 
einer ehelichen Verbindung mit Christen entgegen; zudem habe die 
Verachtung gegen die Hebräer zwischen ihnen und den übrigen Bür- 
gern eine solche Kluft gelassen, und ihr Zustand habe so wenig 
Reizendes, daß niemals ein Christ den herrschenden Begriffen zum 



1 Für die Ausfertigung einer Bewilligung war an die Staatskanzlei eine Ge- 
bühr zu entrichten. 

* Enianzipationsakten Faszikel 2. 

8 Das Gesetz sprach von der „nach § 6 des Gesetzes vom 5. Mai 1809 er- 
forderlich gewesenen besonderen Heiratsbewilligung", übersah also, daß jener 
Paragraph seit mehreren Jahren schon aufgehoben war. 

♦Gautschi a. a. 0. S. 5 ff., S. 59. 
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Trotz eine Jüdin freien und ebensowenig eine Christin einen Juden 
heiraten würde. In diesem zweiten Falle hätte übrigens die Regie- 
rung es in der Hand, die Erlaubnis zu verweigern. 1 Wolle man aber 
ein Verbot aufstellen, so geschehe das besser in einem besonderen 
Gesetz über die Juden. 8 

Wenn nun auch ein Ehehindernis im Gesetze nicht aufgestellt 
war, so konnte doch — was Feer nicht beachtete — eine gültige Ehe 
zwischen Juden und Christen im Kantonsgebiet nicht abgeschlossen 
werden, weil es an einer gesetzlichen Form dafür fehlte. Die Trau- 
ung von Christen hatte durch den Pfarrer, die Trauung von Juden 
durch den Rabbiner zu geschehen. Für gemischte Ehen schrieb das 
Personenrecht Trauung durch den Pfarrer des Bräutigams vor; wenn 
dieser Geistliche die Vornahme verweigerte, konnte sie durch den 
Pfarrer der Braut geschehen. Nirgends aber fand sich eine Bestim- 
mung, die einen christlichen Geistlichen ermächtigte, die Ehe eines 
Juden einzusegnen ; vielmehr wurden unter den Ausweisen, welche die 
Brautleute vorzulegen hatten, die Taufscheine erwähnt. Noch weniger 
konnte dem Rabbiner das Recht zustehen, einen Christen oder eine 
Christin zu trauen. Im Aargau war eine solche Ehe daher unmög- 
lich. Doch stand aargauischerseits nichts entgegen, daß ein außerhalb 
des Kantons niedergelassener israelitischer Korporationsgenosse mit 
einer Christin sich verheiratete, sofern die Gesetzgebung seines Wohn- 
orts dies zuließ. Der Fall trat im Jahre 1855 ein: ein Jude von 
Endingen, der in Lausanne wohnte, wollte eine christliche Waadt- 
länderin heiraten; die Vorsteherschaft verweigerte die Annahme des 
Einzugsgelds, weil angeblich der Bräutigam nicht imstande war, 
eine Familie zu ernähren. Die Regierung verwies sie auf den gesetz- 
lichen Einspruch, 8 auf welchem Wege die Konfessions Verschiedenheit 
zweifellos nicht geltend gemacht werden konnte, weil das Gesetz die 
Einspruchsgründe erschöpfend aufzählte. Ob die Ehe schließlich be- 
willigt wurde oder ob die Gemeinde mit ihrem Einspruch wegen 
mangelnder Zuverlässigkeit der Brautleute durchdrang, ist aus den 



1 Es ist nicht einzusehen, warum dies nur im zweiten Falle gelten sollte. 
Das Gesetz von 1809 sprach nicht nur im § 6 sondern überall nur von Juden, 
ohne deshalb die Jüdinnen ausnehmen zu wolleu. 

• Akten zum ABGB, Beiakten zum 1. Teil, 1822-1826, Nr. 10 S. 30 f. Ein 
Teü der Ausführungen Feers ist wörtlich abgedruckt bei G autsch i a. a. 0. S. 59. 

• Akten JA vom 20. September 1855. 
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Akten nicht zu ersehen; 1 uns interessiert hier bloß die Thatsache, 
daß weder die Regierung noch die israelitische Vorsteherschaft selber 
eine solche Ehe an sich für unzulässig hielt. 

Der thatsächlichen Unmöglichkeit einer Eheschließung zwischen 
Juden und Christen im Kantonsgebiet machte erst das Bundesgesetz 
über Zivilstand und Ehe ein Ende, da ein kantonaler Gesetzesentwurf, 
der die Ziviltrauung einführen wollte, mit Rücksicht auf die be- 
vorstehende eidgenössische Regelung der Sache bei Seite gelegt 
worden war. 



II. Kapitel. Die Judengemeinden. 

I. Organisation. 

A. Vor dem Gesetze von 1824. 
§21. 

I. Die Judenschaft als Ganzes. Die Judenschaft als Ganzes be- 
saß, wie wir gesehen haben, 2 keine Organisation und kam rechtlich 
nur insofern in Betracht, als die Obrigkeit von ihr Abgaben erhob 
und es ihr überließ, diese auf die Einzelnen zu verlegen. Dagegen 
hatten sich die israelitischen Einwohnerschaften der beiden Gemeinden 
zu selbständigen Kultusverbänden ausgebildet, die eigene Organe und 
Vermögensfähigkeit besaßen. So blieb es auch nach der Gründung 
des Kantons. Die Regierung behandelte die Judenschaft als Einheit, 
soweit es sich um ihre Pflichten dem Staate gegenüber handelte; 
das alte Schirmgeld war zwar weggefallen, aber wie früher mit diesem, 
so wurde es seit der Milizorganisation von 1808 mit dem Militärgeld 
der Juden gehalten: 3 der Betrag wurde für ihre Gesamtheit festge- 
setzt, wie sie ihn aufbringen wollten, das blieb ihnen überlassen. 
Auch zur Rekrutenstellung für die französischen Regimenter wurde 

1 Die Bewilligungen wurden in jener Zeit nicht mehr von der Regierung, 
sondern von der Justizdirektion erteilt; nur als Rekurs war der erwähnte Fall 
zur Beurteilung der Regierung gekommen. 

3 Ohen S. 88. 

8 Ohen S. 53. 
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die gesamte Judenschaft herangezogen und dabei bemerkt, daß sie 
als eine besondere Korporation anzusehen sei. 1 Aber eine Organi- 
sation und eigene Rechtsfähigkeit besaß sie. nicht und erhielt sie 
nie; nach wie vor kamen diese Eigenschaften bloß den beiden Ge- 
meinden zu. 

2. Die Judengemeinden vor dem staatlichen Eingreifen. Wir 

haben gesehen, daß die Judengemeinden zu Kultuszwecken gegründet 
waren und ursprünglich nur für den Gottesdienst ständige Organe 
besaßen, daß aber in späterer Zeit den Vorstehern auch weltliche 
Verrichtungen übertragen worden sind. 2 Seit der Gründung des Kan- 
tons treten die Vorgesetzten als ständige Vertreter ihrer Gemeinden 
sowohl deren eigenen Angehörigen gegenüber als nach außen auf. 
Sie entscheiden über die Pflicht zur Armenunterstützung 8 und wahren 
die Gemeindeinteressen bei der Verwaltung privater Stiftungen zu 
religiösen Zwecken; 4 sie bestimmen vor 1809, ob eine Eheschließung 
stattfinden dürfe oder nicht. 5 Eine Eingabe von 1813 spricht vom 
Rechte der Gemeinden, ihre geistlichen und weltlichen Vorgesetzten 
zu wählen; 6 da unter dem geistlichen Vorgesetzten der Rabbiner ver- 
standen ist, muß das Amt der Vorsteher damals als ein wesentlich 
weltliches angesehen worden sein. — Die Vorsteher unterzeichnen 
namens ihrer Gemeinde die Eingaben, Beschwerden und Gesuche an 
staatliche Behörden; 7 umgekehrt empfangen sie von ihnen Befehle. 
Verbote und Anordnungen für die Judenschaften und werden nicht 
nur für ihre eigenen Handlungen und Unterlassungen, sondern subsidiär 
auch für solche des Rabbiners verantwortlich erklärt; 8 oder die Ge- 



1 Viel, oben S. 53 K. 1 und die dort angeführten Protokollstellen. 

8 Oben S. 39 und 41 f. 

8 Akten JA vom 31. Mai 1805. 

* Akten JA vom 8. Juni 1813. 

6 Auch dies in Wahrung der Gemeindeinteressen, es handelte sich um die 
Heirat eines geduldeten ausländischen Juden, Akten JA vom 29. Dezeinher 1809 
(Der Fall ist aus dem Jahr 1807). ( her die religiöse Zulässigkeit einer Ehe 
entschied selbstverständlich der Rabbiner, nicht die Vorsteherschaft. 

6 Akten JA vom 8. Juni 1813. 

7 Im Jahre 1803 werden die Vorgesetzten und Ausgeschlossenen beider 
Judengemeinden gegen die Hausierverordnung vorstellig: Akten JA vom 20. Ok- 
tober 1803. 

8 Akten JA vom 22. Juli 1813: für eine vom verstorbenen Rabbiner ohne 
Hegieruugsbewilligung vorgenommene Trauung eines fremden Juden. 
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meinde selbst wird haftbar gemacht, aber zugleich bemerkt, daß sie 
Regreß auf die fehlbaren Vorsteher nehmen könne. 1 

Aus dem früheren Kultusorgan war also eine Gemeindebehörde 
geworden, die ihre Korporation in jeder Richtung vertrat. Das er- 
klärt sich leicht; alle jüdischen Gemeindeangelegenheiten hingen 
irgendwie mit dem Kultuswesen zusammen: neben dem Gottesdienst 
war auch der Jugendunterricht in der hebräischen Sprache und der 
Kenntnis der mosaischen Gebote und Lehren eine religiöse Pflicht 
und ebenso die Unterstützung armer Angehöriger; das Finanzwesen 
der Korporation erschien nur als das notwendige Mittel zur Erfüllung 
dieser religiösen Gebote. Damit waren aber die öffentlichen Ange- 
legenheiten der Judenschaft erschöpft; die polizeilichen Aufgaben fielen 
den christlichen Gemeinden zu, und der weltliche Schulunterricht 
wurde von den Hebräern durchaus als Privatsache behandelt. — Mit 
der Vermehrung ihrer Obliegenheiten scheint auch die Zahl der Vor- 
steher gewachsen zu sein. Während wir um die Mitte des acht- 
zehnten Jahrhunderts nur zwei in einer Gemeinde gefunden haben, 
werden im Jahre 1803 die Vorgesetzten und Ausgeschossenen beider 
Gemeinden erwähnt, was auf eine Mehrheit von Mitgliedern neben 
einem Vorsitzenden schließen läßt. 8 Daß Endingen zehn Jahre später 
mindestens drei Vorsteher hatte, dafür geben die Akten einen direkten 
Beleg: eine Eingabe an die Regierung wurde 1813 vom Vorsteher 
' und einem „Gemeinderat" der dortigen Judenschaft unterzeichnet und 
rief einer Gegeneingabe, die wiederum die Unterschrift eines israe- 
litischen Vorgesetzten von Endingen trug. 8 

3. Die Anfänge staatlicher Aufgaben. Die jüdischen Gemeinden 
besaßen bei der Gründung des Kantons keinen öffentlichrechtlichen 
Charakter; sie waren stets sich selber überlassen gewesen und er- 
füllten ihre Aufgaben frei von staatlicher Aufsicht und ohne irgend- 
welche Mitwirkung der Behörden; ihren Organen standen bloß religiöse 



'Akten JA vom 13. August 1812: wegen Duldung eines fremden Juden. 
8 Akten JA vom 20. Oktober 1803. 

8 Akten JA vom 8. Juni 1813. Vielleicht ist die Vorsteherschaft dadurch 
entstanden, daß ein Ausschuß, wie er im 18. Jahrhundert von den Lengnauer 
Juden für den Synagogenbau eingesetzt wurde (vgl. oben S. 39 f.), sich zum 
ständigen Gemeindeorgan umwandelte. Dann hätte die Vorstcherschaft wohl von 
Anfang an fünf Mitglieder gezählt gleich jenem Ausschuß und wie später nach 
dem Gesetz. 
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Machtmittel zu Gebot. Dies änderte sich zunächst nicht; die kanto- 
nale Gesetzgebung über das Gemeindewesen fand auf die Juden- 
korporationen keine Anwendung. Der Gesetzesvorschlag von 1805 
hatte Abhülfe schaffen wollen, war aber abgelehnt worden; 1 die spä- 
teren Entwürfe ließen die Bestimmungen über die Korporation fallen, 
das Gesetz von 1809 ordnete daher die Verhältnisse der jüdischen 
Gemeinden nicht. 

Immerhin war dieses Gesetz für deren weitere Entwickelung doch 
nicht bedeutungslos. Es übertrug den israelitischen Vorstehern die 
Begutachtung der Heiratsgesuche, woraus die Regierung den Grund- 
satz herleitete, daß die Ausstellung von Leumunds- und Vermögens- 
zeugnissen für Hebräer überhaupt Sache der Vorsteherschaft und 
nicht des christlichen Gemeinderates sei. 2 Sodann unterwarf das Ge- 
setz nicht nur die einzelnen Juden, sondern auch „die sämtlichen 
Judenschaften der Gemeinden Endingen und Lengnau", also die Juden- 
schaften als Ganzes, als Korporationen, der besonderen Aufsicht des 
Kleinen Rates. Hierin war die öffentliche Bedeutung der israelitischen 
Gemeinden anerkannt und ihren Vorstehern bereits eine erste staat- 
liche Verwaltungsfunktion übertragen; das Departement des Innern 
bemerkte deshalb im Jahr 1815, die Vorsteherschaften seien von der 
Regierung anerkannte Behörden. 3 Zwar blieben die Judenkorporationen 
nach wie vor von der Gemeindegesetzgebung ausgenommen und wurden 
sogar ausdrücklich allen der Regierung notwendig scheinenden Polizei- 
maßregeln unterworfen. Doch bot gerade diese Bestimmung der Staats- 
behörde die Möglichkeit, sich auch ihrer innern Angelegenheiten 
anzunehmen und dadurch eine Annäherung der jüdischen an die 
christlichen Gemeindeverhältnisse herbeizuführen. Die Regierung hat 
ihre Vollmacht immer sehr weitgehend ausgelegt und bekam bald 
Gelegenheit, von ihr in folgenreicher Weise Gebrauch zu machen. 

Im Jahr 1812 entstand in den Judengemeinden ein heftiger 
Streit über die Besetzung einer gemeinsamen, auf einer Stiftung 
beruhenden Religionslehrerstelle. Die unterlegene Partei erhob Be- 
schwerde beim Kleinen Rat, und dieser ergriff den Anlaß, um die 
gesetzlichen Vorschriften über das Primarschulwesen auf die israe- 
litischen Gemeinden auszudehnen. 4 Das war in dreifacher Hinsicht 



1 Vgl. oben S. 49. . 

* Akten JA vom 4. November 1813. 

« Akten JA vom 5. April 1815. 

4 Akten JA vom 8. Juni 1813. Näheres in g 25 Zif. 2. 
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von höchster Bedeutung. Einmal erhielt die Judenschaft damit eine 
Aufgabe, zu deren Erfüllung sie dem Staate gegenüber verpflichtet 
war und die in keiner Weise mit ihrem Kultus wesen zusammenhing. 
Sodann wurden jüdische und christliche Gemeinden in einem wichtigen 
Punkte einander prinzipiell gleichgestellt und demselben Gesetze unter- 
worfen. Endlich wurde der Grundsatz verlassen, daß die inneren 
Verhältnisse der Judenschaft für den Staat gleichgültig seien. Die 
Regierung konnte auf dem einmal betretenen Wege nicht stehen 
bleiben; bald nachher sah sie sich veranlaßt, auch die Rabbinerwahlen 
in den Bereich ihrer Aufsicht zu ziehen. Das Departement des Innern 
erklärte es dabei für eine landesherrliche Pflicht, die religiöse, sitt- 
liche und intellektuelle Bildung der Israeliten nicht aus den Augen 
zu verlieren. 1 

Eine weitere Annäherung an die christlichen Gemeinden bedeu- 
tete es, als im Jahre 1822 die Vorschriften über die Zivilstandsregister 
auf die Judengemeinden übertragen wurden; der Rabbiner erhielt 
dabei die Aufgaben, die in den christlichen Gemeinden dem Pfarrer 
oblagen, und wurde mittelbar zum staatlichen Beamten. 2 Schon vor- 
her war er verpflichtet worden, die Gesetze und Verordnungen in 
der Synagoge zu verlesen, gleich wie das für die Christen durch den 
Pfarrer von der Kanzel geschah. 3 

4. Die gesetzliche Regelung. Eine eingehende Regelung der 
Korporationsverhältnisse konnte immerhin nicht durch solche einzelne 
Anordnungen der Regierung geschehen, sondern mußte vom Gesetz- 
geber vorgenommen werden. Das Bedürfnis danach machte sich um 
so dringender geltend, als die Gemeinden .und ihre Organe nunmehr 
schon einen beträchtlichen Kreis staatlich übertragener Aufgaben be- 
saßen, denen sie im allgemeinen so schlecht als möglich nachkamen, 
weil es an einer regelmäßigen Aufsicht und wirksamen Verantwort- 
lichkeit fehlte und ihre Organisation noch immer auf schwankendem 
und vielfach unklarem Herkommen beruhte. Ein Bericht des Staats- 
schreibers vom Anfang der Zwanzigerjahre hebt hervor, daß weder 



1 Akten JA vom 5. April 1815. 

' Beschlüsse vom 25. Januar 1822 über Einrichtung: der Geburts-. Ehe- und 
Sterberegister, sowie über Aufstellung von Zeugen bei einigen feierlichen Hand- 
lungen in den Judengerneinden zu Endingen und Lengnau (enthalten in den 
Gesetzessammlungen). 

s KP vom 7. Dezember 1820, S. 524. 
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der Bezirksamtinann noch irgend eine andere Behörde Zahl und 
Namen der jüdischen Vorsteher kenne. 1 

Im Jahre 1823 legte die Regierung dem Großen Rate einen 
Entwurf vor, der die Verhältnisse der Juden unter sich und zum 
Staate ordnen wollte; er enthielt neben einer Organisation der israe- 
litischen Gemeinden einzelne Bestimmungen privatrechtlicher und pro- 
zessualer Natur, welche die bezüglichen Obliegenheiten des Rabbiners 
beschränkten. Die Großratskommission anerkannte die Notwendigkeit 
einer gesetzlichen Regelung, fand aber Einzelnes zu hart, Anderes 
nicht klar genug 2 und sah insbesondere in den privatrechtlichen und 
prozessualen Vorschriften eine unzulässige Beschränkung der staat- 
lichen Organe, denen die betreffenden Verrichtungen im Verkehr 
unter Christen zukamen; 3 ein Einwand, der auf Unkenntnis des bis- 
herigen Zustandes beruhte und die Tendenz des Entwurfes gänzlich 
verkannte. Die Kommission beantragte Verwerfung, und der Große 
Rat schloß sich ihr an. Die Regierung beseitigte nun die gerügten 
Mängel und ließ die Bestimmungen über die richterliche und nota- 
rielle Thätigkeit des Rabbiners ganz weg, da sie sich überzeugt 
hatte, daß dieses Problem nicht in einigen wenigen, dem Haupt- 
gegenstand des Entwurfes angehängten Sätzen gelöst werden könne. 
Der abgeänderte Vorschlag wurde am 11. Brachmonat 1824 vom 
Großen Rate angenommen. Durch eine Verordnung vom 29. Heu- 
monat desselben Jahres und ein Wahlreglement vom gleichen Tage 
setzte die Regierung das Gesetz in Vollziehung. Nachdem die nöti- 
gen Wahlen getroffen waren, wurde in Endingen am 5., in Lengnau 
am 12. November 1824 die Verwaltung von den alten Vorstehern 
den neuen übergeben; mit diesen Tagen trat also die staatliche Or- 
ganisation der Judengemeinden in Wirksamkeit. Sie ist im Laufe 
der Zeit in einzelnen Teilen verändert worden, hat aber im Prinzip 
die Verhältnisse der aargauischen Israeliten bis zum 1. Januar 1879 



1 Vgl. hierüber und zum Folgenden Akten JA vom 5. Mai 1825. 

* Hauptsächlich wurde getadelt, dal» der Entwurf beide Judenschaften zu 
einer gemeinschaftlichen Korporation zusammenfaßte und deren Genossen zur gegen- 
seitigen Unterstützung verpflichtete, während anderseits jede eine selbständige 
Gemeinde mit besonderem Armengut bilden sollte. Vgl. den Kommissionsbcricbt 
in den Akten des Großen Rates vom 11. Juni 1824. Es lag hier in der That 
eine Unklarheit vor: der spätere Entwurf brachte den zu Grunde liegenden Ge- 
danken in anderer Form deutlicher zum Ausdruck. 

8 Namentlich der Friedensrichter und Notare. 
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beherrscht. 1862 ist sie zwar aufgehoben, aber im folgenden Jahre, 
wenn auch mit bedeutenden Änderungen, wieder in Kraft gesetzt 
worden. 1 

B. Organisation von 1824. 

§ 22. Im Allgemeinen. 

I. Die „vereinigte Korporation". Die Organisation der aargau- 
ischen Israeliten konnte ausgehen von der Judenschaft als Gesamtheit; 
diesen Weg hatte der Entwurf von 1805 gewählt. Den gegebenen 
Verhältnissen entsprach es aber besser, wenn sie sich an die be- 
stehenden zwei Gemeinden anschloß. Dies that im Wesentlichen 
das Gesetz von 1824, doch brachte es auch die Einheit der Juden- 
schaft dem Staate gegenüber zum Ausdruck. 

§ 1 des Gesetzes sagte, die in Oberendingen und Oberlengnau 
angesiedelten Juden bildeten zwei Gemeinden unter eigenen Vorsteher- 
schaften und hätten jede für ihr besonderes Gemeinwesen ihre abge- 
sonderten und eigentümlichen Fonds unter eigener Verwaltung. § 2 
aber setzte fest, daß die beiden Gemeinden in ihrem Verhältnis zum 
Kanton eine vereinigte Korporation bilden sollten, in welcher Eigen- 
schaft sie für ihre Erziehungs- und Kultusanstalten auch gemeinschaft- 
liche Fonds besitzen könnten und für den Unterhalt ihrer verarmten 
Korporationsgenossen solidarisch verpflichtet seien. Der leitende Ge- 
danke war der, daß die Juden für sich selber sorgen und den Staat 
mit ökonomischen Ansprüchen nicht behelligen sollten. War eine 
(Gemeinde allein zu schwach, um ihre Aufgaben zu erfüllen, so mochte 
die andere ihr helfen, der Kanton nahm sich der Sache nicht an. 

Es wurde aber nicht, wie man nach dem Ausdruck „vereinigte 
Korporation" vermuten könnte, eine selbständige höhere Organisation 
über den beiden Gemeinden geschaffen. Die „vereinigte Korporation" 
erhielt keine eigenen Organe, vielmehr sollte das gemeinsame Gut 
durch die beiden Vorsteherschaften gemeinsam verwaltet werden. 
Die praktische Bedeutung der Vorschrift war gering. Es bestand 

1 Die äußere Organisation der israelitischen Geineinden unterschied sich nach 
ltf63 nicht mehr von derjenigen der christlichen: wohl aber unterschieden sich 
ihre Obliegenheiten und die Art, wie sie sie erfüllten. Deshalb werden die beiden 
folgenden Paragraphen die Verhältnisse nur bis 1862 behandeln, während die Dar- 
stellung der Aufgaben der Judengemeinden bis in die Siebzigerjahre fortzuführen 
sein wird. Die Zustände während des Jahres lö(>2 kommen später, in g 35, zur 
Sprache. 
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zwar eine Stiftung für höheren religiösen Unterricht, die von Ange- 
hörigen beider Gemeinden gegründet war und daher gemeinsam ver- 
waltet und verwendet wurde; aber die Verwaltung stand nicht den 
Vorsteherschaften, sondern einem von den Stiftern gewählten Aus- 
schuß zu. Und als nach einigen Jahren dieses Kapital zwischen den 
Gemeinden geteilt worden war, gab es überhaupt keine gemeinsamen 
Fonds mehr. Nur der Friedhof stand noch im Miteigentum beider 
Gemeinden, wie dies bis heute der Fall ist; für ihn allein galten 
also die gesetzlichen Bestimmungen über gemeinschaftliche religiöse 
Anstalten. 

Auch der zweite Grundsatz, in dein die F,inheit der Judenschaft 
zum Ausdruck kam, die Solidarpflicht zur Unterstützung der beid- 
seitigen Armen, hatte keine groüe praktische Wirksamkeit. Er be- 
zog sich nicht auf das Verhältnis der Gemeinden unter sich, sondern 
galt nur dem Kanton gegenüber; die Regierung konnte gegebenen 
Falls durch ein Reglement die gegenseitige Unterstützungspflicht fest- 
setzen, sie hat aber von dieser Vollmacht nie Gebrauch gemacht. 
Die einzige unmittelbare Folge der Solidarität war die, daß der Un- 
terhalt einiger heimatloser Judenfaniilien beiden Gemeinden zusammen 
oblag, bis jene bei der allgemeinen Heimatloseneinbürgerung ihnen 
je zur Hälfte als vollberechtigte Korporationsgenossen zugeteilt wurden. 1 

Nichts desto weniger haben die Juden selber in jener Solidar- 
haft den schärfsten Ausdruck für ihre Sonderstellung gefunden und 
sich auf sie berufen, um sich der Herrschaft der Gemeindegesetze 
zu entziehen, wo deren Anwendung ihnen nachteilig war. Sie hatten 
nicht Unrecht: die Solidarhaft bedeutete den Juden gegenüber die 
Ablehnung der subsidiären Unterstützungspflicht, welche der Staat für 
seine christlichen Angehörigen anerkannte; deshalb konnte der Staat 
auf die Israeliten alle die Vorschriften nicht anwenden, die seine 
subsidäre Hülfsbereitschaft zur Voraussetzung hatten. Er mußte den 
Judenkorporationen daher gestatten, ihre Angehörigen in weiterem 
Umfang zu den öffentlichen Lasten heranzuziehen, als es den Christen- 
gemeinden erlaubt war. Wir werden noch sehen, wie sich dies ge- 
äußert hat und wie die Gleichstellung der jüdischen und christlichen 
Gemeinden um so mehr fortschritt, je mehr der Kanton den Ursprung* 

1 Gemeinsam hatten die Judengemeinden dem Staate das Militärgeld zu ent- 
richten, das Verhältnis, in dein sie dazu beitrugen, setzten sie durch Vertrag 
fest, Die Einheit der Judenschaft trat also thatsärhlich. wie unter den Lanri- 
vögten, fast nur in den gemeinsamen Lasten hervor. 
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liehen Standpunkt verließ und seine finanzielle Unterstützung auch 
den Israeliten angedeihen ließ. 1 

2. Die jüdischen Gemeinden. Soweit nicht die Einheit der Juden- 
schaft Abweichungen veranlaßte, schloß sich die Organisation der 
jüdischen Korporationen ziemlich genau derjenigen an, die nach der 
Kantonsverfassung vom 4. Heumonat 1814 und nach dem Gesetz 
über die Einrichtung der Gemeindeversammlungen und Gemeinderäte 
vom 11. Christmonat 1815 für die christlichen Gemeinden bestand. 
Die Abweichungen lassen sich auf drei Gesichtspunkte zurückführen. 

a) Das Geineindegesetz unterschied zwischen Gemeindeversamm- 
lungen und Ortsbürgerversammlungen; in der späteren Gesetzgebung 
entwickelte sich hieraus der Gegensatz von Einwohnergemeinde 
und Ortsbürgergemeinde. Für die Juden wurde eine solche 
Unterscheidung nicht gemacht; sie erschien gegenstandslos, weil die 
Zahl der Korporationsgenossen, die nicht in ihrer Heimat, sondern 
in der andern Judengemeinde wohnten, verschwindend klein war und 
Fremde kein Stimmrecht besaßen. Die Folge war eine gewisse Un- 
klarheit in der Stellung von Korporationsangehörigen, die sich in der 
angegebenen Ausnahmslage befanden, sowie später der Zweifel, ob 
den israelitischen Korporationen bloß die Aufgaben der Ortsbürger- 
schaften zukämen oder auch die von Einwohnergemeinden, soweit 
dies überhaupt den Umständen nach möglich war. 

b) Die Judengemeinden hatten kein eigenes Gebiet, die Auf- 
gaben, die mit der territorialen Grundlage der Gemeinden zusammen- 
hingen, blieben ihnen daher entzogen. Dies waren insbesondere die 
Ortspolizei und das Fertigungswesen; das Organisationsgesetz stellte 
ausdrücklich fest, daß hierin die Korporationsgenossen den christlichen 
Gemeinderäten unterworfen seien. Das bedeutete nach der Ansicht 
des Kleinen Rates nicht nur. daß die bezüglichen Anordnungen der 
Gemeinderäte auch für die Juden verbindlich waren, sondern auch, 
daß die israelitischen Behörden für ihre Korporationsgenossen keine 
allgemein polizeilichen Vorschriften aufstellen konnten." — Nicht er- 



1 Vgl. insbesondere §§ 27 uod 30. 

»Akten JA vom 16. März 1836. Das israelitische Sittengericht von En- 
dlosen hatte den jungen Korporationsangehörigen das nächtliche Umherstreifen 
untersagt. Die Regierung erklärte, solche Anordnungen gehörten zur Ausübung 
der Ortspolizei und könnten daher nur von der (christlichen) Gemeindebehörde ge- 
troffen werden. 
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wähnt war das Betreibungswesen, obschon im Gebiet der ehemaligen 
Grafschaft Baden der Gemeindeammann die Rechtsbote bewilligte. 
Das Stillschweigen des Gesetzes erklärt sich wohl daraus, daß diese 
Verrichtung dem Ammann nicht von der Gemeindeorganisation, son- 
dern durch eigenen Erlaß übertragen war. 1 Es hat aber nie ein 
Zweifel gewaltet, daß auch für die Betreibung eines Juden der Ge- 
meindeammann und nicht der erste Vorsteher zuständig war.- 

c. Alle Gemeinden unterstanden der staatlichen Aufsicht, 
aber die Judenkorporationen viel mehr als die christlichen. Das äußerte 
sich insbesondere in der Bestellung der Gemeindebehörden, worüber 
noch zu sprechen sein wird. In einzelnen Beziehungen übten auch 
die christlichen Gemeinderäte eine Aufsicht über die Vorsteherschaften; 
die Verzeichnisse der Korporationsgenossen unterlagen ihrer Kontrolle, 
und die Heimatscheine mußten mit der Anerkennung des Gemeinde- 
ammanns versehen sein. Das besondere Überwachungsrecht, das im 
Gesesetz von 1809 dem Kleinen Rate gegeben war, wurde durch 
das Organisationsgesetz nicht berührt und hat der Regierung nach 
wie vor dazu gedient, Zweige des jüdischen Gemeinde wesens in ihren 
Machtbereich zu ziehen, die im Gesetze nicht behandelt waren. Dies 
gilt insbesondere für das Armen- und Kultuswesen. 

Die aargauische Gemeindeorganisation hat im Laufe des Jahr- 
hunderts zahlreiche Fortbildungen und Umgestaltungen erfahren, und 
auch die Verhältnisse der jüdischen Korporationen sind von 1824 
bis zu ihrer endlichen Gleichstellung mit den christlichen Ortsbürger- 
schaften durch Gesetze und Regierungsbeschlüsse vielfach verändert 
worden. In manchen Beziehungen näherten sie sich dadurch den 
christlichen Gemeinden; namentlich im Schulwesen wurden sie schon 
1835 mit wenigen Ausnahmen den. allgemeinen gesetzlichen Vor- 
schriften unterworfen. Auf anderen Gebieten kamen die Gesetze 
über das Gemeindewesen soweit zur Anwendung, als nicht wegen der 
besondern Verhältnisse der Judenschaft eine Abweichung geboten 
schien. Wo aber das Organisationsgesetz ausdrückliche Anordnungen 
getroffen hatte, blieben diese in Kraft, auch wenn die ursprünglich 
gleichartigen Bestimmungen für christliche Gemeinden später ihre 
Geltung verloren, Dadurch erhielt die jüdische Gemeindeverfassung 

1 Beschluß vom 12. Augtätmonat 1803 über Form der Schuldbetreibungen. 

* Vor 1708 lagen Betreibungen gegen Juden andern Beamten ob als die 
ifegen Christen, weil das Betreibungswesen zur niedern Gerichtsbarkeit gehörte. 
Vgl. oben S. 18 zu N. 3. 
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in Einzelnem mit der Zeit einen Charakter der ßückständigkeit und 
Beschränktheit, der ihr bei ihrem Erlaß nicht im gleichen Maße 
eigen gewesen war. Dies gilt namentlich für das Stimmrecht in 
den Korporationsversammlungen und für die Wahlart der Vorsteher- 
schaften. 

§ 23. Die einzelnen Organe. 

I. Die Gemeindeversammlung. Die unmittelbare Repräsentantin 
des Korporationswillens war die Gemeindeversammlung. Stimmbe- 
rechtigt in ihr waren die Korporationsgenossen, welche das fünfund- 
zwanzigste Altersjahr angetreten hatten, ein Reinvermögen von wenig- 
stens sechshundert Franken besaßen, eigenen Rechts, d. h. nicht bevor- 
mundet, und mit keiner entehrenden Strafe belegt waren. Dieselben 
Erfordernisse galten nach Verfassung und Gesetz auch für das Stimm- 
recht der Christen in Gemeindeangelegenheiten; nur genügte bei ihnen 
ein schuldenfreier Besitz von dreihundert Franken. Der erste Re- 
gierungsentwurf hatte für die Juden noch weiter gehen und tausend 
Franken sowie das zurückgelegte dreißigste Jahr verlangen wollen, 
wogegen die Großratskommission Einspruch erhob; sie fand, durch 
den hohen Zensus würde das Stimmrecht auf wenige Familien be- 
schränkt, und eine höhere Altersgrenze rechtfertige sich überhaupt 
nicht, da als Folge der neueingeführten Primarschulen eine bessere 
Bildung gerade der jungen Generation zu erhoffen sei. 1 — Der Ver- 
mögensausweis wurde für Christen schon durch die Verfassung vom 
15. April 1831 beseitigt; für die Juden dagegen blieb er bis 1862 
in Kraft. Die Regierung hat noch im Jahr 1861 erklärt, die auf 
die Gemeindeversammlung bezüglichen Vorschriften des Organisations- 
gesetzes seien von den späteren Verfassungsrevisionen nicht berührt 
worden. 8 

Stimmberechtigt waren bloß Korporationsgenossen, also nicht die 
geduldeten fremden oder heimatlosen Juden. Über aargauische Israe- 
Titen, die nicht in ihrer Heimat, sondern in der andern Judengemeinde 
wohnten, enthielt das Gesetz keine Bestimmungen. Es kamen daher 
wohl die allgemeinen Grundsätze zur Anwendung, wonach in Armen- 



1 Vgl. den Komniissionsberieht in den Akten des Großen Rates v. 11. Juni 1824. 
* Beschluß vom 18. Februar 1861, in Akten JA vom 11. Dezember dieses 
Jahres. Der Direktor des Innern hatte beantragt, sie außer Kraft zu erklären. 
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angelegenheiten nur die Gemeindebürger stimmberechtigt waren, 
während in andern Dingen der Einwohner die Wahl hatte, ob er am 
Wohnort oder in der Heimat stimmen wollte. Insofern wird also auch 
in den Judengemeinden ein Unterschied zwischen Ortsbürger- und 
Einwohnerversammlung gemacht worden sein. 1 Nur wer außerhalb 
das Kantons wohnte, war vom Stimmrecht in der Heimat ausge- 
schlossen. 2 — Die Befugnisse der Korporationsversammlungen waren, 
vom geringeren Umfang ihres Wirkungskreises abgesehen, von denen 
der christlichen Gemeindeversammlungen nicht wesentlich verschieden. 
Vornahme von Wahlen, jährliche Prüfung und Genehmigung der Ge- 
meinderechnungen, Beschlüsse über Steuern und über Ausgaben, welche 
die Kompetenz der Vorsteherschaft überstiegen, waren ihre haupt- 
sächlichsten Verrichtungen. 

2. Die Vorsteherschaft. Dem christlichen Gemeinderat entsprach 
in den Judengeraeinden die Vorsteherschaft, die aus einem ersten 
Vorsteher und vier Beisitzern bestand. Der Xame war über- 
liefert und wurde wohl hauptsächlich zur Vermeidung von Verwechse- 
lungen beibehalten. Eigentümlich war die Bestellungsart. Während 
die christlichen Gemeinden ihre Gemeinderäte frei wählten und nur 
der Ammann nach der Verfassung von 1814 einer Regierungs- 
bestätigung bedurfte, 3 erhielten die Judengemeinden bloß das Recht, 
dem Kleinen Rate einen Doppelvorschlag für die Ernennung der Bei- 
sitzer zu machen; das Gesetz bezeichnete diesen Vorschlag sogar als 
einen bloß gutächtlichen , doch ist thatsächlich die Vorsteherschaft 
immer aus den Vorgeschlagenen bestellt worden. Den ersten Vor- 
steher wählte die Regierung völlig frei, die Gemeinde konnte hier 
nicht einmal Kandidaten bezeichnen. 4 Über die Wählbarkeit schrieb 
das Gesetz nichts vor, da die Regierung es in der Hand hatte, unge- 
eignete Kandidaten auszuschließen; selbstverständlich sind stets nur 



1 Vgl. oben S. 125 unter a. 

' Diese- Grundsätze sind wenigstens in späterer Zeit auf die Judengemeinden 
angewendet worden. OG vom 29. Juni 1865, S. 593 ff. 
• und auch dieser nicht mehr seit 1831. 

4 Die Regierung ließ sich jeweilen vom Bezirksamt einen dreifachen Vor- 
schlag machen. — Mit der Wahlart hing ein Unterschied zwischen jüdischen und 
christlichen Gemeinden zusammen, der scheinbar den Juden eine größere Selb- 
ständigkeit gewährte: in den Christengemeinden führte den Vorsitz hei der Wahl- 
vcrhandlung der Friedensrichter, in den Judenschaf ten der erste Vorsteher. 
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stimmberechtigte Korporationsangehörige vorgeschlagen und gewählt 
worden. 1 

Die Amtsdauer betrug für den ersten Vorsteher sechs, für die 
Beisitzer vier Jahre. Die Erneuerung geschah nach dem Gesetze so, 
daß jedes zweite Jahr zwei Wahlen vorgenommen wurden und bei 
Ersatzwahlen der Nachfolger in die Amtsdauer seines Vorgängers 
eintrat. Diese Vorschrift wurde gehandhabt bis zum Jahr 1846; 
nachher unterblieb die periodische Teilerneuerung aus Versehen. Als 
im Jahre 1 852 nach Einführung der neuen Verfassung eine Gesamt- 
erneuerung aller Staatsbeamten und Gemeinderäte vorgenommen 
wurde, ordnete der Bezirksamtmann auch Kandidatenwahlen für die 
gänzliche Neubestellung der Vorsteherschaften an. Die Regierung 
bemerkte zwar, dies sei gegen ihren Willen geschehen, und wies den 
Bezirksamtmann an, allgemeine Anordnungen künftig nicht mehr von 
sich aus auf die Judenschaft auszudehnen; weil aber wegen der Unter- 
lassung der periodischen Teilerneuerungen die Amtsdauer aller Vor- 
steher abgelaufen war, nahm die Regierung doch die Neuwahl vor. 2 
Von da an hat keine Teilerneuerung mehr stattgefunden. 1 856 wurden 
wiederum für beide Gemeinden alle vier Beisitzerstellen neu besetzt. 8 
Nachher scheinen nur noch Ersatzwahlen getroffen worden zu sein; 
wenigstens wird weder in den Akten noch im Regierungsprotokoll 
eine spätere teilweise oder gänzliche Erneuerung erwähnt. Sie mag 
1860 unterblieben sein, weil die Neuorganisation der Judengemeinden 
vor der Thüre stand. 4 Das Emanzipationsgesetz von 1862 stellte die 
israelitischen Korporationen auch in dieser Hinsicht den christlichen 
Gemeinden gleich, und die Reaktion, die ihnen ein Jahr später die 
Anerkennung als Ortsbürgerschaften wieder entzog, ließ ihnen doch 
das Recht der freien Wahl ihrer Vorsteherschaften. 

'Für christliche Gemeindcräte war ein Vermögen saus weis vorgeschrieben, 
der im Jahr 1863 vom Bundesrat als hundesverfassungswidrig: erklärt, aber erst 
am 22. Mai 1867 durch Großratsbeschluß außer Kraft gesetzt wurde. Für die 
Juden galt er nicht. 

1 Akten JA vom 12. Oktober 1852. 

* Da die Vorschläge für Lengnau nicht zustande kamen, erließ der Große Rat 
für diese Gemeinde ein Amtszwangsdckret. 

4 Vielleicht war sie auch einfach vergessen worden. Die Vorschriften des 
Onrauisationsgesetzes waren in dieser Zeit der Regierung so gut wie unbekannt. 
Anfangs 1856 verlangte sie „nach § 12 des Gesetzes vom 11. Juni 1824" von 
Ettlingen einen Doppelvorschlag für die Wahl des ersten Vorstehers. Die Ge- 
meinde ließ sich natürlich nicht lange darum bitten. Akten JA vom 25. Januar 
und 22. Februar 1856. 

Haller, Dissertation. 9 
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Die gesetzlichen Obliegenheiten der israelitischen Gemeinde- 
behörde entsprachen im wesentlichen denjenigen der christlichen, nur 
kamen die polizeilichen Aufgaben und die Thätigkeit als Fertigungs- 
behörde ihr nicht zu. Das Gesetz bezeichnete als ihre Funktionen 
Verwaltung des gesamten Korporationsguts, 1 Besorgung des Armen- 
und Vormundschaftswesens, 2 Versiegelung und Aufzeichnung der Ver- 
lassenschaften, sofern Bevormundete oder Abwesende beteiligt waren. 
Ausstellung von Heimatscheinen und Führung der Korporationsregister 
unter Aufsicht des Gemeinderats; sie hatte der Gemeindeversammlung 
Vorschläge über Steuererhebung und größere Ausgaben zu machen 
und die beschlossenen Steuern zu verlegen und einzuziehen. Schon 
im Gesetz von 1809 war den jüdischen Vorstehern die Ausstellung 
gutachtlicher Zeugnisse bei Heiratsgesuchen übertragen worden; die 
Regierung hatte daraus geschlossen, daß alle Leumundszeugnisse für 
Korporationsgenossen von den Vorstehern auszustellen seien. 51 Von 
1851 an verlangte sie aber, daß die Zeugnisse für die Bewilligung 
auswärtigen Aufenthalts, wenn sie von der israelitischen Behörde 
erteilt wurden, die Bestätigung des christlichen Gemeinderats er- 
hielten. 4 — Gegenüber Korporationsgenossen, die ihren Anordnungen 
zuwiderhandelten, hatte die Vorsteherschaft eine Strafbefugnis bis auf 
zehn Franken Buße oder vierundzwanzig Stunden Gefangenschaft; 
ein Recht, das allerdings beim Fehlen ortspolizeilicher Befugnisse 
geringere Bedeutung hatte als in christlichen Gemeinden. — Der 
erste Vorsteher führte den Vorsitz in Vorsteherschaft und Ge- 
meindeversammlung; im besonderen hatte er für die Bekanntmachung 
aller allgemeinen oder die Juden besonders betreffenden Erlasse durch 
öffentlichen Anschlag und Verlesen in der Synagoge sowie für ihre 
Vollziehung zu sorgen. 

Mit Vorbehalt der Bestätigung durch den Kleinen Rat wählte 
die Vorsteherschaft den Gemeindeschreiber, der die Verhand- 



1 Mit Ausnahme des Schulguts, das bis 1336 ein besonderer vom Kantons- 
schulrat ernannter Schulpflegcr verwaltete. Der Vorsteherschaft stand aber die 
Aufsicht zu. 

* Das Personen recht von 1826 bezeichnete als ordentliche Waisenbehörde den 
Gemeinderat. Durch ein groUrütliches Dekret vom 21. Christmonat 1827 wurde 
festgestellt, daß die Leitung des Vormundschaftswesens in den Judengemeindeit 
den Vorsteherschaften verblieb. Akten zum ABGB, 1810—1830. 

3 Vgl. oben S. 120 zu N. 2. 

4 Akten JA vom 4. März 1851. 
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hingen der Vorsteherschaft und der Gemeindeversammlung zu proto- 
kollieren hatte. 1 

3. Das Sittengericht. Vereint mit dem Rabbiner bildete die 
Vorsteherschaft das israelitische Sittengericht, das die Sittenaufsicht 
führte und den Korporationsgenossen gegenüber die gleichen Straf- 
befugnisse besaß, wie sie vom Gesetze den christlichen Behörden 
gleichen Namens zugeteilt waren. 2 Doch wurden nicht alle Aufgaben, 
die das christliche Sittengericht erfüllte, auch dem israelitischen über- 
tragen ; es führte bloß die Aufsicht über den Frieden in den Familien, 
über den Schulbesuch und die Erziehung von Jünglingen zu nütz- 
lichen Handwerken und Gewerben, 8 über Störung der Sabbathfeier 
und über Trunkenbolde, Spieler und Verschwender. 4 — Da das Sitten- 
gericht den geistlichen Vorsteher mit den weltlichen vereinte, hat 
es im Kultuswesen eine bedeutende Rolle gespielt, die im Gesetze 
nicht vorgesehen war. 5 

4. Der Rabbiner. Das eigenartigste Organ der Judenschaft war 
der Rabbiner. Das Gesetz regelte seine Wahl und machte ihn zum 
Mitglied des Sittengerichtes. Mehr sagte es über ihn nicht; seine 
Stellung beruhte daher auch fortan auf den Religionsvorschriften und 
dem Herkommen. Seine Hauptaufgabe war die Entscheidung von 
Fragen aus dem mosaischen Recht und Ritus. Dadurch wurde er 
zum Richter der Judenschaft überall da, wo jüdisches Recht zur An- 
wendung kam, also namentlich auf den Gebieten des Eherechts und 
Erbrechts. 6 Wurden solche Streitigkeiten vor das Bezirksgericht ge- 
bracht, so wies es sie an den Rabbiner zurück, außer wenn es durch 
Schiedsvertrag zu ihrer Beurteilung berufen war. Das Verfahren vor 
dem Rabbiner regelte sich ebenfalls nach religiösen Satzungen und 

1 Deutsche Sprache und Schrift war nicht ausdrücklich vorgeschrieben, da- 
her finden sich auch später noch hebräisch geschriebene Protokolle. 

' Gesetz über Organisation der Sittengerichte, vom 17. Heuinonat 1803. 

8 Die letztgenannte Aufgabe kam nur den jüdischen Sittengerichten zu, den 
christlichen nicht. 

4 Die weitergehenden Befugnisse der christlichen Sittengerichte waren zum 
Teil rein polizeilicher Natur. Warum andere ihrer Obliegenheiten, z. B. die An- 
xeigepflicht bei Verletzung der Elternpflichten und bei Verdacht außerehelicher 
Schwangerschaft, den jüdischen Sittengerichten vorenthalten blieben, ist nicht zu 
erkennen. 

5 Sie wird in § 26 Ziff. 4 b zur Sprache kommen. 

• Vgl. oben §§ 19 und 20, auf die auch für das Folgende zu verweisen ißt. 
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herkömmlichen Gebräuchen. Der Rechtszug ging an einen angesehenen 
auswärtigen Rabbiner, meistens nach Fürth, Hamburg oder Frankfurt. 
Wurde das erstinstanzliche Urteil bestätigt, so war die Sache erle- 
digt; wich das zweite Urteil vom ersten ab, so entschied ein dritter 
Rabbiner zwischen beiden Meinungen. Auch Appellation an ein 
Kollegium von Rabbinern wird erwähnt. 1 War bei einer Sache der 
einheimische Rabbiner persönlich beteiligt, so kam sie schon in erster 
Instanz vor einen auswärtigen Richter; denn die richterliche Gewalt 
beruhte nicht auf der Anstellung, sondern auf der mit dem Rabbinats- 
diplom erworbenen Fähigkeit zur Entscheidung religiöser Fragen und 
auf dem persönlichen Ansehen des Angerufenen. So wurde 1813 
wegen des Streits um die Talmudlehrerstelle ein Prozeß vor einem 
auswärtigen Rabbiner angehoben, 2 und bei einem solchen führte 1824 
der Rabbiner Ris Klage gegen den zu seinem Kollegen ernannten 
Dreifuß, dem er die Tauglichkeit für das Amt absprach. 3 

Neben der ordentlichen richterlichen Thätigkeit des geistlichen 
Vorstehers ging eine schiedsrichterliche her in Sachen, die an sich 
vor die staatlichen Gerichte gehörten; er war ferner amtlicher Ver- 
mittler bei der Aufnahme von Inventarien und bei Erbteilungen, denen 
er herkömmlicher Weise beiwohnte, um Unterschlagungen und Streitig- 
keiten zu verhindern. Administrative Funktionen übte er als Aufsichts- 
organ in Waisenangelegenheiten; deshalb wurden auch Prozesse über 
solche fast immer von ihm entschieden, obschon die staatlichen Ge- 
richte sich von der Gründung des Kantons an waisenrichterliche 
Kompetenzen auch den Juden gegenüber beilegten. 

Seine Rechtskenntnis machte ihn auch zum Notar der Judenschaft. 
Alle wichtigeren Urkunden über Verhältnisse, die dem mosaischen 
Recht unterlagen, wurden von ihm ausgefertigt; insbesondere die 
Testamente und Eheverträge. Seine Mitwirkung war zwar für ihre 
Gültigkeit nicht unbedingt erforderlich, doch wurde er nach einem 
festen Herkommen immer zugezogen, damit die Urkunden nach Form 
und Inhalt dem mosaischen Gesetze sicher entsprächen. Aus dem 
gleichen Grunde wurden die Ehen vor ihm geschlossen. 

1 Akten JA vom 28. Oktober 1813. 

8 Akten JA vom 8. Juni 1813; vgl. oben S. 120 zu JS. 4. 

8 RP vom 12. August 1824, S. 363. In diesem Falle hat allerdings die Re- 
gierung das Vorgehen für unstatthaft erklärt und dem Ris mit der Ausweisung 
gedroht, sofern er sich jemals wieder ähnliche unbefugte Schritte zu Schulden 
kommen lasse. Denn sie hatte selber den Dreifuß zum Rabbiner ernannt, die 
Klage war also im Grunde gegen ihre Verfügung gerichtet. 
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Auf rituellem Gebiet fiel dem Rabbiner die Entscheidung darüber 
zu, was nach religiöser Vorschrift erlaubt sei und was nicht, z. B. 
ob eine Speise gegessen, eine Handlung am Sabbath vorgenommen 
werden dürfe. Ähnlich war seine Thätigkeit beim öffentlichen Kultus ; 
er hatte dafür zu sorgen, daß keine Verstöße gegen die Liturgie 
vorkamen. Seine eigentlich gottesdienstlichen Obliegenheiten be- 
schränkten sich auf zwei oder drei religiöse Vorträge im Jahr. Als 
die Regierung anfing, sich um die innern Angelegenheiten der Juden- 
schaft zu kümmern, legte sie dem Rabbiner, im Gegensatz zu seiner 
ursprünglichen Stellung, mehr und mehr Charakter und Aufgaben 
eines Geistlichen nach christlichem Vorbilde bei, im Gottesdienste wie 
auf weltlichem Gebiet. Hier interessiert uns nur die weltliche Seite. 1 
Im Jahr 1820 wurde dem Rabbiner die Verkündung staatlicher Er- 
lasse in der Synagoge, 1822 die Führung der Civilstandsregister über- 
tragen. 8 Der erste Entwurf zum Organisationsgesetz wollte seine her- 
kömmlichen Befugnisse einschränken ; er entzog ihm die notariellen 
Verrichtungen und übertrug sie dem jüdischen Gemeindeschreiber; 
seine Gerichtsbarkeit wurde auf Ehesachen beschränkt und ihm in 
andern Streitfällen bloß die Rolle eines gütlichen Vermittlers zuge- 
dacht. 3 Diese Bestimmungen trugen, weil die Großratskommission sie 
mißverstand, zur Ablehnung des Entwurfes bei ; deßhalb ließ die Re- 
gierung sie fallen; 4 das Organisationsgesetz regelte nur die Rabbiner- 
wahl, die von der Gemeinde auf Vorschlag der Vorsteherschaft zu 
treffen war und der Bestätigung durch den Kleinen Rat bedurfte. 
Die Funktionen des Rabbiners blieben im Prinzip unangetastet, ja 
sie erfuhren eine Erweiterung durch die ihm eingeräumte Mitglied- 
schaft im Sittengericht. Dennoch beschränkte das Organisationsgesetz 
seinen Wirkungskreis nicht unbeträchtlich, da es die Besorgung des 
Vormundschaftswesens und die Vermögensaufzeichnung bei Erbfällen 
den weltlichen Vorstehern übertrug. Eine weitere Verminderung der 
weltlichen Aufgaben des Rabbiners brachte das Personenrecht von 
1826, weil es die Geltung des jüdischen Rechtes beschränkte; andrer- 
seits befestigte es durch den Ausschluß der Israeliten vom bürger- 
lichen Eherecht die Stellung des Rabbiners in Ehesachen. Die Re- 
gierung erklärte seine Mitwirkung bei Trauungen für notwendig und 

1 Die geistliche wird in § 2(i zu besprechen sein. 
1 Vgl. oben S. 121 zu S. 2 und 3. 
* Akten JA vom 5. Mai 1825. 
4 Vgl. oben S 122. 
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stellte ihn damit iu einer neuen wichtigen Beziehung dem christlichen 
Pfarrer gleich. 1 Das Schulgesetz von 1835 übertrug ihm auch dessen 
Obliegenheiten im Unterrichtswesen. 

Von da an übte der Rabbiner in allen weltlichen Dingen die 
Verrichtungen eines Pfarrers aus. 2 Daneben blieb er Richter in Ehe- 
sachen bis zum 1. Januar 1848 und in Erbschaftsstreitigkeiten bis 
zum 1. Februar 1856. Ä Gleich lange lag ihm die Ausfertigung der 
Eheverträge und letztwilligen Verfügungen ob. Da der Abschluß eines 
schriftlichen Ehevertrags zu den üblichen Förmlichkeiten bei Trauungen 
gehörte, haben die Rabbiner auch nach 1 848 solche Verträge zusammen 
mit den übrigen „Ehepakten" ausgefertigt. 4 Im Jahr 1864 mußte die 
Regierung darauf aufmerksam machen, daß derartige Eheverträge der 
gesetzlichen Form ermangelten und daher keine privatrechtliche Gül- 
tigkeit besaßen/' 



II. Die Aufgaben der Judengemeinden. 

# 24. Armenwesen. 

Die Armenpflege war schon im siebzehnten Jahrhundert eine 
Pflicht der Gemeinden und ein Gegenstand obrigkeitlicher Aufsicht 
gewesen, 0 und einer der ersten gesetzgeberischen Erlasse des neu- 
gegründeten Kantons war das Armengesetz vom 1 7. Mai 1804. Aber 



1 Vgl. oben S. 110. 

8 Er hatte auch die prozeßordnungsgemälte Eidesbelehrung hei jüdischen 
Parteien und Zeugen zu besorgen. 

9 An den genannten Tagen traten der erste bezw. vierte Teil des ABGB in 

Kraft, 

4 Sehen den Ehevertrügen werden besonders die „Ausziehungsbriefc" ge- 
nannt, worin die Brüder des Bräutigams der Braut versprachen, gegen ihre 
Wiederverheiratung als Witwe nichts einzuwenden; sie bedeuteten also den Verzicht 
auf die Leviratsehe. Akten JA vom 5. Dezember 1831; vgl. Frankel, Das 
jüdische Eherecht S. 101. 

6 Akten JA vom 8. April 18<i4. 

•Eine kurze historische Übersicht gibt Emil Näf, Das Armenwesen im 
Aargau und die Reformbestrebungen. Aarau 1888. Für die Grafschaft Baden 
bestand eine Verordnung vom 12. August 171)0, worin der Laudvogt den Ge- 
meinden, „die durch eigene Kräfte nicht vermögend ihre Armen zu versorgen," 
Unterstützung versprach, aber allerdings nur moralische: er wollte sie den Zehnt- 
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die staatliche Fürsorge beschränkte sich auf die Christen; jenes Gesetz 
gab nur den Kantonsbürgern Ansprüche auf Unterstützung und regelte 
außerdem noch die Verhältnisse der Landsassengemeinde. Die Juden 
blieben sich selber überlassen; es wird ihnen in den Akten wiederholt 
das Zeugnis ausgestellt, daß sie trotz ihrer bedeutenden Armenzahl 
den Christengemeinden im Armenwesen als Vorbild dienen könnten. 

I. Die jüdische Armenpflege. Die Unterstützungspflicht beruhte 
bei den Israeliten auf religiöser Vorschrift; sie lag zunächst den 
Verwandten der Bedürftigen ob. Nur wo diese nicht ausreichende 
Hülfe leisten konnten, trat die Gemeinde für sie ein. 

Die Geldmittel kamen in erster Linie durch freiwillige Spenden 
und Beiträge zusammen. Öffentliche Armenfonds bestanden nicht, 
dagegen eine große Zahl privater Stiftungen ; begüterte Juden pflegten 
durch letztwillige Verfügung ihre Erben zu verpflichten, alljährlich 
an ihrem Todestage bestimmte Spenden an die Armen auszuteilen. 
Bei feierlichen Anlässen, wie Beschneidungen und Leichenbegängnissen, 
waren Vergabungen für die Armen gebräuchlich ; bei Hochzeiten sollte 
ihnen der Zehnte von allem Eingebrachten beider Ehegatten zuge- 
wendet werden. An Festtagen wurden freiwillige Steuern in den 
Synagogen gesammelt. Es bestanden auch Vereine zu Unterstützungs- 
zwecken, z. B. zur Ausstattung armer Bräute. Wo diese privaten 
Mittel nicht ausreichten, trat das Besteuerungsrecht der Korporation 
ein; die Vorsteher berichten gelegentlich über drückende Armen- 
abgaben. 1 Die Art der Verwendung freiwilliger Leistungen bestimmte 
in der Regel der Spender selber; bei Armensteuern wird der Zweck 
im Gemeindebeschluß bezeichnet worden sein und den Vorstehern 
dje Vollziehung obgelegen haben. 2 

Da die Pflicht zur Fürsorge vor 1824 nicht auf der Gemeinde- 
organisation, sondern auf der Religionsgemeinschaft beruhte, waren 



und Grundzinsherren, Gotteshäusern, Stiftern, Spitälern und vermögenden Ge- 
meinden zu freiwilligen Beisteuern empfehlen. Auf die Judenschaft erstreckte 
diese Empfehlung sich zweifellos nicht. Für sie galt im Gegenteil, wenigstens 
im Anfaug des achtzehnten Jahrhunderts, von Ohrigkeitswegeu der Grundsatz, 
daß Familien, die ihren Auteil am Schirmgeld nicht bezahlen könnten, über die 
Grenze zu weisen seien. Ulrich S. 279. 
1 Akten JA Nr. 6, vom 23. Juli 1821. 

' Der Hochzeitszehnte wurde von den Brautleuten oder dem, der sie aus- 
steuerte, direkt verteilt oder den Vorstehern zur Verwendung ubergeben, OG vom 
17. Februar 1851, S. 98 f. 
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die Unterstützungen nicht notwendig auf die Gemeindeangehörigen 
beschränkt, sondern konnten auch fremden Juden zugewendet werden. 1 

2. Staatliche Überwachung. Während die Regierung sich im 
allgemeinen um das Armenwesen der Juden nicht kümmerte, betrach- 
tete sie doch die Unterstützung bedürftiger Genossen als eine von 
Staats wegen bestehende Pflicht der Korporationen und erklärte diese 
gelegentlich für verantwortlich, wenn ein fremder Jude nicht mehr 
weggewiesen werden konnte, weil er sein Heimatrecht durch langen 
Aufenthalt oder den Abschluß einer Ehe in einer der Gemeinden ver- 
wirkt hatte. 2 Selbst der Gedanke staatlicher Hülfe für die Juden- 
schaft tauchte schon früh, wenn auch nur flüchtig auf. Im Hunger- 
jahre 1817 empfahl der Oberamtmann von Zurzach die israelitischen 
Gemeinden zur Unterstützung; der Kleine Rat ordnete die Austeilung 
von Sparsuppe an und wollte an die Kosten Staatsbeiträge gewähren. 
Die Juden kamen aber der Weisung nicht nach und erhielten daher 
auch keinen Beitrag 8 

Das Organisationsgesetz von 1824 verpflichtete die israelitischen 
Korporationen ausdrücklich zum Unterhalt ihrer verarmten Ange- 
hörigen und zwar, wie. wir gesehen haben, unter solidarischer Haf- 
tung beider Gemeinden dem Staate gegenüber; 4 es bestimmte außer- 
dem, daß die Besorgung des Armenwesens den Vorsteherschaften 
obliege. Von einer weitergehenden Regelung glaubte die Regierung 
absehen zu können, weil dieser Zweig der jüdischen Gemeindever- 
waltung in gutem Stande war und nie Anlaß zu Klagen gegeben 
hatte. 5 Die Juden sollten ihn daher wie bisher nach eigenem Gut- 
finden besorgen. Nur in einem Punkte erweiterte das Gesetz ihre 
Pflichten: die Söhne armer Korporationsgenossen mußten fortan auf 
Gemeindekosten zu Handwerkern ausgebildet werden, wenn die Eltern 
dies verlangten. Immerhin bestand auch hier das allgemeine Über- 
wachungsrecht des Kleinen Rates, und das Gesetz wies ihn an, nötigen- 
falls die solidare Unterhaltspflicht in Wirksamkeit treten zu lassen, 
damit jeder Bedürftige das Notwendige erhalte. Aber die besonderen 
Organe der staatlichen Armenpflege hatten den Judengemeinden gegen- 
über keine Kompetenz. Das folgte aus dem Schweigen des Gesetzes 

1 Bericht der Regierung an den Großen Rat, in Akten JA vom 5. Mai 1825. 

• Akten JA vom 13. August 1812 und 22. Juli 1813. 

* Akten JA vom 2. Mai 1817. 

4 Vgl. oben S. 123 f. 

5 Bericht an den Großen Rat, in Akten JA vom 5. Mai 1825. 
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und aus der Begründung, welche der begleitende Regierungsbericht 
dafür gab; der Kleine Rat hat es auch im Jahre 1830 auf Anfrage 
der kantonalen Armenkomniission ausdrücklich festgestellt. 1 

Es blieb jedoch nicht lange so. Seit der Neuorganisation gingen 
hie und da Beschwerden armer Juden über ungenügende Unterstützung 
ein, was die Regierung schon 1832 veranlaßte, die ihr zustehende 
Oberaufsicht der Armenkommission zu übertragen. Sie wollte damit 
die israelitischen Gemeinden den christlichen im Armenwesen nicht 
einfach gleichstellen, sondern beauftragte vielmehr die Kommission mit 
der Ausarbeitung besonderer Vorschriften, und da die Armenreglemente 
der beiden Gemeinden sich als genügend erwiesen, ließ man sie einst- 
weilen in Geltung. 2 Aber ein Schritt nach der Gleichstellung hin war 
damit doch gethan, wodurch übrigens nur eine Entwickelung beför- 
dert wurde, die schon mit dem Inkrafttreten der neuen Organisation • 
begonnen hatte. Ohne daß das Gesetz es vorschrieb, hatten damals 
beide Gemeinden einen Armenfondverwalter ernannt und damit die 
Absicht kundgegeben, einen solchen Fond, der für Christengemeinden 
gesetzlich vorgeschrieben war, allmählich anzulegen; gleichzeitig hatten 
die Vorsteherschaften sich die Aufsicht über die Verwendung der 
privaten Vermächtnisse zu Armenz wecken beigelegt. 3 Im Jahr 1829 
hatte die Regierung verfügt, daß die Hälfte aller Polizeibußen, die 
von den christlichen Gemeindebehörden Oberendingens und Lengnaus 
über Juden verhängt würden, an die israelitischen Armenfonds abzu- 
liefern seien. 4 Bald schritt die Entwickelung weiter. 1834 wollte 
die Judenschaft von Lengnau zwei Vorsteher mit der Verwaltung und 
Verteilung der Vermächtnisgelder betrauen, weil das bisherige Ver- 
fahren, das Alles dem Ermessen der verpflichteten Erben überlassen 
hatte, der Nachlässigkeit und Parteilichkeit Raum bot. Die Regierung 
wurde um Bestätigung des Beschlusses angegangen ; sie erteilte diese 
aber nicht, sondern verfügte auf Antrag der Armenkommission, in 
beiden Gemeinden solle in Zukunft die gesamte Vorsteherschaft über 
die Sicherheit der Kapitalien wachen und selber für den genauen 
Vollzug der letztwilligen Anordnungen sorgen. 3 Einige Monate später 



1 Akten JA vom 5. April 1830. 

* Akten JA vom 24. Februar und 20. März 1832 und 25. April 1833. 
' Auszüge aus den Protokollen beider Vorstcherschnften in Akten JA vom 
5. Mai 1825. 

4 Akten JA Nr. 9, vom 6. November 1821». 
6 Akten JA vom 21. Januar 1835. 
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hob das Öbergericht einen Steuerbeschluß der Judenschaft von En- 
dingen auf, weil er den Kreis der unterhaltspflichtigen Verwandten 
weiter zog als die kantonale Gesetzgebung. 1 Damit war die jüdische 
Autonomie in Annensachen im wesentlichen schon gefallen. Die israe- 
litischen Korporationen unterschieden sich in dieser Hinsicht von den 
christlichen Gemeinden rechtlich jetzt nur noch dadurch, daß ihren 
Annengütern die gesetzlichen Einnahmequellen fehlten. 55 Diese ver- 
mehrten sich deshalb nur langsam, 8 den Haupteil der zu Unter- 
stützungszwecken bestimmten Kapitalien bildeten nach wie vor die 
Stiftungen und Vermächtnisse, die noch im Jahre 1876 in beiden 
Gemeinden das doppelte bis dreifache der eigentlichen Armengüter 
betrugen. 4 Auch die sonstigen freiwilligen Leistungen dauerten fort, 
flössen aber allmählich spärlicher; insbesondere ist der Hochzeits- 
zehnte mit der Zeit außer Übung gekommen. 5 

3. Ausschluss staatlicher Unterstützung. Der bedeutendste Gegen- 
satz zwischen Juden und Christen auf dem Gebiete des Armenwesens 
bestand darin, daß der Kanton für seine christlichen Angehörigen 
eine subsidiäre Unterstützungspflicht anerkannte, für die Israeliten aber 
nicht. Die Solidarhaft der beiden Gemeinden hatte gerade den Zweck, 
eine Inanspruchnahme des Staates auszuschließen. 6 Wiederholt wurde 
später die Frage erörtert, ob die Korporationen gleich den christ- 
lichen Gemeinden einen Ersatzanspruch an den Kantonsannenfond 
hätten, wenn sie für einen armen Angehörigen die Kosten einer Kur 
in den Armen bädern von Baden bezahlen mußten. Armenkommission 
und Regierung haben dabei stets ausgesprochen, der Staat könne 



1 ()(J vom 20. August 183ö, S. 279. 

* Mit der bereits erwähnten Ausnahme, daU die Hälfte der Polizeibußen, 
die von Juden zu zahlen waren, in sie tieleu. Während die allgemeinen Ge- 
meindegesetze in erster Linie für die Anlage von Armengütern sorgten, hatte die 
jüdische (lemeindeorganisation nur das Schulgut mit bestimmten gesetzlichen Kin- 
nahmen ausgestaltet. 

8 Der Armenfond von Endingen warf 1842 einen jährlichen Zins von 220 Fr. 
ab, der von Langnau betrug 1845 erst 2000 Fr. Akten JA vom .18. April 1843 
und 30. April 1845. 

4 Aach Bericht der Direktion des Innern vom 11. September 1876, in Akten 
JA vom 20. Dezember 1878. 

5 Akten JA vom 18. Februar 1879. 

a „Daß dem Staat keine neue Last von Armensteuern aufgebürdet werden 
kann, dafür sorgt die solidarische Verpflichtung." Kommissionsbericht in den 
großrätlicben Akten vom 11. Juni 1824. 
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wohl gelegentlich auch Juden unterstützen, aber ein Rechtsanspruch 
an den Kantonsannenfond stehe ihnen nicht zu. 1 Daraus ergab sich 
umgekehrt, daß fremde Israeliten bei der Aufnahme in den Korpo- 
rationsverband sich nicht ins staatliche Armengut einzukaufen und 
daher keine Naturalisationsgebühr zu zahlen brauchten. 2 

4. Die heimatlosen Juden. Das Oesetz verpflichtete, wörtlich ge- 
nommen, die Gemeinden nur zum Unterhalt der Korporationsgenossen. 
Von jeher war ihnen aber auch die Sorge für heimatlose Juden auf- 
erlegt worden. Hier kam nun die Solidarität der Gemeinden zur 
Wirksamkeit; die „vereinigte Korporation" trat zu den heimatlosen 
Hebräern in ein Verhältnis, das dem des Staates zu den christlichen 
Heimatlosen ähnlich war. Doch trifft dies nicht für alle Fälle zu. 
Wenn ein Vorsinger oder Religionslehrer sein Heimatrecht verwirkte, 
so wurde er mit seinen Angehörigen als heimatlos der Gemeinde zu- 
geteilt, in der er angestellt gewesen war. Eine gemeinsame Last 
bildeten bloß zwei Familien, die zahlreiche Nachkommenschaft der 
heimatlosen Hebräer Levi und Ruf, von denen der eine während der 
Helvetik, der andere etwa um 1820 ins Land gekommen war. Im 
Februar 1824. also bevor das Organisationsgesetz in Kraft stand, aber 
zu einer Zeit, wo der Grundsatz der Solidarität bereits die Billigung 
der Großratskommission gefunden hatte, erklärte die Regierung die 
beiden Korporationen zu gemeinsamer Unterstützung der Familie Levi 
verpflichtet. 3 Für die Familie Ruf scheinen die Gemeinden von sich 
aus den gleichen Grundsatz angenommen zu haben. 4 Der gemein- 
samen Unterhaltspflicht entsprechend waren auch die Duldungsscheine, 
die diesen Heimatlosen ausgestellt wurden, von den Vorstehern beider 
Gemeinden zu unterschreiben. 5 

Ein Gesetz vom 25. Brachmonat 1841 gab den Heimatlosen das 
Recht, sich in einer Ortsbürgergemeinde einzukaufen. Die Regierung 

1 Akten JA vom 29. September 1837 und vom 21. Mai 1838; vgl. ferner 
die vom 16. Dezember 1817 (Heiratssteuer für eine heimatlose Jüdin) und vom 
24. November 1853 (Staatsbeitrag an die Kosten der Auswanderung eines armen 
Korporationsgenossen). Ursprünglich hatte die Kommission sogar gefunden, es 
dürfe an Hebräer aus dem Kantonsannenfond überhaupt nichts verabfolgt werden. 
Später auerkannte sie, daß die Regierung Ausnahmen eintreten lassen könne. 

'Bericht des Departements des Innern vom 24. Januar 1810, in Akten JA 
vom 9. April desselben Jahres. 

» Beschluß vom 27. Februar 1824, in Akten JA vom 17. Mai 1831. 

4 Nach den eben erwähnten Akten. 

»Akten JA vom 6. April 1836. 
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nahm an, diese Bestimmung gelte auch für die Judenschaft, und 
verhielt die Gemeinde Lengnau zur Aufnahme des heimatlosen Sig- 
mund Levi gegen eine Einkaufssumme, woran Endingen die Hälfte 
zahlen mußte, weil es durch die Einbürgerung von der Unterstützungs- 
pflicht befreit wurde. 1 Umgekehrt entschied später das Obergericht; 
es erklärte das Gesetz von 1841 für unanwendbar, weil die Korpo- 
rationsangehörigkeit kein Bürgerrecht im gesetzlichen Sinne sei. — 
Durch Gesetz vom 1. Herbstmonat 1847 wurde die unentgeltliche 
Einbürgerung aller aargauischen Heimatlosen und Landsassen in Orts- 
bürgergemeinden angeordnet; § 9 lautete: „Die Heimatlosen des jüdi- 
schen Glaubensbekenntnisses werden den beiden Judengemeinden 
unseres Kantons zugeteilt." Die Vorschrift wurde im Laufe des 
Jahres 1848 vollzogen; 2 von da an gab es nur noch korporations- 
angehörige und fremde Israeliten, und die Solidarität der Judenge- 
meinden hatte ihre einzige praktische Wirkung eingebüßt. 

§ 25, Schulwesen* 

I. Die jüdischen Einrichtungen. Das Schulwesen der Grafschaft 
war im achtzehnten Jahrhundert von den Landvögten geordnet wor- 
den. In jeder Pfarrei mußte eine Winterschule gehalten werden und 
nötigenfalls deren zwei; alle Kinder im Pfarrbezirk hatten sie vom 
siebenten bis zum vollendeten vierzehnten Altersjahr zu besuchen. 
Die Schulmeister ernannte der Pfarrer, der Gemeinde stand ein Vor- 
schlagsrecht zu, sofern sie an die Besoldung P das Mehrere" beitrug. 
„Nebenschulen" waren verboten. 3 Schon die Verknüpfung der Schule 
mit den Pfarreien zeigt, daß diese Bestimmungen nur für die christ- 
liche Bevölkerung galten; die Juden konnten ihre Kinder naturgemäß 
nicht in die christliche Schule schicken* und wurden auch nicht zur 
Errichtung einer eigenen angehalten. Ihr Unterrichtswesen blieb 

1 Akten JA vom 18. Januar 1842. Wenig .später hat die Judenschaft von 
Rödingen mit Bewilligung iler Regierung den Philipp Ruf als Korporations- 
genossen aufgenommen, ohne, wie es scheint, von Lengnau einen Beitrag zu ver- 
langen. Akten JA vom 30. März 1812. 

2 Akten JA vom 21. August 1848: darin liegt auch das erwähnte ober- 
gerichtliche Urteil, vom 17. Januar desselben Jahres. 

8 Nach der Schulordnung von 1766, die im Jahr 1794 durchgesehen und 
von neuem publiziert wurde. 

4 wo die Schulmeister die Kinder „im Christenthume und anderem nöthigem 
unterteeisen* sollten. Selbstverständlich bezog sich anderseits das Verbot der 
Nebcnsc holen nicht auf die Juden. 
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eine innere Angelegenheit, die Obrigkeit kümmerte sich nicht darum. 
Das änderte sich auch unter der aargauischen Herrschaft nicht so 
bald. Die Schulordnung vom 16. Mai 1805 verlangte zwar eine 
Schule in jeder Gemeinde, nicht mehr bloß in jeder Pfarrei. Aber 
der wesentlich konfessionelle Charakter blieb, an die Juden dachte 
Niemand. 

Der Jugendunterricht in der mosaischen Religion und der hebrä- 
ischen Sprache war für die Israeliten eine religiöse Pflicht. Die 
Gemeinden sorgten für die Möglichkeit ihrer Erfüllung, indem jede 
einen Religionslehrer berief. 1 Die Eltern mußten ihre Kinder vom 
fünften bis zum dreizehnten Jahre zu ihm „in die Lehre" schicken. 
Eine Besoldung scheint ihm von der Gemeinde nicht bezahlt worden 
zu sein ; jeder Vater entrichtete ihm für seine schulpflichtigen Kinder 
den üblichen Schullohn. Für den Unterricht in weltlichen Dingen 
thaten die Gemeinden nichts; er war durchaus Privatsache. Die 
Lehrer wurden nicht berufen, sondern nach einem Bericht des Bezirks- 
amtmanns vou den Eltern „gleich Doraestiquen angestellt". Eine 
Aufsicht bestand nicht ; es wird wiederholt bezeugt, daß die Rabbiner 
sich selbst um den religiösen Jugendunterricht wenig oder nichts 
kümmerten, vom weltlichen gar nicht zu reden. 2 

Die Juden sahen am Anfang des Jahrhunderts selber ein, daß 
für die Bildung der Jugend mehr geschehen sollte. Aber ihr Interesse 
wandte sich ausschließlich dem religiösen Unterricht zu. Ein Vor- 
steher von Endingen, Marum Dreifuß, hinterließ im Jahre 1803 ein 
Vermächtnis von 2000 Gulden 3 zur Errichtung einer hebräischen 
Oberschule, an der sechs Jünglinge in den „höheren Wissenschaften", 
insbesondere der Kenntnis des Talmud, ausgebildet werden sollten. 
Das Kapital war für den Zweck zu gering; auf Veranlassung des 
Rabbiners Ris vermehrten es wohlhabende Israeliten aus beiden Ge- 

1 Für das achtzehnte Jahrhundert ist dies durch die schon wiederholt er- 
wähnte Beilage E zum badischen Jahrrechnungsabschied von 1774 bezeugt, für 
den Anfang des neunzehnten ergibt es sich aus dem Verzeichnis der Judenschaft, 
das infolge des Gesetzes von 1809 zur Feststellung der Aufenthaltsberechl igten 
eingereicht wurde; es nennt in jeder Gemeinde einen fremden Schulmeister. Akten 
JA vom 10. Dezember 1810. 

* Die Quellen für die israelitischen Schulverhältnisse vor der staatlichen 
Regelung sind Akten JA vom 8. Juni 1813 und vom 17. Mai 1831, sowie Akten 
der Schulorganisation von 1833 (JA vom 27. Juni 1833), 1. Faszikel (datiert 
vom 4. September 1822). 

• = 3200 Franken alter Währung. 
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meinden, und es kam eine Stiftung zu stände, die mit Einschluß 
jenes Legates über ein Vermögen von etwa 10,000 Gulden verfügte. 
Aus den Erträgnissen sollte ein Oberlehrer besoldet werden, der zu- 
gleich zur Beantwortung ritueller Fragen befähigt war. 1 Im Jahr 
1812 entstand Streit über die Besetzung der erledigten Lehrerstelle. 
Die Mehrheit der Stifter und Vorsteher wählte einen Ausländer; die 
unterlegene Minderheit, die einen einheimischen Kandidaten aufge- 
stellt hatte, führte Beschwerde bei der Regierung. Diese bewirkte 
durch eine Abordnung den gütlichen Abschluß des Zwistes und stellte 
Vorschriften für künftige Wahlen auf; insbesondere sollte für fremde 
Kandidaten in Zukunft vor der Wahl um Niederlassungsbewilligung 
und Erteilung der Wählbarkeit nachgesucht werden. 

2. Errichtung staatlicher Primarschulen in den Judengemeinden. 

Der Streit um die stiftungsmäßige Lehrerstelle hatte die Aufmerksam- 
keit der Regierung auf das jüdische Schulwesen gerichtet und ihr 
den elenden Zustand des Jugend Unterrichts in den beiden Korporationen 
gezeigt. Sie beschloß, dem Mangel abzuhelfen, und verpflichtete die 
Judengemeinden zur Errichtung von Primarschulen mit eigenen 
Lehrern, die in jeder Hinsicht nach dem Schulgesetz gehalten werden 
sollten. Die israelitischen Kinder wurden im gleichen Maße wie die 
christlichen der Schulpflicht unterstellt und der Kantonsschulrat mit 
dem Vollzuge des Beschlusses beauftragt. 2 

Diese Regierungsverfügung brachte zum erstenmal den Gedanken 
zum Ausdruck, daß die innern Verhältnisse der Judenschaft dem 
Staate nicht mehr gleichgültig seien, daß er vielmehr die Förderung 
ihrer Bildung und damit ihres Wohlergehens sich fortan wolle an- 
gelegen sein lassen. 3 Die Verfügung bildet einen Wendepunkt in 
der Geschichte der aargauischen Israeliten, einen ersten Schritt auf 
dem Wege der Emanzipation. Aber die Juden begrüßten ihn keineswegs 
mit Freuden. Sie betrachteten die Primarschule als eine religions- 
feindliche Neuerung und setzten ihr jahrelang schweigenden aber 

1 Akten JA vom 8. Juni 1813 und vom 21. Juli 1830. Eine Übersetzung 
der hebräischen Stiftungsurkunde in Akten UW, Verschmelzung konfessionell ge- 
trennter Schulen, 1893—1897, Faszikel 1: Schulversrhmelzung Lengnau, Bei- 
lage 3. — In späterer Zeit findet sich auch ein „niederer Lehrverein", der für 
die Söhne armer Eltern die Kosten des elementaren Religionsunterrichts bestritt; 
Akten JA vom 17. Mai 1831. 

8 Akten JA vom 8. Juni 1813. 

8 Vgl. das oben S. 120 f. hierüber Gesagte. 
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hartnäckigen Widerstand entgegen. Denn die Juden von Endingen 
und Lengnau waren, wie einst ihre Vorfahren in der Wüste, ein 
halsstarriges Volk. 1 Die Schulen wurden zwar eingerichtet und die 
Lehrstellen besetzt; aber der Besuch war schwach und die Leistungen 
schlecht. Vor allem fehlte es an der gehörigen Aufsicht. In christ- 
lichen Gemeinden stand diese zunächst dem Pfarrer und dem Ge- 
meinderat zu , Rabbiner und Vorsteher hätten an deren Stelle 
treten müssen; aber von ihnen war wenig zu erwarten. Die staat- 
lichen Aufsichtsorgane, Inspektor, Bezirks- und Kantonsschulrat, stan- 
den den Verhältnissen zu fern, um gehörig eingreifen zu können; 
sie ordneten das Notwendigste an, aber es wurde nicht ausgeführt. 2 
Nach einem Inspektionsbericht von 1822 besuchten in Lengnau von 
vierundachtzig schulpflichtigen Kindern fünfunddreißig, in Endingen 
von hundertundsechsund vierzig sechsund vier/ig die Schule, und zwar 
fast ausschließlich Knaben; den Mädchen, behaupteten die Juden, 
sei der Schulbesuch vom mosaischen Gesetze verboten. Eine Weisung 
des Bezirksschulrats an die Vorsteher zu strengerer Überwachung 
hatte 1821 bewirkt, daß in Endingen drei Kinder mehr als vorher 
in die Schule gingen. Das ganze Streben der Hebräer war nach 
der Ansicht des Inspektors auf die Wiederaufhebung der Primar- 
schule gerichtet. 3 

3. Das Organisationsgesetz von 1824. Bei der Beratung des 
Organisationsgesetzes wies die Kommission des Innern auf die Not- 
wendigkeit hin, die Bestimmungen des Schulgesetzes eigens für die 
jüdisch-deutschen Schulen 4 umzugestalten. Der vierte Titel, nach 
der Paragraphenzahl mehr als ein Drittel des Gesetzes, behandelte 
die jüdischen Primarschulen. 

Die Hauptbestimmungen waren die folgenden: In jeder Juden- 
gemeinde sollte wenigstens eine Primarschule bestehen; wenn die 
Kinderzahl es nötig scheinen ließ, konnte die Regierung die Bildung 

1 Ii. Mose« 32, 9. 

* Die Akten des Kantonsschulrats betreffend Judenscliulen, im Archiv der 
Erziehungsdirektion, geben Auskunft über diese fruchtlosen Bemühungen. Der 
Bezirksschulrat berichtet 1824, er habe die Aufsicht in den letzten Jahren nicht 
mehr geübt. In Lengnau kam es vor, daß einen Winter lang keine Schule ge- 
halten wurde. 

"Der Bericht in den Akten der Schulorganisation von 1833, Faszikel 1. 
4 So wurden die Primarschulen genannt im Gegensatz zu den hebräischen 
Schulen, welche dem Religionsunterrichte dienten. 

I 
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zweier oder mehrerer Abteilungen anordnen. Erledigte Lehrstellen 
waren vom Bezirksschulrat auszuschreiben, der die Bewerber im Bei- 
sein eines Mitgliedes der Vorsteherschaft prüfte; auf den Bericht 
über das Ergebnis hin erteilte der Kantonsschulrat die Wahlfähigkeit, 
die Wahl stand der Vorsteherschaft zu. Sie erfolgte auf Lebenszeit; 
nur der Kantonsschulrat konnte einen Lehrer wegen Unwürdigkeit 
entsetzen oder wegen Untauglichkeit entlassen. Beim Amtsantritt 
wurde der jüdische Lehrer, gleich wie seine christlichen Amtsgenossen, 
vom Bezirksschulrate beeidigt; war er selber ein Hebräer, was in 
dieser Periode natürlich immer der Fall war, so wurde der Rabbiner 
zur Eidesleistung zugezogen und die für Israeliten übliche Schwur- 
formel angewandt. Die Schulpflicht dauerte vom Antritt des siebenten 
Altersjahrs bis zu bestandener Austrittsprüfung. Unerläßliche Unter- 
richtsgegenstände waren allgemeine Sittenlehre, Schreiben in deutscher 
Sprache und Rechnen, r mit möglichster Benutzung des Unterrichts 
für die Bildung des Verstandes und Herzens der Schüler". 1 Jeder 
Lehrer sollte täglich vormittags und nachmittags je drei Stunden lang 
Schule halten, mit Ausnahme der vom Bezirksschulrat auf Vorschlag 
der Vorsteherschaft anzusetzenden Ferien und der halben oder ganzen 
freien Wochentage. Die Judengemeinden hatten für angemessene 
Schullokale zu sorgen und alle Auslagen zu bestreiten, insbesondere 
halbjährlich die Lehrerbesoldungen auszurichten , die mindestens 
hundertsechzig Franken im Jahr betragen mußten; war die Besoldung 
höher, so durfte sie nur mit Bewilligung des Kleinen Rates herab- 
gesetzt werden. 2 In Ermangelung eines Schulguts waren diese Aus- 
gaben durch Steuern zu decken; doch schrieb das Gesetz die Bil- 
dung eines solchen vor und wies ihm gewisse Einkünfte zu. 3 Die 
nächste Aufsicht über die Schule führte in jetler Gemeinde ein eigener 
jüdischer Schulpfleger, der vom Kantonsschulrat ernannt wurde; die 
Vollziehungsverordnung verlangte von der Vorsteherschaft für diese 
Stelle einen dreifachen Vorschlag. Der Schulpfleger hatte auch das 
Schulgut zu verwalten und darüber der Vorsteherschaft jährlich Rech- 



1 Lesen in deutscher Sprache war nicht erwähnt, aher selbstverständlich 
vorausgesetzt. 

* Thatsächlich bezog der Lehrer in Endingen 30D, der in Lengnau 480 Franken; 
das heißt so viel war für sie ausgesetzt, der Lehrer von Endingen beklagte sich 
1829, er habe seit drei Jahren noch keinen Kreuzer Besoldung erhalten. Akten 
der Schulorganisation von 1833, Faszikel 2. 

8 Näheres in § 27 Ziff. 2. 
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nung abzulegen. Einzelne Aufsichtsbefugnisse wurden den ordent- 
lichen jüdischen Gemeindeorganen übertragen: das Sittengericht mit 
Zuzug des Schulpflegers überwachte den Schulbesuch und sprach die 
Bußen wegen unentschuldigter Versäumnisse aus; Vorsteherschaft und 
Rabbiner hatten neben dem Schulpfleger und dem staatlichen In- 
spektor den jährlichen Prüfungen beizuwohnen. Die Staatsaufsicht 
wurde wie bisher vom Bezirksschulrat, der eines seiner Mitglieder 
als Inspektor bezeichnete, sodann vom Kantonsschulrat und der Re- 
gierung geübt. 

Die Grundzüge dieser Schulorganisation waren dem Schulgesetz 
vom 21. Brachmonat 1822 entnommen. Abweichungen wurden teils 
durch die besonderen religiösen und sozialen Verhältnisse, teils durch 
den berechtigten Zweifel an der Schulfreundlichkeit der Rabbiner 
und Vorsteher veranlaßt. Schulfrei war bei den Juden selbstver- 
ständlich der Samstag, während der Sonntag zu den Wochentagen 
gehörte. Eine Besonderheit zu Gunsten der Juden bedeutete' die 
Zuziehung eines Vorstehers zu den Lehrerprüfungen. Der Religions- 
unterricht, der in den christlichen Schulen noch immer als das wich- 
tigste Lehrfach betrachtet wurde, fiel nicht in den Aufgabenkreis der 
jüdischen Primarschule; zur Ausfüllung dieser Lücke war auf Wunsch 
der Großratskommission die „allgemeine Sittenlehre" aufgenommen 
worden, eine Bestimmung, bei der sich schwerlich ein Mitglied der 
gesetzgebenden Behörde, jedenfalls aber kein Israelit etwas zu denken 
vermochte. Mit der Rücksicht auf religiöse Vorurteile der Juden 
wird die Weglassung des Gesangsunterrichts zusammenhängen, der 
für Christenschulen vorgeschrieben war: auch später stieß die Ein- 
führung dieses Lehrfachs auf Widerstand, weil die orthodoxe Rich- 
tung nur den Synagogengesang für zulässig hielt. Das Schulgesetz 
unterschied zwischen Sommerschule und W T interschule und befreite 
im Sommer die älteren Kinder teilweise vom Unterricht; auf die 
Juden fand diese den Bedürfnissen der bäuerlichen Bevölkerung an- 
gepaßte Unterscheidung keine Anwendung. Eine Eigentümlichkeit 
der jüdischen Schulorganisation war der besondere Schulptieger. In 
christlichen Gemeinden stand die nächste Aufsicht dem Pfarrer und 
dem Genieinderat zu, sofern nicht eine kollegiale Schulpflege bestand ; 
zur Bildung einer solchen glaubte man wohl unter den Hebräern 
nicht genug geeignete Männer zu linden, andrerseits durfte man von 
einem besonderen Organ eher das nötige Interesse für die Sache 
erwarten als von den Rabbinern und Vorstehern, die bei der herr- 

Haller, Dissertation. 10 
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schenden Stimmung leicht die Schulaufsicht hinter ihren anderen 
öffentlichen Verrichtungen konnten zurücktreten lassen. Der Kantons- 
schulrat stellte eine besondere Instruktion für die jüdischen Schul- 
pfleger auf; sie sollten wöchentlich wenigstens einmal die Schule 
besuchen und jeden Monat dem Bezirksschulrat Bericht erstatten. 1 — 
Der rechtlich bedeutungsvollste Unterschied im christlichen und 
judischen Schulwesen war der, daß im Schulgesetz den bedürftigen 
Gemeinden finanzielle Staatshilfe für ihre Schulbauten in Aussicht 
gestellt war, während das Organisationsgesetz den israelitischen Ge- 
ineinden schlechtweg die Pflicht überhand, für angemessene Schul- 
lokalitäten zu sorgen, und sie zur Bestreitung der Auslagen auf den 
Steuerbezug verwies. Gleich wie im Armenwesen sollten die Juden 
auch hier sich selber helfen, der Kanton anerkannte ihnen gegenüber 
keine Unterstützungspflicht. 

Der Zweck dieser Vorschriften wurde zunächst nur sehr unvoll- 
kommen erreicht. Das zeigt der Bericht über eine Inspektion, die 
zwei Mitglieder des Kantonschulrates am 26. Februar 1829 vor- 
nahmen. 8 Es war ein Freitag, und der Lehrer von Endingen erklärte, 
an diesem Tage, als dem Vorabend des Sabbaths, werde keine Schule 
gehalten ; nur ein Teil der Kinder konnte zusammengebracht werden, 
und das Prüfungsergebnis war sehr schwach. In Lengnau stand die 
Sache etwas besser, die Resultate waren „ wenigstens die einer mittel- 
mäßigen Schule." Ein Absenzenverzeichnis von 1830 3 zeigt, daß der 
Schulbesuch noch immer viel zu wünschen ließ: die zahlreichen Ver- 
säumnisse waren fast alle unentschuldigt. 

4. Staatliche Ordnung des religiösen Unterrichts. Der Fehler 
lag nicht ausschließlich an den Juden. Die aargauische Schule stand 
damals noch in engster Verbindung mit der Kirche, daher konnte es 
nicht gelingen, den bürgerlichen Unterricht vom religiösen gänzlich 
zu trennen, wenn man im übrigen die für christliche Schulen aufge- 
stellten Grundsätze unverändert beibehielt. Am allerwenigsten konnte 
dies bei den Juden geschehen, deren Religionsunterricht die Kenntnis 
des Hebräischen voraussetzte und daher sehr viel Zeit in Anspruch 



1 Akten des Kantonsschulrats betreffend Judenschulen. 

1 Der Bericht liegt hei den Akten der Schulorganisation von 1833, Faszikel 2: 
Er trägt bloß das Tages- und Monatsdatura ohne Jahrzahl, aus andern Akten, 
die diese Prüfung erwähnen, ergibt sich, daß sie 1829 stattfand. 

8 In den gleichen Akten. 
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nahm. Naturgemäß lag den Hebräern der religiöse Unterricht vor 
allem am Herzen; die von ihm gänzlich losgelöste deutsche Schule 
mußte daher zum mindesten auf Gleichgültigkeit, wenn nicht auf 
Widerwillen stoßen. Es gab nur ein Mittel zur Abhülfe; der Staat 
mußte sich auch des israelitischen Religionsunterrichts annehmen. 

Dieser befand sich jetzt in noch viel schlechterem Zustande als 
vor der Gründung der Primarschulen. Eine Zeit lang war er noch wie 
bisher ausschließlich von den berufenen Religionslehrern erteilt worden. 
Dann begannen andere mit ihnen in Konkurrenz zu treten, zuerst mit 
Ermächtigung der Gemeinden, später auch ohne solche. Schließlich 
gab sich fast ein Dutzend Lehrer mit dem religiösen Unterricht ab, 
die nur zum Teil eine auswärtige jüdische Schule besucht hatten. 
Der Unterricht war während der ersten Schuljahre nur darauf ge- 
richtet, die Kinder mit der hebräischen Schrift bekannt zu machen; 
es wurden deutsche, aber hebräisch geschriebene Texte gelesen. 
Nachher erst begann der eigentliche Sprachunterricht, der im Über- 
setzen der täglichen Gebete und der Thora bestand; dabei wurde 
Wort für Wort übertragen, ohne Rücksicht auf den Satzbau ; mit der 
Grammatik beschäftigte man sich gar nicht. Die Kinder lernten dabei 
fließend lesen, verstanden aber den Inhalt nicht. 1 

Daß unter solchen Umständen die stiftungsgemäße Oberschule 
nicht gedeihen konnte, liegt auf der Hand ; eine Eingabe der Stiftungs- 
anteilhaber von Lengnau bemerkt, der Oberschullehrer wäre wie ein 
General ohne Soldaten. Als der Inhaber der Stelle im Jahr 1824 
zum Rabbiner ernannt worden war, kamen die Vorsteherschaften 
beider Gemeinden überein, ihm keinen Nachfolger zu geben und die 
Zinsen der Stiftung, die dadurch frei wurden, teils an die Rabbinats- 
besoldungen — jede Gemeinde hatte jetzt ihren eigenen Rabbiner — 
teils für den hebräischen Elementarunterricht zu verwenden. Das 
war ein Eingriff in das Selbstbestimmungsrecht der Stiftung; ein Teil 
der Stifter protestierte dagegen beim Kleinen Rat, der eine Unter- 
suchung anordnete, den Beschluß der Vorsteherschaften aufhob und 
seinerseits eine Verordnung über Verwaltung, Sicherstellung und Ver- 
wendung des Stiftungsfonds erließ, weil sich ergeben hatte, daß der 
Fond unter nachlässigen Verwaltern sehr zusammengeschmolzen war. 
Die Verordnung bestimmte, es sei aus den Zinsen ein Oberlehrer mit 



1 Besehwerde des Lehrer» Schlesinger, in den Akten des Kantonsschulrate; 
Akten der Schulorganisation von 1833, Faszikel 1 und 2. 



640 Franken jährlich zu besolden und der Überschuß für die Primar- 
schule zu verwenden, also für den bürgerlichen, nicht für den reli- 
giösen Unterricht. Der Oberlehrer sollte einer angemessenen Zahl 
von Jünglingen, die sich für den Rabbinatsberuf ausbilden wollten, 
die nötigen Vorkenntnisse beibringen. Im weitern wurden Vorschriften 
über Wahl und Wählbarkeit aufgestellt und dabei dem Kantonsschul- 
rat eine Reihe von Befugnissen vorbehalten. 1 Die Verordnung gelangte 
nicht zum Vollzug, weil die Regierung das Ergebnis der angeordneten 
gerichtlichen Liquidation abwarten wollte, die sich durch Jahre hin- 
zog; doch behält sie ihre Bedeutung, weil in ihr die Staatsbehörde 
zum ersten Mal den israelitischen Religionsunterricht in ihren Bereich 
zog. Der Oberlehrer wurde nicht angestellt und aus dem Fond nur 
gelegentlich Stipendien an Studierende ausgerichtet. 2 

Einsichtige Korporationsgenossen begannen jetzt selber zu fühlen, 
daß nur eine einheitliche staatliche Regelung die jüdische Schule, 
die religiöse wie die bürgerliche, zum Gedeihen bringen konnte. Die 
Vorsteher beider Gemeinden und einzelne Anteilhaber am Stiftungs- 
fond ersuchten den Kleinen Rat, durch sein Einschreiten der be- 
stehenden Unordnung ein Ende zu machen. 3 Die Regierung kam dem 
Wunsche nach und erließ am 9. August 1830 eine neue Verordnung, 
worin sie den Religionsunterricht zu einem Fach der Primarschule 
erhob und ihn für beide Gemeinden einem gemeinsamem Religions- 
lehrer übertrug, der nebenbei die zu höherer Ausbildung bestimmten 
Schüler stiftungsgemäß in der hebräischen Sprache und im Talmud 
unterrichten sollte und aus dem Stiftungsfond mit vierzig Louisdor 4 
zu besolden war. Daneben wurde eine hebräische Schule für den 
Elementarunterricht in der hebräischen Sprache eingerichtet, in En- 
dingen mit drei, in Lengnau mit zwei Lehrern, die eine Besoldung 
von vierundzwanzig Louisdor beziehen sollten. Während der Besuch 
der deutschen Schule unentgeltlich war, durfte für die hebräische ein 
Schulgeld erhoben werden, das aber für unbemittelte Familien mit 
mehreren Kindern zum Teil aus dem Überschuß des Stiftungsfonds 



1 Akten JA vom 21. Juli 1830; darin die Verordnung vom 20. April 1826. 
* Akten JA vom 13. Mai und 3. September 1829. 

8 Akteii der Schulorganisation von 1833, 2. Faszikel; Akten JA vom 21. Juli 
1830 und 5. Dezember 1831. Zum ersten Mal wurde hier die Regierung von den 
Israeliten selber zum Eingreifen in eine innere Angelegenheit der Judenschaft 
aufgefordert, ohne daß ein Streit dazu Anlaß gegeben hatte. 

4 = 640 Franken a. W (1 Louisdor = 16 Franken). 
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zu bestreiten war. Besondere Bestimmungen regelten die Wählbar- 
keit; die Prüfungskommission sollte aus einem Mitglied des Kantons- 
schulrats, den Rabbinern und den ersten Vorstehern beider Gemeinden 
bestehen, zur Prüfung der Hebräischlehrer war auch der Religions- 
lehrer beizuziehen. Wem die Wahl zustehe, war in der Verordnung 
nicht gesagt; sie wurde in der Folge dem Kantonsschulrat übertragen, 
um Streitigkeiten in den Gemeinden zu vermeiden. 1 Obwohl beide 
Vorsteherschaften um Verschiebung ersuchten, wurde die Verordnung 
sogleich in Vollzug gesetzt und die Wahl der neuen Lehrer ange- 
ordnet. Doch zeigte sich bald, daß man für den hebräischen Unter- 
richt ihrer nur zu viele vorgesehen hatte. Für Endingen waren von 
Anfang an nur zwei statt drei ernannt worden ; Lengnau hatte zwei, 
von denen aber der eine bald wegfiel und nicht ersetzt wurde. Die 
Regierung stimmte im Jahr 1833 dieser Verminderung zu. — In- 
zwischen hatten die Gemeinden den Stiftungsfond nach beendeter 
Liquidation unter sich geteilt, wozu der Kleine Rat seine Genehmi- 
gung gab. 2 

5. Das Schulgesetz von 1835. So standen die Dinge, als im 
Jahr 1835 ein neues Schulgesetz erlassen wurde. Die Regierung 
wollte dabei den bestehenden Zustand der jüdischen Schulen gesetzlich 
sanktionieren lassen; ihr Entwurf bestimmte, außer den Primarschulen, 
die in allen Beziehungen dem Schulgesetze unterworfen seien, sollten 
in den israelitischen Gemeinden noch hebräisch-deutsche Schulen 
bestehen mit dem Zwecke, einerseits die Lehrgegenstände der Ge- 
meindeschule fortzusetzen, andrerseits den durch die Vorschriften der 
jüdischen Religion geforderten Unterricht in der hebräischen Sprache 
und Religion zu erteilen; das Verhältnis dieser besonderen Schulen 
zu den israelitischen Primarschulen sei von der Regierung durch 
ein Reglement zu ordnen. Der Große Rat änderte den Ausdruck 
„hebräische Schulen" in „obere Schulen" ab und dehnte die Ver- 
bindlichkeit der gesetzlichen Vorschriften auch auf diese oberen 
Schulen aus. :J Wie es scheint, war bloß eine redaktionelle Ver- 



1 Akten der Schulorgunisatiou von 1833. Faszikel 2. 

* Akten der Schulorganisation von 1833, Faszikel i und 3. HP vom 27. Juni 
1833. S. 44-1 f. Der Beschluß ordnete nach seinem Wortlaut die Teilung erst an; 
sie war aber von den Gemeinden schon vorher vorgenommen worden, wie aus 
dem Liquidationsprotokoll (im Gemeindearchiv von Neu-Lengnau) hervorgeht. 

8 Verhandlungen des (Jrolien Rates von 1835, Band 1 S. 29t> ü". 
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besserung beabsichtigt, thatsächlich aber verschwand damit der Gegen- 
satz zwischen deutscher Gemeindeschule und hebräischer Schule aus 
dem Gesetz, 1 und die Regierung zog hieraus in der Vollziehungs- 
verordnung vom 5. Herbstmonat 1836 die Konsequenzen. Sie widmete 
darin den israelitischen Schulen einen besonderen Abschnitt. * Die 
Primarschulen wurden in Successivschulen verwandelt, in Lengnau 
mit zwei, in Endingen mit drei Abteilungen; die untere beziehungs- 
« weise untere und mittlere Stufe entsprach den im Gesetze vorgesehenen 

Elementarschulen, die obere den Fortbildungsschulen. 3 In den Ele- 
d^S mentarklassen war neben den allgemeinen Lehrgegenständen in den 

Anfangsgründen der hebräischen Sprache sowie in der mosaischen 
Religions- und Sittenlehre und alttestamentlichen Geschichte zu unter- 
«T richten. Die oberen Schulen hatten diesen Unterricht weiterzuführen, 

5 1 sowie „laut besonderer Stiftung und insofern sich Schüler dafür vor- 

§§ finden, eine angemessene Anleitung zum Verständnis des Talmud" 

i <r fl i, 0 n j) em Unterricht im Hebräischen wurde als Ziel das Ver- 

ständnis der heiligen Bücher gesteckt, doch sollte auf ihn nicht mehr 
fr 3 Zeit verwendet werden als auf ein anderes Hauptfach. Die für 

Z 5 christliche Schulen vorgeschriebenen Lehrmittel wurden auch für die 



3 3 zu geben 



£■3 Judenschulen verbindlich erklärt, soweit ihr Inhalt nicht mit der 

£« Religion zusammenhing oder doch nicht gegen das israelitische Be- 

< 5 kenntnis verstieß ; die religiösen Lehrbücher mußten von einer an- 

£ J erkannten Rabbinerschule autorisiert und vom Kantonsschulrate ge 



1 Der Regierungsentwurf hatte selbst den Irrtum veranlaßt, da er der 
hebräischen Schule die Aufgabe zuwies, die Lehrgegenstände der Gemciudeschuleii 
„fortzusetzen Der Grolle Rat nahm begreiflicherweise an, es handle sich um 
Fortsetzung auf einer hohem Stufe. Es konnte aber nur so gemeint sein, daß 
auch im hebräischen Unterricht auf die allgemeine Ausbildung Rücksicht ge- 
nommen werde; er sollte so erteilt werden, daß er z. B. für die deutsche Sprach- 
kenntnis fruchtbringend war. Eine Fortbildungsschule konnte nicht beabsichtigt 
sein, weil der Unterricht in der hebräischen Sprache, der dieser Schule ausschließ- 
lich überwiesen wurde, nach religiöser Vorschrift schon in früher Jugend be- 
ginnen mußte. Daß die Regierung hieran nichts ändern wollte, zeigt auch die 
Vollziehungsverordnung. 

* g§ 116 — 131. Die Verordnung wurde zuerst — allgemein, nicht etwa 
speziell den Juden gegenüber — nur versuchsweise auf zwei Jahre eingeführt, 
dann aber ihre Dauer wiederholt verlängert. Sie galt bis 1865. 

8 Für den Unterricht in den weiblichen Handarbeiten wurde eine sogenannte 
Arbeitsschule eingeführt, Die Juden betrachteten diese Neuerung zuerst mit dem 
üblichen Mißtrauen, söhnten sich aber bald mit ihr aus. Rechenschaftsbericht 
des Kleinen Rates für 1837, S. 83. 
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nehmigt werden. Die Lehrer hatten die allgemeine Wahllabigkeits- 
prüfung zu bestehen und außerdem eine besondere in der hebräischen 
Sprache und, sofern sie nicht ein Rabbinatsdiplom besaßen, in der 
Bibelkunde und der mosaischen Religions- und Sittenlehre. 1 War 
für die obere Schule einer Gemeinde kein Lehrer zu finden, der zu- 
gleich die Befähigung zur Talmuderklärung besaß, so konnte der 
Kantonsschulrat diesen Unterricht dem Rabbiner des Orts gegen 
angemessene Vergütung aus dem Stiftungsfond übertragen. Die Be- 
soldungen wurden mit Rücksicht auf die weitergehenden Pflichten 
höher bestimmt als bei christlichen Lehrern unter sonst entsprechenden 
Verhältnissen, nämlich auf 320 Franken für die Unterlehrer und 480 
für die Oberlehrer, beziehungsweise 400, falls der Oberlehrer den 
Talmudunterricht nicht erteilte. Der Abschnitt des Organisations- 
gesetzes, der von der Schule handelte, war hiedurch aufgehoben. 
Damit änderte sich auch die Aufsichtsbehörde: an Stelle des jüdischen 
Schulpflegers trat eine mehrgliedrige, zum Teil von der Vorsteher- 
schaft, zum Teil vom Bezirksschulrat aus den Korporationsgenossen 
gewählte Schulpflege. Zweifelhaft konnte es erscheinen, ob auch die 
Sondervorschriften über Einkünfte und Verwaltung des Schulguts be- 
seitigt und durch die allgemeinen Grundsätze ersetzt seien; denn 
wörtlich genommen sprach das Schulgesetz nur von den Schulen der 
israelitischen Gemeinden, nicht von ihrem Schulwesen überhaupt. 
Die Regierung dehnte aber die Aufhebung auch auf die finanziellen 
Bestimmungen aus; sie verwies in der Vollziehungsverordnung aus- 
drücklich auf die im Schulgesetze genannten Einnahmequellen und 
äußerte später die Ansicht, das in die Schulkasse fließende Heiratsgeld 
sei nach dem Schulgesetz, nicht mehr nach der jüdischen Gemeinde- 
organisation zu bemessen. 2 

Neben dem gesetzlichen Schulgut nannte die Vollziehungsver- 
ordnung die Erträgnisse „des früher gemeinsamen, nun aber unter 
beide Gemeinden geteilten Stiftungsfonds, welcher insbesondere für 
Beförderung des Studiums der hebräischen Sprache und des Talmud 



1 In den letztgenannten Beziehungen sollte die Prüfung „durch einen von 
der Prüfungskommission einberufenen Rabbi" abgenommen werden. 

• Dies seheint die einzige praktische Seite der Frage gewesen zu sein : das 
Heiratsgeld war im Organisationsgesetz höher bestimmt, als im Schulgesetz. Vgl. 
unten § 27 Ziff. 2. Im Gegensatz zur Auffassung der Regierung sind in der Ge- 
setzessammlung von 1848 (Band 3) die betreffenden Paragraphen des Organi- 
sationsgesetzes als noch immer geltend mit abgedruckt. 
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gestiftet ist". Nach einem späteren Regierungsbeschlusse mußten 
seine Zinsen ganz in die Schulkasse abgeliefert werden. 1 Eine Unter- 
scheidung zwischen den Auslagen für den bürgerlichen und den 
religiösen Unterricht war im einzelnen nicht möglich; doch waltete 
nicht die Absicht, den Stiftungsfond seinem ursprünglichen Zwecke 
völlig zu entfremden und ihn zu einem Bestandteil des Schulguts 
schlechthin zu machen. Vielmehr wurde er als ein Spezialfond für 
die Zwecke des religiösen Jugendunterrichts angesehen, als solcher 
aber dem ordentlichen Schulgut gleichgestellt. 8 

Die bedeutendste Neuerung bestand darin, daß die jüdischen 
Schulen im Anspruch auf finanzielle Staateunterstützung den christ- 
lichen gleichgestellt wurden. Das Gesetz sah Staatsbeiträge an die 
Lehrerbesoldungen vor; die israelitischen Gemeinden sollten nach 
dem Entwurf die Besoldungen durch Steuern bestreiten, soweit die 
vorhandenen Fonds nicht reichten. Im Großen Rate bemerkte 
Dr. med. Eeer, wenn der Staat Unterstützungen gebe, solle er nicht 
auf die Religion sehen. Sein Antrag, die Sonderbestimmung zu 
streichen, erhielt die Mehrheit. * Die Vollziehungsverordnung nannte 
unter den Schuleinnahmen einen Staatebeitrag von 200 Franken für 
jede Gemeinde, was dem gesetzlichen Beitrag an Fortbildungsschulen 
entsprach. Für die untern Schulen erhielten die Juden nichts, da 
der Staat hier Zuschüsse nur an Gemeinden gewährte, die bloß die 
kleinste gesetzliche Besoldung zahlten und selbst diese nicht aus dem 
Schulgut oder andern Gemeindegütern zu bestreiten vermochten. 
Die israelitischen Gemeinden hatten wegen ihrer besonderen Ver- 
hältnisse — der gleichen Stundenzahl im Sommer wie im Winter und 
des hebräischen Unterrichte — nach der Vollziehungsverordnung mehr 
als den Mindestbetrag zu zahlen und gewährten einzelnen Lehrern 
aus besondern Gründen noch freiwillige Zulagen; deshalb besaßen sie 

1 Die Judenschafl von Lentenau hatte im November 1836 beschlossen, aus dem 
Stiflungsfond einen Teil der Besoldung des Oberlehrers zu bestreiten und den 
Überschuß für Stipendien zu verwenden. Der Schulrat strich die Stipendien und 
verlangte, daß der ganze Ertrag „für das jüdische Schuluesen der fraglichen 
Gemeinde" benutzt werde; der Kleine Rat erhob diesen Antrag zum Beschluß. 
Akten JA vom 21. November 1S36. 

* Die Vollziehungsverordnung hielt den Unterschied von Schulfond und 
Stiftungsfond aufrecht, hob die religiöse Bestimmung des letztern hervor und be- 
stimmte, wenn der Rabbiner den Talmudunterricht erteile, sei er dafür aus dem 
Stiftungsfond zu entschädigen. 

• Verhandlungen des Großen Rates a. a. 0. 
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keinen Anspruch auf staatliche Unterstützung für die untern Schulen, 
obwohl sie die Besoldungen größtenteils durch Steuern decken mußten. 1 
Im Jahr 1845 machte der Kantonsschulrat, anläßlich eines Gesuchs 
der israelitischen Lehrer um Besoldungserhöhung, auf diese Unbillig- 
keit aufmerksam, und der Kleine Rat entrichtete fortan Staatsbeiträge 
auch an die Besoldungen der untern jüdischen Lehrer, wobei er 
allerdings von den Korporationen auch ihrerseits Mehrleistungen ver- 
langte. 2 Auch an Schulhausbauten erhielten jetzt die jüdischen Ge- 
ineinden Zuschüsse gleich wie die christlichen, Lengnau im Jahr 1843, 
Endingen 1856. 3 

Die israelitischen Schulen erlebten jetzt eine Blütezeit. Die 
Rechenschaftsberichte der Regierung sprechen zuerst von ihren er- 
freulichen Fortschritten und stellen sie schließlich den besten Schulen 
des Kantons an die Seite. Später entstanden wieder Schwierigkeiten. 
Der hebräische Unterricht konnte bei der beschränkten Stundenzahl 
das ihm gesetzte Ziel nicht erreichen; die Talmuderklärung bestand 
bloß zum Schein, da für sie wöchentlich eine einzige Stunde angesetzt 
wurde. Die Vorsteherschaften sprachen neuerdings den Wunsch aus, 
diesen Unterricht eingehen zu lassen und die achtzig Franken, die 
dadurch frei geworden wären, zu Stipendien zu verwenden; doch trat 
die Regierung darauf nicht ein. 1 Da der öffentliche hebräische 
Unterricht nicht so weit führte, wie die Juden verlangten, entstanden 
für ihn wieder Privatschulen, die dem Interesse für das staatliche 
Schulwesen Abbruch thaten; darunter litten die Leistungen der 
jüdischen Gemeindeschulen, sie werden von da an nur noch als mittlere 
bezeichnet. 5 



1 Nur un die Besoldung der Arbeitslehrer innen erhielten sie seit 1838 auch 
einen Beitrag; Rechenschaftsberichte des Kleinen Rates für 1838 u. ff. 

* Akten JA vom 30. August 1847. Die Staalsbeiträge beliefen sich nun 
auf Fr. 200 an jede Oberschule, Fr. 130 un jede untere sowie die mittlere Schule 
von Endingen, Fr. 35 bis 40 an die Arbeitsschulen. Die Besoldungen wurden 
für Endingen auf Fr. 520, 560. 600 und 80 (diese als Zulage für den Talmud- 
lehrer), für Lengnau auf Fr. 560, 620 und 80 festgesetzt. (RcgierungsbcschluiS 
vom 26. Juni 1845, abgedruckt in der Gesetzessammlung von 1H46, Bd. 2 
S. 470.) 

* RP vom 16. Januar 1843, S. 43, und vom Ii». September 1856. Ziff. 2370. 

* Eingabe der Vorsteherschaften vom 23. .November 1S45. in Akten JA vom 
30. August 1847. 

6 Rechenschaftsberichte des Kleinen Rates für 1846 bis 1848. Später 
werden die Judenschulen nicht mehr besonders erwähnt. 
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Wesentliche Änderungen scheinen im Unterrichts wesen nicht mehr 
vorgekommen zu sein, so lange das Schulgesetz von 1835 galt. Die 
Rabbinatsverordnung von 1853 1 verpflichtete den Rabbiner zur Er- 
teilung des Religionsunterrichts, soweit dieser nicht den Lehrern über- 
tragen sei, stellte den hebräischen Sprachunterricht unter seine Auf- 
sicht und legte ihm überdies alle Verpflichtungen auf, die das Schul- 
gesetz den Seelsorgern übertrug. Eine sachliche Neuerung lag darin 
nicht. — In Raden entstand im Jahre 1859 ein israelitischer Kultus- 
verein , der für den Jugendunterricht in Religion und hebräischer 
Sprache einen eigenen Lehrer anstellte. Der Erziehungsdirektor wollte 
einen Staatsbeitrag an die Besoldung gewähren, die Regierung stimmte 
aber nicht zu, so daß diese Schule einen durchaus privaten Charakter 
behielt. 2 

6. Das Schulgesetz von 1865. Das Schulgesetz von 1865 sagte 
über die jüdischen Schulen nichts mehr. Die ersten Entwürfe aus 
dem Anfang der Sechzigerjahre hatten im wesentlichen die alten Be- 
stimmungen wiederholt, später waren diese weggelassen und nur noch 
gesagt worden, die Regierung werde in einem Reglement die nötigen 
Sondervorschriften für die israelitischen Oberschulen aufstellen. Schließ- 
lich strich der neue Erziehungsdirektor, Welti, auch diese Bestimmung, 
weil die Interessen der israelitischen Religion im Schulgesetz nicht 
besser zu wahren seien als die der andern Glaubensbekenntnisse, die 
darin auch nicht garantiert würden. Eine Bitte der Vorsteherschaft 
von Lengnau, die früheren Vorschriften wieder aufzunehmen, wurde 
von der Regierung ablehnend begutachtet und vom Großen Rate nicht 
berücksichtigt. 3 

Der Religionsunterricht blieb nichtsdestoweniger ein notwendiges 
Unterrichtsfach, da das Gesetz ihn für alle Schüler vorschrieb. Anders 
stand es mit dem hebräischen Sprachunterricht; zwar blieb den Juden- 
gemeinden unbenommen, ihn ferner erteilen zu lassen, wie es auch 
thatsächlich geschah, aber es bedurfte dazu besonderer Abmachungen 
mit den betreffenden Lehrern, ein staatlich gefordertes Fach war 
er nicht mehr. Das wurde von den Behörden im Jahr 1868 aus- 
drücklich festgestellt, da unter den Israeliten ein Streit über die 
Frage entstanden war. 4 

1 Vgl. unten § 26 Ziff. 5 a. 

» Akten JA vom 1. August 1859. 

» Akten SYV, Schulgesetz, 1862—1867. 

* Akten JA vom 25. August 1868. 
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Damit war der letzte rechtlich wesentliche Unterschied zwischen 
jüdischen und christlichen Schulen verschwunden. Der konfessionelle 
Charakter bestand zwar fort, aber darin lag keine Besonderheit für 
die Israeliten; es gab in den Bezirken Baden und Zurzach damals 
noch eine Reihe katholischer und evangelischer, also ebenfalls kon- 
fessioneller Schulen. 

7. Israeliten in christlichen Schulen. Der Besuch der Bezirks- 
schulen und der höheren kantonalen Unterrichtsanstalten konnte den 
jungen Israeliten nicht versagt werden, seitdem das Gesetz von 1809 
ihnen die wissenschaftlichen Berufsarten ausdrücklich geöffnet hatte. 
Dabei waren sie, wenigstens in späterer Zeit, den christlichen Kantons- 
angehörigen völlig gleichzuhalten, soweit nicht religiöse Verhältnisse 
in Betracht kamen. Im Jahr 1850 wollte die Gemeinde Zurzach ein 
Schulgeld für den Besuch ihrer Bezirksschule, das sonst nur von 
Kantonsfremden erhoben wurde, auch den israelitischen Schülern ab- 
nehmen, weil die Juden nicht Kantonsbürger, sondern bloß geduldete 
Einwohner seien. Die Regierung erklärte dies für unzulässig, da das 
Schulgesetz zwischen christlichen und jüdischen Kantonsangehörigen 
keinen Unterschied mache. 1 Als in späterer Zeit jüdischen Familien 
der Aufenthalt in christlichen Gemeinden gestattet wurde, mußten 
ihre Kinder natürlich auch in die dortigen Primarschulen aufgenommen 
werden. 

Ursprünglich blieben solche israelitische Schüler an den Sabbathen 
und Festtagen vom Unterrichte weg; wo ihnen das nicht gestattet 
wurde, weigerten sie sich wenigstens, an solchen Tagen zu schreiben 
und zu zeichnen. Einer Anregung des Lehrervereins des Bezirks 
Baden folgend, verfügte die Regierung im Jahr 1862, daß fortan die 
israelitischen Schüler der Bezirksschulen und kantonalen Lehranstalten 
auch Samstags an allen Arbeiten teilzunehmeu hätten ; an hohen Fest- 
tagen sollten sie auf Verlangen Urlaub erhalten. P^twas später be- 
merkte die Regierung auf eine Anfrage der Erziehungsdirektion, die 
Judenkinder hätten sich überall — also auch in den Primarschulen — 
der Unterrichtsdisziplin wie alle andern zu unterziehen. 2 Doch wurde 
dies nicht genau durchgeführt; in Baden wenigstens beschloß die 



1 Akten SR vom 11. Februar 1850. 

»Akten SW vom 30. Juni 1862 und 11. Januur 1863. In Zürich und Bern 
fcndeu die Juden, nach den von der Regierung eingezogenen Erkundigungen, 
weitergehendes Entgegenkom men . 
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Schulpflege erst 1871, die israelitischen Schüler seien an Sabbathen 
und Feiertagen, mit Ausnahme des Neujahrs- und Versöhnungsfestes, 
gleich den andern Kindern zum Schreiben anzuhalten. Eine Beschwerde 
gegen diese Weisung wurde von den kantonalen Behörden abgewiesen; 
die Regierung bemerkte, wenn ein Vater sich der Schulordnung nicht 
fügen wolle, stehe es ihm frei, seinen Kindern Privatunterricht er- 
teilen zu lassen. 1 Nach dem Inkrafttreten der Bundesverfassung rekur- 
rierte ein Endinger Jude an die eidgenössischen Behörden, weil der 
Zwang zur Arbeit an Sabbathen die Gewissensfreiheit verletze; er 
hatte aber keinen Erfolg." 

8. Staatliche Stipendien. Wie von jeder finanziellen Staats- 
unterstützung, so wiiren die Juden anfanglich auch von den kanto- 
nalen Stipendien ausgeschlossen. Als 1823 ein junger Israelit um 
einen Beitrag an die Kosten seiner wissenschaftlichen Ausbildung bat, 
fand der Kantonsschulrat, ein Stipendium aus den speziell für solche 
Zwecke bestimmten Mitteln könne ihm nicht gewährt werden, da die 
Gesetze solche nur an Jünglinge christlichen Bekenntnisses erteilt 
wissen wollten. Immerhin empfahl die Behörde den Gesuchsteller zu 
anderweitiger Unterstützung, und die Regierung gab ihm eine solche 
aus ihrer Kompetenzsumme. 3 Nachdem das Schulgesetz von 1835 
die jüdischen Schulen im Anspruch auf staatliche Zuschüsse den 
christlichen gleichgestellt hatte, bestand kein Grund mehr, die jüdischen 
Studierenden in dieser Hinsicht langer zurückzusetzen. Das Gesetz 
über Erteilung von Staatsstipendien vom 5. Mai 1847 machte die 
billige Berücksichtigung der aargauischen Israeliten zur ausdrücklichen 
Vorschrift. 

§ 26. Kultuswesen. 

I. Freiheit und Schutz der israelitischen Religion. Die freie 
Kultusübung war und blieb den aargauischen Israeliten zugestanden, 
und ihr Gottesdienst erhielt den gleichen gesetzlichen Schutz wie der 
christliche, indem das Strafgesetz von 1804 die Störung jeder im 
Staate bestehenden Religionsübimg als Verbrechen mit Zuchthaus und 
in den schwersten Fällen mit Kettenstrafe bedrohte, 4 während leich- 

« Akten SW vom 21. Januar 1*72. 

* Bundesblatt von 1874, Band 3, S. 2»i7 ff. und 1090. 
»Akten SR vom 11. September 1823. 

* Kriininalstrateesetz vom 11». Christ monat 1801. g 80. 
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tere Störungen zuchtpolizeilich geahndet wurden. Die Regierung kam 
den israelitischen Kultusbedürfnissen dadurch entgegen, daß sie den 
vom Auslande herberufenen Religionsdienern den Aufenthalt im Kanton 
gestattete und aus Rücksicht auf die mosaischen Speisegebote zu Gunsten 
der Juden eine Ausnahme von den gewerbepolizeilichen Vorschriften 
über den Fleischverkauf eintreten ließ. 1 Die staatlichen Verordnungen 
galten den Juden gegenüber nur so weit, als sie mit ihren religiösen 
Besonderheiten vereinbar erschienen. So waren die Hebräer den 
Vorschriften über die Sonntagsfeier nicht unterworfen, nur sollten sie 
unschickliche Störungen vermeiden und keinen Anlaß zu Ärgernis 
geben. 8 Selbst beim Vollzug staatlicher Anordnungen, die im öffent- 
lichen Interesse allgemeine Geltung beanspruchten, suchte die Re- 
gierung sorgfältig den Schein eines Konfliktes mit religiösen Geboten 
zu vermeiden. Im Jahre 1808 wurde ein Hebräer wenige Stunden 
nach seinem Hinschied begraben, was den kantonalen Verordnungen 
über die Totenbeschau und die Zeit der Beerdigungen zuwiderlief. 
Die Judenschaft berief sich für ihr Verfahren auf den Schulchan Aruch. 
Der Kleine Rat erkannte zwar, sie hätte sich jenen Verordnungen 
zu unterwerfen, er stützte aber seinen Entscheid nicht auf die unbe- 
dingte Verbindlichkeit staatlicher Gebote, sondern begründete ihn 
damit, es sei hier nicht sowohl eine eigentliche Religionsvorschrift 
im Spiel als vielmehr eine bloße, obendrein mißverstandene Übung, 
von der zudem nach den eigenen Angaben der Juden Ausnahmen 
gemacht werden dürften." 

2. Die herkömmliche Kultusorganisation. Jede Gemeinde hatte 
von Alters her ihre Synagoge und ihren Vorsinger; der Rabbiner wurde 
von beiden Korporationen gemeinsam angestellt und besoldet. 4 Seine 
Funktionen waren in der Hauptsache nicht gottesdienstlicher Art. 
Die Leitung der Sabbathfeier lag den Vorstehern ob, deren ursprüng- 
lichste Aufgabe sie war; die Kultushandlungen verrichtete dabei der 
Vorsinger, soweit sie nicht von den Gemeindegliedern der Reihe nach 
besorgt wurden. Der Rabbiner hatte nur zwei- oder dreimal jährlich 

1 Vgl. oben S. 66 und 74. 

* Akten JA vom 29. Dezember 1828. Im Jahre 1864 wurde ein jüdischer 
Handwerker vom Gemeinderat Lcugnau gebüßt, weil er am Sonntag gearbeitet 
hatte; das Bezirksgericht Zu rzacb hob die Buße auf. Jahresbericht des Ober- 
gcrichts für 1864, S. 37. 

s Akten JA vom 27. April 1809. 

* Vgl. olKm S. 43. 
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an hohen Festen eine Predigt zu halten; 1 seine eigentliche Amts- 
verrichtung war die Beantwortung von Fragen aus den Gebieten des 
mosaischen Ritus und Rechts, wodurch er einerseits zum Richter der 
Judenschaft, * andrerseits aber auch zum Aufsichtsorgan über Vor- 
singer und Schächter wurde. Für die Vollziehung seiner Anordnungen 
standen ihm keine weltlichen Hülfsmittel zu Gebot, sondern einzig 
das religiöse des sogenannten „kleinen Bannes,"' d. h. der zeitweise 
Ausschluß von der Teilnahme an gewissen religiösen Zeremonien 
Dieses Mittels bedienten sich auch die Vorsteherschaften, insbesondere 
zur Eintreibung von Steuerforderungen. 4 Der Bann wurde, nach dem 
Zeugnis des Oberlehrers und späteren Rabbiners Wyler, 5 von den 
Juden „mehr gefürchtet als Landjäger, Exekution und Kerker." 

* 3. Anfänge einer Regierungsaufsicht. Das israelitische Kultus- 
wesen war im Anfang des Jahrhunderts von jeder obrigkeitlichen 
Aufsicht frei, wogegen der Staat auch nichts zu seiner Förderung 
that. Das war die logische Folge aus dem Grundsatz, daß die inneren 
Verhältnisse der Judenschaft den Staat nichts angingen. 

Dieser Grundsatz blieb, wie wir gesehen haben, nach 1809 nicht 
mehr lange in Geltung. Die Regierung wandte das Schulgesetz auf 
die israelitischen Gemeinden an und erklärte bald nachher, es sei 
eine Pflicht des Staates, neben der sittlichen und intellektuellen auch 
die religiöse Bildung der Juden im Auge zu halten. 6 Ein Eingreifen 
in Kultusangelegenheiten war freilich nicht beabsichtigt; die staat- 
liche Aufmerksamkeit wandte sich zunächst lediglich der Rabbiner- 
stelle zu, bei deren Erledigung im Jahre 1813 der Kleine Rat die 
Gemeinden zur Vornahme einer Neuwahl aufforderte und sich die 
Bestätigung vorbehielt. Die Gemeinden beschlossen, zwei Rabbiner 
anzustellen und dafür die Talmudlehrerstellle eingehen zu lassen; 
jeder Rabbiner sollte in seiner Gemeinde zugleich Oberlehrer sein 



1 Der Rahbinatsbrief, d. h. die Anstellungsurkunde, von 1816 machte ihm 
drei Predigten zur Pflicht, wie es in Israel üblich sei; Akten JA vom 16. Juli 
1838. Sonst wird meist nur von zweien gesprochen. 

* Vgl. oben S. 131 f. 

* oder Issur. 

4 Akten JA vom 15. April 1833 und 23. Februar 1855. 
s In den Akten der Sehulorganisation von 1833, Faszikel 3. 
6 Vgl. oben S. 121 zu N. 1. 
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und die Aufsicht über das gesamte Schulwesen führen. Die Regierung 
billigte den Beschluß und genehmigte die getroffenen Wahlen. 1 

Die ersten Entwürfe für das Organisationsgesetz wollten die 
Stellung des Rabbiners in geistlichen und weltlichen Dingen regeln. 
Sie stießen aber damit auf Widerstand ; die großrätliche Kommission 
war namentlich uneins darüber, ob zwei Rabbiner vorgesehen wer- 
den sollten oder nur einer. Deshalb ließ die Regierung ihre Vor- 
schläge fallen und behielt nur die Bestimmung bei, daß die Rabbiner 
von den jüdischen Gemeinde Versammlungen auf Vorschlag der Vor- 
steherschaft und mit Vorbehalt kleinrätlicher Bestätigung zu er- 
nennen seien.* Diese Vorschrift wurde schon angewandt und erweitert, 
bevor nur die Organisation Gesetzeskraft erlangt hatte. Von den 
zwei im Jahre 1815 gewählten Rabbinern war der eine bald gestorben, 
worauf die Judenschaft, ohne die Regierung anzufragen, dem Über- 
lebenden die Rabbinatsfunktionen in beiden Gemeinden auf drei Jahre 
übertragen und ihm einen Gehülfen beigegeben hatte. Nach Ablauf 
der Frist kam es zu Streitigkeiten; die eine Partei wollte den bis- 
herigen Gehülfen Wolf Dreifuß zum Rabbiner wählen und beschwerte 
sich, als sie unterlag, bei der Regierung. Diese erklärte beide Stellen 
für erledigt, verlangte also, daß wieder zwei Rabbiner gewählt würden. 
Da die streitenden Parteien sich nicht einigten, ernannte sie schließ- 
lich selber die beiden Kandidaten, Ris und Dreifuß, auf drei Jahre 
zu Rabbinern und behielt sich vor, sie später nach Gutfinden zu 
bestätigen oder eine gegenseitige Versetzung anzuordnen. Sie be- 
stimmte gleichzeitig die Besoldungen; jeder sollte jährlich 480 Fr. 
(alter Währung) 8 und außerdem für seine Verrichtungen die üblichen 
Gebühren, die sogenannten Accidentien, in seiner Gemeinde beziehen. 
Die Rabbiner wurden verpflichtet, monatlich einmal zu predigen und 
jedes Jahr der Jugend einen „Moralkursus", eine Art Konfirmanden- 
unterricht, zu erteilen. Diesen Beschluß faßte der Kleine Rat am 
14. April 1824, also kurz bevor das Organisationsgesetz in Kraft trat. 4 

1 Akten JA vom 5. April 1815. 
1 Akte» JA vom 5. Mai 18*25. 

3 Dies war der Betrag, den der alleinige Rabinner seit der provisorischen 
Regelung nach dem Tode seines Amtsgenossen erhalten hatte. In früheren Zeiten 
war die Besoldung höher gewesen; vgl. Akten JA vom 5. Dezember 1831 und 
oben S. 43. 

* Akten JA vom angegebeneu Tage. 
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Vorher hatte die Regierung nur die persönliche Befähigung der 
Rabbiner geprüft und ihnen gewisse weltliche Aufgaben übertragen. 1 
Der Beschluß enthielt im Gebote monatlicher Predigten und eines 
Moralunterrichts zum erstenmal eine Vorschrift über ihre geistlichen 
Obliegenheiten und griff damit in eine reine Kultusangelegenheit der 
Judenschaft ein. Von da an ging die Staatsbehörde mehr und mehr 
darauf aus, die israelitischen Kultusgenossenschaften nach dem Vor- 
bilde der christlichen Kirchgemeinden zu organisieren. Es lassen 
sich in dieser Beziehung zwei Perioden unterscheiden. In der ersten 
befaßte die Regierung sich noch immer hauptsächlich mit dem Rab- 
biner und suchte durch ihn auf die Gestaltung der jüdischen Kultus- 
verhältnisse einzuwirken; ein direktes Eingreifen in religiöse An- 
gelegenheiten der Judenschaft erschien ihr nur zulässig, wenn Streitig- 
keiten es nötig machten. Die mangelhaften Erfolge dieses Systems 
veranlaßten einen Umschwung, der schließlich zur Unterstellung der 
israelitischen Kultusgenossenschaften unter das Kirchgemeindegesetz 
und damit zur prinzipiellen Gleichberechtigung der Juden und Christen 
auch auf religiösem Gebiete führte. Den Übergang von einer Periode 
zur andern bildet die im Jahr 1853 vom Regierungsrat erlassene 
Rabbinatsverordnung. 

4. Staatliche Einwirkung beschränkt auf das Rabbinat und die 
Beilegung von Streitigkeiten, 1824 — 1853. a. Aufsicht über das 
Rabbinat. Das Gesetz von 1824 behielt dem Kleinen Rat die Be- 
stätigung der Rabbiner vor. Im Beschluß vom 14. April 1824 hatte 
die Regierung sich außerdem das Recht gewahrt, nach drei Jahren 
eine Versetzung anzuordnen. Sie folgte damit dem Beispiel, das die 
Judenschaft selber bei der ersten Doppelwahl im Jahre 1815 gegeben 
hatte; durch die Versetzung sollte hauptsächlich die Verschiedenheit 
der Einkünfte ausgeglichen werden, die bestand, weil das größere 
Endingen mehr Arbeit und demzufolge auch mehr Nebeneinnahraen 
bot als das kleinere Lengnau. Die Maßregel kam 1827 nicht zur 
Ausführung, wohl aber 1831 ; Rabbiner Ris, der bisher in Endingen 
gewesen war, kam nach Lengnau, Rabbiner Dreifuß von dort nach 
Endingen. Drei Jahre später, nach dem Tode des Ris, wurde Dreifuß 
wieder nach Lengnau zurückversetzt, 2 wo er fortan beständig blieb; 



1 Vgl. oben S. 121 und 133. 

» Akten JA vom 15. September 1831 und 30. Dezember 1835. 
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der Wechsel wurde nicht mehr vorgenommen, weil er wegen der 
veränderten Besoldungsverhältnisse seine Bedeutung verloren hatte. 

Über die Zahl der Rabbiner schrieb das Gesetz nichts vor. Die 
Regierung hielt sich daher für berechtigt, das ihr Gutscheinende 
anzuordnen. Bei der Erledigung der einen Stelle im Jahr 1834 ließ 
sie die Gemeinden anfragen, ob sie weiterhin zwei oder nur noch 
einen Rabbiner haben wollten. Die Judenschaft beschloß die Ver- 
einigung der Rabbinate, also die Rückkehr zum frühern System ; das 
Organisationsgesetz hatte dem Rabbiner wichtige Funktionen, ins- 
besondere die Waisenangelegenheiten, abgenommen und sie den welt- 
lichen Vorstehern übertragen, sodaß den Israeliten selber ein einziger 
Rabbiner fortan wieder zu genügen schien. Dennoch ordnete die 
Regierung die Wiederbesetzung der freigewordenen Stelle an. 

Bei dieser Gelegenheit fanden die Wählbarkeitserfordernisse eine 
neue Regelung. 1824 hatte der Kleine Rat nur verlangt, daß die 
Kandidaten im Besitze eines Rabbinatsdiplomes seien. Jetzt behielt 
er sich das Recht vor, eine besondere Prüfung mit ihnen vornehmen 
zu lassen. Die Judenschaft wünschte diese Prüfung „zwei alten und 
berühmten Rabbinern" zu übertragen, der Kantonsschulrat aber wider- 
sprach. Er wies darauf hin, daß auch ein Mann von geringer Bil- 
dung die Befähigung für die rituellen Funktionen des Rabbiners haben 
könne und daß die Unwissenheit der Rabbiner eines der größten 
Hindernisse für die Verbesserung des jüdischen Schulwesens sei; daher 
solle die Stelle nur einem Bewerber übertragen werden, der das 
Zeugnis eines achtbaren sittlichen Charakters verdiene und sich nicht 
bloß durch ein Rabbinatsdiplom „ einer anerkannten jüdisch-kirchlichen 
Autorität" über seine spezielle Befähigung für das Amt ausweise, 
sondern auch in einer staatlichen Prüfung seine Fähigkeit zu religiös- 
moralischen Vorträgen und überhaupt eine etwas höhere wissen- 
schaftliche Bildung an den Tag gelegt habe. Die Regierung stimmte 
zu und der Kantonsschulrat nahm mit den Kandidaten die Prüfung vor. 

Das Wahlrecht stand nach dem Organisationsgesetz den Ge- 
meinden zu. Aber schon vor dessen Inkrafttreten hatte die Regierung 
sich das Recht beigelegt, den Rabbiner zu ernennen, wenn in der 
(iemeinde keine Einigung zustande kam. 1 Ein unvorhergesehener 
Fall trat nun im Jahr 1835 ein. Ein einziger Bewerber hatte die 
Wählbarkeitsprüfung mit Erfolg bestanden, der bisherige Oberlehrer 



1 Vgl. oben S. 159. 

Haller, Dissertation 11 
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Wyler, der wegen seines zur Schau getragenen Freisinns der Staats- 
behörde genehm, in seiner Gemeinde aber, aus diesem und aus andern 
Gründen, verhaßt war. Die Regierung präsentierte ihn einzig zur 
Wahl und ließ auch nicht zu, daß die Stelle öffentlich ausgeschrieben 
wurde. Da Wyler trotzdem in drei Wahlverhandlungen die Mehrheit 
nicht gewann, ernannte ihn der Kleine Rat selber zum Rabbiner von 
Oberendingen, weil die Gemeinde, wiederholter Weisung ungeachtet, 
von ihrem Wahlrecht keinen Gebrauch gemacht habe. 1 Die Hoffnungen, 
welche die Regierung auf diesen Mann setzte, gingen nicht in Ei- 
tüllung, und er gab ihr später Gelegenheit, sich auch das Recht der 
Abberufung eines Rabbiners wegen Unwürdigkeit beizulegen. 2 

Uber die Besoldung sagte das Gesetz nichts, und ihre Fest- 
setzung hätte daher den Gemeinden überlassen werden sollen; denn 
das entsprach dem bisherigen Zustand. Im Jahr 1824 begnügte sich 
die Regierung denn auch damit, jedem der von ihr ernannten Rab- 
biner den Gehalt zuzusprechen, den unmittelbar vorher der alleinige 
Inhaber der Stelle bezogen hatte, und sie außerdem auf die üblichen 
Gebühren anzuweisen. Bisher hatte nämlich der Rabbiner nur seine 
ursprünglichste Amtsfunktion, die Entscheidung ritueller Fragen, un- 
entgeltlich besorgt, für seine übrigen Verrichtungen aber sich im 
Einzelfalle besonders bezahlen lassen. Diese „Aecidentien" bildeteii 
vor der staatlichen Einmischung einen bedeutenden Teil seiner Be- 
soldung; nach einer späteren Schätzung haben sie in beiden Gemeinden 
zusammen jährlich mehr als tausend Franken betragen. Im Laufe 
der Zeit aber versiegten ihre Hauptquellen. Die Besorgung der 
Waisensachen und die Vermögensaufzeichnung bei Todesfällen wurden 
durch das Organisationsgesetz den Vorsteherschaften übertragen. 
Auch der Ertrag der schiedsrichterlichen Thätigkeit ging zurück, da 
die Juden sich mehr und mehr daran gewöhnten, ihre Händel vor 
den staatlichen Richter zu bringen. Diese Verminderung des Rabbinats- 
einkommens konnte der Regierung nicht gleichgültig sein; wenn die 
Rabbiner den höheren Anforderungen, die der Staat an sie stellte, 
genügen sollten, so mußte ihnen eine ausreichende Besoldung ge- 
sichert werden. Die freiwillige Erhöhung ihres festen Gehaltes war 

1 Vgl. über all dies Akten JA vom 30. Dezember 1835. 

* Akten JA vom 21. Oktober 1852 (Beschluß vom 28. Januar dieses Jahres). 
— Schon 1824 hatte die Regierung einem Rabbiner mit der Ausweisung gedroht, 
die natürlich seine Absetzung in sich geschlossen hält«. RP vorn 12. August 1824. 
S. 363. 
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aber von den Gemeinden schwer zu erlangen; an der wissenschaft- 
lichen Bildung ihrer Rabbiner lag ihnen wenig, und ihre eigene 
ökonomische Lage wurde wegen der vermehrten Schullasten immer 
schwieriger. Daher hat der Kleine Rat wiederholt von sich aus 
höhere Besoldungen festgesetzt, ohne auf die Proteste der Vorsteher- 
schaften zu achten, die nicht mit Unrecht nach einem gesetzlichen 
Grunde fragten, der einen Zwang in solchen Dingen rechtfertige. — 
Während die Regierung so die festen Gehalte vergrößerte, verlangte 
sie mehr und mehr von den Rabbinern die unentgeltliche Besorgung 
ihrer einzelnen Verrichtungen. Sie setzte 1835 die Besoldung des 
neuernannten Rabbiners von Endingen auf 640 Franken fest, unter- 
sagte ihm aber den Bezug von Accidentien für seine geistliche Thätig- 
keit. Bei einer späteren Besoldungserhöhung wurde er verpflichtet, auch 
die Ehepakten unentgeltlich zu schreiben, für die er bisher noch die 
hergebrachten Gebühren hatte beziehen dürfen. — In Lengnau, wo 
von 1834 bis 1860 der gleiche Rabbiner, Wolf Dreifuß, amtete, blieb 
das alte System der Accidentien bestehen, doch erhöhte hier die 
Gemeinde von sich aus die Besoldung gegen Verzicht des Rabbiners 
auf einen Teil der Gebühren. 1 

b. Israelitische Autonomie in Kultusfragen. Für die geist- 
lichen Obliegenheiten des Rabbiners blieben die israelitischen Vor- 
schriften und das alte örtliche Herkommen maßgebend. Die Regierung 
hatte zwar 1824 einige Verpflichtungen in dieser Hinsicht festgesetzt, 
denen aber beim Fehlen eines Aufsichtsorgans meistens nicht nach- 
gelebt wurde. 2 Auch die äußere Organisation des Kultus blieb von 
staatlicher Einmischung unberührt, Das Organisationsgesetz legte 
lediglich den Sittengerichten die Befugnis bei, Störungen der Sabbath- 
feier zu ahnden, was materiell keine Neuerung enthielt, weil das 
Sittengericht von Rabbinern und Vorstehern gebildet wurde, die schon 
bisher gemeinsam die Aufsicht über den Gottesdienst geübt hatten. 
Weil es den geistlichen Vorsteher mit den weltlichen vereinte, wurde 
das Sittengericht über die gesetzlichen Bestimmungen hinaus ganz 
naturgemäß zum obersten Organ der Gemeinde in Kultusangelegen- 
heiten überhaupt; es erließ Synagogenreglemente und andere auf 



1 Akten JA vom 5. Dezember 1831 (zwei Nummern vom gleichen Datum), 
vom 30. Dezember 1835, 16. Juli 1838 und insbesondere vom 18. April 1843 
(darin ein zusammenfassender Bericht des Departements des Innern). 

1 Die Beiege in den Akten, die in der vorigen Note zitiert sind. 
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den Gottesdienst bezügliche Anordnungen und legte den Übertretern 
Bußen auf, für welche das Bezirksamt nötigenfalls Vollstreckung ge- 
währte, sofern sie ihrer Höhe nach innerhalb der sittengerichtlichen 
Strafkompetenz blieben. 1 Auch das Recht des Sittengerichts, wegen 
Übertretung religiöser Verbote den kleinen Bann zu verhängen, d. h. 
die Teilnahme an gewissen gottesdienstlichen Handlungen für einige 
Zeit zu verbieten, wurde von den staatlichen Behörden anerkannt, 
wenn auch die Regierung den Bann nicht gerne sah und gelegentlich 
zur Milde und Duldsamkeit ermahnte. 2 Nur die Anwendung dieser 
geistlichen Strafe auf weltlichem Gebiet, insbesondere als Mittel zur 
Eintreibung von Geldforderungen der Gemeinden, wurde als ein Über- 
griff getadelt und untersagt. 3 

Das Eingreifen in eigentliche Kultusangelegenheiten vermied die 
Regierung nicht bloß aus Zweckmäßigkeitsrücksichten, sondern weil 
sie fand, es stehe ihr in solchen Sachen kein Verfügungsrecht zu. 4 
Sie anerkannte die Kompetenz des Sittengerichts und trat auf Be- 
schwerden und Einsprüche gegen dessen Anordnungen nicht ein, so- 
fern bloß die Verletzung religiöser, nicht aber staatlicher Vorschriften 
behauptet war. 5 Folgerichtig lehnte sie es auf der andern Seite auch 
ab, den sittengerichtlichen Verordnungen, die sich auf Kultusangelegen- 
heiten bezogen, ihre Bestätigung zu erteilen. 6 

Selbstverständlich konnten Anstalten, die nach jüdischer Auffas- 
sung als religiöse erschienen, von einem andern, weltlichen Gesichts- 
punkte aus der obrigkeitlichen Aufsicht unterliegen, so daß sie zugleich 
den rituellen und den staatlichen Anforderungen zu genügen hatten; 
so mußten der Begräbnisplatz, die Schlachthäuser und die rituell 



1 Akten JA vom 8. August 1831 und vom 15. Dezember 1841. 

* Akten JA vom H. November 1839. Einige Juden waren auf acht Wochen 
mit dem Bann belegt worden, weil sie in der katholischen Kirche von Unter- 
endingen einer Firmelung beigewohnt hatten. Einer von ihnen beschwerte sich 
hei der Regierung. Das Sittengericht erklärte, nach traditioneller Auslegung der 
mosaischen Gesetze sei es den Juden verboten, einem Gottesdienst in einem bilder- 
geschmückten Räume beizuwohnen. Die Regierung fand, sie wolle dem jüdischen 
Kultus in keiner Weise zu nahe treten, fügte aber doch die im Text erwähnte 
Mahnung bei. 

* Akten JA vom 15. April 1833 und vom 23. Februar 1835. 

* Akteu JA vom 22. November 1838. 

5 Vgl. neben den schon genannten Stellen Akten JA vom 8. Januar 1836. 
c Akten JA vom 9. September 1833. 
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vorgeschriebenen Badeanstalten den allgemeinen sanitätspolizeilichen 
Bestimmungen entsprechen. 1 

c. Eingreifen der Regierung veranlasst durch Streitigkeiten. 

Der geschilderte Zustand führte zu keinen Übelständen, so lange die 
obersten Kultusorgane der Gemeinde, Rabbiner und Sittengericht, mit 
einander einig gingen, und dies war der Fall, so lange das persön- 
liche Ansehen des Rabbiners seinen Aussprüchen über rituelle Fragen 
widerstandslose Anerkennung verschaffte und so lange er es in der 
äußern Einrichtung des Kultus beim alten Herkommen bewenden ließ. 
Daher vernehmen wir vor 1835 nichts von Konflikten. Im genannten 
Jahre aber hat die Regierung, wie erwähnt, der Gemeinde Endingen 
als Rabbiner den bisherigen Oberlehrer Wyler aufgenötigt, der das 
Vertrauen seiner Glaubensgenossen weder besaß noch verdiente. Da- 
mit begann ein jahrelanger Streit unter der Judenschaft von Endingen, 
wobei die Gegner des Rabbiners in Gemeinde und Vorsteherschaft 
die Mehrheit besaßen. 

Die Regierung enthielt sich auch jetzt noch so viel als möglich 
der Einmischung. Gleich beim Antritt des Rabbinats hatte Wyler, 
in Voraussicht des Kommenden, den Kleinen Rat um eine Instruktion 
für seine Amtsführung gebeten und die Aufstellung eines Synagogen- 
rats, also einer besonderen israelitischen Kultusbehörde, angeregt; die 
Regierung ließ beide Wünsche unberücksichtigt. 2 Als ihr der Rabbiner 
im Jahr 1836 den Entwurf einer neuen Synagogenordnung zur Ge- 
nehmigung vorlegte, trat sie wiederum nicht auf die Sache ein und 
erklärte, es liege ganz in der Befugnis des Sittengerichts, innerhalb 
der gesetzlichen Schranken die nötigen Vorschriften für die Ordnung 
in der Synagoge aufzustellen. 3 Noch im gleichen Jahre aber sah sie 
sich doch zum Einschreiten genötigt, weil die Unruhe in der Gemeinde 
beständig wuchs und wiederholt Störungen des Gottesdienstes vor- 
kamen, denen die Vorsteher aus Feindschaft gegen den Rabbiner 
nicht ernstlich entgegentraten. Zunächst ordnete die Regierung eine 
Untersuchung durch das Bezirksamt an und ließ die Fehlbaren dem 
Strafrichter überweisen. Als die Störungen trotzdem nicht aufhörten, 
gab sie der Vorsteherschaft die Weisung, einen neuen Entwurf des 



1 Akten JA vom 27. April 1809 (zwei Nummern), vom 11. Oktober 1832 
und vom 3. November 1845. 

* Akten JA vom 30. Dezember 1835: RP vom gleichen Tage, S. 664. 
8 Akten JA vom 16. März 1836. 
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Rabbiners für eine Synagogenordnung zu prüfen und der Gemeinde 
vorzulegen. Statt dessen führte die Vorsteherschaft von sich aus ein 
abgeändertes Synagogenregleuient ein, wogegen der Rabbiner Ein- 
spruch erhob. Nun erteilte die Regierung dem Sittengerichte Auftrag, 
einen Vorschlag zu entwerfen und ihr zur Genehmigung einzusenden. 1 
Nach mehrfachen Mahnungen langte der geforderte Entwurf ein. Die 
Regierung überwies ihn zuerst dem katholischen Kirchenrat, dann 
dem Kantonsschulrat zur Prüfung; beide Behörden lehnten aber die 
Begutachtung ab, weil die Sache nicht in ihren Amtsbereich falle. 
Hierauf erklärte der Kleine Rat, er sei nicht in der Lage zu ent- 
scheiden, welcher der abweichenden Entwürfe den Vorzug verdiene; 
wenn die Parteien sich nicht zu einigen vermöchten, sollten sie das 
Gutachten einer deutschen Oberrabbinatsbehörde einholen und vor- 
legen. - 

Damit behielt sich die Staatsbehörde zum ersten Mal das Recht 
vor, über Fragen der jüdischen Kultusorganisation in letzter Linie zu 
entscheiden, wenn eine Einigung unter den Juden selber nicht zu 
Stande kam; es konnte rechtlich kaum einen Unterschied machen, 
ob sie sich selber ein Gutachten geben ließ oder die Gemeinde dazu 
verhielt, ein solches einzuholen. In dem Beschluß brach ein Gedanke 
durch, der später das Verhältnis der israelitischen Kultusgenoasen- 
schaften zum Staate beherrschen sollte. Vorerst aber wurde die Be- 
tätigung des neuen Grundsatzes dadurch überflüssig, daß nunmehr 
die streitenden Parteien sich einigten und einen von Rabbiner und 
Sittengericht einstimmig angenommenen Entwurf vorlegten. Die Re- 
gierung prüfte diesen jetzt bloß noch darauf, ob er nichts den Staats- 
gesetzen Zuwiderlaufendes enthalte, strich eine Bestimmung, welche 
den Lehrern die Aufsicht über die Schidjugend während des Gottes- 
dienstes übertrug, weil eine derartige Verpflichtung im Schulgesetze 
nicht ausgesprochen sei, und erteilte endlich am 14. November 1839 
der Synagogenordnung für Endingen die staatliche Genehmigung. 3 

Noch hielt die Regierung sich zum Eingreifen in Kultussachen 
bloß dann für befugt, wenn die Ordnung und Ruhe in den Juden- 

1 Akten JA vom 10. Oktober 1836 und vom 14. September 1837. Wyler 
regte die Einführung des würtlemhergischen Synagogenrcglements an; die Vor- 
steher entgegneten, es sei vom monarchischen Prinzip beherrscht und sie bo- 
gehrten auch in der Synagoge keinen Monarchen. 

a Akten JA vom 11. November 1839. 

8 Vgl. die eben erwähnten Akten von diesem Datum. 
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gemeinden es unbedingt erforderte. Als 1843 die Gemeinde Lengnau 
eine von ihr angenommene Synagogenordnung zur Bestätigung ein- 
schickte, bemerkte die Regierung, sie habe zwar gegen deren Ein- 
führung nichts einzuwenden, enthalte sich aber einer ausdrücklichen 
Genehmigung dieser rein konfessionellen Vorschrift. 1 Der Bestätigungs- 
beschluß von 1839 erscheint daher als eine Ausnahme, die im voran- 
gegangenen Zwiespalt und der polizeilichen Aufsichtsbefugnis des 
Kleinen Rates ihre Rechtfertigung fand. Auch in Eudingen sind 
später Abänderungen des Reglementes vorgenommen worden, ohne 
daß man dafür die obrigkeitliche Genehmigung nachsuchte 2 

Die Synagogenordnung von 1839 brachte der Judenschaft von 
Endingen zwar nicht den völligen Frieden, doch zog der Streit sich 
auf andere Gebiete. Anfangs der Fünfzigerjahre aber wurden neue 
Beschwerden gegen den Rabbiner laut, es kam zu gerichtlichen Unter- 
suchungen, und die Regierung sah sich genötigt, Wyler durch Beschluß 
vom 28. Januar 1852 von seiner Stelle abzuberufen. 3 

Die Besorgung der wichtigsten rituellen Obliegenheiten in der 
Gemeinde wurde nun vorläufig dem Rabbiner von Lengnau übertragen 
und ihm ein diplomierter Talmudist, wie solche sich in der Gemeinde 
selber fanden, als Gehülfe beigegeben. Die definitive Besetzung er- 
klärte die Regierung erst auf Grund eines Rabbinatsregulativs zugeben 
zu können; die Vorsteherschaft von Endingen wurde aufgefordert, 
einen Entwnrf einzureichen. 4 Die Wirren der letzten zwanzig Jahre 
hatten zur Genüge gezeigt, daß eine eingehende Feststellung der 
Obliegenheiten und Kompetenzen des Rabbiners notwendig war. 

Der Entwurf ging bald ein und wurde dem Schulrat zur Begut- 
achtung überwiesen, der seinerseits den Seminardirektor Augustin 
Keller mit der eingehenden Prüfung beauftragte. Keller setzte die 
ängstliche Rücksicht, mit der bisher die Behörden die Einmischung 
in innere Angelegenheiten des israelitischen Kultus abgelehnt hatten, 
bei Seite. Er fand den Entwurf ungenügend, weil er weder über 
die wissenschaftliche Berufsbildung noch über das Lehramt des Rab- 
biners die nötigen Bestimmungen enthalte, und unterwarf ihn an 



1 Akteu JA vom 9. Juni 1843. 

* Ein von der Gemeinde Endingen am 29. August 1852 genehmigtes Synagogen- 
regleraent wird erwähnt in Akten JA vom 21. Oktober 1852. 

» Akten JA vom 21. Oktober 1852. 

* Akten JA vom 8. Juni 1852. 
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Hand der aargauischen Gesetze und Verordnungen über die Geistlichen 
und der würtembergischen Rabbinatsinstruktion einer gänzlichen Um- 
arbeitung. Sein Entwurf wurde der Vorsteherschaft von Endingen 
zugeschickt, deren Wünsche der Schulrat zum Teil noch berück- 
sichtigte, zum Teil aber als „entschieden einfältig, absurd und ver- 
werflich" auGer Acht ließ. Den so festgestellten Vorschlag des Kantons- 
schulrats erhob die Regierung zu einer Verordnung, die nicht nur für 
Endingen, sondern bei der nächsten Neubesetzung auch für Lengnau 
^ in Kraft treten sollte.' 

4» 

£| 5. Staatsaufsicht Ober den gesamten Kultus. 1853—1888. a. Di» 

!§• Rabbinatsverordnung von 1853. Diese „Verordnung betreffend die 

** Rabbinate der beiden israelitischen Gemeinden Endingen und Leng- 

rx ~ nau, vom 4. Hornung 1853,"* verfolgte den doppelten Zweck, einmal 

zxz die nötigen Garantien dafür zu schaffen, daß kein Unwürdiger mehr 

> ans Rabbinat gelange, und sodann, weiteren Konflikten durch ein- 

aj gehende Regelung der Obliegenheiten und Befugnisse des Rabbiners 

vorzubeugen. In erster Linie wurden für den Erwerb der Wählbar- 
li keit bedeutend schärfere Bedingungen aufgestellt. Der Bewerber 

~3 hatte Zeugnisse über „einen makellosen religiösen Lebenswandel u 

£2 vorzulegen, von der Erziehungsdirektion ein Maturitätszeugnis zu er- 

«3 werben, sich über ein dreijähriges Hochschulstudium auszuweisen und 

mußte endlich ein Rabbinatsdiplom besitzen, das von einem anerkannt 
* gelehrten Rabbiner ausgestellt war. Einem so ausgewiesenen Kandi- 

daten konnte das Wahlfähigkeitszeugnis „entweder infolge einer be- 
standenen Konkursprüfung oder infolge anerkannten Rufes" erteilt 
werden. Unter den mit oder ohne Prüfung für wählbar erklärten 
Bewerbern hatte die Gemeinde die Wahl; die Regierung behielt sich 
aber ausdrücklich die Bestätigung vor. 

Bei den bisherigen Besoldungsverhältnissen wären Kandidaten, 
die diesen Anforderungen genügten, kaum zu finden gewesen. Die 
Verordnung setzte daher fest, daß der Rabbiner von Endingen eine 
Jahresbesoldung von wenigstens 1200, der von Lengnau eine solche 
von wenigstens 1100 Franken beziehen solle; überdies kam jedem 
freie Wohnung zu, sowie die Gebühren für Ausfertigung der Akten 



1 Akten JA vom 4. Februar 1853. 
* In der Gesetzessammlung. 
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bei den sonst unentgeltlichen Kopulationen 1 und für Eidesunter- 
weisungen nach gesetzlicher Vorschrift. 2 

In Bezug auf seine Amtsverrichtungen gab die Verordnung dem 
Rabbiner in allen weltlichen Dingen die Stellung, die in den christ- 
lichen Gemeinden dem Pfarrer zukam. Für das Schul- und Annen- 
wesen sagte sie das ausdrücklich; 3 auf andern Gebieten traf sie ma- 
teriell gleiche Bestimmmimgen, so insbesondere für die Thätigkeit des 
Geistlichen bei Trauungen und Eidesunterweisungen sowie für die 
Führung der Zivilstandsregister; endlich setzte sie fest, daß überall, 
wo nichts Besonderes bestimmt war. der Rabbiner den staatlichen 
Gesetzen und Verordnungen über die Geistlichen und die Pfarrämter 
unterworfen sei. Auch die Kultusfunktionen wurden zum Teil denen 
der Pfarrgeistlichen entsprechend normiert, vor allem der Rabbiner 
verpflichtet, an jedem Sabbath um! jedem Festtage eine Predigt zu 
halten. Der schon 1824 vorgeschriebene, aber nie regelmäßig erteilte 
Moralunterricht für die Jugend wurde wieder aufgenommen und zwar 
in Gestalt allwöchentlicher Katechisationen, welche in einem Kontir- 
mandenunterricht ihren Abschluß finden sollten; auch hier war das 
christliche Vorbild maßgebend, da ein solcher Unterricht für die 
israelitischen Knaben nicht gebräuchlich war und für die Mädchen 
dem Herkommen — und nach der Behauptung der Juden sogar den 
religiösen Vorschriften — geradezu zuwiderlief. 

Die wichtigste Neuerung betraf die Stellung des Rabbiners im 
Gottesdienst. Bisher hatte er bloß über die genaue Beobachtung 
des Ritus gewacht; nach der Verordnung hatte er den gesamten 
Gottesdienst zu beaufsichtigen und zu leiten. Er wurde angewiesen, 
die von der Regierung genehmigte Synagogenordnung genau zu be- 
obachten und sich aller willkürlichen Abänderungen der Liturgie zu 



1 Im Gegensatz zum bisherigen Zustand durfte also jetzt auch der Rabbi ner 
von Endingen für Ausstellung der Ehepakten wieder Gebühren erheben: vgl. oben 
S. 163. Dies wird damit zusammenhängen, daß die Ehepakten mit der Unter- 
stellung der Juden unter das bürgerliche Eherecht ihre zivilrechtliche Bedeutung 
und Notwendigkeit verloren hatten. 

* Für Lengnau sind diese Bcsoldungsvorschriften nie in Kraft getreten, da 
nach dem Ableben des Rabbiners Dreifuß die Rabbinate vereinigt und dabei die 
Besoldungsverhältnisse neu geordnet wurden. 

8 Vorbehalten blieb im Schulwesen die besondere Pflicht des Rabbiners zur 
Erteilung des Religionsunterrichts, soweit sie nicht den Lehrern übertragen war, 
sowie zur Aufsicht über den hebräischen Unterricht. 



Digitized by Google 



- 170 — 

enthalte». Der Vorsinger kam unter seine besondere Aufsicht und 
hatte sich seinen Anordnungen zu unterziehen. Besonders sollte 
der Rabbiner auf die Vervollkommnung des deutschen Gesanges 
sowie auf ritualinä lügen Vortrag der Thora achten. Außerhalb dei 
Synagoge wurde ihm seine Hauptfunktion, die Beantwortung ritueller 
Fragen, nun auch staatlicherseits zur Pflicht gemacht und ihm ferner 
die Prüfung und Beaufsichtigung des Schächters übertragen, der von 
der Gemeinde gewählt werden sollte. 

Die rechtliche Bedeutung der Verordnung lag einmal in der 
durchgeführten Gleichstellung des Rabbiners mit den christlichen 
Geistlichen, die als Konsequenz die Gleichstellung der israelitischen 
Kultusgenossenschaften mit den christlichen Kirchgemeinden forderte, 
wie sie später auch wirklich erfolgt ist. Noch wichtiger aber war 
ein anderer Punkt: die Verordnung brach völlig mit dem Grundsatz, 
daß der Staat sich in religiöse Angelegenheiten der Judenschaft nicht 
einzumischen habe. Sie unterwart den jüdischen Kultus der Aufsicht 
des Regierungsrates und schrieb dem Rabbiner die genaue Beobach- 
tung nicht bloß der organisatorischen sondern auch der rituellen 
Vorschriften vor. Damit legte die Regierung sich auch die Befugnis 
bei zu entscheiden, was zur israelitischen Liturgie gehöre und was 
nicht. Wenn dies auch in der Verordnung nicht ausdrücklich gesagt 
war, so ergab es sich doch notwentlig aus der Vorschrift, daß der 
Rabbiner sich aller willkürlichen Abänderungen der Liturgie enthalten 
solle. Bisher hatte die Regierung alle Beschwerden über seine ritu- 
ellen Entscheidungen zurückgewiesen; wenn fortan der Vorwurf gegen 
ihn erhoben wurde, daß er verordnungswidrig die Liturgie ändere, 
dann konnte sie sich der Prüfung nicht mehr entziehen, ob eine 
willkürliche Abänderung vorliege oder nicht. — Der veränderte Stand- 
punkt der Verordnung trat auch darin zu Tage, daß sie annahm, 
die Synagogenreglemente bedürften der obrigkeitlichen Genehmigung; 
sie schrieb dem Rabbiner vor, er habe sich nach der von der Staats- 
behörde genehmigten Synagogenordnung zu richten. 1 

Dank den neuen Bestimmungen konnte für Endingen ein wissen- 
schaftlich gebildeter Rabbiner, Dr. Fürst von Mannheim, gewonnen 
werden, durch welchen die Eintracht in religiösen Dingen unter den 
Gemeindegenossen dauernd hergestellt wurde. 



1 Im Jahre 18<J4 erhielt in der That ein neues SynaKogenreglement für beide 
Gemeinden das hoheitliche Visum; Akten JA vom 29. April 1864. 
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b. Verschmelzung der Rabbinate. Das praktisch wichtigste 
Ereignis der folgenden Jahre war die Verschmelzung der beiden 
Rabbinate. Dr. Fürst wurde im Jahre 1858 an eine Gemeinde seiner 
Heimat berufen und erhielt von der Regierung die erbetene Ent- 
lassung. 1 Bevor eine Ersatzwahl zu stände kam, starb der hoch- 
bejahrte Rabbiner von Lengnau, und die Regierung fragte die Ge- 
meinden an, ob sie mit einer Verschmelzung der beiden Rabbinate 
einverstanden seien. Die Verhältnisse legten diesen Gedanken nahe. 
Die israelitische Einwohnerschaft der zwei Dörfer ging seit dem 
Niederlassungsgesetz von 1*46 langsam aber stätig zurück; 2 die Steuer- 
kraft war in rapider Abnahme, weil die reichen Juden wegzogen 
und die armen dablieben. Auf der andern Seite hatte es sich bei 
den Bemühungen, einen geeigneten Rabbiner für Endingen zu finden, 
deutlich gezeigt, daß die in der Verordnung festgesetzten Besoldungen 
nicht mehr ausreichten. Bald wurden denn auch die Gemeinden 
einig, wieder wie in alter Zeit einen gemeinsamen Rabbiner anzu- 
stellen, und die Regierung genehmigte ihren Beschluß. Die Wahl 
überließen die Juden, da ihre Erkorenen entweder ablehnten oder 
die obrigkeitliche Bestätigung nicht erhielten, für einmal dem Re- 
gierungsrat, der am 26. August 1861 den Dr. Kayserling aus Han- 
nover zum Rabbiner beider Gemeinden ernannte. 3 — Abgesehen von 
dem gemeinsamen Rabbiner blieben die beiden Kultusgenossenschaften 
nach wie vor völlig voneinander getrennt. Von der Rabbinatsver- 
ordnung kamen die Bestimmungen über das Einkommen in Wegfall; 
die Pflicht zu wöchentlicher Predigt wurde von der Regierung den 
neuen Verhältnissen in der Weise angepaßt, daß der Rabbiner an 
einem Sabbath in der einen, am folgenden in der andern Synagoge 
zu predigen hatte. 1 Alles andere blieb, wie es war. 



» Akten JA von) 8. März 1858. 

»Auch die Gesamtziffer der im Kanton wohnenden .luden hatte sich von 
1850 bis 1860 etwas vermindert, und eine raschere Ahnahme ließ sich als natür- 
liche Folge der fortschreitenden Emanzipation vorhersehen. 

8 Akten JA vom 11. Dezember 1861. Es ist daher, obwohl das Wahlrecht 
gesetzlich der Judenschaft zuerkannt war, seit 1824 ein einziger Rabbiner von 
seiner Gemeinde gewählt worden, nämlich Dr. Fürst im Jahr 1851. Alle andern 
hat die Regierung ernannt (1824 Ris und Dreifuß, 1835 Wyler, 1861 Kayserling). 

* Jeweileu nach drei Jahren sollte er seinen Wohnsitz in die andere Ge- 
meinde verlegen, was 1864 wirklich geschah, später aber unterlassen wurde. 
Akten JA vom 18. November 1864 und 4. Juni 1869. 



Digitized by Google 



Als Besoldung hatten die Gemeinden in ihrer Vereinbarung 
*20OO Franken bestimmt; die Regierung fügte einen jährlichen Staats- 
beitrag von 400 Franken hinzu. 1 Damit war ein neuer Schritt zur 
rechtlichen Gleichstellung des israelitischen Kultuswesens mit dem 
christlichen geschehen. Bisher hatte die Regierung es immer ab- 
gelehnt, eine solche regelmäßige Unterstützung zu gewähren; 8 nur 
für den Bau neuer Synagogen waren vom Großen Rat auf ihren An- 
trag den beiden Gemeinden Beiträge bewilligt worden. 8 

Das gemeinsame Rabbinat dauerte nicht ganz ein Jahrzehnt lang. 
1870 wurde Kayserling als Rabbiner nach Pest berufen und erhielt 
keinen Nachfolger. Der Rückgang in der Einwohnerzahl und Steuer- 
kraft der Gemeinden war inzwischen so stark fortgeschritten, daß 
sie auch vereint die Besoldung nicht mehr aufzubringen vermochten; 
deshalb wurde das Rabbinat nicht mehr definitiv besetzt, sondern 
durch Verweser besorgt, welche die Erziehungsdirektion bezeichnete. 4 

c. Handhabung der Begierungsaufsicht. Während dieser 
Periode, d. h. seit 1853, war die Regierung wiederholt in die Lage 
gekommen, ihr vorbehaltenes Aufsichtsrecht über den israelitischen 
Kultus auszuüben. Vor allem geschah dies durch Erteilung oder 
Verweigerung der Wahlfähigkeitszeugnisse für die Rabbinerstelle, 
wobei der Regierungsrat sich nicht auf die Handhabung der Ver- 
ordnung beschränkte, sondern neben der sittlichen und wissenschaft- 
lichen Tüchtigkeit der Bewerber auch ihre theologische Richtung in 
Betracht zog und gelegentlich solche zurückwies, die im Rufe allzu- 
starrer Orthodoxie standen. 5 Auch der israelitische Gottesdienst stand 
jetzt unter obrigkeitlicher Aufsicht. Bei kleineren Verstößen gegen 
das Synagogenreglement wies die Regierung das Sittengericht an, die 
Fehlbaren zu bestrafen; in einem schwereren Falle wurde eine zucht- 
polizeiliche Untersuchung angeordnet und zugleich dem Vorsinger 
wegen Ungehorsams gegenüber den Weisungen des Rabbiners, der 
Vorsteherschaft wegen unbefugter Einmischung in dessen Kompetenzen 
ein Verweis erteilt und für den Wiederholungsfall Strafe angedroht/ 

_ _ _ 

1 Akten JA vom 11. Dezember 1861. 

1 Akteu JA vom 18. April 1843 und vom 4. Januar 1856. 
s Im Jahr 1847 1000 Franken für Lengnau (Akten JA vom 5. Mai 184$), 
im Jahr 1856 2500 Franken für Endinjren (Akten JA vom 26. März 1857). 
4 Akten JA vom !). August 1871. Vgl. g 27 Ziff. 4 b. 
6 Akten JA vom 13. April 1854 und vom 11. Dezember 1861. 
«Akten JA vom 22. Juni 1863 und vom 3. Februar 1868. 
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Weil die Befähigung eines Vorsingers zweifelhaft erschien, ordnete 
die Regierung an, er habe sich einer Prüfung zu unterziehen und 
müsse ersetzt werden, wenn er sie nicht bestehen könne; die Be- 
hörde berief sich dabei auf die Rabbinatsverordnung, welche die För- 
derung des deutschen Synagogengesanges vorschrieb. 1 Im Jahre 1863 
entstand Streit darüber, ob zwei Gebete, die in der Synagoge von 
Endingen nach altem Brauche verrichtet wurden, einen wesentlichen 
Bestandteil der Liturgie bildeten oder nicht. Der Rabbiner wollte 
sie beseitigen, um den Gottesdienst abzukürzen; er stieß aber auf 
Widerstand, insbesondere bei den Vorstehern. Die Regierung hatte 
zu entscheiden; sie holte das Gutachten eines ausländischen Sach- 
verständigen ein, das zu Gunsten des Rabbiners ausfiel, weshalb sie 
seine Anordnung bestätigte. 2 

Die Verordnung von 1853 enthielt eine Lücke: sie grenzte die 
Befugnisse des Rabbiners nicht genau ab von denen des Sittengerichts. 
Schon der eben erwähnte Liturgiestreit war zum Teil dadurch veran- 
laßt. Etwas später entstand ein eigentlicher Kompetenzkonflikt, weil 
der Rabbiner dem Schächter von Endingen wegen mangelhafter Beob- 
achtung der ritualen Vorschriften die Ausübung seines Amtes unter- 
sagt hatte, während das Sittengericht ihm das Recht hiezu bestritt 
und das Verbot aufhob. Der Erziehungsdirektor, Welti, gab dem 
Sittengericht recht, weil das Verbot eine Suspension vom Amte be- 
deute, die nach allgemeinen Grundsätzen nur von der Wahlbehörde 
ausgesprochen werden könne; der Rabbiner möge die Sache vor das 
Sittengericht bringen und eventuell gegen dessen Entscheid an die 
Oberbehörde rekurrieren. Rabbiner Kayserling zog die Sache an 
den Regierungsrat; er machte geltend, daß nach dem Kodex Jore Dea 8 
nur der Rabbiner suspendieren könne, nicht aber das Sittengericht, 
dem keine Kompetenz zur Entscheidung von Ritualfragen zukomme. 



1 Akten JA vom 6. März 1865. 

* Akten JA vom 22. Juni 1863. — Im Jahr 1853 machte die Regierung don 
Juden die Beobachtung der polizeilichen Vorschriften über den eidgenössischen 
Bettag zur Pflicht und ordnete an, daß am Sabbath vor dem Bettag eine beson- 
dere Feier in den Synagogen abgehalten werde. Dabei hatten die Rabbiner die 
staatliche Bettagsproklamation zu verlesen; spezitisch christliche Ausdrücke und 
Wendungen wurden zu diesem Zwecke durch allgemein religiöse ersetzt. RP vom 
19. und 28. September 1853, Ziff. 2883 und 2957, und vom 12. September 1854, 
Ziff. 2577. 

»einem Teil des Schulchan Aruch. 
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Der Stellvertreter des Erziehungsdirektors, Augustin Keller, wollte 
auch hier das Gutachten eines Sachverständigen einholen, die Re- 
gierung bestätigte aber den Entscheid Weltis, obwohl der Antrag 
Kellers der Rabbinats Verordnung und der gottesdienstlichen Stellung 
des Rabbiners besser entsprochen hätte. 1 

In letzter Linie waren diese Störungen und Konflikte dadurch 
verschuldet, daß die Staatsbehörde dein wichtigsten Kultusorgan der 
Israeliten, dem Rabbiner, eine ganz veränderte Stellung angewiesen, 
im übrigen aber die Organisation der jüdischen Kultusgenossenschaft 
nicht in ihren Bereich gezogen hatte. Dieser Mangel war schon 183ö 
vom Rabbiner Wyler erkannt worden;" seit der Verordnung trat er 
~w noch schärfer hervor. Um ihm abzuhelfen, reichte 1863 eine Anzahl 

aargauischer Israeliten der Erziehungsdirektion einen Vorschlag für 
die Aufstellung eines Synagogenrates ein, den Welti der Regierung 
> mit dem Bemerken übermittelte, die Organisation des fraglichen Ver- 

5 j häitnisses scheine ihm notwendig. Der Regierungsrat trat aber nicht 

cj> j darauf ein, sondern beauftragte die Direktion, den Vorschlag im Or- 

i^J ganisationsgesetz für die aargauischen Kirchgemeinden angemessen zu 

~J\ berücksichtigen 3 

^ 6. Das Kirchgemeindegesetz von 1668. Dieses Gesetz kam erst 

■^2 mehrere Jahre nachher, am 23. Brachmonat 1868, zu stände; es 

jeS schrieb für die jüdischen Kultusgenossenschaften nichts Besonderes 

* : j vor, und ihre Stellung scheint in den Verhandlungen nicht zur Sprache 

gekommen zu sein; jener Auftrag an die Erziehungsdirektion* war 
wohl in Vergessenheit geraten. Immerhin stand der Wortlaut des 
Gesetzes seiner Anwendung auf die Judenschaft nicht gerade ent- 
gegen; es ließ die Kirchgemeinden bestehen aus den „inner ihren 
Grenzen befindlichen Ortsbürgern und Einwohnern desselben Glaubens- 
bekenntnisses" ; zwar erwähnte es als Seelsorger nur die Pfarrgeist- 
lichen, doch drückte sich geradeso das bürgerliche Gesetzbuch aus, 
dessen Bestimmungen über die Pfarrer zweifellos auch für den Rab- 
biner galten. Die Bezeichnung als Kirchgemeinden paßte freilich 
schlecht für die jüdischen Kultusgenossenschaften ; doch kam sie auch 



9 



1 Akten JA vom 6. März 1865. 

* Vgl. oben S. 165 zu 2. 

* Akten JA vom 29. April 1864. 

* die inzwischen infolge der Wahl Weltis zum Bundesrat an Augustin Keller 
übergegangen war. 
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anderwärts vor, insbesondere in Württemberg und Baden, 1 und die 
Vorschriften dieser Nachbarstaaten hatten gelegentlich schon als 
Muster für die Regelung der aargauischen JudenverhäLtnisse gedient. 
Unzweifelhaft griff das Kirchgemeindegesetz in die Organisation der 
jüdischen Gemeinden dadurch ein. daß es das Gesetz über die Sitten- 
gerichte von 1803 aufhob, dessen Bestimmungen seit 1824 zum Teil 
auch für die Israeliten gegolten hatten. Damit verlor die Judenschaft 
ein wichtiges Organ, das ersetzt werden mußte. 

In der Praxis war denn auch über die Anwendbarkeit des Ge- 
setzes kein Zweifel. An Stelle der Sittengerichte traten, obwohl die 
Wahlverordnung darüber nichts sagte, auch in den israelitischen Ge- 
meinden Kirehenpflegen.* Der Regierungsrat hat im Jahr 1873 die 
Geltung des Gesetzes ausdrücklich festgestellt; 1877 anerkannte sie 
auch das Obergericht, indem es seine Zuständigkeit zur Entscheidung 
einer Rekurssache der jüdischen Kirchenpflege von Lengnau auf die 
Kirchgemeindeorganisation gründete. 3 Die in Oberendingen und Leng- 
nau wohnenden Israeliten bilden daher seit 1868 je eine Kirchge- 
meinde, deren räumliches Zusammenfallen mit den politischen Ge- 
meinden gleichen Namens von den kantonalen Behörden in den Jahren 
1870 und 1871 festgestellt worden ist. 4 

Die praktisch wichtigen Folgen der Neuordnung sind in dem 
Gesagten bereits angedeutet. An Stelle des bisherigen, wesentlich 
auf der Gemeindeangehörigkeit ruhenden Kultusverbandes trat eine 
Kirchgemeinde, die nach dem Gesetz auf territorialer Grundlage ruhte; 
die auswärts wohnenden Juden konnten nicht mehr als Mitglieder 
der Kirchgemeinden angesehen werden, während nach bisheriger Auf- 
fassung auch der anderswo niedergelassene aargauische Israelit seiner 
heimischen Kultusgenossenschaft fortdauernd angehört hatte. Der 

I 

1 Ober die „Sprachverwirrung zwischen Christlichem und Jüdischem" in den 
Benannten Staaten vgl. AY. Kahl, Lehrsystem des Kirchenrechts und der Kirchen- 
politik, 1. Hälfte, Freihurg i. Br. und Leipzig 1891. S. 346 f. 

'Akten JA vom 4. Juni 18^9, Rechenschaftsbericht des Regierungs- 
rates für 1868, S. 211. 

« Akten JA vom 14. April 1873, OG vom 24. Januar 1877, S. 46. 

4 Akten JA vom 9. August 1871; dabei ein obergerichtliches Urteil vom 
29. Juui 1870. Diese Entscheidungen gehen den oben für die Anwendbarkeit 
des Kiniigemcindegesetzes zitierten zeitlich voraus: sie stellten außer dem räum- 
licheu Umfang nur fest, daß die israelitischen Kultusgeineinden als Kirchgenossen- 
s:haften im Sinne des Gcincindesteuergcsctzes anzusehen seien. 
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Personenkreis, der die Lasten des jüdischen Kultuswesens trug, wurde 
dadurch sehr eingeengt- Die zweite Folge war die, daß die Ge- 
meinde in der Kirchenpflege ein von der Vorsteherschaft unabhängiges 
Organ erhielt, bestehend aus dem Rabbiner bezw. Rabbinatsverweser 
und weltlichen Mitgliedern, deren Anzahl die Kirchgemeindeversamm- 
lung innerhalb der gesetzlichen Schranken selber festsetzte. Die 
jüdischen Kirchenpflegen wurden den christlichen gesetzlich völlig 
gleichgestellt, während das israelitische Sittengericht nicht alle Ob- 
liegenheiten des christlichen besessen hatte. Dies wirkte auf die 
Verteilung der Befugnisse innerhalb der israelitischen Kultusgenossen- 
schaft zurück Das Gesetz bezeichnete die Kirchenpflegen als die 
Aufsichts- und Verwaltungsbehörden der Kirchgemeinden. Als solche 
hatten sie die Verwendung des Ertrags der Kirchengüter zu be- 
stimmen, was bisher Sache der Vorste herschaften gewesen war ; doch 
blieb die Vorschrift für die Judengemeinden ohne praktische Be- 
deutung, da ein vom Gemeindegut gesondertes ertragsfähiges Kultus- 
vermögen nicht bestand. Wichtiger war die Bestimmung, daß ohne 
Einwilligung der Kirchenpflege in der äußern Anordnung des Gottes- 
dienstes nichts Wesentliches verändert weiden dürfe. Die Rabbinats- 
verordnung hatte hierin Alles dem Rabbiner überlassen und ihn einzig 
an die Vorschriften der Liturgie gebunden ; jetzt erhielt die Kirchen- 
pflege das Recht, einseitige Änderungen zu verhindern, auch wenn 
sie die Liturgie nicht berührten. Der Wortlaut des Gesetzes hätte 
dazu führen müssen, daß Abänderungen nur durch Vereinbarung 
zwischen Rabbiner und Kirchenpflege getroffen werden konnten. Die 
Regierung legte aber die Vorschrift anders aus; sie erklärte im Jahr 
1 873, der Rabbiner habe den Weisungen der Kirchenpflege in Betreff 
des Gottesdienstes nachzukommen; 1 noch weiter gehend sprach sie 
einige Monate später der Kirchenpflege die Befugnis zu, rituelle Hand- 
lungen aus dem Gottesdienste zu beseitigen, obschon der Rabbinats- 
verweser sich dagegen verwahrt und die Handlungen für einen wesent- 
lichen Bestandteil der Liturgie erklärt hatte. Damit war der Stand- 
punkt der Rabbinatsverordnung verlassen; nicht mehr der Rabbiner, 
sondern die Kirchenpflege war jetzt das vornehmste, maßgebende 
Organ der jüdischen Kultusgemeinde, und die Regierung gab that- 
sächlich die Aufsicht über die Beobachtung der Liturgie aus der 



1 Akten JA vom 14. April 1873. Streitig war, ob der Rabbinatsverweser 
oder die Kirchenpflegc den Beginn des Gottesdienstes bestimme. 
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Hand. 1 Die Erhebung der israelitischen Kultusgenossenschaften zu 
Kirchgemeinden hatte also indirekt die Folge, daß die inneren An- 
gelegenheiten des jüdischen Gottesdienstes wieder wie vor Alters den 
Juden selber überlassen wurden. 

Für die äußere Organisation dagegen gestaltete sich die Sache 
umgekehrt: die allgemeinen staatlichen Vorschriften über das Kirchen- 
wesen waren fortan auch für die Judenschaft maßgebend. Insbesondere 
mußte der Rabbiner als ein Geistlicher im Sinne der Gesetze an- 
gesehen und den christlichen Pfarrern in jeder Beziehung gleich- 
gestellt werden. Es galt daher für ihn das Gesetz über die Amts- 
dauer der Geistlichen vom 24. Mai 1871, das eine jeweilige Wieder- 
wahl nach sechs Jahren anordnete, während bisher die Anstellung 
auf Lebenszeit erfolgt war; die Geistlichen wurden in diesem Gesetz 
für staatliche Beamte erklärt und der Aufsicht des Regierungsrai es 
unterworfen, wodurch in der Stellung des Rabbiners zwar nichts ge- 
ändert, aber doch seinen bisherigen Beziehungen zum Staate der 
gesetzliche Stempel aufgedrückt wurde. Nach der Vollziehungsver- 
ordnung, die erst am 3. Dezember 1877 erschien, sollte die Aufsicht 
über das Rabbinat durch die Erziehungsdirektion geübt werden. 

Die thatsächlichen Verhältnisse der Judenschatt standen mit 
diesen gesetzlichen Vorschriften in Widerspruch, da das Rabbinat seit 
1870 nicht mehr besetzt war und nur durch Verweser besorgt wurde. 
Die Regierung hatte diesen Zustand als einen provisorischen genehmigt, 
was nach Gesetz nur für die Dauer von zwei Jahren zulässig war. 
Xach Ablauf der Frist hatten aber die Verhältnisse der beiden Ge- 
meinden sich nicht gebessert, vielmehr nahm ihre Einwohnerzahl und 
Steuerkraft beständig ab. Deshalb unterblieb "die Neuwahl, und so 
(lauerte in gesetzwidriger Weise der Zustand fort, daß die israelitischen 
Kirchgemeinden bloß Rabbinatsvei weser, nicht aber einen wirklichen 
Seelsorger besaßen. 

1 Akten JA vom 21. November 1873. Die Kircheupflege von Kndingeu hatte 
die herkömmlichen Umzüge in der Synagoge mit Palmen- ninl Weidenzweigen 
verboten, Rechtlich war der Kutschen! der Regierung nicht haltbar. Das Kirch- 
ifemeindegesetz sprach nur von der äußeren Anordnung des Gottesdienstes, nicht 
von seinen Bestandteilen, und in keiner der christlichen Kirchen des Kantons 
stand einer Kirchenpflege das Recht zu, die Liturgie abzuändern. Kin Recht 
aber, das die christlichen Kirchenpflegen nicht besaßen, konnte auch für die 
jüdischen nicht aus dem Kirchgcmeindegesetz hergeleitet werden. Ks hätte also 
<lie RabbiuaUsverordnung zur Anwendung kommen müssen, wonach die Leitung 
des Gottesdienstes dem Rabbiner zustand. 

Hullen. Dissertation. 12 
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7. Staatliche Erlasse Ober Beschneidung und Schächten, a. Die 
Beechneidung. In seinem Jahresbericht für 1855 bemerkte der Be- 
zirksarzt von Zurzach, die Beschneidung sei bisher von jedem belie- 
bigen Hebräer und oft von sehr ungeschickten Händen vorgenommen 
worden, was wiederholt gefährliche Blutungen verursacht habe. Die 
Polizeidirektion ordnete an, in Zukunft solle der in Endingen wohnende 
israelitische Arzt Bloch die Beschneidungen besorgen. Rabbiner und 
Vorsteher erhoben Einspruch, weil es so nicht möglich gewesen wäre, 
die religiöse Handlung stets zur vorgeschriebenen Zeit, am achten 
Tage nach der Geburt, vorzunehmen. Die Regierung zog Erkundi- 
gungen ein über die im Großherzogtum Baden und in Frankfurt 
geltenden Vorschriften und erließ am 18. Herbstmonat 1856 eine 
Verordnung über die Beschneidung der Judenknaben. 1 Nur wer sich 
in einer Prüfung über die erforderlichen Kenntnisse und technischen 
Fertigkeiten ausgewiesen und daraufhin von der Polizeidirektion ein 
Patent erworben hatte, sollte fortan Beschneid ungen vornehmen dürfen 
und stets ein patentierter Arzt der Operation beiwohnen; bei schlech- 
ter Witterung konnte der Vater oder Vormund des Knaben ver- 
langen, daß sie zu Hause geschehe statt in der Synagoge Jede Über- 
tretung dieser Vorschriften wurde mit Geldbuße bedroht, sofern die 
Umstände nicht eine peinliche Strafe rechtfertigten. 

b. Das Schächten. Das Schächten hatte ursprünglich gegen keine 
kantonale Vorschrift verstoßen. Im Jahre 1854 aber wurde ein 
Tierschutzgesetz erlassen,* das die „Tötung eines Tieres auf unge- 
wöhnliche und außerordentliche Schmerzen verursachende Art" für 
Tierquälerei erklärte und als Schlachtmethode für großes und kleines 
Vieh einzig den Schlag auf den Kopf zuließ. Unabsichtlich hatte der 
Gesetzgeber damit ein Schächtverbot ausgesprochen. Die Juden- 
gemeinden richteten sogleich an den Großen Rat das Gesuch, zu 
ihren Gunsten eine Ausnahme zu gestatten. Die Behörde erlaubte 
einstweilen das ritualmäßige Schlachten in den beiden Dörfern 8 und 
erließ in der Folge ein besonderes Gesetz, 4 worin den aargauischen 

1 Akten JA vom genannten Tage. Die Verordnung ist in der Gesetzes- 
sammlung enthalten. 

* Gesetz über Tierquälerei vom 23. Wintermonat 1854. 

»Protokoll des Großen Rates Band 12 Ziffer 516 und 535, vom 22. und 
25. Januar 1855. 

4 Gesetz betreffend das Viehschlarhten der aargauischen Juden, vom 13. Win- 
termonat 1855. 
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Israeliten das Töten ihres Schlachtviehs nach den Vorschriften des 
mosaischen Ritus fernerhin gestattet wurde, aber unter Beschränkung 
auf Oberendingen und Lengnau. In den Jahren 1859 und 1860 
stellten die in Baden wohnenden Israeliten wiederholt das Gesuch 
um Schächtbewilligung. Der Uegierungsrat wies sie ab; sie wandten 
sich an den Großen Rat, der auf Antrag Weltis die vollziehende 
Behörde einlud zu untersuchen, ob nicht das Schächten ohne ein 
Ausnahmegesetz durch Abänderung des Tierquälereigesetzes allgemein 
gestattet werden könne. Die Regierung machte 1861 einen solchen 
Vorschlag, dessen Behandlung aber bis nach Erledigung der Emanzi- 
pationsfrage verschoben und erst 1866 aufgenommen wurde. Der 
Entwurf passierte jetzt unbeanstandet die erste Beratung und wurde 
dabei sogar noch zu Gunsten der Juden erweitert, indem die Vor- 
schrift der Betäubung für alle Arten von Schlachtvieh aufgegeben 
wurde, nicht bloß für das Großvieh, wie die Regierung beantragt 
hatte. Aber bis zur zweiten Beratung änderte sich die Stimmung, 
der Entwurf wurde mit großer Mehrheit abgelehnt und ein Antrag 
erheblich erklärt, der das bestehende Ausnahmegesetz aufheben und 
damit das Schächten gänzlich verbieten wollte.' Doch hat die Re- 
gierung den von ihr verlangten Bericht nicht erstattet, und die Sache 
blieb beim Alten. — Übertretungen des Schächtverbots, die in Rhein- 
felden vorkamen, wurden von der Regierung der Staatsanwaltschaft 
zur Verfolgung mitgeteilt ; nach der ersten Beratung des erwähnten 
Gesetzesvorschlags war von dort aus ein Gesuch um einstweilige 
Schächtbewilligung im Interesse Rheinfeldens als Kurort gestellt, 
aber abgewiesen worden. 2 Anders gestaltete sich die Sache in Baden. 
Der dortige israelitische Kultusverein hatte zwar im Jahre 1863 das 
an den Großen Rat gerichtete Gesuch um Gestattung des rituellen 
Schlachtens zurückgezogen, da er bei der damals herrschenden Stim- 
mung einen Mißerfolg vorhersehen mochte; gleichwohl ist in Baden 
bis zum Jahre 1886 geschächtet worden, ohne daß jemand dagegen 
einschritt. Schon 1865 wird in den regierungsrätlichen Akten der 



1 Nach den Protokollen der Regierung von 1858 bis 1862 und des Großen 
Rates von 1860 bis 1867. — Der Grund für den Umschlag in der gesetzgebenden 
Behörde lag nach Mitteilung des Rabbiners Kayserling (in seiner Schrift : „Die 
rituale Schlachtfrage oder: Ist Schächten Tierquälerei?", Aarau 1867^ hauptsächlich 
darin, daß inawischen der Kanton St. Gallen ein Schächtverbot erlassen hatte. 

1 Akten JA vom 11. Juli 1865 und vom 17. Juli 1866. 
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Schäcbter von Baden erwähnt und ebenso im Jahre 1871. 1 Die Re- 
gierung scheint die Gesetzwidrigkeit in beiden Fällen übersehen 
zu haben. 

Nach 1874 mußte die Frage entstehen, ob die Beschränkung 
des Schächtens auf die beiden anerkannten Kultusgemeinden vor der 
neuen Bundesverfassung bestehen könne. Da sie erst nach der 
Emanzipation wirklich gestellt worden ist, wird davon später zu 
reden sein. 

§ 27. Finanz- und Steuerwesen. 

Sfi I. Das herkömmliche System der jüdischen Finanzverwaltung. 

Zu gemeinsamem Tragen der Kultusausgaben hatten die Judenschaften 
der beiden Dörfer sich eine korporative Organisation gegeben. Dabei 
hatten sie ein eigenartiges System der Finanzverwaltung ausgebildet, 
das im neunzehnten Jahrhundert nur schrittweise von den Grundsätzen 
moderner Gemeindeverwaltung verdrängt worden ist. Deshalb sind 
zunächst die alten Zustände für sich zu betrachteu, wobei aber nicht 
« J vergessen werden darf, daß ihre Spuren bis in die letzten Jahrzehnte 

•»5 hinein sichtbar geblieben sind. 

a. Das Vermögen. Die Judenkorporationen besaßen vor 1824 
£2| kein nutzbares Vermögen, sondern nur einige Anstalten, hauptsächlich 
S§ für Kultusbedürfnisse. Außer dem gemeinsamen Friedhof hatte jede 
£iC Gemeinde eine Synagoge, ein Schlachtlokal und ein Gemeindehaus, 

das als Amtswohnung des Rabbiners und des Vorsingers, als Schul- 
haus und Versammlungsort der Gemeinde und ihrer Organe diente.' 
Lengnau besaß außerdem ein Armenhaus; 8 auch Badanstalten für die 
rituell vorgeschriebenen Reinigungen scheinen wenigstens zeitweise 
den Gemeinden gehört zu haben. 4 

b. Die Ausgaben. Die Ausgaben der Judenkorporationen ent- 
sprachen im wesentlichen denjenigen christlicher Gemeinden ; nur für 
das Schulwesen wurde vor 1813 von Gemeinde wegen nichts aufge- 
wendet. Die Ausgaben für die Ortspolizei fielen weg, weil diese den 

1 Akten JA vom 6. März 1865 und vom 9. August 1871. Vgl. auch OG vom 
14. Mai 1887, S. 312 ff. 

s Protokolle der Vorsteherschaften in Akten JA vom 5. Mai 1825. 
» Akten JA vom 17. Mai 1831. 

4 Akten JA vom 3. November 1845, und Gemeindebudgets in den Emanzi- 
pationsakteu, Beilagenheft zu Faszikel 1. Zu anderen Zeiten werden Bäder er- 
wähnt, die sich in Privatbesitz befanden. 
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Christengemeinden oblag, denen dafür eine jährliche Abgabe, das 
sogenannte Dorfgeld, zu entrichten war. Davon, wie auch von der 
Militärabgabe an den Staat, wird an anderer Stelle die Rede sein. 

c. Die Einnahmen. Wie der Rabbiner für die meisten seiner 
Verrichtungen Accidentien bezog, so erhob die Gemeinde für den 
Gebrauch ihrer Anstalten Gebühren. Es werden Itegräbnisgelder, 
Gebühren für die Benutzung des Schlachthauses und des Reinigungs- 
bades erwähnt. 1 Das Recht, gewisse religiöse Handlungen an hohen 
Festtagen in der Synagoge vorzunehmen, pflegte versteigert zu werden; 
dieser „ Zeremonienverkauf " war (»ine nicht unbeträchtliche Einnahme- 
quelle. Die Weiberplätze in den Synagogen wurden vermietet , die 
Plätze für Männer verkauft. Solche „Synagogenstühle" hatten einen 
bedeutenden Wert ; 1810 wird einer auf 30 Louisdor oder 480 Franken 
a. W. geschätzt, 1836 verkaufte die Gemeinde Kndingen sechs neu- 
errichtete Stühle für zusammen 6000 Franken. 2 Das Recht auf den 
Platz wurde als ein dingliches behandelt: der Synagogenstuhl war 
veräußerlich und verpfändbar 8 und konnte, wenigstens im Konkurs, 
sogar an einen Christen gelangen. 4 Die Errichtung neuer Stühle 
diente den Judengemeinden gelegentlich als Mittel, um Geld zu Til- 
gung von Schulden zu beschaffen. 5 

Eine große Rolle spielten im jüdischen Gemeindehaushalt die 
freiwilligen Leistungen der Einzelnen." Es bestand eine Reihe von 
frommen Stiftungen, namentlich für Armen- und Kultusbedürfnisse, 
die weder im Eigentum noch in der Verwaltung der Gemeinden 
standen, sondern von den Erben der Stifter nach deren letzt willigen 
Verfügungen alljährlich ausgerichtet wurden ; mittelbar kamen sie aber 



1 Akten JA vom 21. Juli 1880: vgl. auch die in voriger Note erwähnten 
Gemeindebüdgets. 

2 Akten JA vom 21». Oktober 1810 und vom 18. April 1813. Im zweiten 
Falle wird gleichzeitig der Mietzins der Weiherstühle auf etwa 210 Franken, der 
Jalireserlrag des Zereinonieiiverkaufs auf wenigstens 600 Frauken geschälzt. Beide 
Ansahen beziehen sich uuf Kndingen «Urin. 

s (>G vom 13. Mai 1835, S. 168, wird erwähnt, daß ein Jude einem andern 
zwei Synagogenstühle verkauft hat „mit allen Hechten von der Knie bis gen 
Himmel." Kigenlumsühergang und Pfandrechte wurden in ein besonderes Buch, 
eine Arl Fertigungsprntokoll. eingetragen: Ol! vom 27. Mai 1853. S. 48« f.. Akten 
JA vom 5. Mai 1825. 

HMJ vom 21. .November 1*62, S. 862 ff. 

5 Akten JA vom 13. April 1837 und vom 18. April 1843. 

* Vgl. oben S. 135. 
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dem Gemeinwesen zu gut, da sie die Armenlast erleichterten oder 
andere öffentliche Zwecke förderten. In gleicher Weise wirkte eine 
Anzahl von Vereinen. Eine Verbindung dieser beiden Arten von 
freiwilliger Übernahme öffentlicher Aufgaben durch Private stellte der 
Stiftungsfond für höheren hebräischen Unterricht dar, von dessen 
Entstehung und Verwendung im Abschnitt über das Schulwesen die 
Kede war. Ursprünglich eine private Stiftung, wurde er durch das 
Eingreifen der Vorsteherschaften und des Kleinen Rates schließlich 
zu einem Schulgut, das im Eigentum der Gemeinden stand und für 
das speziell jüdische Unterrichtswesen den gleichen Zweck erfüllte, 
wie der gesetzlich vorgeschriebene Schulfond für das deutsche. 1 Da 
aber die jüdische und jüdisch-deutsche Schule nicht mehr getrennt 
waren und die gleichen Lehrer auf beiden Gebieten unterrichteten, 
ließ die Scheidung der beiden Schulgüter sich in der Verwendung 
ihrer Erträgnisse nicht durchführen; deshalb wurden 1841 die beiden 
Kapitalien in der Gemeinde Lengnau unter gemeinsame Verwaltung 
gestellt, so daß fortan in den Rechnungen dieser Gemeinde ein ein- 
ziger Schulfond erscheint." Endingen dagegen hat die getrennte Ver- 
waltung stets beibehalten. 

Eine ähnliche Entwicklung wie dieser Fond haben die übrigen, 
namentlich die zu Armenzwecken gewidmeten Stiftungen durchgemacht. 
Da ihnen meist ein bestimmtes Rechtssubjekt fehlte, erschien natur- 
gemäß die Gemeinde berufen, über den Vollzug des Stifterwillens 
zu wachen. Nach der gesetzlichen Organisation von 1824 behielten 
die Vorsteherschaften beider Gemeinden sich die Aufsicht über sämt- 
liche Vermächtnisse vor. 8 Im Jahr 1834 beschloß die Vorsteherschaft 
von Lengnau auf Anregung des Bezirksamts, die sämtlichen Fonds 
seien in Zukunft durch zwei ihrer Mitglieder zu verwalten. Der Kleine 
Rat aber versagte dem Beschluß die Bestätigung; er übertrug die 
Verwaltung der ganzen Vorsteherschaft und erklärte sie für die Sicher- 
heit der Kapitalien und die stiftungsgemäße Verwendung verant- 
wortlich. Das galt nicht bloß für Lengnau, sondern für beide Ge- 
meinden. 4 Eine Staatsaufsicht über die Vermächtnisse wurde erst 



1 Vgl. oben S. 141 f.. 147 ff., löl f. 

* Akten UW, Verschmelzung konfessionell getrennter Schulen. 18i*3 — lt>97, 
Faszikel 1: Schulverschmcl/.ung Lengnau. 

8 Aklen JA vom 5. Mai 1825. 

* Akten JA vom 21. Januar 1835. Die Vermächtnisse betrugen damals in 
Lengnau ungefähr 9,">O0. in Endingen etwas über 8000 Franken. 
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1863 und nur für Lengnau eingeführt, weil sich dort Unordnungen 
gezeigt hatten; die Rechnungen über diese Fonds waren von da an 
alljährlich gleich wie die Rechnungen über eigentliche Gemeindegüter 
dem Bezirksamt vorzulegen. 1 Die gemeinnützigen Vereine sowie später 
gestiftete Vermächtnisse blieben der staatlichen Einwirkung entzogen 
und bestehen zum Teil heute noch als rein private Veranstaltungen. 

Wo die bisher erwähnten Einnahmequellen nicht ausreichten, 
trat das Besteuerungsrecht der Korporationsversammlungen ein, d. h. 
die Auslagen wurden unter die Gemeindeangehörigen nach Maßgabe 
ihres Vermögens verteilt. Jeder hatte sich dafür selber einzuschätzen 
und seine Angabe vor den Vorstehern in Gegenwart des Rabbiners 
zu beschwören. 8 Eine bestimmte Summe bildet« die oberste Grenze; 
wer sie zu besitzen erklärte, brauchte daher keinen Eid zu leisten. 
Unbemittelte Haushaltungen zahlten einen kleinen fest bestimmten 
Betrag, das übrige wurde auf Vermögen und Einkommen der besser 
gestellten Familien verhältnismäßig verlegt. 8 Diese Art der Steuer- 
erhebung wird ausdrücklich als alte, seit unvordenklicher Zeit be- 
stehende Übung bezeichnet. 4 — Außerdem wurden Hochzeitsabgaben 
und Verbrauchssteuern erhoben, die später noch Erwähnung finden 
werden. 

2. Staatliche Vorschriften. Das Organisationsgesetz von 1824 
anerkannte die Verwaltungsbefugnis der Vorsteherschaften und über- 
trug im wesentlichen die Vorschriften, die für den Haushalt der 
christlichen Gemeinden galten, auf die Judenschaften. Für den Steuer- 
bezug sollten nach der Vollziehungsverordnung die Vorsteher ein 
Reglement entwerfen. Wie weit hiebei die allgemeinen Gesetze und 
wie weit die bisherigen Gebräuche und das freie Belieben der Juden- 

1 Akten JA vom 23. Mai 1853. 

1 Die Schätzung sollte alle sechs Jahre erneuert werden; «loch klagen später 
(He Rabbiner, die von der Eidesabnahme Gebühren bezogen, daß dies nicht mehr 
beobachtet werde. 

8 Vgl. in Akten JA vom 25. August 1825 den Steuerbeschluß der Gemeinde 
Endingen, der von der Regierung als ungesetzlich aufgehoben wurde. Der Beitrag 
der armen Haushaltungen war darin auf drei Gulden jährlich festgesetzt, vom 
Ihrigen sollte ein Achtel auf den „Gewerb", d. h. das Einkommen, sieben Achtel 
auf den „Stcuerfuß", d. h. auf das angegebene Vermögen der Begüterten verlegt 
werden. 

4 Im eben erwähnten Beschluß, sowie in den Administrativakten in Sachen 
des Aaren Ris gegen die israelitische Vorstehersehaft Lengnau, vom 11. April 1832, 
im Ooergerichtsarchiv. 
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schalt maßgebend sein sollten, war nicht gesagt; Streitigkeiten aus 
dem Gebiete der Verwaltung wurden jedoch an den Administrativ- 
richter gewiesen. 

Eingehendere Vorschriften stellte das Gesetz nur für das Schul- 
wesen auf. Die Gemeinden hatten einen Schulfond anzulegen, dem 
als ständige Kinnahmen außer den Bußen für Unterrichtsversäuinnisse 
die Heiratsgelder zugewiesen wurden, die nach dem Organisations- 
gesetz von den Korporationsgenossen vor der Verehelichung zu ent- 
richten waren. Das Heiratsgeld betrug 16 Franken nach dem 
dreißigsten, 25 nach dem fünfundzwanzigsten Altersjahr, 50 Franken 
für noch jüngere. War die Braut eine Ausländerin, so kam dazu 
ein Einzugsgeld von 50 Franken, das ebenfalls in den Schulfond tioß. 1 
Die Erträgnisse waren zu kapitalisieren bis der Fond die Höhe von 
5000 Franken erreichte ; hernach durften sie für Schulausgaben ver- 
wendet werden. 

Über die finanzielle Verwaltung des Armen- und Kultuswesens 
bestimmte das Gesetz nichts; nur anerkannte es auch für diese Ge- 
biete das Steuerrecht der Gemeinden. Doch schritten die Juden- 
schaften sogleich von sich aus zur Bildung von Armengütem, wie sie 
den christlichen Gemeinden vorgeschrieben war. 2 Für den Kultus 
dagegen wurde kein Sondergut ausgeschieden; die Einnahmen von 
den Synagogenstühlen und aus dem Zeremonienverkauf flössen in die 
Gemeindekasse, welche dafür sämtliche Kultusausgaben bestritt. 

3. Begrenzung und allmähliche Aufhebung der jüdischen Au- 
tonomie. Auf allen Gebieten hat sich gelegentlich die Frage erhoben, 
wie weit die für die christlichen Gemeinden des Kantons erlassenen 
Gesetze auf die Judenkorporationen anwendbar seien. Nirgends aber 
war ihre Beantwortung von so einschneidender Bedeutung wie im 
Steuerwesen. Eine sichere Entscheidung hat sie lange nicht gefunden. 
Die Praxis wandte die allgemeinen Vorschriften an, wo nicht die 
besonderen Verhältnisse der Judenschaft eine Ausnahme zu recht- 
fertigen schienen; aber die Grenze war eine schwankende. 3 

1 183:"> traten an Stelle dieser Bestimmungen diejenigen des Schulgesetzes, 
wonach das Heiratsgeld bis zum vierundzwanzigsten Altersjahr 24, nachher 
16 Franken hetrug. Vgl. ohen S. 151. 

• Vgl. oben S. 137 zu N. 3. 

8 Nicht unwichtig für die Entscheidung einzelner Fragen im einen oder 
andern Sinne war es, oh sie in die Zuständigkeit der Regierung oder des Ober- 
gerichts fielen. Die Regierung war mit den besonderen Verhältnissen besser ver- 
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a. Besteuerungsverfahren und Steuerarten. Die Vollziehungs- 
verordnung zum Organisationsgesetz forderte ein Gemeindesteuer- 
reglement. Bevor es zu stände kam, beschloß Endingen, das für 
einige Neubauten Geld brauchte, die Abgaben für das laufende Jahr 
in der hergebrachten Weise zu erheben. Der Kleine Rat verweigerte 
seine Genehmigung, weil der Beschluß dem Steuergesetz von 1809 
nicht gemäß sei und die Einzelnen nicht durchweg im Verhältnis zu 
ihrem Vermögen und Einkommen heranziehe. 1 Für die Verlegung 
der direkten Gemeindesteuern galten daher fortan in der Judenschalt 
die gleichen Grundsätze wie in Christengemeinden. - Dagegen ließ 
die Regierung eine auf das Fleisch gelegte Verbrauchssteuer von 
einem Rappen für das Pfund zu, deren Ertrag nach Gemeindebeschluß 
halb dem Schulgut, halb der Gemeindekasse zukam; die vorberatende 
Kommission des Innern hatte eine solche Taxe zwar keineswegs em- 
pfehlenswert gefunden, aber doch beantragt, sie einstweilen zu dulden, 
da sie auf alter Übung beruhe. — Im Jahr 1831 wollte Endingen 
eine Weinsteuer erheben, wogegen ein Wirt Administrativklage erhob ; 
das Obergericht erklärte den Beschluß für ungültig. 11 Die Fleisch- 
steuer dagegen, die auch in Lengnau herkömmlich war, ist in beiden 
Gemeinden noch in den Vierzigerjahren erhoben worden. 4 

In Lengnau war bei Hochzeiten eine Abgabe vom Heiratsgut im 
Betrage von 1°/» gebräuchlich. 1831 verweigerte ein Korporntions- 
genosse die Zahlung, worauf die Gemeinde — nach den Angaben 
der Vorsteherschaft einstimmig — beschloß, es solle bei der alten 
Übung verbleiben. Um weitern Anständen vorzubeugen, erbat sie 
für den Beschluß die Genehmigung der Regierung. Das Departement 



traut unil Hott daher leichter zu (Junston der Juden eine Ausnahme zu als das 
Obergcrichl, das abstrakter urteilte und nicht leicht die gesetzlichen Regeln preis- 
gab. Der C'bergang der Admmistrativirerichtsbarkeit vom Kleinen Kate auf das 
Obergericht, den die Verfassung von 1831 anordnete, war daher für die zunehmende 
formale Gleichstellung der jüdischen mit den christlichen Gemeinden nicht ohne 
Bedeutung. 

'Akten JA vom 2fi. August 1825; vgl. oben S. 183 N. 3. Die Regierung 
wird an der Maximalgrenze für den Sleuerfutt und an der festen Taxe für arme 
Haushaltungen Anstoß genommen haben. 

* Das Organisationsgeselz sprach den Grundsatz der proportionalen Ver- 
teilung bloß für die Schulsteuern aus. 

8 Administrativaktcu zum obergerichtlichen Urteil vom 21. Mai 1831. 

* Nach den Gemeindebudgels in den Emanzipationsakten, Beilagenheft zu 
Faszikel 1. 
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des Innern bemerkte, der Staat verlange von den Judengemeinden 
pünktliche Erfüllung der ihnen obliegenden Leistungen, ohne sich 
darum zu kümmein, wie sie die nötigen Mittel aufbrächten; wenn 
die Korporationsangehörigen mit der Abgabe einverstanden seien, be- 
stehe kein Grund, die Genehmigung zu versagen, zumal da es sich 
um eine alte Übung handle und die Abgabe den Vermögensverhält- 
nissen angepaßt sei. Der Kleine Rat ließ sich darauf den Gemeinde- 
beschluß einsenden und versah ihn mit seiner förmlichen Bestätigung. 1 
Im Jahr 1864 wurde die Regierung von einem auswärtigen Kor- 



^2 porationsgenossen um Aufhebung der Steuer angegangen. Die An- 

sichten über die Zulässigkeit der Abgabe waren jetzt geteilt; der 
■^5 Justizdirektor verneinte sie; die Mehrheit fand aber keine Veran- 

«• lassung, den Beschluß von 1831 aufzuheben, da die Judengemeinden 

rj^ sich in Schul-, Armen- und Kultussachen noch immer in besonderen 

SS Verhältnissen befänden und unter einer partikulären Gesetzgebung 

=j stünden; doch wurde der Rekurrent an den Administrativrichter ge- 

wiesen. 2 Er scheint aber diesen Weg nicht betreten zu haben, jeden- 
, falls wurde die Steuer weiter bezogen. Im Herbst 1874 kam wie- 

derum eine Beschwerde darüber vor die Regierung, die sie diesmal 
^J. f" 1 ' begründet erklärte, weil nach dem Gemeindesteuergesetz von 

£3j 1866, das unstreitig auch für die Judengemeinden galt, eine solche 

Steuer nicht mehr als zulässig anerkannt werden könne und zudem 
£iC die neue Bundesverfassung die Erhebung von Gebühren bei der Ver- 

tJ ehelichung verbiete. 3 Das Gemeindesteuergesetz von 1866 hat somit 

der jüdischen Autonomie in Steuersachen ein Ende bereitet. 

Für die ordentlichen Gemeindesteuern war eine solche schon 
lange nicht mehr anerkannt worden. Bereits 1825 hatte die Regie- 
rung, wie erwähnt, deren proportionale Verlegung nach den Grund- 
sätzen des Steuergesetzes von 1809 verlangt. Doch waren noch 
während dreier Jahrzehnte die althergebrachten Eigentümlichkeiten 
im Verfahren in Geltung geblieben, die in die Gemeindesteuerregle- 
mente aufgenommen und von der Regierung sanktioniert wurden.* 



»Akten JA vom 23. November 1831. 

* Akten JA vom 31. August 1864. 

8 Akten J Nr. 1, vom 30. Oktober 1874. 

* Das Steuerreglemcnt der israelitischen Gemeinde Lentenau von 1844 liegt 
bei den Enianzinalionsakten (Beilagen zu Faszikel 1 ). Eine Kommission, bestehend 
aus der Vorstehersehaft und sechs von der Gemeinde Gewählten, hatte die Ge- 
nossen zu taxieren. Wer ihren Beschluß nicht annehmen wollte, mußte sich 
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Als aber im Jahre 1855 israelitisch Lengnau sein Steuerreglement, 
zur Genehmigung eines Nachtrages der Regierung vorlegte, strich 
diese alle Bestimmungen, die mit dein Steuergesetz nicht im Ein- 
klang standen, und etwas später erklärte sie noch ausdrücklich, der 
Steuerbezug müsse in jeder Hinsicht nach dem Geineindesteuergesetz 
erfolgen. 1 

b. Steuerhoheit über Auswärtige. Wichtiger als das Ver- 
fahren und die Zuläs.sigkeit einzelner besonderer Auflagen war für 
die Judengemeinden die Frage, wie weit ihre Steuerhoheit sich über 
ihre auswärtigen Angehörigen erstrecke. Die aargauische Gemeinde- 
gesetzgebung hatte von jeher zwischen Steuern unterschieden, die 
von den Einwohnern als solchen, und anderen, die von den Orts- 
bürgern als solchen zu erheben waren. Für die Bedürfnisse der 
Gemeindeverwaltung, der Ortspolizei, des öffentlichen Unterrichts 
konnten nur die Einwohner, für die kirchlichen Bedürfnisse nur die 
Kirchgenossen besteuert werden, für das Armenwesen dagegen nur 
diejenigen, die selber Anspruch auf Unterstützung im Falle der Ver- 
armung hatten, d. h. nur die Ortsbürger, diese aber auch dann, wenn 
sie auswärts niedergelassen waren. Das Gemeindesteuergesetz von 
1846 gestattete außerdem, sämtliche Ortsbürger zu Beiträgen an ge- 
wisse andere Auslagen anzuhalten, zu denen die Ortsbürgerschaft 
gesetzlich verpflichtet war. Diese Grundsätze ließen sich auch auf 
die Juden anwenden. Zwar waren ihre Gemeinden nicht als Orts- 
bürgerschaften anerkannt; aber auch bei ihnen hestand der Unter- 
schied zwischen Gemeindeangehörigen und Einwohnern. In jeder 
Gemeinde wohnten einige Angehörige der andern und außerdem aus- 
ländische Juden; jede hatte auch auswärtige Angehörige in der andern 
Gemeinde, in andern Kantonen, im Ausland, seit den Vierzigerjahren 
auch in rein christlichen Gemeinden des Aargaus. Es fragte sich, 

sclher einschätzet) und seine Angabe vor dein Rabbiner beschwüren. Verweigert« 1 
er den Eid. dann blich es bei der Sehutzung der Kommission. Eigenartig ist 
unter den übrigen Bestimmungen der g 15 des Reglements: Witwen und unver- 
heiratete Weibspersonen, die kein Gewerbe beiriehen, waren bei Lebzeiten steuer- 
frei, wenn ihr Vermögen weniger als 1000 Fr. betrug: naeli ihrem Tode sollten 
«He Steuern nachbezahlt werden. Halten sie 1ÖÖ0 Fr. oder mehr Vermögen, so 
entrichteten sie die Hälfte der Stcner, die ein Mann davon hätte zahlen müssen. 
— Die altern Regleinente sind nicht mehr bei den Akten, doch ergibt sich ihr 
Inhalt aus einzelnen Sleuerstreitfällen. vgl. insbesondere Akten JA >'r. !». vom 
2H. Januar 18Ji>. 

1 Akten JA vom 9. März 1855 und vom 13. März 1857. 
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ob für die Besteuerung dieser Israeliten die gesetzlichen Vorschriften 
maßgebend seien, oder ob den Judenkorporationen hier größere Frei- 
heit zukomme als den christlichen Ortsbürgerschaften. 

<t. Der prinzipielle Standpunkt der Jndengemeinden. Die Juden- 
gemeinden selber gingen davon aus, sie seien von den andern Ge- 
meinden des Kantons wesentlich verschieden, und die allgemeinen 
Vorschriften über den Umfang der Steuerpflicht dürften auf sie keine 
Anwendung finden. Diese Auffassung entsprach in der That der ge- 
schiclitlichen Entwicklung. Die historische Grundlage der christ- 
lichen Gemeinden war das liegenschaftliche Gemeindegut; das Üits- 
bürgerreeht bestand nach gesetzlicher Definition „in dem Hechte <frs 
Miteigentum* an dem Grsamtvermögrn , welches dem Gemeinwesen 
der Ortsbürgerschaft angehört, sowie in dem Ansprüche auf Unter- 
stützung im Falle der Armut". 1 Die volle Ausübung dieses Rechts 
stand nur dem zu, der in seiner lleimatgemeinde wohnte: wer aus 
ihr wegzog, verlor für die Dauer seiner Abwesenheit das ursprüng- 
lichste Recht des Ortsbürgers, den Anspruch auf Mitgenuß am Ge- 
meindegut; dementsprechend brauchte er auch, von den Armensteuern 
abgesehen, die Lasten der Heimatgemeinde nicht mehr mitzutragen. 

Anders war es bei den Juden. Sie besaßen kein nutzbares 
Gemeindegut; gegenseitige Unterstützungspflicht und gemeinsamer 
Gottesdienst waren die Grundlagen, auf denen ihr Gemeinwesen er- 
wachsen war. Hier war also die Pflicht, nicht das Recht das Primäre. 
Auch thatsächlich stand der aargauische Israelit in viel festerer Ver- 
bindung mit seiner Heimatgemeinde als ein christlicher Ivantonsbürger. 
Die auswärtige Niederlassung war ihm anfangs fast unmöglich, später 
immer noch erschwert; vom Krwerb eines Bürgerrechts war er im 
Aargau selber und fast in der ganzen Eidgenossenschaft ausgeschlossen. 
Auch wenn er außerhalb seiner Gemeinde wohnte, blieb er doch in 
vielen Dingen an sie gebunden. Nur in der Heimat konnte er seinen 
religiösen Verpflichtungen genügen und seinen Kindern den kon- 
fessionellen Unterricht erteilen lassen; nur hier fand er nach seinem 
Tode ein Begräbnis, das den rituellen Vorschriften entsprach. All 
das änderte sich zwar im Laufe der Zeit, als auch an andern Orten 
der Schweiz jüdische Kultusgenossenschaften entstanden. Aber den- 
noch erhielt sich noch Jahre hindurch das weitgehende Solidaritäts- 



1 (leset/, vom 11. ßrndimonat 1JS24 über KnverJnitu: des Kantonsbünrem-chls 
und der OrlshürK<>rr<rlite. 
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gefühl unter den Angehörigen der aargauischen Judenschaft; nur 
selten verlangte ein Israelit den Austritt aus der Korporation und 
die Auswärtigen zahlten in der Regel die von der Heirnatgemeinde 
geforderten Steuern ohne Widerspruch. 1 

Den gesetzlichen Ausdruck für ihre Sonderstellung fanden die 
Juden in der Bestimmung, daß ihre sämtlichen Korporationsgenossen 
solidarisch für den Unterhalt aller verarmten aargauischen Israeliten 
einzustehen hätten; sie seien deshalb mehr Gesellschaften als freie 
Gemeinwesen, führte die Vorsteherschaft von Lengnau aus, und zwar 
wahrlich mehr Gesellschaften zu gemeinsamem Tragen von Lasten 
als zur Verteilung von Genüssen und Vorteilen. 8 

Die Behörden verschlossen sich dem richtigen Grundgedanken 
dieser Ausführungen nicht. Sie anerkannten, daß der jüdische Kor- 
poratioiisgenosse in einer engeren Beziehung zu seiner Gemeinde 
stand als ein christlicher Aargauer und gestanden daher den Juden- 
schaften ein weitergehendes Steuerrecht zu, als es den christlichen 
Gemeinden eingeräumt war. 

,i. Praktische Folgerungen. Die Eigenart der Judengemeinde 
äußerte sich zunächst darin, daß ihre Schulden nach herkömmlicher 
Anschauung als persönliche Schulden der Korporationsgenossen galten. 
Der Gläubiger zwar hatte bloß mit der Korporation als solcher zu 
thun; aber diese betrachtete sich als eine Art Mittelsperson zwischen 
ihm und ihren Angehörigen. Oft wurde daher gleich bei Eingehung 
einer Schuld ihre Verteilung auf die Einzelnen vorgenommen mit der 
Bestimmung, daß eine ratenweise Abzahlung an die Gemeinde erfolgen, 
beim Tode oder Wegzuge eines Genossen aber sein ganzer Anteil 
lallig werden solle. 3 Aber auch ohne ausdrücklichen Gemeindebeschluß 
hatte der Einzelne seinen Teil zu tragen, selbst wenn er fern von der 
Heimat gewesen war, als die Ausgabe beschlossen wurde. Im Zu- 
sammenhang damit erklärten die Vorsteher den Austritt aus der 
Korporation ohne deren Zustimmung für unmöglich, weil die israe- 



1 Von weiter entfernt Wohnenden sind sie nicht regelmäßig erhoben worden; 
doch pflegten die Gemeinden die Nachzahlung zu verlangen, sobald sich eine Ge- 
legenheit dazu bot, wenn z. B. der Auswärtige ein Zeugnis von seiner Vorst eher- 
sehaft brauchte. 

1 Vgl. Akten JA vom 9. August 1851 und vom 25. August 1854. 

• Adrainistrativaktcn des Übergerichts zu deu Urteilen vom 7. Mai 1855 
(Brauiischweig gegen israelitisch Lengnau) und vom 25. März 18U4 (Gröncr gegen 
israelitisch Endingen) 
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litische Gemeindeangehörigkeit in erster Linie Pflichten setze und 
nur im Anschluß daran Rechte gebe. Die Regierung ging nicht so 
weit, sondern erteilte die Entlassung aus dem Korporationsverbande, 
wenn die gesetzlichen Voraussetzungen für den Verzicht auf die 
Staatsangehörigkeit erfüllt waren ; aber sie that es jeweilen unter der 
Bedingung, daß neben den rückständigen Steuern auch der Anteil 
des Austretenden an den Gemeindeschulden vorher bezahlt werde.' 
Sie ließ für derartige Forderungen auch die Steuervollstreckung zu. 2 
Das Obergericht anerkannte die Berechtigung der Judengemeinden, 
ihre Schulden unter ihre Angehörigen zu verteilen, ebenfalls, indem 
es einen Lengnauer Israeliten, der nach Amerika auswandern wollte, 
zur vorherigen Zahlung oder Sicherstellung des ihm durch Gemeinde- 
beschluß auferlegten Anteils verhielt. 8 

Als weitere Folge ihrer Sonderstellung beanspruchten die Juden- 
korporationen das Recht, von ihren auswärtigen Angehörigen gleich 
wie von den Ortsansässigen die Zahlung sämtlicher Gemeindesteuern 
zu verlangen. Die in der Nähe wohnenden Juden scheinen sich dem 
Ansprüche größtenteils unterzogen zu haben. Im Jahr 1845 machten 
zwei auswärtige Lengnauer Korporationsgenossen den Versuch, sich 
von der Steuerpflicht gegenüber ihrer Heimatgemeinde zu befreien, 
weil die Anforderungen wegen des Baus der neuen Synagoge bedeutend 
in die Höhe gegangen waren; sie bestritten aber nicht etwa der 
Gemeinde das Recht, sie für Kultuszwecke in Anspruch zu nehmen, 
sondern sie wollten sich in Endingen einbürgern, um dann auf ihr 
ursprüngliches Heimatrecht zu verzichten. 1 Die Vorsteherschaft von 
Lengnau schloß dann, um den Verlust an Steuerkapital abzuwenden, 
mit ihnen Verträge ab, wodurch sie ihre Steuerpflicht auf die jähr- 
liche Zahlung einer bestimmten Summe beschränkte. Dieses Mittels 
haben die Gemeinden sich häufig bedient, um Anstände mit auswärtigen 
Bürgern zu begleichen, obschon die Regierung gelegentlich solche Ver- 
träge für ungültig erklärte, weil sie eine Umgehung der Steuerpflicht 



x Vgl. oben S. 57, sowie die S. 189 N. 2 zitierten Akten. 
■ Akten J Nr. 1, vom 15. Mai 1863. 

9 Urteil vom 7. Mai 1855, vgl. S. 189 N\ 3. Das spätere dort erwäbute 
Urteil zog die Zulässigkeit in Zweifel, doch ließ es die Frage unentschieden. 

* Akten JA vom 9. Deaember 1845. Der eine dieser Juden wohnte in 
St. Gallen, der andere im Vorarlberg. Die Besteuerung erstrekte sieh also nicht 
bloß auf die in unmittelbarer Nähe Wohnenden. 
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und einen unzulässigen Verzicht auf öffentlichrechtliche Befugnisse 
der Gemeinde enthielten. 1 

y. Staatliche Abgrenzung der jüdischen Steuerautonomie. Als 

im Jahre 1846 ein neues Gemeindesteuergesetz beraten wurde, er- 
suchte israelitisch Lengnau den Großen Hat, die Beitragspflicht der 
auswärtigen Korpörationsgenossen darin festzusetzen. Das Gesuch wies 
besonders auf die Militärtaxe und die Rabbinatsbesoldung hin, doch 
bezog es sich auf die Gemeindesteuern überhaupt, mit Ausnahme der 
Polizeigelder und der Auslagen für das Straßenwesen. 3 Der Große 
Rat wollte keine Spezialbestimmung für die Judenschaft in ein all- 
gemeines Gesetz aufnehmen; dagegen lud er die Regierung ein, bei 
der bevorstehenden Revision des Judengesetzes a dem billigen Wunsche 
Rechnung zu tragen. Die großrätliche Kommission hatte bemerkt, die 
Beitragspflicht an Militärtaxe und Rabbinatsbesoldung sei nach ihrer 
Ansicht durch die gegenwärtige Gesetzgebung nicht ausgeschlossen. 4 
Auch der Gesetzgeber anerkannte somit, wenn auch nicht in rechts- 
verbindlicher Form, daß die für Christengemeinden geltenden steuer- 
rechtlichen Grundsätze nicht unbedingt auf die Juden Anwendung zu 
linden brauchten. Auf der andern Seite räumten in der Eingabe die 
Vorsteher von Lengnau selber ein, daß die Beitragspflioht der Aus- 
wärtigen sich nicht auf alle Gemeindeausgaben ohne Unterschied 
erstrecken könne. 

Die richtige Grenze zu ziehen, war nun Sache des Administrativ- 
richters, der bald dazu Gelegenheit bekam. In einem Urteil vom 
18. Januar 1 85 1 5 verneinte das Obergericht die unbedingte Anwend- 
barkeit des Gemeindesteuergesetzes auf die Judenkorporationen. Ks 
erklärte, sie seien nicht als Gemeinden im gewöhnlichen verfassungs- 
mäßigen und gesetzlichen Sinne anzusehen; daher müsse die Frage 
der Steuerpflicht des einzelnen Hebräers, der sich als zeitweiser Be- 
wohner einer andern Gemeinde in einer ganz ausnahmsweisen Stellung 



1 Vgl. nebst den eben erwähnten Akten noch JA vom 13. März 18">7. 
* (1. h. der Leistungen, welche die Juden an die christliche Gemeinde als 
Einsassen zu macheu hatten. 

8 Eine Revision, die Jahrzehnte lang „bevorstand". 

4 Verhandlungen des Großen Rates von 1846, S. 514. Die Vorstellung 
der Gemeinde, vom 2. Februar 1846, liegt bei den Emanzipationsakten, Faszikel 1. 

4 in Sachen Hermann Guggenheim in Aarau gegen israelitisch Lengnau. 
Vgl. die zugehörigen AdininLstrativakten des Obergerichts. 
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seiner Genossenschaft gegenüber befinde, 1 nach der eigentümlichen 
Natur der Verhältnisse, nach allgemeinen Rechtsregeln und den be- 
stehenden stets anerkannten Übungen entschieden werden. In An- 
wendung dieser Grundsätze wurde die — vom Kläger übrigens zuge- 
standene — Beitragspflicht an die Militärtaxe als zweifellos anerkannt, 
da auch die auswärtigen Juden an der Befreiung vom aktiven Dienste 
* teilnahmen, für welche die Taxe zu entrichten war; die Forderung 

5 für die Besoldungen des Rabbiners und des Vorsingers, für Bau und 

i Unterhalt der Synagoge und Kultusbedürfnisse fand das Gericht durch 

355 die Betrachtung gerechtfertigt, daß auch der in einer christlichen 

£r \ Gemeinde des Kantons angesessene Hebräer an den gottesdienstlichen 

§| Einrichtungen seines Heimatortes fortwährenden Anteil nehme; für 

die Unterrichtsanstalten führte zum gleichen Schlüsse die Erwägung, 
daß auch den Kindern eines Auswärtigen die Schulen der Heimat 



ö£ Stets offen stünden und in der Hegel wirklich von ihnen benutzt 

5c 5 würden, wenigstens für den Unterricht in hebräischer Sprache und 

Religion. Dagegen fand das Obergericht, es sei kein genügender 
•S? Grund zur Besteuerung für die ordentlichen Polizeiausgaben 2 nach- 



gewiesen. 

Dieses Urteil war für die Judengemeinden sehr günstig, nament- 
^ " lieh ging es recht weit, wenn es die auswärts Niedergelassenen ver- 

pflichtete, an alle Schulkosten in gleichem Maße wie die Ortsbewohner 
beizutragen. Die allgemeinen Gesichtspunkte hätten bloß eine Be- 
lastung für die Mehrausgaben gerechtfertigt, welche die konfessio- 
nellen Verhältnisse mit sich brachten/' umsomehr als der Auswärtige 
an seinem Wohnorte schulsteuerpflichtig war wie ein christlicher Ein- 
wohner. Auch schrieb das Organisationsgesetz vor, die Schulsteuern 
seien auf die jüdischen Einwohner zu verlegen; freilich waren 1824 



1 In Wirklichkeit beruhte die besonder»' Stellung der Juden zu ihren Ge- 
meinden nicht darauf, daü ihre auswärtige Aufenthaltsbefugnis eine beschränkte 
war: alle einzelnen Gründe, die das Urteil anführt, hätten auch neben vollster 
ftiederlassungsfreiheit bestehen können, wie denn auch thatsärhlich die steuer- 
reehlliehen Besonderheiten der Judenschafl die Niederlassungsbeschränkung über- 
dauert haben. 

a Hierunter scheinen alle laufenden Geiiieimleausgabeii verstanden zu sein, 
die unter keine der vorgenannten Kategorien lielen; also nicht bloß die Leistungen 
au die christliche Gemeinde für die Ortspolizei, sondern auch die Entschädigungen 
der Gemeindebehörden, die Kanzleiauslagen, der Unterhalt des Gemeindehauses u.s.n. 

• und davon wären erst noch die Erträgnisse des Stift ungsfonds abzurechnen 
gewesen, die ja für den konfessionellen Unterricht bestimmt waren. 
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noch alle Juden im Kanton Einwohner von Endingen oder Lengnau 
gewesen. 

d. Steuerverträge. Die israelitischen Gemeinden begnügten sich 
mit den Zugeständnissen im Urteil nicht. Um sich Beiträge ihrer 
auswärtigen Bürger an alle Gemeindeauslagen zu sichern, ließen sie 
fortan von den Wegziehenden eine Erklärung unterschreiben, daß sie 
zu jeder Zeit sämtliche Steuern gleich wie die in der Heimat blei- 
benden Korporationsgenossen entrichten wollten. Die meisten gingen 
diese Verpflichtung freiwillig ein; auf die andern wurde dadurch ein 
Druck geübt, daß ihnen die Vorsteherschaft die Ausstellung eines 
Leumundszeugnisses verweigerte, das zum Erwerb der Niederlassungs- 
befugnis in einer christlichen Gemeinde des Kantons vorgeschrieben 
war 1 und naturgemäß auch in andern Kantonen gefordert wurde. 

Bei solchen Verpflichtungserklärungen gingen die Beteiligten 
ursprünglich wohl von der hergebrachten Ansicht aus, daß für die 
Steuerptlicht der Aufenthalt in der Judengemeinde nicht maßgebend 
sei; der Schein enthielt also nicht die Übernahme einer neuen, sondern 
die Anerkennung einer als bestehend gedachten, auf alter Gewohn- 
heit beruhenden öffentlichrechtlichen Pflicht. In der That haben die 
Korporationen auch von denjenigen auswärtigen Angehörigen, die 
keinen Schein unterzeichnet hatten, trotz dem entgegenstehenden 
Administrativurteil nach wie vor Beiträge an ihre sämtlichen Ausgaben 
gefordert. 2 In den Sechzigerjahren kam aber in der Judenschaft 
selber die Ansicht zur Herrschaft, daß eine gesetzliche Steuerptlicht 
der Auswärtigen in diesem Umfange nicht bestehe. Damit änderte 
sich die rechtliche Natur der Anerkenntnisse: sie waren nicht mehr 
bestimmt, eine bestehende Pflicht vor Anfechtung zu sichern, sondern 
eine neue zu begründen. Vor streng juristischer Prüfung war die 
Forderung aus einem solchen Versprechen kaum haltbar; eine Er- 
weiterung der Steuerhoheit der Gemeinde hätte durch Gesetz erfolgen 
müssen, ein Vertrag vermochte sie nicht zu begründen; faßte man 
aber das Verhältnis rein privatrechtlich auf, so enthielt der Schein 
ein Schenkungsversprechen, das der Schenker jederzeit widerrufen 
konnte, so lange es nicht vollzogen war. 3 Dennoch hat das Ober- 
gericht derartige Verpflichtungen als gültig und klagbar anerkannt, 



1 Vgl. oben S. 63. 

* Akten JA vom 13. März 1857. 

■ ABGB § 749. 

Haller, Dissertation. 
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ihnen aber den öffentlichrechtlichen Charakter abgesprochen. 1 Die 
Vollstreckungsbehörden gewährten für sie sogar die steuerrecbtliche 
Exekution; erst 1870 hat die Justizdirektion sie auf den Weg der 
gewöhnlichen Schuldbetreibung verwiesen, was von der Regierung 
bestätigt wurde.' 

Die privatrechtliche Natur und Gültigkeit eines solchen Steuer- 
versprechens hat im genannten Jahre auch das Obergericht des 
Kantons Luzern anerkannt Der unterlegene Schuldner ergriff aber 
den Rekurs an die eidgenössischen Behörden, und die Bundesver- 
sammlung hob das Urteil auf, weil es gegen das Verbot der Doppel- 
besteuerung verstoße. 3 Damit war zwar über die Ansprüche gegen 
Juden, die im Aargau wohnten, nicht entschieden; aber es erscheinen 
von da an keine solche Verpflichtungen mehr in den Akten, sie müssen 
also außer Übung gekommen sein. 

4. Das Gemeindesteuergesetz von 1866. a. Gleichstellung mit 
den christlichen Gemeinden. Inzwischen war die Frage der Steuer- 
pflicht auswärtiger Israeliten in eine neue Phase eingetreten. Das 
Gemeindesteuergesetz vom 30. Wintermonat 1866 regelte die Lei- 
stungen der Judenschaft an die christlichen Gemeinden, über ihre Be- 
ziehungen zu den auswärtigen Israeliten dagegen enthielt es wiederum 
nichts. Vergebens hatten die Vorsteher von Lengnau um Berück- 
sichtigung der schwierigen Verhältnisse gebeten, in denen die Juden- 
gemeinden sich befanden. Der Regierung schien eine besondere Be- 
handlung nicht angemessen; sie bemerkte, die Anwendung der all- 
gemeinen Grundsätze bringe den israelitischen Korporationen keine 
größeren Unzukömmlichkeiten als mancher anderen Gemeinde auch.* 
Darin war schon ausgesprochen, daß das neue Gesetz auch für die 



1 Administrativakten zum Urteil vom 13. Dezember 1866 in Sachen Grüner 
gegen israelitisch Emlingren. 

* Beschluß vom 9. Februar 1870, in Akten JA vom 9. August 1871. 

'Bundesblatt von 1872, Band 3 S. 27 ff. In den Kommissionsberichten 
- - wird gesagt, die Juden hätten unter dem Niederlassungsgesetz von 1846 einer 
ausdrücklichen Empfehlung ihrer Vorsteherschaft bedurft, um eine auswärtige 
Aufenthaltsbewilligung zu erlangen. Das ist ein Irrtum, sie mußten bloß ein 
Leumundszeugnis vorlegen, und die Regierung war durch dessen Inhalt nicht ge- 
bunden. — Die rechtliche Begründung des Entscheids, die manchen Bedenken 
ruft, ist hier nicht zu prüfen. 

4 Akten JA Nr. 4, enthalten im Aktenband zum Gemeindesteuergesetz, JA 
.Nr. 2, 1860-1871. 

i 
| 
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Juden gelten solle, und so entschied auch nach seinem Erlaß die 
Praxis. Die Besteuerung der Auswärtigen für die allgemeine Ge- 
meindeverwaltung und das Schulwesen fiel damit weg. Die Vorsteher- 
schaft von Lengnau machte den Versuch, sie noch fernerhin an den 
Korporationsschulden teilnehmen zu lassen; das Obergericht fand aber, 
die Judengemeinden seien hierin den Ortsbürgerschaften gleichzu- 
stellen, und verhielt die Gemeinde zur Rückerstattung des bereits 
eingetriebenen Betrages. 1 

b. Die Kultussteuern. Fraglich konnte in der That nur noch 
erscheinen, wie weit die Steuerpflicht für das Kultuswesen sich er- 
strecke. Nach dem Gemeindesteuergesetz traf sie „die Einwohner 
des betreffenden Glaubensbekenntnisses". Es kam also einzig darauf 
an, wie weit die Grenzen der jüdischen Kultusgemeinden zu ziehen 
waren. Eine gesetzliche Notwendigkeit, sie mit den Banngrenzen 
von Oberendingen und Lengnau zusammenfallen zu lassen, bestand 
nicht; die Mehrzahl der christlichen Kirchgemeinden umfaßte mehrere 
politische Gemeinden. Das Emanzipationsgesetz von 1862 hatte alle 
im Aargau wohnenden Israeliten für die kirchlichen Bedürfnisse ihrer 
Heimatgemeinde steuerpflichtig erklärt, sofern sie nicht am Wohn- 
orte einen eigenen Gottesdienst unterhielten; 1863 war diese Be- 
stimmung mit dem ganzen Gesetze wieder dahingefallen. Eine ähn- 
liche Regelung hätte sich sachlich auch jetzt empfohlen und wäre 
wohl auch in der Praxis durchgedrungen, wenn sich ihr nicht eine 
formale Schwierigkeit entgegengestellt hätte. Die beiden Juden- 
Schäften bildeten zwei völlig getrennte Kultusgemeinden; da die 
Steuerpflicht nach Gesetz die Einwohner traf und nicht die Orts- 
bürger als solche, mußte zwischen ihnen eine räumliche Grenze ge- 
zogen werden. Dafür fehlten aber alle Anhaltspunkte, sobald man 
Uber die politischen Gemeinden hinausging; es blieb daher nichts 
anderes übrig, als das Gebiet der jüdischen Kultusgenossenschaften 
an den Banngrenzen von Oberendingen und Lengnau aufhören zu 
lassen. So hat denn auch das Obergericht entschieden.* Von da 
an verweigerten die auswärtigen Korporationsgenossen die Kultus- 
steuern. Die Judengemeinden gerieten dadurch in eine mißliche 
Lage, umsomehr als nach dem Gesetz von 1866 auch die Armen- 



1 Urteil vom 27. Juni 1870, in Akten JA vom 9. August 1871. 
' Im eben erwähnten Urteil. 
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steuern nur noch von den im Kanton wohnenden, nicht von den außer- 
halb desselben angesessenen Ortsbürgern erhoben werden konnten. 1 

Die Judengemeinden weigerten sich nun, das eben erledigte 
Rabbinat wieder zu besetzen, und israelitisch Lengnau stellte seine 
Zahlungen ein. Die Regierung wies die Korporationen darauf hin, 
daü sie ihre auswärtigen Glaubensgenossen von der Teilnahme am 
Gottesdienst und der Benutzung der Kultuseinrichtungen ausschließen 
könnten, sofern sie sich nicht freiwillig zu Beiträgen verpflichteten; 
die Vorsteher wurden aufgefordert, die nötigen Unterhandlungen ein- 
zuleiten. 2 Die Gemeinden kamen der Weisung nach, und da viele 
der in der Nähe wohnenden Juden die Beitragspflicht auf sich nahmen, 
wurden die schlimmsten Folgen der neuen Entwicklung abgewendet. 3 

Von da an bietet das jüdische Steuerwesen keinerlei Besonder- 
heit mehr. Alle späteren Entscheidungen der Behörden stehen durch- 
aus auf dem Boden der unbedingten Gleichheit zwischen israelitischen 
und christlichen Gemeinden. 

5. Steuerpflicht korporationsfremder Israeliten. Nach der alten 
Anschauung traf die Steuerpflicht alle Korporationsgenossen und nur 
diese. Fremde scheinen steuerfrei gewesen zu sein; wenigstens be- 
richtete im Jahr 1821 die Vorsteherschaft von Endingen von einem 
dortigen Lehrer, er sei stets als Fremder betrachtet und deshalb 
nie zu Beiträgen an die vielen Gemeinde- und Armenabgaben an- 
gehalten worden. 4 Juden, denen die Korporationsangehörigkeit be- 
stritten wurde, pflegten sich darauf zu berufen, daß sie jeweilen ihren 



1 Man halle befürchtet, durch Heranziehung der in andern Kantonen woh- 
nenden Aargauer gegen das Verbot der Doppelbesteuerung zu verstoßen. Die 
Praxis der Bundesbehörden entschied später anders. Aber erst durch Großrats- 
beschluß vom 19. November 1888 Ist, gestützt auf die Verfassung von 1885 und 
deren Auslegung durch Volksentscheid, die Steuerpflicht für das Armeuwesen 
wieder auf alle OrUsbürger ausgedehnt worden, gleichviel wo sie wohnen. 

* Rcgierungsbeschluß vom 2. Juni 1871, in Akten JA vom 9. August 1871. 

" Die rechtlichen Bedenken gegen die früheren Verpflichtungen zur Leistung 
sämtlicher Genieindeabgaben trafen hier natürlich nicht zu, da es sich nicht am 
einseitige Versprechen, sondern um Leistung und Gegenleistung handelte. — Die 
Regierung war der Ansicht, die Schuld sei als eine „freiwillige Steuer" mit 
öffeutliclirechtlichcm Charakter zu betrachten; Akten JA vom 16. Januar 1873. 
Das war freilich kaum haltbar. 

4 Akten JA Nr. 6, vom 23. Juli 1821. 
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Teil an die Abgaben entrichtet hätten. 1 Entsprechend werden 
aargauische Juden, die sich nicht in ihrer Heimat, sondern in der 
andern Gemeinde aufhielten, doch in der Heimat steuerpflichtig ge- 
blieben sein. Das Organisationsgesetz schrieb vor, die Schulsteuern 
seien auf alle jüdischen Einwohner zu verlegen. Doch ist es fraglich, 
ob die Bestimmung sogleich gehandhabt wurde. Im Jahr 1843 wollte 
keine Gemeinde dem Sohne des Rabbiners Dreifuß die Ausweisschriften 
geben; er war von Endingen gebürtig, wohnte aber seit Jahren in 
Lengnau und hatte dort die Steuern bezahlt, sich verheiratet und 
die Verehelichungsgebühren entrichtet. Endingen behauptete, er sei 
dadurch Korporationsgenosse von Lengnau geworden. Die Regierung 
entschied, Endingen habe ihn als Gemeindegenossen anzuerkennen, 
Lengnau aber müsse das bezogene Heiratsgeld herausgeben. 1 Der 
Fall zeigt, daß die Steuerverhältnisse solcher Israeliten nicht völlig 
klargestellt waren. Später sind die fremden Juden zu allen Abgaben 
außer den Armensteuern herangezogen worden. 8 

Es entstand auch die Frage, ob die israelitischen Ausländer, 
die in den beiden Dörfern wohnten, ihre Steuern der Judenkorporation 
oder der christlichen Gemeinde zahlen müßten. Ursprünglich hatte 
kein Zweifel bestehen können; die fremden Hebräer gehörten zur 
Judenschaft und standen in keiner andern Beziehung zu den Christen- 
gemeinden als ihre einheimischen Glaubensgenossen. Als aber die 
Juden sich auch in andern Gemeinden niederlassen durften, konnte 
man in Endingen und Lengnau so gut wie anderwärts die Hebräer 
als Einsassen der christlichen Gemeinde betrachten und besteuern, 
sofern sie nicht als Angehörige der Korporation unter den besondern 
für diese geltenden Bestimmungen standen. In der That hat anfangs 
der Sechzigerjahre die christliche Gemeinde Oberendingen den Rab- 
biner und den Vorsinger mit Einsassengeldern belegt; Lengnau da- 
gegen besteuerte die ausländischen Juden nicht. Ein Steuerstreit 



1 Doch zog auch der Erwerb eines „Stuhls in der Schule" die Pflicht nach 
sich, zur Unterstützung der Armen und zu allen andern Auslagen beizutragen. 
Akten JA vom 11. März 1819. 

* Akten JA vom 8. Juni 1843. 

8 Bericht der Direktion des Innern vom 16. November 1863. in Akten JA 
vom 10. Februar 1869. Oberendingen hat 1851 zwei Steuerelemente aufgestellt, 
das eine für die Korporationsgenossen, das amfere für die Einwohner: Rl» vom 
22. Januar 1852, S. 39. Also wird schon damals der neue Grundsatz sich durch- 
gesetzt haben. 
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der Israeliten mit den Christengemeinden veranlaßte die Regierung, 
sich nach der Sache zu erkundigen; doch wurde die Regelung der 
Verständigung unter den Parteien überlassen. Als aber keine solche 
zu stände kam, ordnete schließlich der Direktor des Innern an, daß 
künftig die kantonsfremden Israeliten beiderorts gleich wie Einsassen 
christlicher Konfession behandelt, d. h. von den christlichen Gemeinden 
als Einwohner besteuert werden sollten. 1 



III. Beziehungen zu den christlichen Ge- 
meinden. 

§ 28. Aufsichtsbefugnisse der christlichen Gemeinde- 
behörde. 

Wir haben gesehen, daß die in Oberendingen und Lengnau 
wohnenden Israeliten in polizeilicher Hinsicht den christlichen Ge- 
meinderäten unterworfen waren. Aber nicht bloß die Einzelnen, son- 
dern auch die Korporationen als Ganze waren in verschiedenen Be- 
ziehungen den christlichen Gemeinden und ihren Behörden unterstellt. 

Dies gilt vor allem für Leistungen, die eigentlich der Einzelne 
dem Staate schuldete, deren Eintreibung aber aus praktischen Rück- 
sichten durch die Gemeinden vermittelt wurde. Ein Beispiel hiefür 
findet sich schon in der Zeit der Helvetik. Endingen und Lengnau 
lagen mitten auf dem Kriegsschauplatz des Jahres 1799, es wurden 
ihnen daher große Militärlasten, Einquartierungen und andere, auf- 
erlegt. Die Juden anerkannten ihre Pflicht, als Korporationen einen 
Teil der Einquartierungen zu übernehmen und an die übrigen Leistungen 
verhältnismäßig beizutragen. Über das Maß der Entschädigung kam 
es an beiden Orten zwischen der Judenschaft und der Gemeinde zu 
Prozessen, die schließlich gütlich verglichen wurden. 2 — Weiter ge- 

1 Vgl. nebst dem in voriger Jiote erwähnten Bericht der Direktion des Innern 
den vom 21. Juli 1864, in denselben Akten. — Die Gleichstellung mit christlichen 
Einsassen bezog sich natürlich nur auf die Auslagen der politischen Gemeinde 
als solcher; Schul- und Kultussteiiern waren nach wie vor an die Judenschaft 
zu entrichten. 

* Im Protokoll (des Kantonsgerichts Baden) Zivilsachen, Distrikt Zür- 
bach, 1798—1801 (im Obergerichtsarchiv) findet sich unter Ziffer 97 (S. 413 ff.) 
ein Hechtsstreit eines Christen mit der Judenscbaft von Endingen, die bei ihm 
einen Kapitän einquartiert hatte; ebenda Ziffer 136 (S. 513 ff.) und 140 (S. 519 f.) 
die im Text erwähnten Vergleiche. 
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hören hieher die staatlichen Steuern, direkte wie indirekte, worunter 
namentlich das Ohmgeld von Bedeutung war, das zur Hälfte in die 
Gemeindekasse floß; die Christengemeinden bezogen es von allen 
Einwohnern. Von 1822 an hat der Staat einige Jahre lang eine 
direkte Steuer erhoben; sie wurde nicht unmittelbar auf die Kantons- 
einwohner verlegt, sondern vom Kleinen Rat auf die Gemeinden 
verteilt, diese verlegten sie dann auf die Einzelnen. 1 Die Juden- 
korporationen erhoben dabei selber den auf sie fallenden Betrag von 
ihren Angehörigen, lieferten ihn aber nicht unmittelbar an den Staat, 
sondern an die christlichen Gemeinden ab. * — Das Staatssteuergesetz 
vom 25. Januar 1855 sah für jede Gemeinde eine Steuerkommission 
vor, worauf die beiden Judenschaften ebenfalls solche wählten. Die 
Regierung erklärte dieses Vorgehen für unrichtig, weil das Gesetz 
die Wahl den Einwohnergemeinden übertrage. Die von der christ- 
lichen Einwohnerschaft gewählten Kommissionen hatten daher auch 
die Juden einzuschätzen, ohne daß diesen ein Anspruch auf Teil- 
nahme an der Wahl oder auf eine Vertretung zugestanden wurde. 8 

In einzelnen Beziehungen berief das Gesetz oder die Regierung 
den christlichen Gemeinderat zur Aufsicht über die Vorsteherschaft. 
Das Organisationsgesetz von 1824 übertrug den Vorstehern die Füh- 
rung eines Verzeichnisses der Korporationsgenossen und dem Ge- 
meinderat die Kontrole darüber; er hatte die Richtigkeit der Ein- 
tragungen zu bescheinigen und die Revisionen gemeinsam mit der 
Vorsteherschaft zu besorgen. Die jüdischen Heimatscheine bedurften 
zu ihrer Gültigkeit der Anerkennung durch den Gemeindeammann. — 
Während der Streitigkeiten unter der Judenschaft von Endingen, die 
durch die Ernennung des Rabbiners Wyler hervorgerufen wurden, 
hat die Regierung dem Gemeinderat sogar eine gewisse Aufsicht über 
den israelitischen Gottesdienst übertragen. 4 

Im Laufe der Entwickelung des aargauischen Gemeindewesens 
sind die öffentlichen Funktionen mehr und mehr von der Ortsbürger- 
schaft auf die Versammlung sämtlicher stimmberechtigter Einwohner, 
die Einwohnergemeinde, übergegangen. Daß dies seine Rückwirkung 
auch auf die Stellung der Judenschaften übte, haben wir soeben ge- 

1 Gesetz über Erhebung einer Vermögenssteuer, vom 23. Januar 1822. 

* In Akten JA vom 5. Mai 1825 wird eine Quittung des Gemeindeammanns 
von Endingen über die von der Vorstelicrschaft bezahlte Staatssteuer erwähnt. 

3 Akten JA vom 27. Juli 1855. 

* Akten JA vom 10. Oktober 1836. 
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sehen: während in den Zwanzigerjahren Verlegung und Einzug der 
Staatssteuer ihnen überlassen blieb, wurden sie 1855 der christlichen 
Steuerkommis8ion unterstellt. Im Zusammenhang mit derselben Ent- 
wicklung verloren die Vorsteherschaften das Recht, selbständig Leu- 
mundszeugnisse für ihre Korporationsangehörigen auszustellen. Das 
Gemeindeorganisationsgesetz von 1841 gab die Kompetenz für solche 
Zeugnisse dem Einwohnergemeinderat, und die Regierung fand 1851, 
dies müsse auch für die Juden gelten. Sie wies mehrere Gesuche 
um Bewilligung des auswärtigen Aufenthalts ab, weil die Leumunds- 
zeugnisse nur von den Vorstehern unterschrieben waren; doch ge- 
stattete sie, daß auch ferner die Vorsteherschaft den Inhalt festsetze 
und der Gemeinderat bloß seine Bestätigung erteile. So unbedeutend 
die Sache erscheint, wurde sie doch von den Vorstehern von Endingen 
als eine Zurücksetzung empfunden, die geeignet sei, ihr Ansehen zu 
beeinträchtigen. Die Regierung hielt aber an ihrem Beschlüsse fest. 1 

§ 29. Ökonomische Beziehungen. 

I. Leistungen der Judengemeinden an die Christengemeinden, 
a. Festsetzung von 1812. Von Alters her hatten beide Juden- 
schaften an die Gemeinde, in der sie wohnten, eine Abgabe, das 
sogenannte Dorfgeld, zu entrichten, 2 deren Betrag in Lengnau seit dem 
siebzehnten, in Endingen seit dem Anfang des achtzehnten Jahr- 
hunderts gleich geblieben war, trotz dem bedeutenden Anwachsen 
der Judenschaft. Gelegentlich zeigten die Korporationen sich aller- 
dings freiwillig bereit, Beiträge an Ausgaben zu leisten, die im all- 
gemeinen Interesse lagen. So trug im Jahr 1809 die Judenschaft 
von Lengnau nach Übereinkunft mit der christlichen Gemeinde zwei 
Fünftel der Anschaffungskosten einer Feuerspritze und verpflichtete 
sich, im gleichen Verhältnis für ihren Unterhalt sorgen zu helfen; 
nach der Behauptung der Vorsteher haben die Israeliten auch für 
die öffentlichen Brunnen und an den Bau einer Brücke in Lengnau 
Beiträge geleistet. 

Im Jahre 1811 verlangten beide christlichen Gemeinden die Her- 
stellung eines richtigeren Verhältnisses; sie machten den Vorschlag, 

1 Akten JA vom 4. März 1851. 

* Vgl. oben S. 20 f. Ursprünglich wohl eine privatrechtliche Leistung 
hatte das Dorfgeld im Laufe der Zeit den Charakter einer Abgabe, einer Bei- 
steuer an die Orlspolizeiauslagen, angenommen. Von speziellen Gegen leistunffeu 
der Christengemeinden ist im neunzehnten Jahrhundert nicht mehr die Rede. 
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es solle in Zukunft von den jüdischen Familien nach Maßgabe ihres 
Vermögens ein gebührendes Hintersassengeld erhoben werden, wogegen 
sie auf die bisherigen Abgaben der Korporationen verzichten wollten. 
Die Juden verwahrten sich gegen die Verlegung einer Steuer auf 
die Einzelnen, da sie eine willkürliche Behandlung seitens der Christen- 
gemeinden befürchteten und nicht als bloße Hintersassen 1 behandelt 
sein wollten. Der Kleine Rat gab ihnen nach und beschloß, das 
bisherige System der Zahlung eines Dorfgeldes durch die gesamte 
Judenschaft beizubehalten. Das Departement des Innern stellte fest, 
welche Gemeindeauslagen den Israeliten zu gut kämen, und wollte 
sie in jeder Gemeinde daran die Hälfte beitragen lassen, da beider- 
orts die Zahl der israelitischen und christlichen Haushaltungen an- 
nähernd gleich war. 2 In Endingen hätten die Juden danach 300, 
in Lengnau 370 Franken im Jahr zahlen müssen. Die Regierung 
setzte aber — ohne Angabe von Gründen — das Dorfgeld für En- 
dingen auf 120, für Lengnau auf 100 Franken fest. Die Vorsteher 
hatten diesen Betrag auf die Haushaltungen zu verlegen, von ihnen 
einzuziehen und in halbjährlichen Raten an die christliche Gemeinde 
abzuliefern. Besondere Bestimmungen wurden für den Unterhalt der 
Straßen aufgestellt und Israeliten und Christen hierin gleich behandelt. 
Wer eigenes Gespann besaß, hatte Frohnfuhren zu leisten, die Ar- 
beiten für den Straßenunterhalt sollten die Juden persönlich oder 
durch Angestellte verrichten können ; ;1 um sie vor zuweitgehender 
Belästigung zu schützen, wurde bestimmt, daß sie niemals mehr als 
zehn Arbeiter am gleichen Tage sollten stellen müssen. 4 Diese Be- 
schränkung bezog sich aber bloß auf den Unterhalt, nicht auf den 
Neubau von Straßen ; zu einem solchen konnten sie im gleichen Ver- 
hältnis wie die christlichen Einwohner herangezogen werden. 5 

Die Feststellung der Beitragsptlicht war von Anfang an unbillig, 
da die Juden danach nur einen unverhältnismäßig kleinen Bruchteil 

1 das heißt Niedergelassene, die nicht die Gemeindeangehörigkeit besaßen. 

* In Endingen waren nach dein Berichte 136 von 26"», in Lengnau 101 von 
191 Haushaltungen israelilisch. Iber die Vennögensverhällnissc fohlten dem 
Departement nähere Angaben; doch bemerkte sein Vorsteher, es sei nur eine 
Stimme darüber, daß die Judenschaft weit reicher sei als die dort wohnenden 
Christen. 

'Das Departement hatte eine andere Lösung vorgeschlagen, weil die Juden 
zu solchen Arbeiten nicht geeignet seien. 

4 Vgl. zu alldem Akten JA vom 2. März 1812. 
4 Akten F Nr. 13, vom 4. Januar 1821. 
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der Auslagen tragen mußten, die im Gesamtinteresse zu machen 
waren. In Endingen wurden denn auch bald durch Verträge zwischen 
der Gemeinde und der Judenschaft Abänderungen getroffen, die zu- 
nächst das Gemeindewerk, das heißt den Straßenunterhalt, betrafen;' 
von 1828 an wurde auch wiederholt das Dorfgeld erhöht, so daß es 
im Jahre 1860 sich auf 500 Franken belief, ohne daß die Regierung 
ein einziges Mal hätte einschreiten müssen.* Anders in Lengnau; 
hier kam es schon 1820 wegen eines Straßenbaus zu Streitigkeiten,' 
und später verlangte die christliche Gemeinde wiederholt eine Er- 
höhung des Dorfgelds oder die Leistung besonderer Beiträge an ein- 
zelne Ausgaben, wie das Hebammenwartgeld und die Kosten der 
Feuerpolizei, aber ohne Erfolg: die Judenschaft anerkannte bloß die 
vertragsmäßigen zwei Fünftel für die Feuerspritze, im übrigen be- 
harrte sie bei der Festsetzung von 1812 und wurde von der Regie- 
rung dabei beschützt. 4 

b. Das Gemeindesteuergesetz von 1846. Von 1856 an forderte 
christlich Lengnau neuerdings zu wiederholten Malen die Aufhebung 
des kleinrätlichen Beschlusses von 1812 und die Anwendung des Ge- 
meindesteuergesetzes von 1846 auf die Judenschaft; man darf sich, 
mit dem Justizdirektor Welti, 5 billig wundern, daß die Gemeinde mit 
diesem Begehren so lange gewartet hat. Das Gesetz sah für die 
Beiträge der Einsassen 6 zwei Bestimmungsarten vor, sofern die Steuern 
nicht von allen Einwohnern gleichmäßig erhoben wurden. Entweder 
wurde durch die Einwohnergemeinde die durchschnittliche jährliche 
Ausgabe sowie das Verhältnis festgestellt, in welchem die Einsassen 
daran beizutragen hatten, sodann diese nach ihrem Vermögen in 
Klassen eingeteilt und für jede Klasse die Höhe der Steuer bestimmt. 
Oder es wurde durch Übereinkunft zwischen der Ortsbürgerschaft und 

1 Zwei solche Verträge sind erwähnt in Akten JA vom 5. Mai 1825 (Ver- 
zeichnis der Schriftstücke, welche die alten Vorsteher den neuen übergaben). Vgl. 
auch die in der vorigen Anmerkung genannten Akten. 

* Bericht des Bezirksamts Zuraten vom 4. November 1858 und Beschwerde 
von israelitisch Endingen vom 10. Juni 1863. in Akten JA vom 10. Februar 1869. 

8 Vgl. die oben S. 201 N. 5 zitierten Akten. 

4 Akten JA vom 8. Oktober 1832. Allerdings stellte der Kleine Bat der 
Gemeinde anheim, eine genaue Zusammenstellung ihrer Auslagen nebst Vor- 
schlägen für die künftige Festsetzung eines gerechten und billigen Einsassengeldes 
einzureichen, was der Gemeinderat unterließ. 

6 im Bericht vom 26. August 1858, in Akten JA vom 10. Februar 1869. 

8 das heißt der nicht ortsbürgerlichen Einwohner. 
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einer Versammlung der stimmberechtigten Einsassen eine andere Art 
der Abfindung, für alle Auslagen oder einen Teil davon, festgesetzt. 
Für die besonderen Verhältnisse der Judenkorporation paßte die 
zweite Feststellungsart, 1 die erste brachte die Unbilligkeit mit sich, 
daß über die Leistungspflicht der Israeliten ausschließlich — bloß mit 
Vorbehalt des administrativen Rechtswegs — eine Gemeindeversammlung 
entschied, zu der die Israeliten keinen Zutritt hatten. Die Regierung 
ordnete daher Verhandlungen über ein Abkommen an, die aber an 
der Unnachgibigkeit der jüdischen Vorsteher scheiterten. Daraufhin 
hob die Regierung den Beschluß von 1812 auf und erklärte, die 
Juden seien in beiden Gemeinden nach dem Gesetze von 1846 zu 
besteuern, sie hätten aber nur an diejenigen Polizeianstalten beizu- 
tragen, an denen ihnen gleicher Genuß wie den christlichen Ein- 
wohnern zustehe. 

Jetzt einigten sich die Parteien in Lengnau dahin, daß die Juden- 
schaft an die sie berührenden Polizeiauslagen die Hälfte entrichten 
solle. Die Gemeinde stellte darauf den Betrag fest und forderte ihn 
von der Korporation ein. Diese fand sich dadurch beschwert und 
bestritt der Gemeinde das Recht einseitiger Festsetzung; die Juden- 
schaft wurde von der Regierung an den Administrativrichter, von 
diesem aber abgewiesen. Ursprünglich hatte sie auch verlangt, daß 
die Steuer von den Einzelnen, nicht von der Korporation als solcher, 
eingezogen werde; doch scheint sie diesen Punkt vor dem Richter 
nicht zur Sprache gebracht zu haben. 2 

Um solche Zwistigkeiten zu verhindern, übertrug das Emanzi- 
pationsgesetz von 1862 die Festsetzung des Steuerbetrags der Juden- 
gemeinden für je vier Jahre dem Regierungsrat. Mit der Aufhebung 
des Gesetzes fiel im folgenden Jahr diese Bestimmung wieder weg. 
Es entstand nun ein Streit in Endingen, wo bisher die Steuerfrage 
durch gütliche Übereinkunft, wie das Gesetz von 1846 sie vorsah, 
gelöst worden war. Die christliche Gemeinde berechnete jetzt das 
Betreffnis der Judenschaft einseitig, wie es in Lengnau geschah, und 
ließ ihre Forderung vollstrecken. Dagegen führte die israelitische 

1 mit der Modifikation, daß an Stelle einer besonderen Einsassen Versammlung 
die jüdische Korporationsversammlung trat und die Stimmfähigkeit in dieser 
maßgebend war. Denn iu der christlichen Gemeinde waren die Juden nicht 
stimmberechtigte Einsassen. 

» Die sämtlichen diese Polizeisteuerstreitigkeiten betreffenden Akten, aus 
den Jahren 1856 bis 186'J, sind vereinigt in Akten JA vom 10. Februar 1869. 



Digitized by Goog 



— 204 - 



Gemeinde Beschwerde beim Regierungsrat; sie bestritt die Zulässig- 
keit der Steuerexekution, die nach Gesetz bloß den einzelnen Steuer- 
pflichtigen gegenüber stattfinde, und verlangte, daß ihr gleich wie 
den christlichen Einsassen einer Gemeinde das Recht zuerkannt 
werde, gegen die sie betreffenden Steuerbeschlüsse der Einwohner- 
gemeinde vor der Zahlung an den Regierungsrat zu rekurrieren. 
Dieses Recht stand aber nach dem Gesetz nur den stimmberechtigten 1 
Einwohnern zu, den Juden also streng genommen nicht; sie waren 
in diesem Funkte den Ausländern gleichgestellt. Auf der andern Seite 
war richtig, daß das Gesetz von Vollstreckung nur gegenüber einzelnen 
Steuerpflichtigen sprach; die gesetzlichen Bestimmungen waren eben 
ohne Rücksicht auf die Juden getroffen und paßten nicht genau auf 
ihre Verhältnisse. Es konnte sich daher nur um eine analoge An- 
wendung der einen oder andern Vorschrift handeln, sofern man nicht 
das Einsassengeld auf die einzelnen Israeliten statt auf die Korpo- 
rationen wollte verlegen lassen. — Die Regierung fällte einen ziem- 
lich unklaren Entscheid; sie anerkannte die Vollstreckbarkeit der 
Steuerforderung, so wie die Gemeinde sie festgestellt hatte, und wies 
also in der Hauptsache den Rekurs der Judenschaft ab. Andrerseits 
erklärte sie aber die Zahlungspflicht für eine bloß provisorische und 
behielt sich die Entscheidung über Beschwerden nach erfolgter Zah- 
lung vor, während das Gesetz gegenüber einer exequierten Steuer 
nur die Rückforderungsklage vor dem Administrativrichter zuließ. 
Ausdrücklich wurde bestimmt, daß die Verlegung der Steuer auf die 
einzelnen Israeliten der Judenschaft zu überlassen sei. 2 Eine endgültige 
Regelung war damit nicht beabsichtigt, vielmehr erhielt die Direktion 
des Innern den Auftrag, eine Einigung unter den Parteien herbeizu- 
führen. Als dies nicht gelang, wurde die Lösung bis zur Revision 
des Gemeindesteuergesetzes, die gerade im Werke war, aufgeschoben.— 

i 

In der Folge hielt die Regierung sich selber nicht an ihren Beschluß. 
Als die beiden Judengeineinden sie im Herbst 1864 um Beilegung 
neuer Steueranstände ersuchten, verwies sie sie auf die Administrativ- 
klage als den allein gesetzlichen Weg. 8 Die Judenschaft von Lengnau 
versuchte es damit, aber der einzige Erfolg von prinzipieller Bedeu- 

1 d. h. in der Kinwohnergemeimle stimmberechtigten. Die jüdischen Kor- 
porationen wurden, wie wir gesehen haben (oben S. 199 f. i nicht als Einwohner- 
gemeinden anerkannt. 

* RogicrungsbesehluU vom 18. November 1803. 

3 Beschluß vom i>. .November 18G4. 
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tung, den sie erreichte, war der, daß die Besoldung des Gemeinde- 
rats und des (christlichen) Gemeindeschreibers ihr nur zu zwei Dritt- 
teilen in Rechnung gestellt werden durfte, weil diese Beamten nicht 
nur der Einwohnergemeinde, sondern auch der christlichen Ortsbürger- 
schaft dienten.' 

Die Streitigkeiten hörten damit nicht auf; bald wurde die Bei- 
tragsprlicht zu einzelnen Posten, bald die Höhe der Ansätze ange- 
fochten. Um diesem unerquicklichen Zustand ein Ende zu setzen, 
hob die Justizdirektion, im Widerspruch mit den bisherigen Ent- 
scheidungen, am 22. Juli 1866 die der Gemeinde Lengnau gegen die 
dortige Judenschaft erteilte Steuervollstreckung auf und verfügte, daß 
fortan nicht mehr die Korporation als solche, sondern die einzelnen 
Steuerpflichtigen in Anspruch zu nehmen seien. Die Folge war, daß 
jetzt die Einschätzung nicht mehr von der Judenschaft, sondern von 
der Einwohnergemeinde vorzunehmen war; deshalb hat die Gemeinde 
Lengnau, aus freien Stücken wie es scheint, einen Israeliten in die 
Steuerkommission berufen ; 2 zur Wahl ließ sie die Juden aber nicht zu. 3 

c. Das Gemeindesteuergesetz von 1866. Am 30. Wintermonat 
1866 wurde ein neues Gemeindesteuergesetz erlassen, dessen § 23 
lautete : Die israelitischen Korporationsgemeinden Oberendingen xmd 
Lengnau Jtaben jede an die betreffende Einwohner gemeinde einen 
Geldbeitrag an die der letztern obliegenden Leistungen für die ge- 
samte Gemeindepolizei und für das Militäricesen — die Einquar- 
tierungslast und das Gemeindewerk ausgenommen, icelche auch von 
den israelitischen Einwohnern persönlich zu tragen sind — zu ent- 
richten. Dieser Beitrag wird im Verhältnis des beidseitigen Gemeinde- 
vermögen* und der beidseitigen Steuersummen vom liegierungsrat 
periodisch festgesetzt. u Das entsprach im wesentlichen der Vorschrift, 
die das Emanzipationsgesetz von 1862 gegeben hatte; der dadurch 
wieder eingeführte Zustand war aber durch den erwähnten Entscheid 
der Justizdirektion vom 22. Juli 1866 bereits überholt, und die 
Judenschaften sahen in der Gesetzesbestimmung die Wiederherstellung 
einer teilweise beseitigten Rechtsungleichheit. Sie beschwerten sich 
bei der Regierung und stellten einen Rekurs an die Bundesbehörden 

*OG vom 7. August 1865, S. 624; die Erwägungen und thatsächlichen An- 
gaben in den dazu gehörenden Administrativakten. 

' Jedenfalls hatte dieses Mitglied nur bei der Schätzung der Israeliten, nicht 
auch bei der der Christen mitzuwirken. 

• All dies findet sich in den bereits erwähnten Akten JA vom 10. Februar 1869. 
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in Aussicht, wenn die Vorschrift nicht beseitigt werde. Die Regie- 
rung fand die Beschwerde gerechtfertigt, um so mehr als bereits 
wieder Streitigkeiten über die Höhe der Beiträge ausgebrochen waren; 
sie schlug dem Großen Rate die Aufhebung des § 23 vor. Die gesetz- 
gebende Behörde war einverstanden, doch kam die Revision nicht 
zu stände, weil sie noch andere Abänderungen bringen sollte, über 
die man sich nicht zu einigen vermochte. Deshalb ist der § 23 for- 
mell erst durch das Emanzipationsdekret von 1877 aufgehoben worden; 
gehandhabt aber wurde er längst nicht mehr. Die Regierung hätte 
am 25. September 1868 die Geldbeiträge für drei Jahre festgesetzt, 
später geschah es nie wieder. Die Steuer wurde fortan auf die ein- 
zelnen Juden verlegt und von der Einwohnergemeinde selber einge- 
zogen, so daß deswegen kein Streit zwischen der christlichen Gemeinde 
und der Korporation als solcher entstehen konnte. Die Juden hatten 
von da an in Polizeisteuersachen die Stellung nicht stimmberechtigter 
Einwohner der politischen Gemeinden. 1 

2. Einkünfte der Christengemeinden von den einzelnen jüdischen 
Einwohnern. Verschiedene Einnahmen flössen den christlichen Ge- 
meinden von allen Personen zu, die sich in ihrem Gebiete befanden, 
also ebensowohl von Juden als von Christen. Hieher gehören, neben 
den Gebühren für das Betreibungs- und Fertigungswesen, insbesondere 
das halbe Ohmgeld* und die vom Gemeinderat ausgesprochenen 
Polizeibußen; doch war nach Entscheid des Kleinen Rates vom 
15. Oktober 1829 der halbe Ertrag der Bußen, die über Israeliten 
verhängt wurden, an den Armenfond der Judengemeinde abzuliefern. 8 
Das Staatssteuergesetz von 1855 wies die Strafsteuern wegen Ver- 
mögensverheimlichung zum Teil den Schul- und Armengütera der 
Gemeinden zu, und die Regierung entschied hier, daß die von Juden 
erhobenen Strafsteuern nicht der jüdischen, sondern der christlichen 
Gemeinde zufallen müßten, weil die israelitischen Vorsteher mit dem 
Bezug der Staatssteuer nichts zu thun hätten. 4 

3. Abgabe der Juden von Lengnau an den Ortspfarrer. Die 

Judenschaft von Lengnau hatte nicht nur an die christliche Gemeinde, 



1 Vgl. nebst den in voriger Note erwähnten Akten die der Gemeindestcuer- 
gesetzrevision, JA Nr. 2 (1860—1871). 

* Die andere Hälfte war an den Staat abzuliefern. 

» Vgl. oben S. 137 zu N. 4. 

4 RP vom 31. Oktober 1860, Ziffer 2484. 
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sondern auch an das dortige Pfarramt eine Abgabe zu entrichten, 
die zum ersten Male erwähnt wird in einem Bericht über die Be- 
soldungsverhältnisse der Pfründen vom Jahre 1778, wo es heißt: 
„von denen Juden alle zwei Jahre 7 Fl. 10 Kr. w In einem Berichte 
des Pfarrers von 1841 wird die Abgabe unter „Judengeld oder propter 
iura stolse" aufgeführt. In der neueren Zeit wurde alljährlich der 
halbe Betrag, in neuem Gelde mit Fr. 8. 29 Rp., bezahlt. Im Jahr 
1876 verweigerte die Judenschaft die fernere Leistung und bat die 
Regierung, sie davon frei zu erklären ; sie wurde aber an den Richter 
gewiesen. Im Februar 1883 kam der Streit zu obergerichtlicher 
Entscheidung. Der ursprüngliche Rechtsgrund der Forderung war 
nicht mehr mit Sicherheit festzustellen. Das Obergericht glaubte, 
wegen des Ausdrucks „propter iura stolas" annehmen zu müssen, 
die Kirche von Lengnau habe der dortigen Judenschaft als Ersatz 
für die ihr entgehenden Stolgebühren die streitige Abgabe auferlegt, 
in der Meinung, wenn die Juden nicht da wären, würde die christ- 
liche Bevölkerung zahlreicher sein; derartiges sei im Mittelalter 
häufig vorgekommen und werde durch das kanonische Recht aus- 
drücklich gestattet. 1 Mit Rücksicht auf die Abschaffung der Stol- 
gebühren und auf Artikel 49 der Bundesverfassung wurde das „ Juden- 
geld H als dahingefallen erklärt. — Die Annahme, von der das Ober- 
gericht ausging, war kaum richtig, schon weil die Ansiedelung der 
Juden in Lengnau nicht ins Mittelalter zurückreicht, und weil die 
Obrigkeit sich stets das alleinige Recht vorbehalten hat, ihnen Ab- 
gaben aufzuerlegen. Eher dürfte es sich, ähnlich wie beim Dorfgeld, 
um eine von den Juden freiwillig übernommene Leistung gehandelt 
haben, durch welche sie sich den jeweiligen Pfarrer von Lengnau 
günstig zu stimmen hofften. Das würde auch erklären, warum die 
Abgabe erst so spät Erwähnung findet, was mit einem hohen Alter, 
wie es bei kanonischrechtlichem Ursprung vorausgesetzt werden müßte, 
kaum zu vereinen ist. Die Leistung mag übernommen worden sein, 



1 Das Obergericht berief sich auf c. 18 X de usuris 5, 19: ludaeos decerni- 
rous compellendos ad satisfaciendum ecclesiis, pro decimis et oblationibus debitis, 
quas a Christianis de domibus et possessionis aliis pcrcipcre consueverant, 
antequam ad Judaeos quocunque titulo devenissent. ut sie ecclesiae conserventur 
indemnes. Ob unter oblationes hier Stolgebuhren, also Gegenleistungen für ein- 
zelne geistliche Handlungen, wie Taufen, Ehecinsegnungen u. s. w. zu verstehen 
seien, wie das Obergericht annahm, erscheint mehr als zweifelhaft, wenn man die 
Worte de domibus et possessionibus aliis beachtet. 
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als die judenfeindliche Stimmung unter der Bevölkerung überhand 
nahm und die Beamten der Grafschaft die Vertreibung der Hebräer 
verlangten, das heißt in der zweiten Hälfte des achtzehnten Jahr- 
hunderts. 1 Die Bezeichnung „propter iura stohe", die erst 1841 
vorkommt, wird als ein Versuch des damaligen Pfarrers anzusehen 
sein, für die Zahlung, deren ursprünglichen Grund er nicht mehr 
kannte, eine Erklärung zu finden. 2 



III. Kapitel. Die staatsrechtliche Bedeutung der 
jüdischen Sonderstellung. 

§ 30, Staatsrechtlicher Charakter der Korporationen. 

I. Privatverein oder Körperschaft des öffentlichen Rechts. Bei 

der Gründung des Kantons waren die Judenkorporationen kaum mehr 
als Privatvereine, die für ihre Mitglieder die finanziellen öffentlichen 
Lasten zu tragen hatten, weil es für die Behörden bequemer war, 
sich an die Korporation als Ganzes statt an jeden Einzelnen zu halten. 
Während des ersten Viertels des Jahrhunderts haben sie sich zu 
Gemeinschaften von öffentlichrechtlichem Charakter entwickelt. Es 
wäre müßig, den Zeitpunkt der Umwandlung genau feststellen zu 
wollen; das Ergebnis müßte verschieden ausfallen, je nachdem die 
eine oder andere der Theorien über die Natur der öffentlichrecht- 
lichen Verbände zum Ausgangspunkt genommen würde. Die aar- 
gauischen Behörden scheinen diese Qualität den Judenschaften schon 
seit dem Gesetz von 1809 beigelegt zu haben. Im Jahre 1812 
stützte die Regierung ihren Entscheid über das Dorfgeld 3 auf die 
Erwägung, daß die Juden „gleichsam zwei Bürgerschaften unter sich" 
bildeten und nicht als einzelne Familien, sondern als Körperschaft 
geduldet würden, weshalb sie auch nicht als Hintersassen der christ- 

1 Vgl. oben S. 13 zu N. 5. 

»Akten JA vom 21. Februar 1876; OU vom 28. Februar 1883, S. 160 f. 
Das Urteil ist abgedruckt im Jahresbericht des Obergerichts für 1883, 
S. 44 ff. 

8 Akten JA vom 2. März 1812. Vgl. oben S. 200 f. 
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liehen Gemeinden behandelt werden könnten. 1813 wurde eine 
Verordnung über die Stellung von Rekruten für die Schweizerregi- 
menter in französischen Diensten erlassen; die Regierung wandte sie 
auch auf die Judenschaft an und ließ für sie ein eigenes Verzeichnis 
anfertigen, weil sie als eine besondere Korporation anzusehen sei. 1 
Im Jahre 1815 erklärte das Departement des Innern, die israelitischen 
Vorsteher seien jetzt eine von der Regierung anerkannte Behörde; - 
in der That konnte eine solche Anerkennung darin gefunden werden, 
daß die Leumundszeugnisse für Israeliten seit 1809 von den Vor- 
steherschaften auszustellen waren. 8 Schon die Milizorganisation vom 
"L Christmonat 1808 hatte die Korporationen als „Judengemeinden 11 
bezeichnet. 

Außer allem Zweifel stand der öffentlichrechtliche Charakter 
der beiden Judenschaften seit 1824. Sie hatten jetzt eine gesetz- 
liche Organisation und eine Reihe öffentlicher Aufgaben, zu deren 
Erfüllung sie dem Staate gegenüber verpflichtet waren; sie standen 
in den meisten Beziehungen unter staatlicher Aufsicht ; sie übten über 
ihre Angehörigen Hoheitsrechte aus. die ihnen vom Staate verliehen 
oder bestätigt waren, insbesondere eine gewisse Strafgewalt und das 
ßesteuerungsrecht. Das Gesetz anerkannte sie auch ausdrücklich 
als Gemeinden. 

Nun entstand die Frage, ob sie den übrigen Gemeinden des 
Kantons wesensgleich oder von ihnen wesentlich verschieden seien, 
mit andern Worten, ob die im Gesetze beibehaltenen Unterschiede 
lediglich ein Mehr und Weniger von Aufgaben und Rechten bedeuteten 
oder ob sie die Äußerung einer Verschiedenheit in den rechtlichen 
Grundlagen waren. Die Frage war keine bloß theoretische, viel- 
mehr von größter praktischer Bedeutung: von der Antwort hing die 
Entscheidung ab, ob und wie weit die allgemeinen Gemeindegesetze 
auf die Judenschaften anzuwenden seien. 

2. Unterschied von den andern Gemeinden des Kantons, a. Die 
ursprüngliche Verschiedenheit. Die aargauischen Israeliten haben 
selber ihre Korporationen wiederholt für ein eigenartiges Gebilde 
erklärt, das nicht bloß eine weniger privilegierte Gemeinde sei. In 
der That ruhten sie auf wesentlich anderer Grundlage als die 



1 RP vom 15. Februar 1813, 8. 5H. 

* Akten JA vom 5. April 1815. 

• oben S. 120 zu N. 2. 

Malier, Dissertation. 
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übrigen aargauischen Gemeinden. Der Ausgangspunkt der letzteren 
war der Besitz einer Atmende gewesen, an der jedem Genossen das 
Recht auf Mitbenutzung zustand, also der Besitz eines nutzbringen den 
Vermögens. Die Zugehörigkeit zu einer solchen Gemeinde war in 
erster Linie ein Recht, erst in zweiter eine Verpflichtung. Anders 
bei den Juden. Ihre Gemeinden waren nicht entstanden aus gemeio- 
samem Grundbesitz, zu dem sie ja im Gegenteil von Rechtswegen 
ursprünglich gar nicht gelangen konnten. Die Korporationen hatten 
daher kein nutzbringendes Vermögen; ihre hauptsächlichsten Gemeinde- 
güter, die Synagogen und der Friedhof, dienten nicht bloß den Ge- i 
meindeangehörigen, sondern allen Glaubensgenossen, die sich im Lande 
aufhielten. Die Judengemeinde war eine Genossenschaft zu gemein- 
samem Tragen von Lasten, wie die Vorsteher von Lengnau im Jahr 
1850 mit Recht bemerkten. 1 Die Zugehörigkeit zur Korporation 
verlieh daher zunächst nicht Rechte, sondern Pflichten; auch das 
Recht des Aufenthalts im Staatsgebiet hing geschichtlich nicht von 
der Gemeindeangehörigkeit ab und wurde stets auch den heimatlosen 
Juden zugestanden, solern sie sich auf langjährige Duldung im Kanton 
berufen konnten. 2 Das Überwiegen des Verpflichtungsmoments über 
das Recht hatte im Organisationsgesetz seinen Ausdruck gefunden 
in der vielberufenen Solidarhaft beider Gemeinden für den Unterhalt 
ihrer Armen. Die christliche Ortsbürgergemeinde war in erster Linie 
im Interesse ihrer Bürger da, der Judenschaft aber gab der Staat 
eine Organisation vor allem, um zu verhindern, daß unbemittelte 
Israeliten ihm zur Last fielen. Wie die Juden diese Aufgabe er- 
füllten, war ihm gleichgültig, genug daß er die Mittel besaß, um sie 
zur Erfüllung nötigenfalls zu zwingen. Damit stand es im Einklang, 
daß das Organisationsgesetz über die Verwaltung des jüdischen Armen- 



1 Vgl. oben S. 188 f. Dort haben die Ausführungen im Texte teilweise 
vorweggenommen werden müssen, weil im Stcuenvesen die praktische Bedeutung 
der hier besprochenen Frage am größten war. 

* Die oben, S. 208 zu IS'. 3 zitierte Bemerkung der Regierung, die Juden 
würden nicht als einzelne Familien geduldet sondern als Korporation, traf daher 
nicht zu. Tn den früheren Jahrhunderten war der Schutz zweifellos den einzelnen 
Familien erteilt, nicht den Korporationen, die sich ja nur allmählich und ohne 
Zuthun der Obrigkeit hildeten. Kein späterer Erlaß hatte daran etwas geändert. 
Das Gesetz von 1809 sprach von den Judenfamilien, die von den vorigen Re- 
gierungen als Mitglieder der Judenschaft angesehen worden seien. Das mag den 
Kleinen Rat irre geführt halten. Die Mitgliedschaft in der Judenschaft war aber 
stets die rechtliche Folge, nie die Voraussetzung der bleibenden Duldung gewesen. 
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wesens und das Steuerrecht der Gemeinden keine einläßlichen Vor- 
schriften enthielt. Es waren Folgerungen aus diesem Zustand, wenn 
die Juden verlangten, daß ein ausscheidender Genosse zuerst seinen 
Anteil an den Korporationsschulden bezahle, daß der Auswärtige 
gleich wie der in der Gemeinde Wohnhafte alle Steuern entrichte, 
und daß die herkömmlichen Arten und Formen der Besteuerung auch 
ferner beibehalten werden sollten. 

Der dargelegte Grundgedanke ist weder von einer Behörde noch 
von den Juden selber mit voller Klarheit ausgesprochen worden. 1 
Aber er kam in den thatsächlichen Verhältnissen zum Ausdruck, und 
die Entscheidungen und Beschlüsse, welche auf sie Rücksicht nahmen, 
befinden sich mit ihm im Einklang. Die Juden selber, die den 
Dingen am nächsten standen, haben ihm am konsequentesten nach- 
gelebt. Daraus, daß er nirgends ausdrückliche gesetzliche Aner- 
kennung gefunden hat, erklären sich großenteils die gelegentlichen 
Schwankungen und widersprechenden Entscheide, die wir in den 
früheren Abschnitten getroffen haben. 

b. Allmähliche Ausgleichung. Neben dieses Prinzip, das der 
Auffassung früherer Jahrhunderte vom Verhältnis der Juden zum 
Staate entnommen war, ist seit der Revolutionsperiode der neue Ge- 
danke getreten, daß die Juden durch bessere geistige und moralische 
Bildung allmählich der Gleichstellung mit den christlichen Staats- 
angehörigen entgegenzuführen seien. Wenn der Kanton der Juden- 
schaft auch noch längere Zeit die finanzielle Unterstützung versagte, 
so anerkannte er doch bald die Pflicht, seine Aufsicht zu ihrer Förde- 
rung auszuüben. Das führte ihn dazu, zuerst das Schulwesen, dann 
den Kultus und schließlich auch das Armenwesen der Israeliten unter 
seine Obhut zu nehmen. 

Jeder dieser Schritte bedeutete eine Annäherung der jüdischen 
Korporationen an die christlichen Gemeinden. Das Gebiet, auf dem 
ihre Eigenart sich entfaltete, wurde mehr und mehr eingeengt. Am 
deutlichsten hat sich uns diese Erscheinung bei der Geschichte des 
Steuerwesens gezeigt. Die Konsequenz führte die Regierung dazu, 
schrittweise auch von dem Grundsatz abzugehen, daß die Juden keine 
finanzielle Staatshülfe zu beanspruchen hätten. Das Schulgesetz von 
1835 gewährte ihnen Beiträge für ihr Unterrichtswesen, später er- 

1 Am deutlichsten formuliert ist er in der obeu, S. 210 zu N. I, erwähnten 
Eingabe der Vorsteher von Lengnau. 
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hielten sie solche für den Hau neuer Synagogen, endlich hat im 
Jahre 1 860 die Regierung auch einen jährlichen Zuschuß zur Rabbinats- 
besoldung auszurichten begonnen. Im Armenwesen wurde das Prinzip 
wenigstens in Einzelfällen durchbrochen, völlig aufgegeben allerdings 
erst, als den Israeliten das volle Kantonsbürgerrecht zuerkannt wurde. 

Während so die Judengemeinden sich allmählich den christlichen 
annäherten, hatten diese selber eine bedeutende Entwicklung durch- 
gemacht. Die ursprüngliche aargauische Gemeinde war die Orts- 
bürgerschaft: wer nicht Ortsbürger war, hatte kein Stimmrecht in 
der Gemeindeversammlung. 1 Im Jahr 1815 erhielten dieses Recht 
auch die Einsassen, die seit Jahresfrist in der Gemeinde wohnten 
und die übrigen verfassungsmäßigen Voraussetzungen erfüllten: die 
Ortsbürger bildeten nunmehr eine besondere Versammlung, der be- 
deutende Befugnisse vorbehalten waren. Das Gemeindegesetz von 
1831 bezeichnete die Versammlung der Einwohner als Gemeinds- 
bürgerversammlung und stellte sie dadurch in schärferen Gegensatz 
zur Ortsbürgerschaft, ohne sachlich viel zu ändern. Die Gemeinde- 
organisation von 1841 gab ihr den Namen Einwohnergemeindever- 
sammlung und erweiterte ihre Befugnisse; die Ortsbürgergemeinde 
wurde im wesentlichen auf die Armenpflege und die Verwaltung des Ge- 
meindegutes beschränkt. 2 Aber noch immer gab es nur eine Gemeinde. 

Das änderte die Verfassung von 1852. Sie sagte, die Gemeinden 
bestünden aus Ortsbürgergemeinden und Einwohnergemeinden. Da- 
durch wurde die letztere zu einer besonderen Korporation, die zwar 
noch kein Vermögen, wohl aber nach dem bürgerlichen Gesetzbuch 
die Vermögensfähigkeit besaß und als ein selbständiges Subjekt öffent- 
licher und privater Rechte neben die Ortsbürgergemeinde trat. 

c. Judenkorporation und Einwohnergemeinde. Es gab nun in 

Lengnau und Oberendingen je drei verschiedene Gemeinden, nämlich 
eine Einwohner- und eine Ortsbürgergemeinde und die Judenkorporation. 
Der Einwohnergemeinde lag als wichtigste Funktion die Verwaltung 
der Ortspolizei ob; Ortsbürger- und Judengemeinde hatten vor allem 
ihr Armenwesen und die Verwaltung ihres Gemeindeguts zu besorgen. 



1 Gesetz vom 25. Brachmonat 1803 über die Organisation der Gemeinderäte. 

* Gesetz über Einrichtung der Gemeindeversammlungen und Genieinderäte, 
vom 10. Christmonat 1815; über die Gemeindeverwaltung und Einrichtung der 
Gemeinderäte, vom 17. Wintermonat 1831 : über die Organisation der Gemeinden 
und Gemeinderäte, vom 26. Wintenuonat 1841. 



Digitized by Google 



- 213 - 



Daher wurde die Judenkorporation mehr und mehr als eine Art 
Ortsbürgergemeinde aufgefaßt. Freilich kam bei ihr das Schul- und 
Kultus wesen hinzu; aber diese Aufgaben lagen nicht, wie die Orts- 
polizei, notwendig der Einwohnergemeinde ob, sie wurden mancher- 
orts auch in christlichen Gemeinden von besonderen Schul- und Kirch- 
genossenschaften besorgt. Es lag daher nahe, die Judengemeinden 
als eine Verbindung von Ortsbürgerschaft, Schul- und Kultusorgani- 
sation anzusehen, ihnen dagegen den Charakter von Einwohner- 
gemeinden abzusprechen, um so mehr als begriffsgemäß die Ein- 
wohnergenieinde alle auf ihrem Gebiete wohnenden Individuen, ohne 
Rücksicht auf ihre Religion oder irgendwelche andern Unterschiede, 
umfassen sollte. 

In der That hat diese Anschauung seit der Verfassung von 1852 
die Handlungen der Regierung geleitet. Wir haben gesehen, wie der 
Vollzug des Staatssteuergesetzes von 1855 auch den Israeliten gegen- 
über in die Hände der christlichen (iemeinderäte und Steuerkom- 
missionen gelegt wurde. Die Juden erschienen jetzt als Einsassen 
der christlichen Gemeinden, was auch in der Polizeisteuerfrage von 
1858 an mit steigender Bestimmtheit zum Ausdruck gekommen ist. 1 
Vorübergehend änderte sich zwar die Sache ; das Emanzipationsgesetz 
erkannte den Judenschaften die Eigenschaft von Ortsbürger- und 
Einwohnergemeinden zu; s aber nach Jahresfrist trat der frühere Zu- 
stand auch in diesem Punkte wieder ein. Als infolge des Bundes- 
gesetzes über Zivilstand und Ehe die Besorgung des Zivilstandswesens 
den Pfarrämtern abgenommen und den Einwohnergeineinden über- 
tragen wurde, wollten die Judengemeinden eigene Beamte wählen. 
Die Regierung erklärte aber, in einem Genieindebezirk sei nur ein 
einziges Zivilstandsamt zulässig. 1 ' 

d. Judenkorporation und Ortsbürgergemeinde. Die Juden- 
schaften waren also keine Einwohnergemeinden. Damit war aber 
noch nicht entschieden, ob sie als Ortsbürgerschaften im Sinne der 
Verfassung und der Gesetze anzusehen seien: eine Frage, die von 
größter Bedeutung für die Rechtsstellung der einzelnen Israeliten war. 
Denn auf der Zugehörigkeit zu einer Ortsbürgerschaft beruhte von 

1 YVI. nhen S. 200 und i>02 ff. 

* Dadurch wurde iicuerdiiijrs chic besondere Vorschrift filier «lic l'olizeistcuerii 
erforderlich. Im (iemcindesteiierifesetz von 18o6 dape<ren ( vtrl. oheu S. -2Uf>) war 
sie ein Anachronismus. 

3 Akten JA vom 10. Dezemher 1 f>7. r ». 
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der Gründung des Kantons bis auf den beutigen Tag das aargauische 
Kantonsbürgerrecht. Während aber heute jeder Aargauer Kantons- 
bürger ist, bestanden früher verschiedene Klassen: neben den Kantons- 
bürgern gab es bloße Kantonsangehörige, die kein Ortsbürgerrecht 
besaßen und in den bürgerlichen und politischen Rechten zurückge- 
setzt waren. Ursprünglich bildeten die Juden unbestreitbar eine solche 
minderberechtigte Klasse. Später, namentlich seit 1852, konnte man 
sich fragen, ob ihre Gemeinden jetzt nicht als vollberechtigte Orts- 
bürgerschaften im Sinne der Verfassung anzusehen seien. - Sie übten 
alle wesentlichen Funktionen von solchen aus, und es paßte auf sie 
auch völlig die gesetzliche Begriffsbestimmung; nach der Gemeinde- 
organisation wird unter Ortsbürgerschaft »der Verein der Anteiümber 
eines Gemeinde- oder Armenguts verstanden, welche die gegenseitige 
Verpflichtung der Armenunlerstützung auf sich haben." 1 Beide 
Voraussetzungen trafen zu; die Juden nahmen daher wiederholt für 
ihre Gemeinden die Natur von Ortsbürgerschaften in Anspruch und 
leiteten daraus ab, sie selber müßten als Kantonsbürger anerkannt 
und aller Rechte teilhaftig werden, welche die Verfassung an den 
Besitz des Kantonsbürgerrechts knüpfte. Die Folgerung war unaus- 
weichlich, wenn die Voraussetzung zutraf; aber Regierung, Großer Rat 
und Obergericht haben stets daran festgehalten, daß den israelitischen 
Gemeinden die gesetzliche Anerkennung als Ortsbürgerschaften fehle 
und daher ihren Angehörigen der Charakter von Kantonsbürgern im 
Sinne der Verfassung nicht zugestanden werden könne. In der That 
mangelte den Korporationen zu Ortsbürgergemeinden nichts als die 
ausdrückliche gesetzliche Anerkennung, und wir werden sehen, daß 
mit dem Augenblicke, wo sie diese ohne Vorbehalt erhielten, die 
Emanzipation der aargauischen Israeliten vollzogen war. 

§ 31. Staatsrechtliche Bedeutung der Korporations- 

angehörigkelt. 

I. Staatsangehörigkeit, a Fehlen einer gesetzlichen Entschei- 
dung. Wie wir gesehen haben, blieb die Frage, in welchem Ver- 
hältnis die einzelnen Juden zum Staate stünden, im Jahr 1809 ab- 
sichtlich ungelöst 2 Das Gesetz gewährte ihnen fernerhin Schutz und 

1 Gesetz über die Organisation der Gemeinden und Geineinderäte, vom 
26. Winterinonat 1841, g 2. Die Definition ist wörtlich aus den Gesetzen von 
1815 und 1831 herüberuenommen. 

* Vgl. oben S. 50. 
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Schirm und bezeichnete ihre Rechtsstellung als Aufenthaltsrecht, ohne 
sich darüber auszusprechen, ob sie als Aargauer oder als Fremde 
anzusehen seien; in ihrem Bericht an den Großen Rat hatte die Re- 
gierung aber ausgesprochen, daß für die Verehelichung der Israeliten 
eine obrigkeitliche Bewilligung verlangt werde „gleich wie bei andern 
angesessenen Fremden." 1 Umgekehrt hatte die Milizorganisation von 
1808 die Juden prinzipiell als militärpflichtig erklärt und ihnen einen 
jährlichen Geldbeitrag an die Militärkasse auferlegt, 2 obschon die 
Kantonsverfassung nur die im Kanton wohnenden Schweizer zu Miliz- 
diensten anhielt. 8 Doch scheinen weder die Behörden noch die Juden 
selber hierin eine Anerkennung ihrer Staatsangehörigkeit gefunden 
zu haben. Es kamen noch andere Widersprüche vor zwischen den 
Verfassungsbestimmungen über die Wehrpflicht und den ausführenden 
Erlassen; auch nach der Verfassung von 1814 und der Milizorgani- 
sation von 1816 waren bloß die Schweizer milizpflichtig, aber die 
Vollziehungsverordnung 4 zog die angesessenen Fremden mit heran, 
sogar zum persönlichen Dienste. Davon wurden sie zwar 1833 befreit, 
aber sie hatten von da an Militärsteuer zu zahlen, sofern dies nicht 
durch Verträge mit ihren Heimatstaaten ausgeschlossen war. 5 Die 
Verfassungen von 1841 und 1852 bestätigten diesen Grundsatz. Es 
ist daher leicht zu begreifen, daß niemand in dem Militärgeld der 
Juden einen Beweis für ihre Staatsangehörigkeit sah. 

In den ersten Jahren nach 1809 galt die Sache in der That als 
zweifelhaft. Im Berichte * über das Dorfgeld, vom 23. Juli 1811, be- 
merkte das Departement des Innern, es sei hier nicht der Ort zu 
untersuchen, ob die Hebräer als Schweizerbürger oder als tolerierte 
Fremde oder als eine Art von Landsassen zu betrachten seien. 0 
1812 fragte der Kanton Schwyz wegen einer Arrestsache an, ob ein 
gewisser Gedeon von Lengnau wirklich, wie er vorgebe, das aargauische 
Bürgerrecht besitze; die Staatskanzlei überschickte als Antwort das 
Gesetz von 1809 und bestätigte bloß, daß die Familie Gedeon seit 
uralten Zeiten im Kanton geduldet werde, sie vermied es also, sich 
direkt über die Frage auszusprechen. 7 

• Akten des Großen Rates vom 9. Mai, Akten JA vom 30. Oktober 1809. 
» Vgl. oben S. 53. 

» Vermittlungsakte, Verfassung des Kantons Aargau, Art. 22. 

• vom 20. August 1817. 

6 Gesetz über das Militärwesen, vom 28. März 1833. 

• Akten JA vom 2. März 1812. 

• Akten JA vom 31. März 1812. 
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b. Anerkennung in der Praxis. Die Anschauung, daß die Juden 
Fremde seien, widersprach aber doch zu sehr den gegebenen Ver- 
hältnissen, als daß sie sich auf die Dauer hätte halten können. Die 
Israeliten waren nicht Ausländer, sie gehörten keinem fremden Staate 
an, und ihre Vorfahren hatten seit Jahrhunderten im Lande gewohnt. 
Unbestritten besaßen sie ein unentziehbares Aufenthaltsrecht; freilich 
sah das Gesetz dessen Verwirkung als Strafe einer unbewilligten Ver- 
ehelichung vor, aber auch ein Kantonsbürger konnte nach damaligen 
staatsrechtlichen Grundsätzen sein Bürgerrecht einbüßen. 1 Das eigene 
Interesse des Kantons gebot, die Hebräer als Angehörige zu behandeln. 
Es konnte nur erwünscht sein, wenn Korporationsgenossen auswärts, 
in anderen Kantonen oder im Ausland, eine Niederlassung fanden; 
denn nur dadurch war ein übermäßiges Anwachsen der israelitischen 
Bevölkerung zu vermeiden. Waren aber die Juden Fremde, die bloß 
durch Verjährung einen Anspruch auf Duldung erworben hatten, außer- 
dem jedoch in keinem dauernden Verhältnis zum Staate standen, so 
mußte ihr Aufenthaltsrecht durch feste auswärtige Niederlassung 
untergehen, wie es vor 1798 wirklich geschehen war. Dann aber war 
es für sie sehr schwer, wenn nicht unmöglich, eine solche zu er- 
langen. 

Im Grunde konnte die Staatsangehörigkeit der Israeliten selbst 
aus dem Gesetz von 1809 geschlossen werden. Der Gesetzgeber 
hatte die Frage offen lassen wollen: in Einzelbestimmungen folgteer 
aber unwillkürlich der Auffassung, daß sie nicht mehr Fremde seien. 
§ 6 des Judengesetzes führte für sie die obrigkeitliche Ehebewilligung 
ein; „gleich wie bei andern Fremden", meinte der Kleine Rat. Wären 
sie aber wirklich Fremde gewesen, so hätte es diese Vorschrift gar 
nicht gebraucht; sie war für alle Fremden schon im Niederlassungs- 
gesetz vom 23. Mai 1804 aufgestellt. Dort wurde aber eine Kaution 

1 Nach dem (loset/ gegen «Iii- Sektierer vom 3. Christtnonat 1807 wurde des 
Landes verwiesen, wer sich fortdauernd der Militärpflicht entzog: nach dein Ge- 
setz flher die Huldigung vom 20. (Ihrisfmonal 1S15 war die heharrliche Weigerung, 
den Bürgereid zu leisten, mit dein Verlust des Bürger- und Landrechts und der 
sofortigen Fortweisung aus dem Kanton hedroht. Konkordate setzten fest, dnlJ 
gewisse Handlungen nicht mit dem Verluste dos Bürger- und ileiinalrerhts be- 
straft werden sollten (Konkordat hetr. die Folgen der Religionsändcrung, vom 
22. Juni 1810, erneuert H.Juli 1819: Chergang von einer christlichen Konfession 
zur andern; Konkordat betr. die Ehen zwischen Katholiken und Reformierten, 
vom 11. Juli 1812, erneuert 7. Juli 1819; Konkordat hetr. Folgen der von 
Schweizern im Auslande unregelmäßig geschlossenen Ehen, vom 11. Juli 1S19.' 
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von 1600 Franken gefordert, das Judengesetz schrieb keine solche 
vor, und sie wurde von den Korporationsgenossen auch in der Praxis 
nie verlangt. Einem Fremden konnte lerner die Niederlassungsbe- 
willigung auf eine aargauische Gemeinde nur mit deren Zustimmung 
erteilt werden; das Hecht der Regierung, vom auswärtigen Ansied- 
lungsverbot zu Gunsten besonders würdiger Israeliten eine Ausnahme 
eintreten zu lassen, war an keine solche Beschränkung gebunden. 

Bald wurden aus dem Allem die Folgerungen gezogen. Bei der 
Rabbinerwahl von 1815 sprach das Departement des Innern die An- 
sicht aus, früher seien die Juden als Fremdlinge betrachtet worden, 
jetzt aber seien sie Kantonsangehörige. 1 Zwei Jahre später erklärte 
die Regierung auf eine Anfrage des Bezirksamts Zofingen, die -luden 
besäßen in Endingen und Lengnau ihr Heimatrecht und seien daher 
in Arrestsachen wie andere Kantonsbürger zu behandeln. a Im 
gleichen Jahre wurden die Juden zum erstenmal zur allgemeinen 
Huldigung herangezogen; sie leisteten in ihren Synagogen nach eint r 
Ansprache des Rabbiners vor dem Oberamtmann den gesetzlich vor- 
geschriebenen Eid nach den Gebräuchen ihrer Religion. Das war 
zwar keine Anerkennung ihrer Staatsangehörigkeit, denn der Eid 
wurde auch den fremden Kantonsbewohnern abgenommen: aber es 
war doch ein bedeutsames Symptom der veränderten Anschauung von 
ihrem Verhältnis zum Staat. So faßten die Juden selber die Sache 
auf; sie wußten nach dem Berichte des Überamtmanns die Ehre hoch 
zu schätzen und statteten den Vorgang mit aller Feierlichkeit aus. 3 

Das Organisationsgesetz von 1824 machte es vollends unmöglich, 
die korporationsgenössigen Israeliten als Fremde anzusehen. Es ver- 
lieh ihren Gemeinden die gesetzliche. Anerkennung, übertrug ihnen 
die Verpflichtungen, welche die Ortsbürgerschaften gegenüber ihren 
Mitgliedern hatten, und führte für die Israeliten Heimatscheine ein, 
welche die Verpflichtung der Judengemeinde — und mittelbar auch 
des Staates — aussprachen, den Träger jederzeit wieder aufzunehmen. 1 
Das Formular für diese Heimatscheine entsprach genau dem für 



1 Akten JA vom 5. April 1815. 

* Akten JA vom 21. Kehruar 1*17. 

8 Akten JA Nr. H, Htilditfiintf anno 1817. 

4 Schon 1821 hatte die Regierung die Judenvorsteher von Kndingen ange- 
wiesen, einem Korporationssenossen einen lleimatsehein auszustellen: Akten JA 
Nr. 6, vom 23. Juli des angesehenen Jahres 
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Christen vorgeschriebenen und ersetzte nur den Ausdruck „Mitbürger" 
durch „ Korporationsgenosse V Damit war authentisch anerkannt, 
daß die Korporationsangehörigkeit ein dauerndes, dem Ortsbürgerrecht 
analoges, vom Wohnsitz im Kanton unabhängiges Verhältnis sei; sie 
schloß also die Staatsangehörigkeit in sich. Denn Staatsangehörigkeit 
ist „dauernde, von der Thatsache des Aufenthaltes auf dem Staats- 
gebiete unabhängige Zugehörigkeit zu einem Staate". 2 



1 Akten JA vom 30. September 1830. 

•Georg Jellinek, System der subjektiven öffentlichen Rechte, Freiburg 
i. Br. 1892, S. 113. Ähnlich Georg Meyer, Lehrbuch des deutschen Staats- 
rechts, 4. Aufl., Leipzig 18%, S. 192. Nach Paul Laban d, Staatsrecht des 
Deutschen Reiches, 3. Aufl., Bd. I., Freiburg i. Br. und Leipzig 1895, S. 136, 
beruht der wesentliche Unterschied zwischen der rechtlichen Stellung des Staats- 
angehörigen und derjenigen des Fremden darin, daß der letztere im Staat gc- 
duldet wird, der erstere berechtigt ist, im Staate zu leben. Doch bemerkt 
Laband selber, vertragsmäßig könne ein Wohnrecht auch einem Fremden einge- 
räumt werden, was in früherer Zeit z. B. hinsichtlich der Juden und neuesten* 
in Staatsverträgen vorgekommen sei. Der Unterschied wäre danach der von 
Berechtigung kraft Gesetzes und Berechtigung kraft Vertrags. Es läßt sich 
aber denken, daß den Fremden ein Wohnrecht unter bestimmten Voraus- 
setzungen auch ohne Vertrag, unmittelbar von Gesetzeswegen, eingeräumt werde. 
So kann in Norwegen und Dänemark ein Fremder, der zwei Jahre hindurch daselbst 
wohnte, nicht mehr ausgewiesen werden (L. v. Bar, Theorie und Praxis des 
internationalen Privatrechts, Bd. 1, Hannover 1889, S. 179 K. 1). Politische 
Rechte erhält er dadurch nicht ; die Ansicht v. Bars, daß er Staatsangehöriger. 
Norweger oder Däne, geworden sei. dürfte also in jenen Staaten selbst kaum ge- 
teilt werden, und schwerlich dauert ein solches Wohnrecht fort, wenn der, dem 
es zusteht, das Land wieder verlassen bat. Daher bleibt als Kriterium der Staats- 
angehörigkeit doch nur das eine Merkmal, daß sie eine vom Wohnsitz im Staats- 
gebiet unabhängige Beziehung zum Staate ist. Die aargauischen Juden müsseD 
nach dieser Auffassung als Landeskinder, Aargauer und Schweizer, angesehen 
werden von der Zeit an, wo sie das Wohnrecht durch Auswanderung nicht mehr 
verloren, also spätestens seit 18)9, sicher nicht vor 1798. Dieses theoretische 
Ergebnis stimmt mit der thatsächlichen Entwickeluug üherein. Vor 1798 werden 
die Juden durchweg als Fremde betrachtet; von 1798 bis 1809 gilt ihre Stellung 
als zweifelhaft: bald nach 1809 werden sie, mit steigender Bestimmtheit, von der 
Regierung als Staatsangehörige erklärt. Die Anschauung Labands führt zu keinem 
Ergebnis. Formell beruhte das AufenthalUrecbt der Juden vor 1798 freilich auf 
dem jeweiligen Schirmbrief, aber dieser hatte den Vertragscharakter längst ab- 
gestreift; die Obrigkeit hielt sich nicht mehr für berechtigt, die Erneuerung zu 
versagen. Das Wohnrecht beruhte also nicht mehr auf Vertrag. Dennoch galten 
die Juden noch immer als Landesfremde. Auch 1798 wurde ihr unentziehbares 
Wohnrecht keinen Augeublick in Zweifel gezogen, die Anerkennung als Schweizer 
aber blieb ihnen versagt. 
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Von da an ist im Aargau selber wohl nie mehr ernstlich die 
Ansicht vertreten worden, die Juden seien Fremde. 1 Von 1826 an 
hat der Kleine Rat ihre Staatsangehörigkeit gegenüber verschiedenen 
anderen Kantonen geltend gemacht, die ihnen den Zutritt zu den 
öffentlichen Märkten verweigerten oder erschwerten. Die Regierung 
von Luzern bemerkte dem gegenüber, die aargauischen Israeliten 
stünden in keinem staatsrechtlichen Verbände mit dem Kanton, da 
sie bloß eine geduldete Korporation bildeten; die Kommission des 
Innern widerlegte dies mit dem Hinweis darauf, daß sie nur im 
öffentlichen Verkehre beschränkt, sonst aber im Genüsse der bürger- 
lichen Rechte und insbesondere der eigenen Verwaltung ihrer Ge- 
meinden seien.* Eine Anerkennung ihrer Kantonsangehörigkeit ent- 
hielt auch das Einführungsgesetz zum Personenrecht von 1826; es 
schloß sie zwar von den Vorschriften über das Kantonsbürgerrecht 
aus, sprach aber von ihren „bestehenden staatsbürgerlichen Verhält- 
nissen". Nach 1848 hat die Regierung wiederholt den Bundesbe- 
hörden gegenüber die Israeliten als Kantonsangehörige erklärt, und 
die kantonale Militärorganisation vom 20. Christmonat 1852 hat dies 
dadurch besiegelt, daß sie unter den von der persönlichen Dienst- 
pflicht ausgenommenen Einwohnern die Juden nicht mehr aufzählte. 

c. Zulassung zum Militärdienst. Die Bestimmung der Miliz- 
organisation von 181 6 3 war 1833 fast wörtlich erneuert worden; der 
Referent der großrätlichen Kommission, Heinrich Zschokke, begründete 
die Wiederaufnahme damit, daß die Verfassung nur die Staatsbürger 
milizpflichtig erkläre, wozu die Juden nicht gehörten, da sie nur 
Schutzbürger seien. 4 Bei der ersten Beratung einer neuen Militär- 
organisation im Jahre 1842 wollte die Regierung die Israeliten einzeln, 
gleich den dienstuntauglichen Christen, der Besteuerung unterwerfen : 
die Kommission zog das bisherige Verfahren vor, wollte aber den 
Betrag auf 1600 Franken erhöhen. Der Große Rat nahm die frühere 
Bestimmung unverändert wieder auf. Israelitisch Lengnau äußerte 
darauf in einer Eingabe den Wunsch, die Juden möchten zum per- 



1 Zu politischen Zwecken wurde die Behauptung freilich noch in der Einan- 
nipatioiisperiode, 1862 und 18(13, aufgestellt und im Grotten Kate verteidig!. 
* Akten JA vom 24. Juni 1830. 
8 Vgl. oben S. 53. 

4 Verhandlungen des Großen Rates von 1832. S. 245 ff. 
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sönlichen Dienste zugelassen werden. Nun ließ der Rat die Sonder- 
vorschrift fallen, gab aber zu Protokoll das bisherige System solle einst- 
weilen beibehalten und die Frage zusammen mit der Revision des 
Judengesetzes erledigt werden. 1 Doch wurde der Geldbeitrag der Juden 
im Gesetze noch immer unter den Einnahmen der Militärkasse ge- 
nannt. Da die verlangten Revisionsvorschläge nie vorgelegt wurden, 
blieb die Krage einstweilen ungelöst. Erst in der Militärorganisation 
von 1852 fand sie ihre Erledigung zu Gunsten der Juden und zwar 
dadurch, daß das Gesetz diese überhaupt nicht mehr erwähnte; sie 
konnten wegen der neuen bundesrechtlichen Vorschriften vom Dienste 
nicht mehr ausgeschlossen werden. 3 Im Jahre 1853 wurden die 
diensttauglichen Israeliten der Jahrgänge 1831 und 1832 gleich wie 
ihre christlichen Altersgenossen rekrutiert und in die Truppe ein- 
gestellt; die altern Juden blieben dienstfrei und hatten dafür jeder 
persönlich die Militärtaxe gleich den Untauglichen oder sonstwie Be- 
freiten zu entrichten, wogegen die bisher den Gemeinden auferlegte 
besondere Steuer wegfiel. 3 

Die Sache hatte neben der politischen auch eine religiöse Seite. 
Nach den Verhandlungen von 1842 hatte die Regierung die Judeu- 

1 Verhandlungen des Grotten Rates von 1842, S. 294 ff. und 540 f. 

1 Das Gesetz über die Militärorganisation der schweizerischen Eidgenossen- 
schaft vom 8. .Mai 1850 behielt im Art. 3 die Bestimmung der Ausnahmen um! 
Ausschließungen von der Wehrpflicht einem Bundesgesetze vor; die Kantoin; 
konnten daher über diese Fragen nicht mehr legiferieren. Nach dem Bundesge- 
setz die Enthebung von der Wehrpflicht betreffend, vom 19. Juli 185 , waren 
bloli die mit peinlicher oder entehrender Strafe Belegten unwürdig, für dus Vater- 
land die Waffen zu tragen : wer in der bürgerlichen Ehrenhaftigkeit oder im 
Aktivbürgerrecht eingestellt war, konnte keinen Grad bekleiden. Den Juden fehlte 
damals im Aargau noch das Aktivhürgerrecht, doch war dies nach der ange- 
führten Bestimmung kein Grund mehr, sie vom aktiven Dienste auszuschlielStii. 
Fraglich konnte es erscheinen, ob sie Grade bekleiden durften ; die Fassung „im 
Aktivhürgerrecht eingestellt* sprach für die Bejahung, und in der That wurden 
sie sogleich zur Beförderung zugelassen: Akten JA vom 12. September I85f> wird 
ein Leutnant AY'yler aus Endingen erwähnt. 

8 R er h e n sc h a f t s h e r i <• h t des Regierungsrates für 1 853. S. 54. 
Nach Art. 11 AI. 2 des Gesetzes über die Enthebung von der Wehrpflicht hätten 
alle bisher wegen mangelnden Aktiv bürgerrechts von der Wehrpflicht Ausge- 
schlossenen, die beim Erlaß des Gesetzes, also am 19. Juli 1850, das drcitfiKsle 
Altersjahr noch nicht zurückgelegt hatten, zum Militärdienst angehallen werden 
sollen. Die Regierung wird hier aus praktischen Rücksichten eine Ausnahme 
gemacht haben; wären allzuviele Juden auf einmal in die Truppeueinheitcn ein- 
gestellt worden, so hätte das leicht den Unwillen der Bevölkerung erregen können. 
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schaft anfragen lassen, ob sie sich der gleichen Kost mit den christ- 
lichen Soldaten und dem Exerzieren an den Samstagen unterziehen 
könne. Die große Mehrheit erklärte sich dazu bereit; Rabbiner 
Wyler gab die Möglichkeit vom religiösen Standpunkte aus zu, Rab- 
biner Dreifuß aber hielt das Zugeständnis zwar für den Kriegsfall, 
nicht aber für Friedensübungen für zulässig. 1 Die gesetzliche Re- 
gelung von 1852 schnitt solche Fragen selbstverständlich ab; es 
konnte sich nur noch darum handeln, wie weit die Militärbehörden 
aus freien Stücken den jüdischen Glaubensansichten Rechnung tragen 
wollten. Die Vorsteherschaften ersuchten um Dispensation ihrer 
Glaubensgenossen vom Dienst an gewissen Feiertagen. Die Regierung 
fragte das schweizerische Militärdepartement an, welche Entscheidung 
es für den eidgenössischen Dienst tretTe; da das Departement sich 
zu einer Verfügung nicht veranlaßt sah, faßte die Regierung dann 
von sich aus den Beschluß, die Juden hätten im Effektivdienste keine 
Vergünstigungen anzusprechen, dagegen seien sie in gewöhnlichen 
Unterrichtskursen an Festtagen von den Übungen und Theoriestunden 
zu dispensieren und zum innern oder äußern Dienst zu verwenden, 
das heißt zu Tagesdienst, Ordonnanz-, Wach- und Plantondienst. Die 
gleiche Vergünstigung galt, nach dem Berichte des Militärdirektors, 
auch für die christlichen Konfessionen an ihren hohen Feiertagen, 
die Juden erhielten also nur die Gleichberechtigung mit den Christen 
und keine bevorzugte Stellung. 2 

2. Korporationsangehörigkeit und Kantonsbürgerrecht. Die aar- 
gauischen Israeliten waren demnach als Kantonsangehörige anerkannt, 
aber es war klar, daß sie nichstdestoweniger die Stellung vollberech- 
tigter Staatsbürger noch nicht besaßen, da für sie eine besondere 
Gesetzgebung bestand und ihnen das vornehmste Recht eines Kan- 
tonsbürgers, die freie Niederlassung, ausdrücklich entzogen war. 8 
Das Einführungsgesetz zum Personenrecht von 1826 nahm daher die 
Juden „in Rücksicht auf ihre bestehenden staatsbürgerlichen Ver- 



1 Bericht des Departements des Innern vom 14. Januar 1845. in den Eman- 
zipationsakten, Faszikel 1. 

» Akten M vom 10. Marz 18Ö4. 

8 Für die Stellung der Juden im Aargau war es daher im Grunde ziemlich 
gleichgültig, ob man sich theoretisch auf den einen oder den andern Standpunkt 
stellte. Aber die Anerkennung als Kantonsangehörige kam zu praktischer Be- 
deutung durch das Bundesrecht, zumal nach 1848. 
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hältnisse" von den Vorschriften über das Kantonsbürgerrecht aus. 1 
Sie besaßen nicht die volle, sondern eine minder privilegierte Staats- ( 
angehörigkeit. Das war im ersten Drittel des Jahrhunderts und noch 
darüber hinaus nichts Autfallendes. Auch die christlichen Aargauer 
waren nicht alle gleichen Rechts ; es gab unter ihnen vier verschiedene 
Klassen, nämlich Kantonsbürger, ewige Einsassen, Landsassen und 
geduldete Heimatlose. 

a. Die Klassen der Kantonsangehörigen. Kantonsbürger 
war nur, wer in einer aargauischen Gemeinde das Ortsbürgerrecht 
besaß. Diese Bestimmung fand sich, nicht dem Wortlaute, aber doch 
dem Sinne nach, schon in der Verfassung von 1803; ausdrücklich 
wurde sie im Armengesetz vom 17. Mai 1804 aufgestellt und im 
Gesetz über die Erwerbung des Kantonsbürgerrechts und der Orts- 
bürgerrechte vom 11. Brachmonat 1824 erneuert; mit diesem Gesetz 
steht sie noch heute in Kraft. Die Kantonsbürger, und sie allein, 
besaßen die Fülle der bürgerlichen und politischen Rechte. Sie 
waren bei weitem die zahlreichste Klasse, die andern befanden sich 
in einer Ausnahmestellung. Deshalb wurde häufig der Ausdruck Kan- 
tonsbürger zur Bezeichnung aller Staatsangehörigen gebraucht; diesen 
untechnischen Sinn hatte das Wort, wenn darüber gestritten wurde, 
ob die Juden Kantonsbürger oder Fremde seien. 

Der ersten Klasse am nächsten standen die ewigen Einsassen, 
die sich nur im Frickthal fanden. Sie oder ihre Vorfahren hatten 
einer dortigen Gemeinde angehört, waren aber beim Übergang jenes 
Landesteils an den Aargau in der Fremde gewesen. Die kantonale 
Gesetzgebung schrieb die Bildung von Gemeindegütern vor, die bisher 
dort nicht bestanden hatten. Da die Abwesenden hiezu nicht bei- 
trugen, wurden sie bei ihrer Rückkehr zwar wohl von den Gemeinden 
aufgenommen, aber sie erhielten keinen Anteil an den neuen Ge- 
meindegütern. Sie genossen alle politischen Rechte, nur in rein 
ortsbürgerlichen Fragen durften sie nicht mitstimmen; den Anspruch 
auf Armenunterstützung hatten sie gleich den Ortsbürgern. 2 



1 Das Einführuugsgesetz zum revidierten Personenrecht wiederholte diese 
Bestimmung; nicht, weil di<* Vorschriften über das Kantonsbürgerrecht jetzt aus 
dem ABGB wegblieben. 

* Vgl. Gesetz vom 22. Br&ehruonat 1820 über die ortsbürgerlichen Verhält- 
nisse verschiedener Klassen von Kantonsbürgern, sowie die Verhandlungen 
des Großen Rates von 1838, S. 222. 
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Im ehemals bernischen Landesteil, namentlich zu Flügelberg in 
der heutigen Gemeinde Reinach, fanden sich die Landsassen. Sie 
hatten schon unter der bernischen Herrschaft eine Korporation ge- 
bildet, deren Angehörige samt dem zu ihrer Unterstützung bestimmten 
Landsassenfond zu Anfang der Mediationsperiode unter die Kantone 
Bern, Waadt und Aargau verteilt wurden. Das Armengesetz von 
1804 faßte die dem Aargau Zugefallenen zu einer Landsassengemeinde 
zusammen, deren Mitglieder zur Unterstützung bedürftiger Genossen 
verpflichtet wurden Ihre Lage hatte mit derjenigen der Juden eine 
gewisse Ähnlichkeit; sie entbehrten der politischen Rechte, bildeten 
unter sich eine Gemeinde ohne Gebiet und bedurften zu ihrer Ver- 
ehelichung einer Regierungsbewilligung. Doch besaß die Landsassen- 
gemeinde ein weit geringeres Maß selbständiger Verwaltungsbefugnisse 
als die Judenkorporationen; sodann war das Verhältnis des einzelnen 
Landsassen zum Staate ein äußerst lockeres, da er seine Kantons- 
angehörigkeit schon einbüßte, wenn er während zweier Jahre die Auf- 
lagen nicht bezahlte. Auch wurde der Zustand der Angehörigen 
dieser Klasse als ein vorübergehender angesehen; sie sollten danach 
trachten, sich ein Ortsbürgerrecht zu erwerben, was einem Juden, 
so lange er Jude blieb, gar nicht möglich war. 1 

Die geduldeten Heimatlosen waren Leute, die nie ein Bürger- 
recht besaßen oder das besessene verloren hatten, die aber infolge 
langer Duldung im Kantonsgebiet zum fortdauernden Aufenthalte be- 
rechtigt waren. Der Kanton teilte sie den Gemeinden zur Unter- 
stützung zu und ließ ihnen Duldungsscheine ausstellen, worin ihre 
Wiederaufnahme zugesichert wurde, ähnlich wie in den Heimat- 
scheinen. Sie verloren also durch auswärtige Niederlassung ihr 
Aufenthaltsrecht nicht und müssen daher als Kantonsangehörige be- 
trachtet werden. 

Die Juden bildeten eine Klasse für sich. Sie waren nicht 
Heimatlose, das Heimatrecht in ihren Gemeinden entsprach vielmehr 
völlig dem der christlichen Ortsbürger, was insbesondere in den 
Heimatscheinen zum Ausdruck kam. Sie unterschieden sich von den 
Heimatlosen und Landsassen auch dadurch, daß der Erwerb eines 
auswärtigen Bürgerrechts ihr Verhältnis zu Korporation und Kanton 



1 Gesetz über das Armenwesen, vom 17. Mai, Instruktion für die Armen- 
koinmission vom 31. August 1804, Reglement für die Landsassenkorporation vom 
11. Heumonat 1805. 
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nicht berührte, sondern ihnen bloß das Recht gab, nach Erfüllung 
ihrer Verpflichtungen die Entlassung aus dem Korporations- und 
Staatsverbande zu verlangen. 1 Am handgreiflichsten trat die Ver- 
schiedenheit darin hervor, daß die fremden Hebräer, die ihre ur- 
sprüngliche Staatsangehörigkeit verloren hatten und wegen ihres 
hingen Aufenthalts nicht mehr aus dem Kanton fortgewiesen werden 
konnten, nicht zu Korporationsgenossen sondern zu Heimatlosen wur- 
den und dies so lange blieben, bis sie die förmliche Aufnahme in 
eine der Judengemeinden erlangten. Es wäre nach alldem müßig, 
auf den Unterschied zwischen korporationsangehörigen Israeliten und 
Heimatlosen noch besonders hinzuweisen, wenn nicht nach 1848 die 
eidgenössische Gesetzgebung von einem ganz andern Begriff der 
Heimatlosigkeit ausgegangen wäre als das aargauische Staatsrecht, 
was gerade in der Judenfrage eine Quelle von Mißverständnissen ge- 
worden ist. 

Die Staatsangehörigkeit eines aargauischen Israeliten umfaßte 
das Aufenthaltsrecht in den Gemeinden Oberendingen und Lengnau 
und die Anerkennung als Mitglied einer der beiden Judenkorporationen 
mit allen Rechten, die im Gebiet der Gemeindeverwaltung aus dieser 
Eigenschaft folgten. Hievon abgesehen waren die Juden im wesent- 
lichen gleich gestellt wie die niedergelassenen Fremden, die alle 
Rechte genossen, welche das Gesetz nicht ausdrücklich den Kantons- 
bürgern vorbehielt; 2 diese letztern Rechte standen auch den Juden 
nicht zu, weil sie eben nicht als Kantonsbürger anerkannt wurden. 
Privilegiert, nicht bloß den Fremden, sondern auch den christlichen 
Aargauern gegenüber, waren die Korporationsgenossen in gewissen 
Beziehungen im Gewerbewesen und später durch das Schächtgesetz. 3 

b. Rechtfertigung der jüdischen Sonderstellung vor der Kan- 
tonsverfassung. Gegen die Mitte des Jahrhunderts wurden die Ver- 
schiedenheiten unter den christlichen Kantonsangehörigen beseitigt. 
Schon ein Gesetz vom 14. Mai 1839 erklärte die ewigen Einsassen 
zu vollberechtigten Ortsbürgern ihrer Gemeinden und schrieb die 
Einbürgerung der Landsassen und Heimatlosen auf Staatskosten vor. 

1 Vgl. ölten S. 5G f. 

* Der Grundsatz ist ausgesprochen im Personenreeht von 1826, g 45; diese* 
Gesetz regelte auch die öffentlichrechtliche Stellung der Kantonseiuwohncr in den 
Grundzügen. 



» Vgl. oben S. 71 f., 74 und 178 f. 
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Die Vollziehung dieses zweiten Teils begegnete vielen Schwierigkeiten; 
ein neues Gesetz vom 1. Herbstmonat 1847 ordnete deshalb die unent- 
geltliche Einbürgerung an, die in den folgenden Jahren durchgeführt 
wurde. Von da an gab es nur noch zwei Klassen aargauischer Staats- 
angehöriger, nämlich Kantonsbürger und israelitische Korporations- 
genossen. 

Es entstand nun die Frage, ob die Zurücksetzung der Juden 
vor der Kantonsverfassung noch zu Recht bestehen könne. Seit 1831 
war die Gewissensfreiheit und die Gleichheit aller Staatsbürger vor 
dem Gesetze garantiert. 1 Doch wurde dadurch eine Änderung in 
der Lage der Juden weder bewirkt noch gefordert. Staatsbürger 
war eben nur, wer einer Ortsbürgergemeinde angehörte; der Aus- 
schluß der Juden vom Milizdienst war 1832 im Großen Rate damit 
begründet worden, die Verfassung berufe dazu nur die Staatsbürger. 2 
Eine Eingabe der Juden selber beklagte im Jahre 1839, daß die 
Verfassung von 1831 keine Verbesserung ihrer Lage enthalte. 3 Die 
Gewährleistung der Gewissensfreiheit sodann hatte nicht den Sinn, 
daß die Ausübung der bürgerlichen Rechte vom Glaubensbekenntnis 
unabhängig sein solle. Die Verfassung von 1831 anerkannte noch 
völlig den Grundsatz der Parität unter den beiden christlichen Kon- 
fessionen; sie sollten im Großen Rate, in der Regierung und im 
Obergericht gleichmäßig vertreten sein. Da war es ganz natürlich, 
daß nur die Angehörigen dieser beiden Religionsparteien sich im 
.Besitze der politischen Rechte befanden. Die Verfassungsrevision von 
1842 beseitigte allerdings die Parität für den Großen Rat, ließ sie 
aber fortbestehen für Regierung und Obergericht. Die christlichen 
Konfessionen waren also noch immer durch die Verfassung selber 
in bürgerlicher Hinsicht privilegiert, es konnte daher aus dem Grund- 
satz der Gewissensfreiheit nicht abgeleitet werden, daß die bürger- 
lichen Rechte vom Glaubensbekenntnis unabhängig sein sollten. Eine 
Kundmachung, in welcher der Verfassungsrat von 1831 dem Volke 
sein Werk zur Annahme empfahl, kennzeichnet die beschränkte Trag- 
weite, welche man dem Grundsatz gab: „die Gewissensfreüieit" heißt 

1 Die Verfassung von 1814 hatte bloß erklärt, es gebe im Aargau keine 
Vorrechte des Orts, der Geburt, der Personen oder Familien, und nur den beiden 
christlichen Konfessionen die unbeschränkte Ausübung ihres Gottesdienstes zu- 
gesichert. 

» Vgl. oben S. 219 zu N. 4. 

8 Emanzipationsakteu, Faszikel 1. 

Haller, Dissertation. 15 
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es da, „haben wir anerkannt, damit wegen blosser Meinungsäusse- 
rungen Niemand verfolgt oder bestraft werden kann: zugleich über 
die Rechte der katholischen und evangelisch - reformierten Kirche 
vollkommen gewährleistet, sodass sich Niemand auf jene Freiheit 
würde berufen können, der es wagen sollte, den Religionsfrieden zu 
stören und eines der beiden Bekenntnisse in seiner freien Religions- 
übung zu beeinträchtigen " 1 Die Garantie bestand also bloß gegen- 
über dem Strafricliter; an eine Wirkung auf bürgerlichem und poli- 
tischem Gebiet dachte man nicht. 

Von Einigen freilich wurde der Gewissensfreiheit und der Gleich- 
heit vor dem Gesetze eine weitere Auslegung gegeben. Schon 1840 
erklärte ein Mitglied des Kleinen Rates, die Verfassung sei gegen- 
über den Bekennern der mosaischen Religion eine Lüge. 2 Im Großen 
Rate hat namentlich Fürsprech Jäger wiederholt die Behauptung ver- 
fochten, die Juden seien nach der Verfassung als Kantonsbürger an- 
zusehen und müßten daher den Christen gesetzlich völlig gleichge- 
stellt werden. Wären nur die aargauischen Israeliten in Betracht 
gekommen, so hätte er ihnen wohl 1846 das freie Niederlassungs- 
recht erstritten. Aber man glaubte den französischen Juden gleiche 
Rechte zugestehen zu müssen, weshalb verschiedene Redner das Fest- 
halten an Bestimmungen empfahlen, die sie selber mehr oder weniger 
deutlich für verfassungswidrig erklärten." Im Jahr 1849 baten die 
Juden um politische Gleichstellung mit den christlichen Kantons- und 
Schweizerbürgern und um Zulassung zu den bevorstehenden Ver- 
fassungsratswahlen. Der Kleine Rat bemerkte, nach den bestehenden 
kantonalen Gesetzen könne dem Gesuche nicht entsprochen werden, 
und auch die Bundesverfassung räume den Israeliten kein Stimmrecht 
ein. Wieder war es Jäger, der sich der Juden annahm ; er erklärte 
es für unzulässig, ihnen länger das Kantonsbürgerrecht zu bestreiten, 
nachdem der Aargau vor den Bundesbehörden die Rechte der Schwei- 
zerbürger für sie in Anspruch genommen habe. Aber auch jetzt blieb 
er in der Minderheit. 4 Die Verfassung von 1852 erneuerte die früheren 
Bestimmungen, soweit sie uns hier interessieren; die Frage, ob den 



1 G e s e 1 1 e s s a ai in 1 u n g von 1831, Band 1 . S. 23 III. 

* Bericht des Departements de.s Innern an den Kleinen Rat, vom 31. Januar 
1840, Einanzipaliousakten Faszikel 1. 

8 Verhandlungen des Großen Haies von 1846, S. 201 ff. 

* Verhandlungen des Großen Rates von 1849, S. 279 ff. 
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Juden nicht das Stimmrecht einzuräumen sei, scheint im Verfassungs- 
rat gar nicht zur Sprache gekommen zu sein. 

Die Juden waren also in dieser Periode unstreitig Kantonsange- 
hörige, aber nicht Kantonsbürger und daher von der freien Nieder- 
lassung und den aktiven politischen Rechten ausgeschlossen. Die 
erste Zurücksetzung beruhte auf einer positiven Gesetzesvorschrift, 
die zweite auf dem Herkommen und der Auslegung, welche Regierung 
und Großer Rat der Kantonsverfassung gaben. Ob die neue Bundes- 
verfassung die Erteilung des politischen Aktivbürgerrechts an die 
Israeliten notwendig mache, war eine streitige, von der Regierung 
verneinte Frage. 

Vom Standpunkte der geltenden aargauischen Gesetzgebung aus 
hatten die Behörden richtig entschieden. Die Juden besaßen kein 
Ortsbürgerrecht, ihre Gemeinden waren nie als Ortsbürgerschaften 
anerkannt worden, deshalb stand ihnen auch das Staatsbürgerrecht 
im Sinne der Kantonsverfassung nicht zu. Ihre Zurücksetzung grün- 
dete sich auf die Religionsverschiedenheit; die Verfassung, die selber 
die Staatsbürger in Katholiken und Reformierte einteilte, stand ihr 
nicht entgegen. Freilich fand die gesetzgebende Behörde im Glaubens- 
bekenntnis nur formell den rechtfertigenden Grund für die Zurück- 
setzung der Israeliten. Sachlich ruhte ihr Fortbestand auf der An- 
nahme, daß die Erhebung der Juden zu Staatsbürgern wegen ihres 
moralischen Zustandes gefährlich wäre; und in Wirklichkeit fürchtete 
man weniger die aargauischen Israeliten als die Einwanderung ihrer 
Stammesgenossen aus dem Elsaß. Die Zurücksetzung einer ganzen 
Klasse von Staatsangehörigen aus solchen Gründen hätte sich aller- 
dings vor den Verfassungen von 1831, 1842 und 1852 nicht recht- 
fertigen lassen. Aus dem Gegensatze zwischen dem formellen Rechts- 
grund und dem politischen Motiv der jüdischen Sonderstellung erklärt 
sich das Auseinandergehen der Meinungen über ihre verfassungs- 
mäßige Berechtigung. 

Die endliche Lösung der Frage ist dem Aargau nicht aus eigener 
Kraft gelungen: das Eingreifen der Bundesbehörden hat die aar- 
gauischen Israeliten im Lauf von drei Jahrzehnten zur vollen Gleich- 
stellung mit den Christen geführt. 
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IV. Kapitel. Die Emanzipation. j 

§ 32, Vorgeschichte, 

Unter der Emanzipation der aargauischen Israeliten versteht man 
gewöhnlich die Vorgänge, welche ihnen zuerst die Gleichstellung mit 
den christlichen Kantonsangehörigen in den bürgerlichen und poli- 
tischen Rechten und schließlich die Anerkennung ihrer Korporationen 
als Ortsbürgergemeinden gebracht haben. Nimmt man das Wort in 
seiner allgemeineren Bedeutung, als die Befreiung der Israeliten aus 
dem beschränkten Rechtszustande früherer Jahrhunderte, dann hat 
die Emanzipation im Aargau bereits im Jahre 1798 begonnen mit 
der Aufhebung des Schirmgelds und des Leibzolls und dem Wegfall 
der periodischen Erneuerung des obrigkeitlichen Schutzes; dann ist 
die Geschichte der aargauischen Juden von 1798 weg die Geschichte 
ihrer Emanzipation. Als wichtigste Stufen dieser Entwickelung er- 
scheinen: der Regierungsbeschluß vom 3. Juni 1813, der das jüdisch- 
deutsche Schulwesen der Staatsaufsicht unterstellte; das Organisations- 
gesetz von 1824, das die israelitischen Korporationen zu Gemeinden 
erhob; 1 das Personenrecht von 1826, weil es prinzipiell für alle Ein- 
wohner des Kantons, mithin auch für die Juden galt; das Schulgesetz 
von 1835, das die jüdischen Schulen den christlichen gleichstellte; das 
Niederlassungsgesetz von 1846, das den Juden zwar nicht das Recht, 
aber doch die erreichbare Möglichkeit auswärtiger Niederlassung 
brachte; das Einführungsgesetz zum Personenrecht von 1847, das 
ihre privatrechtliche Gleichstellung mit den Christen auf das Eherecht 
ausdehnte; die Militärorganisation von 1852, die sie zum aktiven 
Dienste heranzog; und endlich die Vollendung des bürgerlichen Ge- 
setzbuchs im Jahr 1855, wodurch das jüdische Recht den letzten Rest 
bürgerlicher Geltung verlor, während zugleich die Beschränkungen 
des vermögensrechtlichen Verkehrs zwischen Juden und Christen auf- 
gehoben wurden. 

An Anregungen zu weiterer und rascherer Emanzipation hatte 
es nicht gefehlt. Schon im Dezember 1839 hatte dar Große Rat die 
Regierung eingeladen, das Judengesetz einer sorgfältigen Revision zu 



1 Das Judengesetz von 1809 gehört nicht in diese Aufzählung, da es trotz 
einigen fortschrittlichen Bestimmungen in der Hauptsache alte Beschränkungen 
auffrischte und neue einführte. 
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unterziehen, 1 und in der Folge überwies er ihr eine Reihe von Hin- 
gaben zur Berücksichtigung, die meist auf größere Freiheit in der 
Niederlassung und im Liegenschaftserwerb gerichtet waren. Im Jahr 
1841 wünschte israelitisch Lengnau größere Selbständigkeit der 
jüdischen Korporationen, insbesondere das Recht freier Wahl der 
Vorsteherschaften. a 

Die Regierung überwies solche Einladungen und Begehren je- 
weilen dem Departement des Innern zum Bericht, und dessen Vor- 
steher. Regierungsrat Berner, fand im Jahre 1840, es wäre endlich 
an der Zeit, den Israeliten die volle bürgerliche und politische Gleich- 
berechtigung zu gewähren. Er beantragte, dem Großen Rate die 
unbedingte Emanzipation zu empfehlen, „in der Meinung, daß diese 
in einem Verfassungsartikel ausgesprochen und die jüdische Bevöl- 
kerung zur Repräsentation in der obersten Landesbehörde" zugelassen 
werde " Für den Fall, daß die Regierung sich hiezu nicht entschließen 
sollte, legte Berner einen Entwurf für ein revidiertes Judengesetz 
vor, der den Liegenschaftserwerb und den Verkehr mit Christen völlig 
freigab und das Niederlassungsrecht im ganzen Gebiete des Kantons 
unter polizeilichen Bedingungen und mit der Einschränkung gewährte, 
daß keine Gemeinde schuldig sei, mehr als drei Judenfamilien aufzu- 
nehmen; die Ehebewilligung wurde beibehalten, aber als Übertretungs- 
folge bloß eine Buße festgesetzt, und endlich die Geltung des Gesetzes 
nur bis zum 31. Christmonat 1843 ausgesprochen, auf welchen Zeit- 
punkt der Kleine Rat weitere Vorschläge einreichen sollte. Infolge 
des Gesuches von Lengnau um Erweiterung der korporativen Selbst- 
ständigkeit gab Berner seinem Hauptvorschlage die Form eines Dekrets- 
entwurfs, worin die Juden und ihre Korporationen in allen Beziehungen 
den Christen und christlichen Gemeinden gleichgestellt wurden, selbst 
in der Verwaltung der Ortspolizei und im Hypothekarwesen, was prak- 
tisch gar nicht durchführbar gewesen wäre; nicht nur das Judengesetz 
von 1809, sondern auch die Organisation von 1824 sollte gänzlich 
aufgehoben sein. Die Regierung wies aber die Entwürfe und Akten 



'Akten JA vom 1). Dezember 1839. Auch früher schon waren Begehren 
um Abänderung des JunYngesetzcs lauf geworden; aber sie waren auf Verschärfung, 
nicht auf Milderung gerichtet gewesen. 

* ßmanzipalionsaklen Faszikel 1. Diese Quelle liegt dem ganzen gegen- 
wärtigen Paragraphen zu Grunde und wird daher im Folgenden nicht mehr be- 
sonders genannt. 

8 il. h. zur Wahl des Großen Rate«. 
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an das Departement zurück mit dem Auftrage, „sie nochmals in ihrer 
Gesamtheit zu erdauern," das heißt mit der unmißverständlichen An- 
deutimg, daß auch der weniger radikale Vorschlag noch zu weit gehe. 
Der Departementsvorsteher fragte nun sämtliche Bezirksämter nm 
ihre Meinung an und wurde, wie es scheint, durch ihre Antworten 
von seiner Judenfreundlichkeit gründlich geheilt. Kr legte anfangs 
1845 einen neuen Entwurf vor, der die auswärtige Niederlassung 
unter Umständen, wenn auch mit bedeutenden Beschränkungen, ge- 
stattete, im übrigen aber fast durchweg die Bestimmungen des Ge- 
setzes von 1809 aufrecht erhielt und sogar noch verschärfte; beispiels- 
weise sollte ein Jude auch in Endingen und Lengnau Liegenschaften 
von einem Christen nur auf öffentlicher Steigerung erwerben dürfen 
und wurde für Verträge jeder Art zwischen Juden und Christen, die 
nicht in derselben Gemeinde wohnten, schriftliche Abfassung auf 
gestempeltem Papier oder vor gesetzmäßigen Zeugen verlangt, sofern 
der Vertragswert zwanzig Kranken überstieg. Dieser Vorschlag ging 
nun dem Kleinen Bäte in der andern Richtung zu weit, zumal da der 
Gesetzgeber bei der Beratung des Niederlassungsgesetzes sich den 

i 

Juden günstiger zeigte; der Entwurf wurde wiederum ans Departement 
zurückgewiesen. Darauf blieb die Sache liegen. Im Frühling 1848 lud 
zwar der Große Bat die Regierung aufs neue ein, Anträge für die 
Revision der Judengesetze einzubringen. Aber es geschah nichts, als 
daß die Regierung 1852 die Vorschläge und Akten nochmals ihrem 
Departement des Innern zur Prüfung überwies, damit es gelegentlich 
einen neuen Entwurf vorlege. 

In dieser Zeit fingen die Bundesbehörden an, sich mit den aar- 
gauischen Juden zu beschäftigen. Als sich vorhersehen ließ, daß sie 
die Erteilung der politischen Rechte an die Israeliten verlangen würden, 
legte der Direktor des Innern im Frühjahr 1856 einen neuen Ent- 
wurf vor, der die Judenschaften zu Ortsbürgergemeinden erhob und 
ihre Angehörigen als vollberechtigte Kantonsbürger und stimmfähige 
Einwohner der politischen Gemeinden Oberendingen und Lengnau 
erklärte. Das hätte die vorbehaltlose Emanzipation bedeutet. Die 
Regierung konnte sich aber auch jetzt nicht dazu entschließen, dem 
Großen Rate so weitgehende Vorschläge zu machen. Sie ließ die 
Sache liegen, bis die Eidgenossenschaft dem Kantone vorschrieb, was 
zu geschehen habe. 
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§ 33. Bundesrechtliche Stellung vor 1848. 

Die Tagsatzung hatte im Jahre 1804 erkürt, es falle in den 
Bereich der Kantonalsouveränetät, die bürgerlichen Verhältnisse der 
Juden zu bestimmen. 1 Daher konnte von einem Eingreifen bundes- 
rechtlicher Normen in die aargauische Judengesetzgebung vor 1848 
nicht die Rede sein. Wohl aber hingen von der Stellung, die der 
Aargau seinen Israeliten zuwies, die Rechte ab, welche sie, oder der 
Kanton für sie, anderen Kantonen gegenüber in Anspruch nehmen 
konnten. Die Mediationsakte gewährte beispielsweise jedem Schweizer- 
bürger das Recht, seinen Wohnsitz in einen andern Kanton zu ver- 
legen, dort sein Gewerbe frei zu betreiben und die politischen Rechte 
gemäß den kantonalen Gesetzen zu erwerben. Ein Tagsatzungs- 
beschluß von 1805, den die große Mehrheit der Stände genehmigte, 
stellte fest, daß die Ausübung dieser verfassungsmäßigen Rechte von 
der Religion unabhängig sei. Da aber der aargauische Große Rat den 
Juden die Eigenschaft von Kantonsbürgern nicht zuerkannte, kamen 
sie nicht in die Lage, sich in dieser Hinsicht auf die Verfassung be- 
rufen zu können. Dagegen standen ihnen die Rechte zu, welche allen 
Einwohnern der Schweiz ohne Unterschied verliehen waren; insbe- 
sondere galt auch für sie die Bundesgarantie des natürlichen Richters. 2 

In späterer Zeit erhoben sich Anstände zwischen dem Aargau 
und anderen Kantonen über die Frage, ob den Juden der Handel 
und insbesondere der Marktbesuch in der ganzen Schweiz gestattet 
werden müsse. Der Bundesvertrag von 1815 garantierte den freien 
Kauf von Lebensmitteln, Landeserzeugnissen und Kaufmannswaren 
von einem Kanton in den andern. Polizeiverfügungen gegen Wucher 
und schädlichen Vorkauf sollten die Einwohner anderer Kantone 
gleich wie die eigenen Kantonsbürger behandeln. Einwohner des 
Aargaus waren die Juden unbestreitbar, daher mußten nach aar- 
gauischer Auffassung auch ihnen diese Bestimmungen zu gut kommen. 



1 Vgl. oben S. 48 f. 

8 RP vom 19. Juli 1803, JSr. 1. S. 261, und vom 20. Oktober 1803, Nr. 2, 
S. 133. Im zweiten Falle erklärte der Kleine Hat der Regierung von Luzern, 
die Juden seien haushähliche Leute im Bezirk Zurzaeh und müßten nach den 
aidgenössischen Rechten behandelt, das heißt für eine Forderung in Zurzaeh be- 
langt werden. Luzern anerkannte dies. Vgl. ferner Akten JA vom 31. März 1812: 
ein im Kanton Schwyz auf Waren eines Lengnauer Juden gelegter Arrest wird 
von Schwyz aufgehoben, nachdem die aargauische Staatskanzlei die Erklärung 
abgegeben hat, die Familie des Juden werde seit allen Zeiten in Lengnau geduldet. 
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Eine Reihe von Kantonen schloß aber alle Hebräer von den Markten 
und überhaupt vom Handel aus oder stellte doch erschwerende Be- 
dingungen für sie auf. Im Jahr 1826 beschwerte sich die Juden- 
schaft beim Kleinen Rat, weil Luzern, Uri und Schwyz ihren An- 
gehörigen das Feilbieten von Waren auf Öffentlichen Märkten verboten 
hatten und Zug für die Erteilung von Marktpatenten von ihnen eine 
bedeutende Gebühr verlangte, die von Christen nicht erhoben wurde. 
Die Regierung ersuchte die genannten Kantone um Abhülfe. Uri 
gestattete darauf den aargauischen Israeliten den Marktbesuch „aus 
Achtung und bundesbrüderlicher Liebe V aber nur auf so lange, als 
sie nicht selbst zu schärferen Verfügungen Anlaß gäben; Schwyz 
räumte ihnen nach jahrelangem Zögern den Zutritt zu den Märkten 
ein, verbot ihnen aber durchaus das Hausieren und behielt sich, wie 
Uri, nach Bedürfnis verschärfte Maßregeln vor. Luzern und Zug 
dagegen waren nicht zur Rücknahme ihrer Vorschriften zu bewegen ; 
sie bestritten die Anwendbarkeit des Rundesvertrages, weil der Aargau 
selber seine Juden den Christen nicht gleichstelle.* Die Regierung 
verzichtete darauf, die Frage vor die Tagsatzung zu bringen, wohl 
hauptsächlich deshalb, weil bei dem schleppenden Geschäftsgang und 
den geringen Machtmitteln dieser Behörde kaum auf einen Erfolg ge- 
rechnet werden konnte. 

§ 34, I>ie Bundesverfassung von 1848, 

In der Kommission, welche von der Tagsatzungsmehrheit mit 
der Revision des Bundesvertrages beauftragt war, 3 wurden die aar- 
gauischen Juden zum erstenmal bei der Beratung über die Rechts- 
gleichheit erwähnt; die Entscheidung darüber, ob ihre Konfession 
eine bürgerliche Zurücksetzung zu rechtfertigen vermöge, wurde jedoch 
verschoben und die Frage erst im Zusammenhang mit dem Nieder- 
lassungsrechte eingehend erörtert. 4 Als Grundlage für die Kom- 
missionsverhandlungen diente der Verfassungsvorschlag von 1832, 5 
welcher die freie Niederlassung allen Schweizern hatte gewähren 

1 für den Aargau natürlich, nicht für seine Juden. 
s Akten JA vom 24. Juni 1830. 

8 Vgl. üherdie Entstehung der Bundesverfassung von 1848 Fritz Fleiner» 
die Gründung des schweizerischen Bundesstaates im Jahre 1848. Basel 1898, S. 12 ff. 

* Protokoll ühcr die Verhandlungen der Kommission, Beilage D 
zum Ahschied der Tagsatzung von 1847, 4. Teil. 

9 Fleiner a. a. 0. S. 14. 



i 
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wollen, ohne der Konfession zu gedenken. Jetzt aber wurde eine 
Beschränkung auf die christlichen Schweizer angeregt und damit 
begründet, daß ein Zwang zur Aufnahme von Juden in manchen 
Kantonen als ein wahres Unglück angesehen würde. Von anderer 
Seite wurde die Einräumung der Niederlassungsfreiheit an die Israe- 
liten befürwortet, weil sie unmöglich auf eine höhere Stufe der Sitt- 
lichkeit gelangen könnten, so lange man sie stets als Heloten be- 
handle. Die Mehrheit erklärte sich für die Beschränkung. 1 In der 
Folge wurde auch die Fähigkeit, in jedem Kanton das Bürgerrecht 
zu erwerben, bloß den Schweizern christlicher Konfession zugesprochen 
und ebenso nur diesen die freie Kultusausübung gewährleistet; weiter- 
gehende Anträge, welche diese Rechte nicht vom Glaubensbekenntnis 
abhängig machen wollten, wurden mit Mehrheit abgelehnt. 2 

Der vollendete Entwurf ging zur Prüfung an die Kantone. Der 
aargauische Große Rat beriet über ihn am 3. Mai 1848. Er beschloß 
auf Antrag seiner Kommission, die Beschränkung der Niederlassungs- 
freiheit auf Christen sei zu streichen und Gewissens- und Glaubens- 
freiheit sowie die freie Ausübung des Gottesdienstes allen Religions- 
bekenntnissen zu gewährleisten. Diese und andere Abänderungs- 
vorschläge wurden der kantonalen Tagsatzungsgesandtschaft als leitende 
Ansichten mitgeteilt. 3 

Die Tagsatzung zeigte sich den Juden wenig geneigt. Bei der 
Beratung des Artikels 4, der schon im Kommissionsentwurf wörtlich 
so lautete, wie er in die Verfassungen von 1848 und 1874 unter 
der gleichen Ziffer übergegangen ist, beantragte die Gesandtschaft 
von Zürich, den ersten Satz, der die Gleichheit aller Schweizerbürger 
vor dem Gesetze ausspricht, wegzulassen, da er nicht völlig der 
Wahrheit entspreche; wenn nämlich in der That alle Schweizer vor 
dem Gesetze vollkommen gleich wären, so müßten auch die Israeliten 
gleiche Rechte beanspruchen können, wie die christlichen Schweizer, 
was in den meisten Kantonen nicht der Fall sei. Darauf wurde 
erwidert, es handle sich hier bloß um allgemeine Grundsätze, und 
die Weglassung des Satzes möchte die Besorgnis wecken, als ob die 

1 Protokoll S. 36. Es nennt die Antragsteller nicht, doch ergibt sich uns 
der Begründung, daß der Antrag auf Ausschluß der Juden jedenfalls vom Ver- 
treter Zürichs (Furrer), der Gegenantrag vom aargauischen Mitgliede (Frcy-Herose) 
ausging. 

»Protokoll S. Höf. und 155. 

8 Verhandlungen des Großen Kates von 1848. S. 180 ff. 
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(ileichheit der Schweizer vor dem Gesetze nicht zu Recht bestünde. 
Zürich blieb in der Minderheit; aber es war damit doch schon aus- 
gesprochen, daß man den Israeliten nicht die volle Gleichstellung mit 
den Christen einzuräumen gedachte. 1 Heim Artikel 39, der die 
Niederlassung regelte, schlug die aargauische Gesandtschaft instruk- 
tionsgemäß die Ausdehnung auf alle Schweizer ohne Unterschied der 
Konfession vor. Der Antrag wurde von Genf und Neuenbürg unter- 
stützt, von anderer Seite 2 bekämpft und dabei auf die vertragsmäßige 
Gleichberechtigung der französischen Juden als ein Haupthindernis 
hingewiesen. In der Abstimmung trat einzig Waadt den schon ge- 
nannten drei Kantonen bei. 3 Nicht viel besser erging es dem aar- 
gauischen Antrag auf allgemeine Bekenntnis- und Kultusfreiheit; er 
blieb mit fünf Stimmen in der Minderheit. Andere annähernd gleich- 
bedeutende Änderungsvorschläge wurden ebenfalls abgelehnt; die 
Gewährleistung blieb also auf die freie Ausübung des Gottesdienstes 
der anerkannten christlichen Konfessionen beschränkt. 4 Der Kora- 
missionsentwurf verpflichtete die Kantone, alle Schweizerbürger in der 
Gesetzgebung sowohl als im gerichtlichen Verfahren den Bürgern des 
eigenen Kantons gleichzuhalten Zürich schlug den Nachsatz vor: 
„Vorbehalten bleiben gesetzliche Bestimmungen die Juden betreffend". 
Der Antrag beliebte nicht, später aber trugen die mit der sprach- 
lichen Bereinigung des Entwurfs betrauten Redaktoren, Kern und 
Druey, darauf an, auch diese Garantie auf Schweizerbürger christ- 
licher Konfession zu beschränken ; sie betrachteten das als eine Konse- 
quenz des Ausschlusses von der Niederlassungsfreiheit. Die Beschrän- 
kung wurde mit einer Mehrheit von fünfzehn Stimmen beschlossen, 
weshalb Aargau dem ganzen Artikel seine Zustimmung versagte. 0 
Die Bundesverfassung erwähnte, wie aus dem Gesagten hervor- 
geht, die Israeliten nirgends direkt. Aber sie gewährleistete in Ar- 
tikel 41 das Recht der freien Niederlassung bloß den Schweizern, 
welche einer der christlichen Konfessionen angehörten, und sprach 
in Artikel 48 die Pflicht der Kantone, alle Schweizer in der Gesetz- 
gebung und im gerichtlichen Verfahren den eigenen Bürgern gleich- 

»Abschied von 1847, 4. Teil. S. 52 f. 

* Wohl wiederum von Zürich, denn es ist von der Nachbarschaft der Juden- 
{remeinden die Hede. 

a Ab sc hie d S. 75 ff. 

4 Abschied S. 86 ff., insbesondere S. 89. 

5 Abschied S. <Jö f., 270 f. 
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zuhalten, mit der gleichen Beschränkung aus. Endlich sichorte sie 
nur den anerkannten christlichen Konfessionen in Artikel 44 die freie 
Ausübung ihres Gottesdienstes zu. 1 

Es fehlte demnach an einer genauen Bestimmung der Rechtslage 
der schweizerischen Israeliten. Die Verfassung erklärte alle Bürger 
für gleich vor dem Gesetz: auf der andern Seite sprach sie einzelne 
Garantien nur für die christlichen Schweizer aus. Das mußte zu Zwei- 
feln und Konflikten führen, welche nicht lange auf sicli warten ließen. 

§ 35, Der Bundeshenchluss vom 24. September 1856, 

Artikel 29 der Bundesverfassung von 1848 gewährleistete freien 
Kauf und Verkauf, sowie freie Ein-, Aus- und Durchfuhr von Lebens- 
mitteln, Vieh- und Kaufmannswaren, Landes- und Gewerbserzeugnissen 
aus einem Kanton in den andern, unter Vorbehalt polizeilicher Ver- 
fügungen sowie von Maßregeln gegen schädlichen Vorkauf, welche 
aber die Kantonsbürger und die Schweizerbürger aus andern Kantonen 
gleich behandeln mußten. Das war zum Teil eine Erweiterung von 
Artikel 11 des Bundesvertrages von 1815; aber die Garantie galt jetzt 
nicht mehr für alle Einwohner, sondern nur noch für Schweizerbürger. 

Im Februar 1849 wurden vier aargauische Israeliten von der 
Luzerner Messe weggewiesen. Die Vorsteher der Judengemeinden 
beschwerten sich beim Kleinen Rat, der die Regierung von Luzern 
unter Hinweis auf die Bundesverfassung um Abhülfe ersuchte. Er 
bekam die Antwort, die Religion bilde im Kanton Luzern zwar keinen 
Grund zum Ausschluß von den Märkten, der Große Rat habe sogar 
vor Kurzem das Ansuchen mehrerer Handels- und Gewerbsleute, die 
Juden gänzlich fernzuhalten, von der Hand gewiesen. Doch müsse 
es dem Ermessen jeder Regierung anheimgestellt bleiben, wie weit 
sie ihre Rücksichten gehen lassen wolle; die Zulassung von Hebräern 
bringe oft Übelstände, ja die Gefährdung der öffentlichen Sicherheit 
mit sich, was zu der Verweigerung im streitigen Falle mitgewirkt 
habe. Die aargauische Regierung brachte nun die Sache vor den 
Bundesrat und ersuchte ihn, Luzern zu veranlassen, daß es allen 
aargauischen Bürgern, gleichviel welchem Glauben sie anhingen, seine 
Märkte öffne. Luzern wandte ein, es habe in Ausübung der Markt- 
pohzei gehandelt, worin es durch die Bundesverfassung nicht be- 

1 Die Garantie »1er Möglichkeit, in jedem Kantone das Bürgerrecht zu er- 
werben, die der Koniinissionsentwiirf für christliche Schweizer vorgesehen hatte, 
war von der Tapcsutzunj? gestrichen worden. 
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schränkt werde; übrigens seien die aargauischen Israeliten gar nicht 
vollberechtigte Schweizerbürger, da sie keinen Militärdienst leisteten 
und im Aargau selber in Bezug auf Niederlassung und Liegenschafts- 
erwerb den christlichen Bürgern nicht gleichgehalten würden. Der 
Bundesrat fand, die Wegweisung schweizerischer Juden ohne beson- 
deren polizeilichen Grund verstoße gegen Artikel 29; die Behauptung, 
die aargauischen Israeliten seien keine vollberechtigten Schweizer- 
bürger, treffe nur insofern zu, als sie nach Artikel 41 in der Nieder- 
lassung beschränkt seien; in andern Richtungen dagegen, namentlich 
in Bezug auf die vom Artikel 29 vorbehaltenen Polizei Vorschriften, 
müßten alle Schweizer gleich behandelt werden. Die Regierung von 
Luzern wurde daher angewiesen, den aargauischen Juden den Zutritt 
zu den Märkten zu gestatten, vorausgesetzt daß sie sich den auch 
für Einheimische geltenden Gesetzen und Verordnungen unterzögen. 1 
Luzern rekurrierte an die Bundesversammlung und bestritt vorab 
die Kompetenz der eidgenössichen Behörden, da die Sache der kanto- 
nalen Souveränetät anheimfalle. 8 Die vereinigte Bundesversammlung 
stellte aber die Zuständigkeit des Bundes fest, so daß die Angelegen- 
heit zur materiellen Behandlung an die beiden Räte ging. Die Mehr- 
heit der nationalrätlichen Kommission wollte den Entscheid des 
Bundesrates einfach bestätigen. Die Minderheit dagegen fand, es 
sei weder notwendig noch zweckmäßig, die Sache materiell zu ent- 
scheiden; die Beschwerde müsse schon aus einem formellen Grunde 
abgewiesen werden, da der Ausschluß der Juden in Luzern nicht auf 
einem Gesetze beruhe, was nach Artikel 48 möglicherweise zulässig 
wäre, sondern bloß auf Regierungsverfügungen; die Tragweite einer 
prinzipiellen Entscheidung lasse sich gar nicht überblicken, wenn man 
die kantonalen Gesetze über die Israeliten nicht kenne. Der Rat 
schloß sich der Minderheit an und wies die luzernische Beschwerde 
zwar ab, aber „unpräjudizierlich allfälliger künftiger Entscheidung 
hinsichtlich der Verhältnisse der Juden." Der Ständerat trat am 
11. Juli 1850 diesem Beschlüsse bei. 3 

1 BundesratsbesrhluL> vom 4. September 1849; er ist, nebst den übrigen Be- 
legen für das im Text Gesagte, enthalten in Akten JA vom 3. Juli 1851. 

2 Ob es sich nur auf den Artikel 48 der B.-V. berief oder den aargauischen 
Israeliten die Kijjenselmt't von Schweizern bestritt, ist aus dem Bundesblatt nicht 
zu ersehen. 

8 Bundesblalt von 1850. Band 2 S. 465 ff. ; der Beschluß auf S. 478. 
Die Begründung ist nicht hier, sondern im Bundesblatl von 1856, Band 1, S. 2t>7 
und '269 zu ersehen. 
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Damit war die Hauptfrage nur aufgeschoben. Luzern erließ nun- 
mehr ein Gesetz über die Verhältnisse der Israeliten, worin es ihnen 
die Niederlassung, den Gewerbebetrieb und den Liegenschaftserwerb 
im Kanton und den Besuch der Märkte und Messen mit Kramwaren 
im allgemeinen untersagte; nur zeitweiser Aufenthalt konnte ihnen 
von den Statthalterämtern gestattet werden; ausnahmsweise durfte 
der Regierungsrat, wenn es im Interesse des Landes lag, einzelnen 
Juden die ihnen sonst entzogenen Rechte erteilen. Das Gesetz be- 
durfte, soweit es sich auf den Marktverkehr bezog, nach Artikel 29 
der Bundesverfassung der Genehmigung des Bundesrates, die dieser 
auf Ersuchen der aargauischen Regierung versagte, aus den gleichen 
Gründen, die schon seinen Beschluß vom 4. September 1849 herbei- 
geführt hatten. 1 Diesmal zog Luzern die Sache nicht weiter, sondern 
behandelte die aargauischen Israeliten fortan im Markt verkehr gleich 
wie die christlichen Schweizer; nur hatten sie in der Regel die höchste 
im Gesetze vorgesehene Taxe zu bezahlen. 2 

Inzwischen waren bei der aargauischen Regierung wiederholt 
Beschwerden über Ausschluß von den Märkten oder Erhebung beson- 
derer Patentgebühren in anderen, namentlich ostschweizerischen Kan- 
tonen eingegangen, die zum Teil auf Anfrage hin von den betreifenden 
Regierungen ohne weiteres im Sinne des Artikels 29 erledigt wurden. 8 
Im Dezember 1852 erließ der Große Rat von Zürich ein Gesetz über 
den Markt- und Hausierverkehr, das den Marktbesuch den Schweizern 
gegen Entrichtung der lokalen Stand- und Platzgelder freigab, jedoch 
die nicht im Kanton niedergelassenen Juden zur Lösung eines Patentes 
verpflichtete und alle Juden ohne Ausnahme vom Hausierhandel aus- 
schloß. Auf Beschwerde der israelitischen Gemeinden verlangte die 
aargauische Regierung von der zürcherischen, daß dieses Gesetz auf 
die aargauischen Juden nicht angewendet werde. Zürich antwortete 
zunächst gar nicht und auf erneute Anfrage nach mehr als Jahres- 
frist mit einer Ablehnung. Darauf beschwerte sich der Aargau beim 
Bundesrat. 4 

Die Regierung von Zürich bestritt in ihrer Verteidigung die An- 
wendbarkeit des Artikels 29 ; für den Fall aber, daß die aargauische 

1 Bundesratsbcschluß vom 20. Juni 1851, ebenfalls enthalten in Akten JA 
vom 3. Juli dieses Jahres. 

'Bundesblatt von 1856, Band 1, Seite 258 und 262. 
8 So von Graubünden, Akten JA vom 11. November 1850. 
4 Akten JA vom 26. Februar 1855. 
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Beschwerde begründet erklärt werden sollte, stellte sie das Begehren 
nach einheitlicher Erledigung der Frage für die ganze Schweiz; insbe- 
sondere sei dann der Aargau selber anzuhalten, seine Judengesetz- 
gebung mit den Vorschriften der Bundesverfassung in Einklang zu 
bringen; Zürich sei nicht so engherzig, sich einer allgemeinen Maß- 
regel zu Gunsten der Israeliten zu widersetzen, wenn die eidgenös- 
sischen Behörden eine solche für zweckmäßig hielten; es verwahre 
sich aber dagegen, daß man ihm die Kosten und Lasten vereinzelter 
Einanzipations\ ersuche allein aufbürden wolle. 1 

Lnmittelbar darauf, in der Dezembersitzling des Jahres 1854, 
wurde im Ständerat ein Antrag erheblich erklärt-, der den Bundesrat 
einlud, über die Beschränkungen der Juden in den einzelnen Kantonen 
Bericht zu erstatten und sich zugleich darüber auszusprechen, ob 
und wie weit dieselben mit der Bundesverfassung im Widerspruch 
ständen. Der Bundesrat verlangte durch ein Kreisschreiben von sämt- 
lichen Kantonsregierungen Aufschluß über die bezügliche Gesetzgebung 
und Praxis. Es ergab sich, daß außer dem Aargau nur Bern und 
Genf israelitische Angehörige besaßen ; in Bern waren es nur wenige 
Personen, in Genf eine einzige Familie; diese erfreuten sich der 
völligen Gleichberechtigung mit ihren christlichen Mitbürgern. 2 Die 
meisten Kantone hatten Beschränkungen aufgestellt, die sich, abge- 
sehen von Niederlassung und Aufenthalt, namentlich auf Liegenschafts- 
erwerb, Markt- und Hausierverkehr bezogen, wobei in der Regel 
zwischen schweizerischen und ausländischen Juden nicht unterschieden 
wurde. 8 

Der Bundesrat erstattete nun den verlangten Bericht nnd faßte 
seine Ansicht in die Sätze zusammen: 

„i. Nach Artikel 48 der Bundesverfassung sind die kantonalen 
Gesetzgebungen über die Israeliten unabhängig, insoweit dadurch 
nicht Rechte angetastet werden, welche durch die Bundesverfassung 
allen Schweizern ohne Unterschied der Konfession zugesichert sind; 

1 Zürich war in der That von allen Kantonen in der Sache am meisten 
interessiert, weil die Judengemeinden ganz nahe an seiner Grenze lagen. Wurde 
der Handelsverkehr frei erklärt, während die Niedcrlassungsbeschränkungen bliebe«, 
so mußte die Thätigkeit der Juden sich naturgemäß in erster Linie auf die be- 
nachbarten zürcherischen Gebiete richten. 

* Die bernische Regierung sagte allerdings bloß, es sei ihr nicht bekannt, 
daß ihnen die Ausübung des politischen Stimmrechts verwehrt worden wäre. 

8 Besondere Gesetze über die Rechtsverhältnisse der Juden hatten Zürich, 
Schaffhausen und Baselland. 
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2. mit Rücksicht auf die gegenwärtig bestellenden Ausnahms- 
gesetze folgt daraus, dass die Artikel 29 und 42 auf die Israeliten 
anzuwenden sind, in der Meinimg, dass denselben, gleich wie an- 
dern Schweizer bürgern, das Recht des freien Kaufs und Verkaufs 
der im Artikel 29 bezeichneten Gegenstände zustehe, und dass sie 
auch zur Ausübung der politischen Rechte befugt seien." 

Der Bundesrat fand, es genüge, wenn die Räte ihn beauftragten, 
der Bundesverfassung in diesem Sinne Vollziehung zu verschaffen. 1 
Der angerufene Artikel 42 lautet: „Jeder Kantonsbürger ist Schwei- 
zerbürger. Als solcher kann er in eidgenössischen und kantonalen 
Angelegenheiten die politischen Rechte in jedem Kanton ausüben, in 
welchem er niedergelassen ist. Er kann aber diese Rechte nur 
unter den nämlichen Bedingungen ausüben, wie die Bürger des 
Kantons, und in Beziehung auf die kantonalen Angelegenheiten erst 
nach einem längeren Aufenthalte" etc. Die Erklärung, daß diese 
Vorschrift auf die schweizerischen Israeliten anwendbar sei, richtete 
sich in erster Linie gegen den Aargau, wenn auch die Bemerkung 
im bundesrätlichen Berichte zu weit ging, daß die Frage für die 
bloßen Niederlassungskantone keine Bedeutung habe. 

Die Bundesversammlung trat den Ausführungen des Bundesrates 
bei, nur korrigierte sie das eben erwähnte Versehen. Der Ständerat 
faßte am 15. Juli 1856 einen entsprechenden Beschluß, den der 
Nationalrat am 24. September desselben Jahres unverändert annahm. 
Er lautet: 

„Die Bundesversammlung der schweizerischen Eidgenossenschaft, 
nach Einsicht einer Botschaft des Bundesrates über die Rechtsver- 
hältnisse der schweizerischen Israeliten, vom 26. März 1S56, 

in Betrachtung : 

dass nach Artikel 48 der Bundesverfassung die Kantone in 
der Gesetzgebung über die Verhältnisse der nicht kantonsangehörigen 
Israeliten unabhängig sind, soweit dadurch nicht Rechte angetastet 
werden, die allen Schweizern ohne Unterschied der Konfession durch 
die Bundesverfassung gewährleistet sind; 

dass hinsichtlich der gegenwärtig bestellenden Ausnahmegesetze 
der Kantone über die Israeliten die Artikel 29 und 42 der Bundes- 
verfassung anzuwenden sind, in dem Sinne, dass den schweizerischen 



1 Bundesblatt von 1856, Band 1, S. 258 ff. (Bericht des Bundesrates an den 
Standerat über die Rechtsverhältnisse der Israeliten, vom 26. März 1856). 
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Israeliten gleich wie andern Schweizerbürgern das Recht des freien 
Kaufs und Verkaufs der im Artikel 29 bezeichneten Gegenstände 
zustehe und dieselben zur Ausübung der politischen Rechte im 
Heimats- beziehungsweise im Niederlassungskanton befugt seien, 

beschliesst: 

der Bundesrat ist beauftragt, bei vorkommenden Fällen der Bun- 
desverfassung im Sinne der vorangehenden Erwägungen Vollziehung 

zu verschaffen." 

Damit war die bundesrechtliche Stellung der schweizerischen 
Israeliten in den Grundzügen bestimmt und insbesondere die Anwend- 
barkeit des Artikels 29 authentisch festgestellt. Gleichzeitig aber 
ergab sich für den Aargau das unerwartete Resultat, daß er seinen 
jüdischen Angehörigen die politischen Rechte in kantonalen und eid- 
genössischen Angelegenheiten einzuräumen habe. Der Bundesrat zog 
aus der ersten Erwägung eine noch viel weiter reichende Folgerung: 
in einem Kreisschreiben vom 1. Oktober 1856, das den Kantonen 
von dem Bundesbeschlusse Kenntnis gab, bemerkte er, die im Ar- 
tikel 48 ausgesprochene Freiheit bestehe nur gegenüber den kantons- 
fremden Israeliten; somit müßten Kantone, welche eigene israelitische 
Bürger hätten, diese nach Artikel 4 der Bundesverfassung ihren christ- 
lichen Angehörigen in allen Beziehungen gleichstellen, mit alleiniger 
Ausnahme der kirchlichen Verhältnisse. Der Bundesrat verlangte also 
vom Aargau nicht weniger als die vollständige Judenemanzipation. 1 

Die juristische Begründung des so tief in das aargauische Staats- 
recht eingreifenden Bundesbeschlusses war nicht über jeden Zweifel 
erhaben. Darin liegt eine teilweise Erklärung und Entschuldigung 
für die Langsamkeit, womit der Aargau den Forderungen des Bundes 
nachkam, und für den heftigen Widerstand, den die endliche Voll- 
ziehung des Beschlusses im aargauischen Volke fand. Es mag sich 
daher rechtfertigen, auf jene Begründung, wie sie sich in der bundes- 
rätlichen Botschaft und den Kommissionsberichten findet, näher ein- 
zutreten. 

§ 36. Rechtliche Begründung des Bundesbeschlusses» 

Nach Artikel 29 der Bundesverfassung mußten die kantonalen 
Polizeiverfügungen über den Handelsverkehr die Kantonsbürger 
und die Schweizerbürger anderer Kantone gleich behandeln. Der 



»Bundesblatt von 1856, Band 2, S. 591 f. 
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Bund war zur Entscheidung des Konfliktes zwischen Aargau und 
Luzern und später zwischen Aargau und Zürich nur kompetent, wenn 
die aargauischen Israeliten Schweizerbürger waren. Aus den Bundes- 
blättern ist nicht zu ersehen, ob Luzern ihnen diese Eigenschaft be- 
stritt; wahrscheinlich hat es das gethan, da die Kommissionsberichte 
von 1850 1 ausdrücklich feststellen, die Juden seien Schweizer. Die 
Bestreitung hatte einen Schein von Berechtigung für sich: Artikel 42 
<ler Bundesverfassung sagte, jeder Kantonsbürger sei Schweizerbürger; 
der Aargau selber anerkannte die Juden nicht als Kantonsbürger im 
strengen Sinne des Wortes, daher konnte man versucht sein zu sagen, 
der Artikel 42 treffe für sie nicht zu. Aber der Schluß wäre falsch 
gewesen. Das aargauische Staatsrecht, wie das vieler Kantone, unter- 
schied zwischen Bürgern und anderen Angehörigen, während die 
Bundesverfassung nur eine einzige Klasse von Schweizern kannte. 
Darum sollten aber nicht etwa die weniger privilegierten Kantons- 
angehörigen vom Schweizerbürgerrechte ausgeschlossen sein, im Gegen- 
teil. Die Tagsatzungskommission hatte den Ausdruck n Kantons- 
angehörige" absichtlich vermieden, weil sie fand, er erinnere an 
den Begriff der Untertanenschaft. 2 Auch in der Tagsatzung selber 
war ausgesprochen worden, daß Bürgerrecht und Heimatrecht gleich- 
bedeutend seien. 3 Es hat denn auch nie ein Zweifel darüber be- 
standen, daß die christlichen Schweizer ohne volles Kantonsbürger- 
recht, die Landsassen, Einsassen, ewigen Einwohner oder wie sie 
hießen, Schweizerbürger im Sinne der Bundesverfassung waren. Die 
aargauischen Israeliten befanden sich in keiner anderen Lage, da der 
Kanton sie ausdrücklich als seine Angehörigen anerkannte. Der Bun- 
desrat nahm denn auch in seinem Entscheid vom 4. September 1849 
ihr Schweizerbürgerrecht ohne weiteres als gegeben an; die Bundes- 
versammlung anerkannte es dadurch, daß sie sich zur Beurteilung 
des Konfliktes kompetent erklärte. Bei der materiellen Behandlung 
verwies die Nationalratskommission lediglich auf diesen Entscheid, 
während die ständerätliche die Kantonsangehörigkeit der Juden nach 
aargauischem Rechte prüfte und feststellte. 4 Im Jahr 1856 konnte 

1 Vgl. oben S. 236 N. 3. 

* Protokoll S. 174. vgl. auch S. 42 und 17G. 
»Abschied von 18*7, 4. Teil, S. 8n, 100. 

4 Die Kommission machte sich die Sache allerdings leicht. Sie berief sich 
auf das Gesetz vom 11. Juni 1824. welches die Bestimmung enthalte: „Die in 
Lengnau und Oberendingen niedergelassenen Israeliten bilden zwei zu einer Ge- 

Haller, Dissertation. 16 
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eine neue Untersuchung dieser Frage um so eher unterbleiben, als 
die aargauische Regierung inzwischen in bündigster Weise und wieder- 
holt die Erklärung abgegeben hatte, die Israeliten von Endingen und 
Lengnau seien Kantonsangehörige. 1 

Die Regierung von Zürich hatte ihnen auch das Schweizerbürger- 
recht gar nicht abgestritten ; sie berief sich vielmehr auf Artikel 48 
und leitete aus ihm die unbedingte Freiheit der Kantone ab, gegen- 
über israelitischen Schweizern aus andern Kantonen auf dem Wege 
der Gesetzgebung zu verfügen, was sie für gut fänden. Auch Luzern 
hatte diese Ansicht verfochten und die Bundesversammlung im Jahre 
1850 die Frage absichtlich offen gelassen. 2 Artikel 48 lautete: Sämt- 
lich? Kantone sind verpflichtet, alle Schweizerbürger christlicher 
Konfession in der Gesetzgebung sowohl als im gerichtlichen Ver- 
fahren den Bürgern des eigenen Kantons gleich zu halten. 11 Wäre 
die zürcherische Auslegung richtig gewesen, so hätte es zwar nicht, 
wie der Bundesrat schon 1849 und 1856 wiederum ausführte, für 
die schweizerischen Israeliten gar keine Bundesverfassung gegeben; 
aber diese hätte sie bloß gegenüber ihrem Heimatkanton, nicht aber 
vor der Willkür anderer Kantone geschützt. Die Konsequenzen zeich- 
nete der Bundesrat in folgender Weise: „die Schlagbäume in der 
Schweiz sind gefallen, aber einen Judenzoll können die Kantone 
wieder einführen; man kann die Israeliten des Bürgerrechts verlustig 
erklären;* für sie existiert kein Petitionsrecht, keine Preßfreiheit, 
kein Vereinsrecht; sie dürfen für die gleichen Vergehen doppelt und 
dreifach so viel gestraft werden als die Christen, man kann sie vor 
Ausnahmegerichte stellen und für politische Verbrechen mit dem Tode 



tneinde vereinigte Ortsbürgerschaften.' 1 Dieser Satz mußte freilich Alles entscheiden. 
Aber es hl.-iht ein Kätsel, wo die stünderätliehe Kommission ihn gefunden hat. 
Hievon abgesehen schloß sie von der Gemeindeorganisatiou ganz zutreffend auf 
die Staatsangehörigkeit, der Gemeindcglieder. 

1 In der Beschwerde gegen das luzern isrhe Marktgesetz, vom 13. März 185], 
(„die aargauischen Juden sind unbestreitbar, nach stillschweigender und ausdrück- 
licher Anerkennung unserer Gesetzgebung, Angehörige unseres Kantons." Akten 
JA vom S.Juli 1851), und in der Antwort auf das hundesrätliche Kreisschreiben, 
am 21. November 1855 („heinialhörige Kantonsbürger", Akten JA vom genannten 
Tage). Sonderbarer Weise hat im Jahre 1863 die nationalrätlichc Kommission 
für die Judenaugelegenheit die Frage neuerdings als zweifelhaft hingestellt. 

* Vgl. oben S. 23«. 

8 Hier tritt der eben genannte Irrtum zu Tage; Artikel 48 sprach nur vom 
Niederlassungskanlon und hatte daher mit dem Bürgerrechte nichts zu schaffen. 
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bestrafen, wenn die Kantone es wollen. Alles dieses und noch viel 
mehr folgt aus jener Interpretation des Artikels 48." 

Der Bundesrat verwarf natürlich eine solche Auslegung; zur 
Begründung glaubte er sich auf die Entstehungsgeschichte der Be- 
schränkung berufen zu müssen, nach welcher die Gleichstellung mit 
den Kantonsbürgern bloß den Schweizern christlicher Konfession ge- 
währleistet wurde. Wie wir gesehen haben, war die Beschränkung 
von der Tagsatzung anfangs abgelehnt und erst nachträglich auf An- 
trag der Redaktoren eingeschoben worden, 1 hauptsächlich damit die 
in vielen Kantonen bestehenden privatrechtlichen Verkehrsbeschrän- 
kungen, und insbesondere der Ausschluß vom Liegenschaftserwerl), 
nicht aufgehoben zu werden brauchten. Hieraus folgerte der Bundes- 
rat, man habe die Beschränkung nur auf das Zivilrecht beziehen 
wollen und sei weit davon entfernt gewesen, die Israeliten im ganzen 
Gebiete der Gesetzgebung dem Belieben der Kantone zu überlassen. 2 
Dagegen ließ sich nun freilich einwenden, es komme nicht darauf an, 
was die Tagsatzung möglicherweise beabsichtigt habe, sondern dar- 
auf, was in der Verfassung stehe. Auch wenn der Gesetzgeber hätte 
sagen wollen, die Pflicht zur Gleichstellung mit den eigenen Kantons- 
bürgern bestehe im allgemeinen auch gegenüber den Israeliten, und 
nur für das Zivilrecht nicht, so hatte er das eben doch nicht wirklich 
gesagt, sondern jene Pflicht den Kantonen schlechtweg nur den christ- 
lichen Schweizern gegenüber auferlegt. Es war aber gar nicht nötig, 
sich auf den unsicheren Boden der gesetzgeberischen Absicht zu be- 
geben, um die Auslegung, welche Zürich dem Artikel 48 gab, als 
irrig nachzuweisen. Dieser Artikel bestimmte über die Rechtsstellung 
der Juden überhaupt nichts; er beschränkte lediglich die Garantie, 
die er aussprach, auf die christlichen Schweizer. Ansprüche, welche 
sich für Christen aus Artikel 48 ergaben, konnte daher ein Jude 
allerdings nicht erheben; doch war damit nichts gesagt über alle 
diejenigen Ansprüche der Schweizerbürger, die auf einer andern Vor- 
schrift der Bundesverfassung beruhten. Es ließ sich aus Artikel 48 
keine schlechtere Stellung der Juden herleiten, als sie den christ- 
lichen Schweizern zugekommen wäre, wenn er nicht in der Verfassung 
gestanden hätte. 8 

1 Vgl. oben S. 234. 

»Bundesblatt von 1856, Band 1. S. 267 f. 

8 Wenigstens nicht direkt. Ob die Beschränkung dieser Garantie auf Christen 
nicht ein Symptom war. das bei der Auslegung anderer Teile der Bundesvcr- 
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Mit vollem Rechte, wenn auch mit nicht ganz zutreffender Be- 
gründung, wiesen also die Bundesbehörden die Auffassung zurück, 
daß die Bundesverfassung die aargauischen Israeliten nur dem Aargau 
gegenüber schütze und sie der Willkür aller übrigen Kantone aus- 
liefere. Als notwendige Folge ergab sich, daß alle Rechte, welche 
die Bundesverfassung den Schweizern ohne Unterschied der Konfession 
zusicherte, auch den schweizerischen Israeliten zugestanden werden 
mußten. Das sprach, in negativer Form, die erste Erwägung des 
Bundesbeschlusses aus. Die zweite Erwägung machte von diesem 
Grundsatz die Anwendung, daß die Artikel 29 und 42 den Juden zu 
gut kommen müßten, weil sie ihre Garantien nicht von der Kon- 
fession abhängig machten. 

Die Bundesbehörden verlangten damit vom Aargau, daß er seinen 
Israeliten das Stimm- und Wahlrecht in kantonalen und eidgenös- 
sischen Angelegenheiten einräume, weil Artikel 42 jedem Schweizer- 
bürger die Ausübung dieser Rechte im Niederlassungskantone zu- 
sichere. 1 Diese Vorschrift war aber, nach ihrem Sinn- und Wort- 
laut,* eine interkantonale; sie behielt ausdrücklich die Bedingungen 
vor, die der Kanton für seine eigenen Bürger aufstellte. Mit Unrecht 
suchten die eidgenössischen Behörden im Artikel 42 die Antwort auf 
die Frage, ob ein Kanton, der israelitische Angehörige besaß, ihnen 
die politischen Rechte einräumen müsse. Die Erfordernisse der Stimra- 
und Wahlberechtigung waren nicht in ihm, sondern im Artikel 63 
enthalten, der im wesentlichen mit dem Artikel 74 Alinea 1 der 
heutigen Bundesverfassung übereinstimmte, das heißt bloß das zurück- 



fassung, insbesondere des Artikels 4, berücksichtigt werden mulite, ist eine ander»' 
Frage, die wir noch untersuchen werden. 

1 In erster Linie fand der Bundesrat, die politischen Rechte stünden den 
Juden schon nach der aargauischen Verfassung zu, da ein rechtlicher Unterschied 
in den Beziehungen der Israeliten zu ihren Dorfschaften gegenüber den Be- 
ziehungen anderer aargauischer Bürger zu ihrer Heimat schwerlich aufzufinden 
sri und bloße Beschränkungen der israelitischen Gemeinden am Begriffe des 
Bürgerrechts nichts änderten. (Bundesblatt von 1856, Band 1, S. 271 f.) Die 
Folgerung war unrichtig. Das Verhältnis des Juden zu seiner Gemeinde entsprach 
zwar dem eines Christen zur seinigen der Hauptsache nach, wenn es auch nicht 
genau dasselbe war; die Frage des Aktivbürgerrechts war aber damit keineswegs 
entschieden. Nicht wegen ihres besondern Verhältnisses zu ihren Gemeinden 
waren die Israeliten nicht Orts- und Kantonsbürger, sondern weil ihre Gemeinden 
nicht als Ortsbürgerschaf teu anerkannt waren. 

• Vgl. oben S. 239. 
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gelegte zwanzigste Altersjahr als einheitliche Grenze für die politischen 
Rechte in eidgenössischen Dingen aufstellte, für alles Weitere aber 
auf die kantonalen Bestimmungen über das Aktivbürgerrecht verwies. 

Der Aargau versagte nun den Israeliten das Aktivbürgerrecht, 
indem er als dessen notwendige Voraussetzung den Besitz eines ürts- 
bürgerrechts verlangte und den Juden die Möglichkeit verschloß, ein 
solches zu erwerben. Dagegen ließ sich weder aus Artikel 63 noch 
aus Artikel 42 der Bundesverfassung eine begründete Einwendung 
herleiten; denn weder der eine noch der andere sprach sich irgend- 
wie darüber aus, ob es zulässig sei, das Aktivbürgerrecht auf die 
christlichen Schweizer zu beschränken. Die Bundesbehörden mögen 
angenommen haben, der Ausschluß sei nur gegenüber Bestraften, 
Yergeltstagten, Armengenössigen und ähnlichen Personenklassen zu- 
lässig; aber davon stand nichts in der Verfassung, und die Bundes- 
versammlung hatte selber schon die eidgenössische Garantie für 
Kantonsverfassungen ausgesprochen, welche die Geistlichen vom Stimm - 
und Wahlrechte ausschlössen. 1 

Gewiß waren die Kantone auch in dieser Beziehung nicht völlig 
frei. Aber die Bestimmung der Bundesverfassung, auf welche eine 
zurückgesetzte Klasse sich berufen konnte, war nicht der Artikel 42, 
sondern der Artikel 4; der Ausschluß mußte durch tatsächliche Ver- 
hältnisse begründet sein, er durfte nicht auf bloßer Willkür beruhen, 
sonst verstieß er gegen die Gleichheit vor dem Gesetze.* Ks war 
also die Frage, ob der Ausschluß der Juden vom Aktivbürgenecht 
durch die Religionsverschiedenheit gerechtfertigt erscheine oder ob er 
den Artikel 4 der Bundesverfassung verletze. 

Die Verfassung garantierte die Gewissensfreiheit nicht und setzte 
in den Artikeln 41, 44 und 48 3 die Juden unbestreitbar hinter den 
Christen zurück. Ks kam auf das Verhältnis an, in dem diese Be- 
stimmungen zum Grundsatz der Rechtsgleichheit standen. Zwei Auf- 

l U Ilmer. Staatsrechtliche Praxis der schweizerischen Bundeshehörden, 
Band 1. Zürich 1862. Nr. 33 und 35. 

s Die Verfassungen von Baselstadt und Genf schlössen den Stand der Uiensl.- 
hoten vom Stimmrecht ans; die Bundesversammlung verweigerte diesen Bestim- 
mungen die eidgenössische Gewährleistung, weil sie gegen Artikel 4 der Bundes- 
verfassung verstiegen. Hl u mer-Morel , Handbuch des schweizerischen Bundes- 
staatsrechtes. Band I, 3. Auflage (Basel 181)1.), S. 35!) f. 

3 Freiheil der Niederlassung und der Kullusübung und Gleichstellung der 
Schweizer mit den eigenen Kantonsbürgern, Alles beschränkt auf die christlichen 
Konfessionen. 
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fassungen waren möglich. Entweder schloß die Rechtsgleichheit an 
sich jede Berücksichtigung konfessioneller Unterschiede im bürger- 
lichen Leben aus. Oder die israelitische Religion bewirkte eine that- 
sächliche Verschiedenheit ihrer Bekenner von den Christen, welche, 
dem allgemeinen Grundsatze der Rechtsgleichheit unbeschadet, ihre 
Zurücksetzung in gewissen Beziehungen zu rechtfertigen vermochte. 1 
Stellte man sich auf den erstgenannten Standpunkt, so erschienen 
die Bestimmungen, worin die Verfassung eine schlechtere Behandlung 
der Juden ausdrücklich zuließ, als eine Durchlöcherung, eine teilweise 
Wiederaufhebung der Rechtsgleichheit; Artikel 4 der Bundesverfassung 
galt dann für die Israeliten soweit überhaupt nicht, als der Artikel 48 
in Betracht kam. 2 Hielt man aber eine ungleiche Behandlung von 
Christen und Nichtjuristen in gewissen Grenzen für vereinbar mit 
dem allgemeinen Prinzip des Artikels 4, dann mußte man im Aus- 
schließe der Xichtchristen von gewissen Garantien eine genauere Be- 
stimmung jenes Prinzips erblicken; die Artikel 41, 44 und 48 ent- 
hielten dann die authentische Erklärung, daß es nicht gegen die 
Rechtsgleichheit im Sinne der Bundesverfassung verstoße, wenn ein 
Kanton die Juden aus anderen Kantonen von der Niederlassung aus- 
schließe, wenn er sie in seiner Gesetzgebung schlechter behandle als 
seine eigenen christlichen oder jüdischen Angehörigen, oder wenn 
ein Kanton den Juden, die in seinem Gebiete wohnten, die Ausübung 
ihres Gottesdienstes untersage. 

Wer der erstgenannten Auffassung folgte, der mußte der Gesetz- 
gebung jedes Kantons unbedingte Freiheit gegenüber den israelitischen 
Angehörigen anderer Kantone zugestehen, soweit nicht eine spezielle 
Bundesgarantie entgegenstand; die allgemeine Garantie des Artikels 4 
bildete dann hier keine Schranke. Danach konnte ein aargauischer 
Jude gegenüber der Gesetzgebung eines andern Kantons alle Rechte 
anrufen, welche die Bundesverfassung den Schweizern ohne Unter- 
schied der Konfession gewährleistete, nur nicht die Gleichheit vor 



1 Selbstverständlich kam es nicht darauf an, oh die Zurücksetzung de lejre 
ferenda, rechlsphilosophisch und rechtspolitisch, sondern nur darauf, ob sie 
de lege lata, vor der einmal bestehenden Bundesverfassung, zu rechtfertigen 
war. Nur diese Frage ist daher hier zu untersuchen. 

* Auf diesen Artikel kam es hauptsächlich an. denn er war der allgemeinste — 
ohschon er fast zufällig in die Verfassung gekommen war — und der unbe- 
stimmteste. Die Tragweite der in Artikel 41 und 44 enthaltenen Beschränkung 
gab zu keinen Zweifeln Anlaß. 
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dem Gesetz. Ein Jude von Endingen oder Lengnau, der im Kanton 
Zürich ein politisches Verbrechen begangen hatte, durfte nicht hin- 
gerichtet werden; denn das verbot der Artikel 45 der Bundesverfas- 
sung. Wenn aber das zürcherische Strafgesetz ihn, weil er Jude war, 
mit der doppelten oder dreifachen Strafe hätte belegen wollen, so 
wäre von Bundes wegen nichts dagegen einzuwenden gewesen; ein 
christlicher Aargauer hätte, ganz abgesehen vom Artikel 48, den 
Artikel 4 der Bundesverfassung für sich anrufen können, ein aar- 
gauischer Jude aber konnte es nicht. Wo jedoch der Artikel 48 nicht 
zutraf, das heißt im Heimatkanton, da muGte nach dieser Inter- 
pretation der Artikel 4 dem Juden mit denselben Wirkungen zur 
Seite stehen wie dem Christen; denn er kam nur soweit nicht in 
Betracht, als die Bundesverfassung sich selber aufgehoben hatte. Der 
Heimatkanton konnte den Kultus der Israeliten unterdrücken, weil 
Artikel 44 ihn nicht gewährleistete ; hier war das Prinzip der Rechts^ 
gleichheit auch zu seinen Gunsten durchbrochen. Aber in allem 
Andern mußte er seine israelitischen Angehörigen den christlichen 
durchaus gleichstellen. Also hatte der Aargau seinen Juden nicht 
bloß das Aktivbürgerrecht zu verleihen, sondern auch die Nieder- 
lassungsbeschränkung, die Ehebewilligung und die ganze korporative 
Sonderstellung fallen zu lassen. 

Zu einem wesentlich verschiedenen Ergebnis, nach beiden Rich- 
tungen hin, führte die Auffassung, daß die Bechtsgleichheit für die 
Juden durch Artikel 48 nicht außer Geltung gesetzt werde, daß sie 
aber andrerseits auch nicht die unbedingte Gleichstellung von Christen 
und NichtChristen fordere. Danach durften zwar, wegen Artikel 48, 
die Gesetze anderer Kantone die aargauischen Israeliten schlechter 
behandeln als ihre eigenen, christlichen oder nichtchristlichen, Ange- 
hörigen; aber doch nicht in jeder Beziehung und nicht nach Willkür. 
Die Zurücksetzung mußte ihre Rechtfertigung in den thatsächlichen 
Verhältnissen finden, sonst konnte der Jude sich auf Artikel 4 der 
Bundesverfassung berufen. Es erschien zulässig, wenn ein Kanton 
die aargauischen Israeliten vom Grundbesitz ausschloß oder für die 
Gültigkeit von Schuldscheinen, die seine Angehörigen zu Gunsten 
von Juden ausstellten, besondere Formen vorschrieb 1 Ein Gesetz 
aber, das in mittelalterlicher Weise die gültig entstandenen Darlehens- 
forderungen der Juden nachträglich aufgehoben hätte, wäre nach 



1 Vgl. Ullmer a. a. O. Band 1 Nr. 218. 
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Artikel 4 der Bundesverfassung unstatthaft gewesen. Schwerere Straf- 
androhungen für Wucher oder Hehlerei hätten sich vielleicht recht- 
fertigen lassen, nicht aber solche für Raub oder Totschlag. 1 Da 
nach dieser Auffassung der Artikel 4 für die Juden nicht dieselbe 
Tragweite hatte wie für Christen, so konnte auch dem Aargau das 
Recht nicht abgesprochen werden, sie in gewissen Beziehungen zurück- 
zusetzen. Aber jede einzelne Beschränkung mußte die Prüfung vor 
dem Artikel 4 aushalten, wobei nicht ausgeschlossen war, daß die 
Anforderungen des Bundes dem Heimatkanton gegenüber weiter gingen 
als gegenüber andern Kantonen. 

Die besseren Gründe sprachen für die zweite Art der Auslegung. 
Sie befreite die Bundesverfassung von dem Vorwurf eines Wider- 
spruchs. Sie wurde unterstützt durch die Entstehungsgeschichte; als 
in der Tagsatzung der Antrag gestellt war, den ersten Satz des Ar- 
tikels 4 zu streichen, weil er für die Juden nicht zutreffe, bemerkte 
ein anderer Gesandter, es handle sich da bloß um ein allgemeines 
Prinzip, das eine besondere Behandlung der Juden in einzelnen Be- 
ziehungen nicht ausschließe; die Mehrheit der Tagsatzung trat dieser 
Auffassung bei/ Die Bundesbehörden haben auch selber wiederholt 
anerkannt, daß eine absolute Rechtsgleichheit nicht möglich sei; sie 
setze die Gleichheit der faktischen Verhältnisse voraus, derznfolge 
eine ganze Klasse von Personen unter dasselbe Gesetz falle; Artikel 4 
enthalte bloß eine generelle Vorschrift, die in den speziellen Ver- 
fassungsbestimmungen ihre nähere Präzisierung gefunden habe. Der 
Bundesrat, berief sich für diese Anschauung gerade auch darauf, daß 
der Artikel 41 das Recht der freien Niederlassung nur den christ- 
lichen Schweizern zusichere, die landesangehörigen Israeliten aber 
davon ausschließe. 8 Endlich legte die Ansicht, der Artikel 48 hebe 
für die Juden den Artikel 4 teilweise auf, in jene Bestimmung etwas 
hinein, was gar nicht darin stand. Artikel 48 sagte durchaus nicht, 
daß die Rechtsgleichheit, die der Artikel 4 für alle Schweizer aus- 
sprach, jetzt für einen Teil derselben in bestimmten Beziehungen 



1 Das Recht der Kantone zu besonderer Behandlung der Juden brauchte 
nicht auf das Gebiet des Privatrechts beschränkt zu werden, wie es durch die 
bundesrätliche Auslegung geschah. 

a Vgl. oben S. 233 f. 

"Ullmer a. a. 0.. Band 1 -Nr. 6, 7. Vgl. auch die prinzipielle Krörlerunif 
des Begriffs der Rechtsgleichheit in den Entscheidungen des schweizerischen 
Bundesgerichts aus dein Jahn 1 1880, S. 172 ff. 
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außer Kraft gesetzt werde. Vielmehr stellte er eine weitere Garantie 
auf und beschränkte sie auf die christlichen Schweizer. Hätte die 
Pflicht der Kantone, alle Schweizer ihren eigenen Bürgern gleichzu- 
stellen, sich schon aus der Gleichheit vor dem Gesetze ergeben, so 
wäre der Artikel 48 überflüssig gewesen; man stellte ihn gerade 
deshalb auf, weil sein Inhalt sich aus dem Grundsatze der Rechts- 
gleichheit nach damaliger Auffassung noch nicht ableiten ließ. 1 Kr 
enthielt daher keineswegs einen teilweisen Widerruf des Artikels 4, 
sondern bewies im Zusammenhang mit den Artikeln 41 und 44 nur, 
daß die Gleichheit der Christen und NichtChristen im Sinne der 
Bundesverfassung keine unbedingte sei. 

War dieser Standpunkt der richtige, so ging die Forderung gänz- 
licher Emanzipation der Juden, welche der Bundesrat an den Aargau 
stellte, jedenfalls zu weit. Die einzelnen bestehenden Zurücksetzungen 

1 Heute wird man allerdings geneigt sein, die Gleichstellung aller Schweizer 
mit den eigenen Kantonsbürgorn unniittelhar aus der Gleichheil aller Schweizer 
vor dem Gesetze abzuleiten und den Art. (»0 der heutigen Bundesverfassung, der 
dem alten Art. 48 entspricht, für überflüssig zu erklären. Sein Inhalt ist uns 
in einem halben Jahrhundert so sehr in Fleisch und Blut übergegangen, daß jeder 
Verstoß gegen ihn als reine Willkür und also zugleich als Verletzung des Art, 4 
erscheint. Aber 1848 war das noch anders; die Gleichheit vor dem Gesetze er- 
schien mehr nur als positiver Ausdruck für das Verbot der Unterlanenverhält- 
nisse, Standesvorrechte und politischen Privilegien, das schon in der .Mediations- 
akte und, wenn auch nur in beschränktem Matte, im Bundesvertrag von 1815 
enthalten gewesen war. Der Art. 48 dagegen bedeutete die YVeiterführung und 
Ausdehnung eines Grundsatzes, der sich bisher nur auf dem Konkordatswege für 
einzelne Rechtsgebiete Geltung verschafft hatte und auch da noch nicht von allen 
Kantonen anerkannt war. Seine Formulierung in einem besnndern Artikel allein 
schon zeigt, daß er der Tagsalzung im Grundsatz der Rechtsgleichheit nicht ein- 
geschlossen schien. In den Verhandlungen war sogar ausgesprochen worden, man 
beabsichtige keineswegs, die Gleichstellung aller Schweizer mit den eigenen An- 
gehörigen den Kantonen im ganzen Gebiete des Zivilrechts, z. B. auch im Erbrecht, 
vorzuschreiben. (Abschied von 1817, \. Teil, S. 1>>). Diese einschränkende 
Auslegung fand freilich in der Formulierung des Art. 18 keinen Anhalt und 
wurde in der Praxis der Bundesbehörden daher mit Kerbt zurückgewiesen. Aber 
sie zeigt doch, daß man sogar recht weitgehende Zurücksetzungen kantonsfremder 
Schweizer im Jahre 1818 noch mit der Rechtsgleichheit vereinen zu können glaubte, 
und daß der Art. 4« also keineswegs eine bloße Anwendung des Art. 4 bedeutete, 
sondern eine neue, selbständige Garantie. Vgl. Blumer. Handbuch des Schweiz. 
Bundesstaatsrechtes. 1. Auflage, Bd. 1, Schaffhausen 18l»3, S. 217 ff., insbesondere 
S. 220: die entgegengesetzte moderne Anschauung in der 3. Auflage (von Morel, 
181)1) S. 367, und bei Eugen Curti, Das Prinzip der Gleichheit vor dem Gesetze. 
St. Gallen 1888. S. 117 f. 
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mußten dann, jede für sich, auf ihre bundesrechtliche Zulässigkeit 
geprüft werden. Es hätte sich schwerlich etwas gegen die privat- 
rechtlichen Beschränkungen des Judengesetzes von 1809 einwenden 
lassen, wenn sie noch in Geltung gewesen wären. 1 Denn da die 
Bundesverfassung den andern Kantonen zweifellos das Recht ließ, 
derartige Bestimmungen aufzustellen, konnten sie auch im Aargau 
nicht für rein willkürlich angesehen werden; sie hatten hier wie 
dort den gleichen Zweck: Schutz der christlichen Bevölkerung vor 
Übervorteilung durch die geschäftsgewandteren Israeliten. Auch gegen 
das Erfordernis der Ehebewilligung war nicht viel zu sagen. Eher 
wohl hätte die Niederlassungsbeschränkung sich anfechten lassen; 
es bestand kaum mehr ein rechtfertigender Grund, die Juden in zwei 
Dörfer einzuschließen und ihnen den auswärtigen Aufenthalt nur unter 
erschwerenden Bedingungen zu gestatten; man hinderte ja dadurch 
nicht ihren Verkehr mit der auswärtigen Bevölkerung, sondern er- 
schwerte ihnen bloß das Fortkommen. 2 Dagegen war nicht gesagt, 
daß in allen bürgerlichen Rechten, nur den privatrechtlichen Verkehr 
ausgenommen, die Israeliten den Christen gleichgestellt werden 
mußten; um so weniger, als die eidgenössischen Behörden selber 
schon ausgesprochen hatten, die Bundesverfassung verlange nicht ein- 
mal die völlige Gleichstellung der christlichen Konfessionen. 9 Unter 
solchen Umständen durfte dem Aargau kaum vorgeworfen werden, 
er setze sich in Widerspruch zum Artikel 4 der Bundesverfassung, 
weil er das höchste und letzte unter den bürgerlichen Rechten, das 
Aktivbürgerrecht, nur den Bekennern der herrschenden Religion zuer- 
kannte; von diesem Rechte waren ja allenthalben ganze Klassen von 
Personen ausgeschlossen, für die in allen andern Beziehungen die 
Gleichheit vor dem Gesetze ohne Ausnahme galt; wie bereits erwähnt, 
war sogar der Ausschluß der Geistlichen vom Stimm- und Wahlrecht 
zugelassen worden. 1 

Die Bundesbehörden haben anders entschieden. Sie fanden in 
den Artikeln 41 und 48 nicht eine genauere Bestimmung des Grund- 
satzes der Rechtsgleichheit, sondern seine teilweise Aufhebung. Der 

'Sie waren am 1. Februar 185<j auLler Kraft getreten. Vgl. oben S. öS f. 

* Die Regierung selber batte angenommen, die Niederlassungsbcschränkung 
sei mit der Bundesverfassung nicht zu vereinen, oder müsse doch ihretwegen 
möglichst weilherzig gehamihabt werden. Vgl. oben S. 64 f. 

»Bundesblatt von 1850, Band 1, S. 261 ff., insbesondere S. 272 f. 

4 Vgl. oben S. 245 zu S. 1. 
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bundesrätliche Bericht bemerkte, es sei ein Widerspruch in der Ver- 
fassung; nach Artikel 4 seien alle Schweizer vor dem Gesetze gleich; 
offenbar werde aber diese allgemeine und unbedingte Gleichheit durch 
Artikel 48 für die Israeliten beschränkt. 1 Zustimmend führte die 
nationalrätliche Kommission aus, die Juden seien gleich den übrigen 
Schweizerbürgern zu behandeln, soweit die Bundesverfassung nicht 
Ausnahmen gestatte; dies geschehe in Artikel 41 bezüglich der Nieder- 
lassung und in Artikel 48 für das ganze Gebiet des kantonaleu Ge- 
setzgebungsrechts, weshalb die rechtliche Stellung der schweizerischen 
Juden immerhin möglicherweise äußerst bloßgestellt sei; die Kantone 
könnten nach Artikel 48 für die Juden in der Gesetzgebung und im 
gerichtlichen Verfahren andere Vorschriften erlassen als für die christ- 
lichen Kantons- und Schweizerbürger, nur nicht soweit, daß die Vor- 
schriften der Bundesverfassung dadurch eingebrochen und geschmälert 
würden. 2 

Wenn der Bundesbeschluß sich theoretisch anfechten ließ, so 
führte er dafür praktisch zu einem einfachen Ergebnis. Die bestehen- 
den Kantonalgesetzgebungen enthielten nichts, was als reine Willkür 
erschien ; man konnte sie also bestehen lassen, soweit sie nicht gegen 
den Artikel 29 verstießen oder die niedergelassenen Israeliten vom 
Aktivbürgerrecht ausschlössen: daß ein Kanton seine Gesetzgebung 
zu Ungunsten der Juden abändere und dabei über das zulässige Maß 
hinausgehe, war nicht zu befürchten. Dem Aargau gegenüber konnten 
die Bundesbehörden sich die Prüfung seiner einzelnen Sonderbestim- 
nmngen ersparen, wenn sie von ihm die Gleichstellung der Juden 
mit den Christen schlechthin verlangten, wie die Konsequenz ihres 
einmal eingenommenen Standpunkts es mit sich brachte. Es scheint 
zwar, daß diese Konsequenz ihnen nicht von Anfang an klar gewesen 
ist. Der bundesrätlirhe Bericht sagte nichts davon, daß der Aargau 
«lie Emanzipation vollständig durchzuführen habe. Er nahm vielmehr 
an, daß aus den Artikeln 41 und 48 auch für den Heimatkantonsich 
das Recht ergebe, eine Sondergesetzgebung beizubehalten. Deshalb 
forderte er das Aktivbürgerrecht für die Juden gestützt auf Ar- 
tikel 42, ohne den Artikel 4 zu erwähnen. Auch der Bundesbe- 
schluß sprach nicht von einer völligen Gleichstellung; er verpflichtete 

•Bundcsblatt von 1856, Band I, S. 269. In Wahrheit war nicht die 
Verfaüsunjr im Widerspruch mit sich seiher, sondern der Bundesrat. Man ver- 
gleiche seine Äußerung mit der oben, S. 248 zu N. erwähnten. 

»Bundesblatt von 1856, Band 2, S. 122 f. 
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den Heimatkanton unmittelbar nur zur Einräumung der politischen 
Rechte. Doch beschränkte er in seiner ersten Erwägung die Trag- 
weite des Artikels 48 zutreffend auf die Gesetzgebung über kantons- 
freinde Israeliten. Das Kreisschreiben des Bundesrats vom 1. Oktober 
zog dann hieraus die logische Folgerung, daß der Aargau seine Juden 
den Christen in jeder Hinsicht gleichstellen müsse, mit alleiniger 
Ausnahme des Kultuswesens. 1 

£ 37. Die Vollziehung des BundesbeschluMses. 

In dem eben genannten Kreisschreiben forderte der Bundesrat 
die Kantone auf, ihre Gesetzgebung beförderlich zu revidieren, sofern 
sie mit dem Bundesbeschluß im Widerspruch stehe, die in Artikel 29 
und 42 der Bundesverfassung garantierten Rechte aber den schwei- 
zerischen Israeliten ohne weiteres zukommen zu lassen. Die aar- 
gauische Regierung überwies den Beschluß ihrem Justizdepartement 
zur Berücksichtigung in der Gesetzesvorlage, deren Bearbeitung sie 
ihm einige Monate früher neuerdings aufgetragen hatte. 2 

Die Gesetzesrevision zog sich noch jahrelang hin; die Verleihung 
der politischen Rechte in kantonalen und eidgenössischen Angelegen- 
heiten durfte aber nach dem Kreisschreiben nicht aufgeschoben wer- 
den. Die Regierung kam der bundesrätlichen Weisung nach, indem 
sie in der Verordnung für die Nationalratswahlen im Herbst 1857 
vorschrieb, daß auch die aargauischen und schweizerischen Israeliten 
ins Stimmiegister ihrer Wohngemeinde einzutragen seien und unter 
denselben gesetzlichen Bedingungen wie die christlichen Schweizer 
an der Wahl teilzunehmen hätten. Die Judenschaften wurden dabei 
nicht als selbständige Gemeinden mit eigenen Stimmregistein be- 
handelt, sondern den christlichen Gemeinden als Einsassen zugeteilt; 
die Vorsteher hatten den Gemeinderäten ein Verzeichnis der stimm- 
fähigen Korporationsgenossen zu übergeben. 3 Das gleiche Verfahren* 
winde bei der Wahl der eidgenössischen Geschwornen vom selben 



1 Ob diese Krkcnnlnis in den Räten schon zum Dnrchhruch gekommen ist. 
oder oh der Bundesrat sie bloK aus der ersten Knvägung des Beschlusses her- 
leitete, ist aus dein Bundeshlatle nicht zu ersehen. Die nationalrätliche Kommission 
stand noch auf dem Standpunkte des Bundesrates. 

2 Hier und, soweit keine andere Quelle angegeben wird, auch für das Fol- 
gende ist das zweite Faszikel der Einanzi|mtionsakten zu vergleichen. 

3 Verordnung vom 28. Ilerbstinonat 1857. g -i. abgedruckt im aargauischen 
(leset zblatt von 18:77. S. Md. 
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Jahre eingehalten, doch erwähnte die Wahl Verordnung die Israeliten 
schon nicht mehr besonders. 1 

Zur Ausübung der politischen Rechte in kantonalen Angelegen- 
heiten gelangten die Juden im Jahr 1858 bei der ersten Bestellung 
des kantonalen Geschwornengerichts. Diese Wahlen waren in den 
Gemeinden zu treffen; die Verordnung dafür enthielt die Vorschrift: 
r Die stimmfähigen israelitischen Einwohner in Lengnau und Ober- 
endingen bilden für die bevorstehenden Geschroornenwahlen unter 
Vorsitz ihrer ersten Vorsteher zwei besondere Wahlversammlungen, 
icelche sich in allen Teilen nach den für die christlichen Einwohner- 
genieinden und Gemeinderäte geltenden Vorschriften zu benelimen 
haben. 11 2 Das jetzige Verfahren stand im Widerspruch mit dem bei 
den eidgenössischen Wahlen eingeschlagenen; entweder waren die 
Judenkorporationen selbständige Einwohnergemeinden, dann mußten 
sie auch in eidgenössischen Angelegenheiten als solche anerkannt 
werden und auch für diese ihre eigenen Stimmregister führen; oder 
die Juden waren Einsassen in den politischen Gemeinden Lengnau 
und Oberendingen, dann gehörten sie auch in kantonalen Dingen auf 
deren Stimmregister. Der 1857 aufgestellte Grundsatz, der mit der 
Praxis in andern Beziehungen 8 durchaus im Einklang war, ist für 
kantonale Wahlen verlassen worden, weil die Zuziehung der Juden 
zu den Einwohnergemeindeversammlungen von Endingen und Lengnau 
zu gewagt erschien. Schon die bloße Eintragung in die Stimmregister 
für die Nationalratswahlen hatte den Unwillen der christlichen Be- 
völkerung erregt, obwohl hier die Wahl in den eidgenössischen Kreisen 
stattfand und die Juden daher eine verschwindende Minderheit bil- 
deten;* jetzt, wo Wahlen in der Gemeinde zu treffen waren, hätten 
sie einen starken Bruchteil, in Oberendingen vielleicht die Mehrheit 
der Versammlung ausgemacht. — Nach der Verordnung hatten die 
Judenschaften, gleich den christlichen Gemeinden, eine ihrer Bevöl- 
kerung entsprechende Zahl von Geschwornen zu wählen, in Endingen 
drei, in Lengnau zwei. Die Wahl fiel natürlich auf Korporations- 



1 RP vom 30. November 1857, Ziffer 2870; Akten KA Nr. 1, eidgenössische 
Uesen worncnwablen von 1857 bis 1869. Die Wahl Verordnung fehlt im Gesetz- 
blatt; sie wurde erlassen am 9. Weinmonat 1857. 

■ Verordnung zur Vornahme der Geschwornenwahlen für den Kanton Aargau. 
vom 9. Brachmonat 1858. 8 1 AI. 2, abgedruckt in der Gesetzessammlung. 

» Vgl. oben S. 213. 

* RP vom 4. November 1857, Ziffer 2t>89. 
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genossen, es sind also bei diesem Anlaß zum erstenmal Juden in 
eine staatliche Behörde gewählt worden. 1 — In gleicher Weise haben 
die israelitischen Gemeinden im Februar 1862 über die Frage der 
kantonalen Yerfassungsrevision abgestimmt; die Verordnung erwähnte 
sie nicht mehr besonders, ihr Stimmrecht wurde jetzt direkt aus der 
Verfassung abgeleitet. 2 

Soweit war der Bundesbeschluß vollzogen; dagegen wurde die Teil- 
nahme an den (iroßratswahlen im Jahre 1HGO den Juden versagt, weil 
diese Wahlen in den kantonalen Kreisversammlungen stattfanden und 
das Kreiseinteilungsgesetz vom G. Mai 1840 die Gemeinden aufzählte, 
welche die Kreise bildeten, darunter aber natürlich die Judenkor- 
porationen nicht erwähnte. Die Regierung hielt eine Gesetzesänderung 
für notwendig, um den Israeliten, die in den beiden Gemeinden 
wohnten, diese Versammlungen zugänglich zu machen. 3 Dagegen 
konnten Juden, die auswärts niedergelassen waren, am Wohnorte an 
der Wahl teilnehmen. 

Das Stimmrecht in Gemeindeangelegenheiten wurde vom Rundes- 
beschluß nicht unmittelbar gefordert. Doch bestand nach der aar- 
gauischen Verfassung kein Grund, der den Ausschluß der Juden von 
den Einwohnergemeindeversammlungen ihres Wohnorts rechtfertigen 
konnte, nachdem ihnen einmal das Aktivbürgerrecht hatte zuerkannt 
werden müssen. Dennoch wurde ein Zulassungsgesuch der Israeliten 
in Raden von der Regierung abgewiesen, aber nur deshalb, weil der 
Erlaß des neuen Gesetzes über die Juden Verhältnisse unmittelbar 
bevorstehe. 4 

§ 38. Das Gesetz vom 15. Mai 1862. 5 

I. Erlass des Gesetzes. Den Forderungen, welche der Bundes- 
beschluß unmittelbar gestellt hatte, war zum größten Teil Genüge 
geschehen ; es bedurfte nur noch der Abänderung des Kreiseinteilungs- 

1 Akten J ». 2, Geschwornemvablen 1858 bis 1860; darin die Wahlproto- 
kolle der beiden Judengemeinden. 

2 Akten JA .Nr. 1, Verfassungsrevision 1861 bis 1864. 

3 Akten JA vom 23. Februar 1860. — Das bundesrätliche KreisschreüVn 
verlangte die Gewährung dieser Rechte ohne weiteres, ohne vorherige Gesetav«- 
ander ung. Ein Rekurs der Juden an die Bundesbehörden wäre daher jedenfalls 
von Erfolg gewesen. 

* Akten JA vom 25. August 1860. 

6 Auch liier bildet das zweite Faszikel der Einanzipationsakten die Haupt- 
quelle, die daher nicht besonders angerufen wird. 
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gesetzes, um ihnen bis auf den letzten Rest nachzukommen. Aber 
der Bundesrat hatte mehr verlangt; und auch vom Standpunkt der 
aargauischen Verfassung aus konnte man bei der Erteilung des Stimm- 
und Wahlrechts in kantonalen und eidgenössischen Angelegenheiten 
nicht stehen bleiben. Nachdem den Juden der vornehmste Bestand- 
teil des Kantonsbürgerrechts verliehen war, bestand kein Grund mehr, 
ihnen die minder wichtigen zu versagen, zumal da Niederlassungs- 
beschränkung und Ehebewilligung keine praktische Bedeutung mehr 
besaßen. Die Zurücksetzung der Juden beruhte darauf, -laß ihnen 
das Ortsbürgerrecht fehlte; ein Kantonsbürgerrecht ohne Ortsbürger- 
recht war aber ein Widerspruch gegen die Verfassung. Da man 
ihnen das Eine gewähren mußte, forderte die Konsequenz, daß man 
ihnen auch das Andere erteile. 

Dabei konnte man sich vor allein fragen, ob nicht die jüdischen 
Gemeinden als solche aufgelöst und die einzelnen Familien unter 
sämtliche Gemeinden des Kantons als Ortsbürger verteilt werden 
sollten. Das wäre die gründlichste Beseitigung der jüdischen Sonder- 
stellung gewesen Eine Gemeinde von lauter Israeliten war doch 
noch immer etwas Außerordentliches. Als Schul- und Kultusgenossen- 
schaften hätten die bisherigen Judengemeinden gleichwohl fortbestehen 
können. Eine solche Lösung ist gelegentlich von den christlichen 
Bewohnern Endingens und Lengnaus angeregt, von den Behörden 
aber nie ernstlich in Betracht gezogen worden; sie wäre bei allen 
andern Gemeinden des Kantons und bei der Judenschaft selber auf 
heftigen Widerstand gestoßen und auch sonst schwer durchzuführen 
gewesen, schon weil eine Ausscheidung von Korporationsgut und 
Kultusvermögen hätte stattfinden müssen. 

Die jüdischen Gemeinden sollten also fortbestehen und zu Orts- 
bürgerschaften erhoben werden, woraus alles Weitere für die per- 
sönliche Stellung ihrer Angehörigen sich nach dem kantonalen Staats- 
recht von selber ergab. Eine Schwierigkeit bot einzig die Stellung der 
Israeliten in den christlichen Gemeinden Oberendingen und Lengnau. 
Der Vorschlag der Direktion des Innern von 1856 1 hatte den ein- 
fachsten Ausweg gewählt, indem er die jüdischen Ortsbürgerschaften 
den politischen Gemeinden Oberendingen und Lengnau zuteilte, die 
dann je zwei Ortsbürgergemeinden umfaßt hätten, was auch in manchen 
rein christlichen Gemeinden vorkam und vom Gesetze ausdrücklich 



1 Vgl. oben S. 230. 
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vorgesehen war. 1 Da die Autlösung der Judengemeinden außer Be- 
tracht fiel, wäre dies die denkbar vollständigste Gleichstellung gewesen; 
später, im Jahre 1877, hat man denn auch zu dieser Lösung ge- 
griffen. Jetzt aber hielt der Direktor des Innern sie für unannehmbar, 
weil in Endingen die Juden zahlreicher seien als die Christen, so 
daß eine israelitische Gemeindemehrheit entstünde. 2 Der neue Ent- 
wurf, den er im Februar 1860 der Regierung vorlegte, bildete daher 
selbständige israelitische Einwohnergemeinden, denen aber die Be- 
sorgung der örtlichen Polizei und dessen was damit zusammenhing 
(Hetreibungs-, Fertigungs- und Hypothekarwesen) entzogen blieb, 
weshalb sie wie bisher den christlichen Gemeinden nach Verhältnis 
ihres Steuerkapitals einen jährlichen Reitrag zahlen sollten. 

Die Regierung nahm den Entwurf ohne wesentliche Änderungen 
an und sandte ihn an den Großen Rat mit einem Begleitschreiben 
vom 2. November 1860, worin sie darlegte, daß die Juden wegen 
ihres nicht mehr bestreitbaren Kantonsbürgerrechts auch das Orts- 
bürgerrecht anzusprechen befugt seien, da die Staatsverfassung keinen 
Unterschied zwischen Kantonsbürgern verschiedener Konfessionen 
kenne, sondern allen die gleichen Rechte gewähre. Der Bericht wies 
sodann darauf hin, daß mit der Zuerkennung des Ortsbürgerrechts 
die Beschränkungen der Niederlassung und der Ehefreiheit von selber 
dahintielen, und daß gegen nachteilige Folgerungen zu Gunsten fremder 
Juden die Bundesverfassung den Kanton durch die Artikel 41 und 48 
schütze. 

Die Großratskommission fand es unzulässig, die Juden zu Bei- 
trägen an die christlichen Gemeinden zu verpflichten und ihnen doch 
das Stimmrecht in diesen Geineinden vorzuenthalten, da sie dadurch 
gleichsam zu rechtlosen Einsassen der christlichen Gemeinden gemacht 
würden, was weder vor der Bundes- noch vor der Kantonsverfassung 
zu rechtfertigen sei. Die Kommission arbeitete selber einen Entwurf 
aus, der den Judenschaften den Charakter von Ortsbürger- und Kirch- 



1 Gesetz über die Organisation der Geineinden, vom 26. Wintermonat 1^41, 
§ 1: Eine oder mehrere Ortnbürgernchaften bilden einen Gemeindebezirk. 

* Dies war ein Irrtum. Das Bezirksamt stellte nachher fest, dali auch in 
Oberendingen die stimmberechtigten Christen ein beträchtliches Übergewicht hatte«. 
(204 Christen gegen 150 Israeliten in politischen Angelegenheiten, 195 Christen 
gegen 133 Israeliten in Sachen der Gemeindeverwaltung. Für diese wurde die 
Volljährigkeit, d. h. 24 Jahre, gefordert, für jene genügten 22 Jahre. In Lenjrnau 
war das Verhältnis 240 gegen 122 bezw. 219 gegen 114.) 
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gemeinden, nicht aber von Einwohnergemeinden verlieh, sondern sie 
den bestehenden politischen Gemeinden zuteilte ; doch wurde bestimmt, 
daß die Mehrheit des Gemeinderats, mit Einschluß des Ammanns, 
dem christlichen Glaubensbekenntnis angehören müsse; ferner wurde 
für die ortsbürgerliche Verwaltung der israelitischen Gemeinden eine 
besondere Vorsteherschaft beibehalten. 

Der Vorschlag wurde der Regierung zur Begutachtung über- 
wiesen Diese suchte den verfassungsrechtlichen Bedenken der Koni- 
mission abzuhelfen, ohne die Trennung der christlichen und israelitischen 
Einwohnerschaften preiszugeben; sie kam auf den unglücklichen Ge- 
danken, für die Juden in jedem der beiden Dörfer einen eigenen 
Gemeindebann ausscheiden zu lassen. Sie fragte die beteiligten Ge- 
meinden an, und die Juden waren damit einverstanden, nicht aber 
die Christen. Als ein Abgesandter der Baudirektion nach Ober- 
endingen kam, um für das Teilungsprojekt die nötigen Vermessungen 
vorzunehmen, entstand ein wahrer Aufruhr in der Gemeinde, sodaß 
ein Polizeiposten von vier Mann in den Ort gelegt werden mußte. 
Die Ortsbürgergemeinde beantwortete die Anfrage der Regierung mit 
dem einstimmigen Beschlüsse, von ihrem Gemeindebann, den sie von 
ihren Vorfahren als ein unantastbares Eigentum für sich und ihre 
Nachkommen ererbt habe, nicht einen Schuh breit Landes zu ver- 
geben und dafür mit dem letzten Tropfen Herzbluts aller Ortsbürger 
und ihrer Weiber und Kinder einzustehen. Dasselbe beschloß, nur 
mit nicht ganz so großen Worten, die christliche Gemeinde Lengnau. 
Auch das Bezirksamt riet ab und bemerkte mit Recht, ein selb- 
ständiges jüdisches Gemeindewesen müßte durch den Wegzug der 
hablichen Israeliten bald leistungsunfähig werden. 

Der Regierungsrat nahm nun seinen ursprünglichen Entwurf 
wieder auf, die Kommission hielt an dem ihrigen fest, der Große 
Rat entschied für die Regierung: er nahm in der ersten Beratung 
an ihrem Vorschlag einige redaktionelle Verbesserungen vor und fügte 
zur Beschwichtigung den Zusatz bei, daß die Rechte der christlichen 
Gemeinden Oberendingen und Lengnau durch die Neuorganisation 
der Judenschaften keine Änderung erleiden sollten; eine inhaltliche 
Neuerung war das nicht. Die zweite Beratung fand am 15. Mai 1862 
statt. 1 Regierung und Kommission empfahlen das Ergebnis der ersten 



1 Die Verhandlung wurde stenographisch aufgenommen und als Broschüre 
gedruckt (die Judenfrage vor dem h. Gruiten Kaie des Kantons Aargau. Auffassung 

Haller, Dissertation. 17 
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Beratung zu unveränderter Annahme. Ein Antrag auf Ablehnung 
wurde nicht gestellt, wohl aber vom Gemeindeammann von Ober- 
endingen, der Mitglied des Großen Rates war, Verschiebung auf 
unbestimmte Zeit verlangt, damit die Angelegenheit zugleich mit der 
schwebenden Verfassungsrevision behandelt werden könne. Die An- 
nahme dieses Antrags hätte thatsächlich so viel wie eine Ablehnung 
bedeutet; 1 bei der Abstimmung erhob sich für ihn der Antragsteller 
allein. Ks wurde in das Gesetz hierauf noch die von Fürsprech 
Haberstich und Fürsprech Baldinger vorgeschlagene Bestimmung auf- 
genommen, daß es der freien Entschließung der aargauischen Ge- 
meinden anheimgestellt bleibe, Juden als Ortsbürger aufzunehmen. 1 
und endlich der Entwurf mit hundertdreizehn gegen zwei Stimmen 
angenommen. 

Auf Antrag seiner Kommission lud der Große Rat die Regierung 
gleichzeitig ein, die indirekten Folgen des Gesetzes gegenüber den 
beiden christlichen Gemeinden zu überwachen und, falls sich Übel- 
stände zeigen sollten, Maßregeln zur Abhülfe vorzuschlagen. Die 
Gemeinden befürchteten nämlich als Folge der Niederlassungsfreiheit 
einen Massenwegzug der Juden und damit die Entwertung der Wohn- 
häuser. Ferner wurde auf den Vorschlag Weltis die Regierung auf- 
gefordert zu untersuchen, ob nicht den christlichen Gemeinden Lengnau 
und Oberendingen eine staatliche Entschädigung dafür gebühre, daß 
die Juden ihnen belassen und nicht nach bundesrechtlichen Vor- 
schriften als frühere ewige Einsassen im ganzen Kanton verteilt und 
eingebürgert würden. 3 

Die Regierung fand keinen Grund zu einer solchen Entschädigung, 
weil das Verhältnis der Juden zu den Christengemeinden nicht vei 



der Diskussion von C. Preinfalk. Stenograph : Aarau 1862.) Doch ist Einzelnes 
ungenau, weshalb die Regierung von der beabsichtigten offiziellen Verbreitung 
der Broschüre absah. Insbesondere ist die Rede Weltis durchaus entstellt wieder- 
gegeben, wie der Staatsschreiber in einer Anfrage an die Regierung wegen der 
Publikation bemerkte. 

1 Die Verfassungsrevision war ohnehin dem Scheitern schon nahe genii},'. 
und wenn man noch die Judenfrage mit ihr verband, konnte man mit Sicherheit 
darauf rechnen, daß das Volk die Vorlage verwerfe. 

* Einem christlichen Kantonsbürger konnte nach Gesetz die Aufnahme nicht 
verweigert werden, wenn er die Einkaufsumme zahlte. 

•Die Rede Weltis ist, nach Preinfalk, neu abgedruckt in: Emil Welti im 
Aargau, von Dr. J. Hunziker (in Argovia, 28. Band, Aarau 1900), S. 31 1. 
Doch ist das oben ia der Note zu S. 257 Bemerkte zu beachten. 
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ändert wurde ; 1 den verlangten Bericht über die Frage erstattete sie 
nicht, weil diese durch die folgenden Ereignisse ihre Bedeutung 
verlor. Dagegen erteilte sie dem Bezirksamt Auftrag, die Bodenweit- 
verhältnisse zu beobachten. Da der befürchtete Massenwegzug nicht 
eintrat, sondern die Judengemeinden sich zwar stetig aber doch nur 
langsam verkleinerten, war auch hier kein Anlaß zu staatlichem Ein- 
greifen. 

2. Inhalt des Gesetzes. Das Gesetz über die Organisation 
der israelitischen Gemeinden des Kantons, vom 15. Mai 1862,* 
wurde vom Regierungsrat durch Verordnung vom 2. Brachmonat des- 
selben Jahres auf den 1. Heumonat in Vollziehung gesetzt. Es erhob 
die israelitischen Korporationen zu Ortsbürgergemeinden. Dadurch 
wurden ihre Angehörigen zu Kantons bürgern und als solche den 
christlichen Aargauern in den politischen Rechten, der Niederlassung 
und Eheschließung gleichgestellt. Nur in einer Beziehung blieb kraft 
ausdrücklicher Bestimmung eine Ausnahme: die christlichen Orts- 
bürgergemeinden waren nicht verpflichtet, einem Juden den Einkauf 
in ihr Bürgerrecht zu gestatten. Das Organisationsgesetz von 1824 
wurde aufgehoben und die allgemeinen gesetzlichen Vorschriften über 
die Ortsbürgerschaften auf die Judengemeinden ausgedehnt. Dagegen 
verblieben sie als Einwohnergemeinden in einer Sonderstellung, woraus 
sich für ihre Angehörigen, soweit sie in Oberendingen und Lengnau 
wohnten, die Eigentümlichkeit ergab, daß sie wohl Bewohner dieser 
christlichen Gemeinden, nicht aber deren Einwohner im Sinne des 
Gesetzes waren. 

Das Gesetz sprach zwar nur die Erhebung der beiden Juden- 
schaften zu Ortsbürgergemeinden aus, und der Referent der Großrats- 
kommission, Fürsprech Strähl, hatte die von der Opposition erhobene 
Behauptung für unrichtig erklärt, daß künftighin zwei Gemeinden und 
zwei Gemeinderäte in einem und demselben Gemeindebezirke be- 
stehen sollten; es gab nach seiner Ansicht fortan bloß zwei Orts- 
bürgerschaften in einer Zivilgemeinde, wie das auch in rein christ- 



1 Auch VVelti war wohl weniger von rechtlichen als von politischen Er- 
wägungen und von Billigkeitsrücksichten ausgegangen. Er mochte hoffen, durch 
den Zuspruch einer Entschädigung an die beiden Gemeinden die drohende juden- 
feindliche Bewegung zurückhalten zu können. 

* Es ist vollständig abgedruckt in der Zeitschrift für schweizerisches 
Recht, Band 11, 3. Abteilung, S. 104 ff. 
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liehen Gemeinden vorkam. 1 Diese Auffassung stand aber im Widerspruch 
zu den einzelnen Bestimmungen des Gesetzes. Danach wurden die 
israelitischen Gemeinden Oberendingen und Lengnau gebildet von 
den Juden, die im Bezirke der christlichen Gemeinden gleichen Namens 
wohnten, also von den jüdischen Einwohnern, nicht bloß von den 
Ortsbürgern. Stimmberechtigt waren die sämtlichen im Gemeinde- 
gebiet wohnenden schweizerischen Israeliten, unter Voraussetzung der 
sonstigen gesetzlichen Eigenschaften; Angehörige der einen Gemeinde, 
die in der andern wohnten, hatten allerdings die Wahl, ihr Stimm- 
recht am Wohnort oder in der Heimat auszuüben, aber das galt 
ebenso für die in rein christlichen Gemeinden niedergelassenen aar- 
gauischen Israeliten und überhaupt für alle Kantonsbürger, die außer- 
halb ihres Heimatorts in einer aargauischen Gemeinde wohnten. 
Weiter bestimmte das Gesetz, daß die nicht ortsbürgerlichen Ein- 
wohner bloß in den jüdischen Kirch- und Einwohnergemeinde- 
versammlungen, nicht aber in den Ortsbürgerversammlungen stimm- 
fähig seien. Auch wurden die israelitischen Gemeinden den kantonalen 
Wahlkreisen zugeteilt, was überflüssig und sinnlos gewesen wäre, 
wenn man die Juden als Einsassen der christlichen Gemeinden be- 
trachtet hätte. Die .Judengemeinden bildeten also fortan nicht bloß 
Ortsbürgerschaften, sondern auch Einwohnergemeinden, und ihrer 
Verwaltungsbehörde kam nicht bloß der Name, sondern im Prinzip 
auch der volle Geschäftskreis eines Gemeinderates zu. 2 Doch fehlten 
ihnen allerdings nach wie vor die wesentlichsten unter den Verrich- 
tungen, die nach Gesetz den Einwohnergemeinden zukamen, weil 
diese sich nicht ausüben ließen ohne ein Gemeindegebiet und in 
einem und demselben Gebiete nur einer, nicht zweien Gemeinden 
übertragen werden konnten; nämlich die Ortspolizei, das Betreibungs-, 
Hypothekar- und Fertigungswesen. Deshalb hatten die Judenschaften 
fortdauernd ihre Polizeibeiträge an die christlichen Gemeinden zu 
entrichten, deren Festsetzung auf je vier Jahre im Verhältnis zum 
beidseitigen Steuerkapital dem Regierungsrate übertragen wurde. Die 
Erhebung der israelitischen Korporationen zu Einwohnergemeinden 

1 „Judenfrage" (Preinfalk) S. 6. 

* Beispielsweise die Erhebung der Staatssteuer, die Führung der Stimm- 
register auch für Wahlen, die in den Kreisen stattfanden. Von derartigen Neben- 
sächlichkeiten abgesehen, blieb das Verhältnis der Juden zu den beiden christlichen 
Gemeinden unverändert. Das war es wohl, was der Berichterstatter Strähl mit 
seinen — allerdings zu weit gehenden — Ausführungen nachweisen wollte. 
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hatte weiter die Folge, daß die Juden in Endingen und Lengnau 
nicht als Einsassen der christlichen Gemeinden erschienen, weshalb 
ihnen der Zutritt zu den Einwohnerversammlungen dieser Gemeinden 
versagt blieb ; 1 sie hatten also nach wie vor an Ausgaben beizutragen, 
bei deren Festsetzung sie nicht mitreden durften. Dagegen mußte 
den Juden, die in rein christlichen Gemeinden angesessen waren, das 
Stimmrecht in der Einwohnergemeindeversammlung so gut wie den 
christlichen Kantonsbürgern eingeräumt werden, da kein Grund mehr 
bestand, sie davon auszuschließen. 

Die Aufgaben der jüdischen Einwohnergemeinden beschränkten 
sicli auf die nötigen Wahlen, die Besorgung der Schul- und Kultus- 
angelegenheiten und die Erhebung und Verwendung von Einwohner- 
steuern, wofür durchweg die Vorschriften der Gemeindeorganisation 
von 1*41 maßgebend erklärt wurden. 2 Anstelle der bisherigen Vor- 
steherschaft trat ein freigewählter Gemeinderat., dessen Mitgliederzahl 
im Rahmen |der gesetzlichen Bestimmungen von der Gemeinde fest- 
zusetzen war. Besondere Vorschriften gab das Gesetz für das Kultus- 
wesen; es anerkannte die Judenschaiten als Kirchgemeinden, führte 
an Stelle der bisherigen Sittengerichte Kirchenpflegen ein und unter- 
warf die außerhalb der Judengemeinden aber im Kanton ansässigen 
aargauischen Israeliten dem Besteuerungsrecht ihrer heimatlichen 
Kirchgemeinde, sofern sie nicht am Wohnorte einen eigenen Gottes- 
dienst unterhielten. 

Das Judengesetz von 1809. von dem nur noch die Bestimmung 
über die fernere Erteilung von Schutz und Schirm sich in Geltung 
erhalten hatte, das Organisationsgesetz von 1 824 samt der Vollziehungs- 
verordnung und der £ Ol des Niederlassungsgesetzes von 1846 wurden 
außer Kraft erklärt. Die Stellung der ausländischen Juden änderte 
sich nicht; nur stand jetzt außer Zweifel, daß sie in Lengnau und 
Oberendingen ihre Einsassensteuer an die israelitische, nicht an die 



1 Das kausale Verhältnis war »las umgekehrte: die Juden sollten in den 
bisherigen politischen Gemeinden das Stimmrecht nicht erhalten, deshalb behan- 
delte das tiesetz die Judenschailen als selbständige politische Gemeinden. 

* Die Kultusangelcgenheifcu berührten au sich die Kinwohnergemeinde nur 
zum kleinen Teil und nur deshalb, weil Kultus- und Gemeindovermögen nicht 
getrennt waren. Wenn man bedenkt, daß auch das Schulwesen nicht notwendig 
von einer Kinwohnergemeinde besorgt zu wurden brauchte, so erscheint die israe- 
litische Kinwohnergemeinde. die nichts Wesentliches zu thun hatte, als ihre Or- 
gane 7M bestellen, geradezu als eine Fiktion. 
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christliche Gemeinde zu entrichten hatten. Die schweizerischen Israe- 
liten erhielten die politischen Hechte, auch in Geineindeangelegen- 
heiten, gleich den christlichen Schweizein, nicht aber die Nieder- 
lassungsfreiheit. 

Die Gleichstellung der aargauischen Juden mit den christlichen 
Kantonsbürgern war, wie wir gesehen haben, keine vollständige. Daß 
sie keinen Anspruch auf den Bürgerrechtserwerb in christlichen Ge- 
meinden erhielten, erscheint geringfügig und ließ sich vielleicht recht- 
fertigen; wichtiger und bedenklicher war die Fortdauer des bisherigen 
Verhältnisses zu den beiden Christengemeinden in Polizeisteuersachen. 
Wenn die Bundesversammlung die Anschauung, die im bundesrät- 
lichen Kreisschreiben vom 1. Oktober 1856 ausgedrückt war, zu der 
ihrigen machen und konsequent durchführen wollte, mußte sie min- 
destens verlangen, daß die Juden zu den Verhandlungen über Aus- 
gaben zugezogen wurden, an welche sie beizusteuern hatten; wenn 
ihr nicht überhaupt schon die Einrichtung politischer Judengemeinden, 
denen nicht alle Befugnisse der christlichen Gemeinden des Kantons 
zustanden, als ein Verstoß gegen die Rechtsgleichheit erschien. 
Die Ereignisse, welche auf den Erlaß des Emanzipationsgesetzes 
folgten, haben verhindert, daß diese Fragen aufgeworfen wurden. 

Das Gesetz verlieh den Juden wenig, was ihnen nicht selbst 
nach der mildesten Auslegung des Bundesbeschlusses von 1856 unver- 
züglich gegeben werden mußte. Abgesehen von der freien Wahl ihres 
Gemeinderates und der Einteilung in die kantonalen Wahlkreise er- 
hielten sie auch nichts, was sie nicht faktisch schon besessen hatten. 
Dennoch rief das Gesetz eine gewaltige Aufregung und eine Volks- 
bewegung hervor, die schließlich seine Wiederaufhebung herbeige- 
führt hat. 

§ 39. Die Volksbewegung gegen das Emanzipation*- 

gesetz. 1 

Die Erteilung der politischen Rechte an die Juden hatten die 
christlichen Einwohner der beiden Gemeinden ungern gesehen, doch 
waren sie ruhig geblieben. Der Plan der Regierung, aus jedem Ge- 
meindebann ein Stück für die Israeliten herauszuschneiden, erweckte 
erst ihre Leidenschaft und veranlaßte in Endingen stürmische Zoraes- 
ausbrüche der christlichen Bevölkerung. Als sie sich gelegt hatten, 



1 Emanzipatioiisakten Faszikel 2 und 3. 
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richteten beide Gemeinden eine Eingabe an den Großen Rat, worin 
sie gegen jede Art der Emanzipation Einspruch erhoben;' sie fanden, 
wie wir gesellen haben, beim Gesetzgeber kein Gehör. Vor der 
zweiten Beratung begann die Agitation im großen, in den Bezirken 
Zurzach und Baden sowie im Freiamt wurden Volksversammlungen 
abgehalten, die gegen die Gleichstellung der Juden in den politischen 
Rechten und namentlich im Gemeinde wesen Protest erhoben; dem 
Großen Rat wurde für den Fall der Annahme des Entwurfes die Ab- 
berufung angedroht. Die Behörde teilte aber die Ansicht Feer- Herzogs, 
der in der Verhandlung erklärte, wenn er dieser Sache halber abbe- 
rufen werden sollte, so werde er sich das zeitlebens zur Ehre an- 
rechnen. 2 

Nach der Abstimmung wurde die Drohung zur That. Wenn 
sechstausend stimmfähige Bürger es verlangten, mußte die Regierung 
nach der Verfassung das Volk anfragen, ob es den Großen Rat abbe- 
rufen wolle.* Wie es scheint, hatte diese Behörde dem Volke auch 
in anderen Dingen nicht zu Dank gearbeitet; das Judengesetz gab 
den Hauptanstoß, und es begann eine Bewegung, die zugleich auf 
Abberufung des Großen Rates und auf Beseitigung des Gesetzes ge- 
richtet war. Der Aargau kannte damals noch kein Referendum; ein 
vom Großen Rate in zweiter Beratung angenommener Vorschlag war 
Gesetz. Dagegen mußte jedes Gesetz einer ganzen oder teilweisen 
Abänderung unterworfen werden, wenn fünftausend stimmfähige Bürger 
es unter Angabe der Gründe verlangten und in der Abstimmung die 
Mehrheit des Volkes sich für das Begehren aussprach. 4 — Vergebens 
wies die Regierung in einer Proklamation nach, daß die Emanzpation 
in der vorliegenden Form nur das war, was den Juden nach dem 
Bundesbeschluß unbedingt gewährt werden mußte, und daß dem Kan- 
tone nur die Wahl blieb, ob er sie von sich aus vornehmen oder 
sich von der Eidgenossenschaft dazu zwingen lassen wolle ; vergebens 
widerlegte sie die im Volke verbreitete Meinung, das Gesetz habe 



1 Nur die freie Wahl ihrer Vorsteher wollten sie den Juden zugestehen. 
» „Judenfrage" (l'reinfalk) S. 11 f. 
8 Verfassung von 1852 § 4tf. 

4 Verfassung § 48. Nur Verfassungsänderungen kamen vor das Volk. Die 
Partialrevision vom 15. Christmonat 1863 hrachte ihm das Recht der Einsprache 
gegen Gesetze, Staatsverträge und gröücre Anleihen; die Judenangelegenheit hatte 
gezeigt, wie mißliche Verhältnisse sich aus dem bisherigen Zustande ergeben 
konnten. 
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die Juden in die christlichen Gemeinden Oberendingen und Lengnau 
eingebürgert. Die Schlagworte der Gegner fanden mehr .Eingang bei 
der Bevölkerung als die Auseinandersetzungen der Regierung; Groß- 
ratsmitglieder, die für das Gesetz gestimmt hatten, erklärten, sie 
seien in der Sitzung „von den Advokaten übermault" worden; nach 
wenigen Wochen konnte das „Döttinger Komitee", das sich, neunzehn 
Mann stark, an die Spitze der Bewegung gestellt hatte, 1 hundert- 
unddreißig gleichlautende Eingaben für beide Begehren mit mehr als 
zehntausend Unterschriften der Regierung einreichen. 8 Die Prüfung 
ergab 9442 gültige Unterschriften ; die von der Verfassung geforderte 
Zahl war also weit überschritten. 8 

Zunächst wurde die Frage der Abberufung den Kreisversamm- 
hingen vorgelegt und von diesen am 27. Juli mit 24726 gegen 16413 
Stimmen bejaht. Die Regierung ordnete sofort die Ersatzwahl an, 
und der neue Große Rat trat schon am 19. August in außerordent- 
licher Sitzung zusammen. Er lud die Regierung ein, bis zur November- 
sitzung entweder das Begehren um Abänderung des Emanzipations- 
gesetzes zur Volksabstimmung zu bringen oder aber von sich aus 
Vorschläge für die Änderung zu machen. In der Regierung waren 
die Ansichten geteilt. Das Ergebnis einer Volksanfrage konnte nicht 
zweifelhaft sein, nachdem sich für die Abberufung eine so starke 
Mehrheit gefunden hatte. Deshalb wollten die Regierungsräte Schwarz 
und Welti dem Großen Rate sogleich den Erlaß eines neuen Gesetzes 
vorschlagen, worin die Judengemeinden wieder als Korporationen, 
nicht mehr als Ortsbürgerschaften bezeichnet werden, jedoch ihren 
Angehörigen die politischen Rechte, die Niederlassungs- und Ehe- 



1 Von diesen neunzehn „Mannli". wie sie zuerst spottweise genannt wurden 
und dann sich seiher nannten, hat jene Zeit im Aargau den Namen der „Maniili- 
periode" erhalten. 

4 Sie stammten fast alle aus dem katholischen Kantonsteil: von den refor- 
mierten Bezirken lieferte einzig Brugg einige hundert Unterschritten, die vier 
andern keine. Doch hatten sich im paritätischen Bezirk Zurzach auch viele Pro- 
testanten beteiligt. 

9 Eine Darstellung der Bewegung gibt neuerdings Pfarrer Heer, Johann 
Nepomuk Schleuniger, Denkschrift anläßlich seines 25jährigen Todestages. Klintf- 
nau 1899, S. 44 ff. Schleuniger, der Redaktor der Klingnauer Botschaft, war der 
geistige Führer der Bewegung. Eine Auseinandersetzung mit Heer wäre hier 
nicht am Orte ; seine Arbeit ist nicht wissenschaftlichen Charakters, sondern eine 
ultramontane Tendenzschrift. Es wird sich noch Gelegenheit bieten, dies kurz 
nachzuweisen. 
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freiheit zugesichert bleiben sollten. In Einzelheiten wichen die An- 
träge von einander ab. Welti beabsichtigte, auch die innere Organi- 
sation der Gemeinden so zu belassen, wie sie im neuen Gesetze 
geregelt war, so daß thatsächlich sein Vorschlag den Judenschaften 
kaum mehr als den Namen von Ortsbürgergemeinden entzogen hätte. 
Der Antrag Schwarz ließ zwar für die Stimmfähigkeit die allgemeinen 
Vorschriften in Geltung, im übrigen aber rief er das Organisations- 
gesetz von 1824 wieder ins Leben. Eine weitergehende Abänderung 
war nicht möglich, wenn man den Konflikt mit den Bundesbehörden 
nicht unvermeidlich machen wollte. 1 Der Direktor des Innern da- 
gegen beantragte, die Frage dem Volke vorzulegen; er gab zwar zu, 
daß sie sachlich durch die Abberufung bereits entschieden sei, hielt 
aber eine Abstimmung für notwendig, um der verfassungsmäßigen 
Form zu genügen. Die Regierung stimmte ihm bei und ordnete die 
Volksabstimmung über folgende Fragen an: 

I. Soll überhaupt eine Abänderung des Judengesetzes vom 
15. Mai 1862 stattfinden oder nicht? 

IL Falls eine Abänderung beschlossen würde: soll das Gesetz 
ganz oder bloß teilweise abgeändert werden? 

Die zweite Frage war durch die formale Vorschrift der Verfassung 
geboten; praktisch kam wenig darauf an, ob sie so oder so beant- 
wortet wurde. Die Abstimmung fand am 11. November 1862, in ein- 
zelnen Gemeinden, worunter christlich Lengnau, wegen verschiedener 
Hindernisse erst tags darauf statt. 

Die Hauptfrage wurde mit 29382 gegen 3876 Stimmen bejaht. 
Nur in vier christlichen Gemeinden ergab sich eine kleine Mehrheit 
für Beibehaltung des Gesetzes, 2 während in neunundvierzig Gemeinden 
kein einziges Nein eingelegt wurde. Etwas kleiner war die Überzahl, 
die sich für gänzliche Abänderung aussprach 8 



1 Die endliche Regelung der Sache, wie sie 1863 sich ergab, hielt denn auch 
ungefähr die Milte zwischen diesen heiden Vorschlägen; sie deckte sich im Prinzip 
mit dem Antrag Schwarz, gah aher den Korporationen die Wahl ihrer Vorsteher- 
frei und verwies für die Gemeindeverwaltung auf die allgemeinen tiesetze. 

9 in Densbüren, Oherentfelden, Bimmlauf und Beinwyl am See. Die israe- 
litischen Gemeinden verneinten natürlich einstimmig. In christlich Oberendingen 
standen 183, in christlich Lengnau 203 Ja gegen je ein iNcin. 

8 26702 Stimmen für gänzliche, 5613 für teilweise Abänderung. Zehn Ge- 
meinden, worunter Aarau, hatten eine Mehrheil für teilweise Abänderung. 
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8 40. Da* Gesetz vom 27. Brachmonat 1863. x 

Sogleich nach Feststellung des Abstimmungsergebnisses verlangte 
der Regierungsrat von der Direktion des Innern einen Vorschlag für 
die Abänderung. Der Direktor beantragte, das F.manzipationsgesetz 
einfach aufzuheben, den früheren Rechtszustand wieder herzustellen 
und den Bundesbeschluß wie bisher ohne besondere Gesetzesbestim- 
mungen zu vollziehen; die dauernde Regelung glaubte er auf bessere 
Zeiten verschieben zu müssen. Die Regierung trat aber auf diesen 
Vorschlag nicht ein, sondern verlangte einen andern. 

Es war nicht leicht, einen Ausweg zu finden, der den Forde- 
rungen des Rundes und des aargauischen Volkes zugleich genügte, 
selbst wenn man dem Rundesbeschluß von 1856 die gelindeste Aus- 
legung gab. Mit der Ansicht, die der Bundesrat im Kreisschreiben 
vom 1. Oktober 1856 ausgesprochen hatte, war der VolksschluC 
schlechterdings nicht zu vereinen, da sogar das Emanzipationsgesetz 
ihr nicht völlig genügte. Schon im August, also lange vor der Ab- 
stimmung, hatten die israelitischen Gemeinden den Bundesrat ersucht, 
die aargauische Bevölkerung darüber aufzuklären, daß eine Schmäle- 
rung der im Gesetze vom 15. Mai ihnen verliehenen Rechte nicht 
statthaft sei und das Einschreiten der eidgenössischen Behörden nach 
sich ziehen würde. Der Bundesrat war zwar auf das Begehren nicht 
eingetreten, doch hatte er es der aargauischen Regierung mitgeteilt 
und die Erwartung ausgesprochen, die kantonalen Behörden würden 
in dieser delikaten Frage keine Verfügung treffen, durch welche die 
verfassungsmäßigen Rechte der Bittsteller eine Beeinträchtigung er- 
leiden könnten. Nach der Abstimmung hatten die Juden sich neuer- 
dings mit einer Eingabe an den Bundesrat gewandt und dieser sie 
der aargauischen Regierung zur Beantwortung übermittelt. Es ließ 
sich daher voraussehen, daß die Bundesbehörden jede wesentliche 
Wiedereinschränkung als unzulässig umstoßen würden. Auf der andern 
Seite stand das aargauische Volk, das mit seltener Kinmut eine gänz- 
liche Abänderung des Gesetzes verlangte Man mußte zu Ungunsten 
der Juden ändern und durfte ihnen doch nichts nehmen. 

Am nächsten lag es allerdings, das Gesetz einfach aufzuheben, 
den früheren Rechtszustand wieder herzustellen und lediglich die 
Ausführung des Bundesbeschlusses vorzubehalten. Darin wäre ausge- 
drückt gewesen, daß man dem Volksschluß bis zu der äußersten 



1 Emanzipatinnsakten Faszikel 3 und 4. 
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Grenze nachkomme, welche das Bundesrecht der kantonalen Selbst- 
bestimmung zog. Doch war in diesem Falle das Einschreiten der 
eidgenössischen Behörden zu befürchten, weil das Kreisschreiben vom 
1. Oktober 1856 nicht bloß die thatsächliche Einräumung der bundes- 
mäßigen Rechte, sondern ausdrücklich auch die Revision der entgegen- 
stehenden Gesetze verlangte. Von solchen Erwägungen ausgehend, 
hatte die Regierung dem ursprünglichen Vorschlage der Direktion des 
Innern ihre Zustimmung versagt. Der Direktor legte nun einen neuen 
Entwurf vor, welcher den Israeliten die Ausübung der politischen 
Rechte in Kanton und Korporation nach den Vorschriften der Kantons- 
verfassung fortdauernd zusicherte, die Aufenthalts- und Ehebewilligung 
beseitigt ließ und den Judengemeinden das Recht des Eheeinspruchs 
zuerkannte, gleich wie die christlichen es besaßen, 1 im übrigen aber 
den früheren Zustand wieder herstellte Das war im wesentlichen 
dasselbe, was der Antrag von Regierungsrat Schwarz ohne Volks- 
abstimmung hatte erreichen wollen. 

Die Regierung nahm den Vorschlag in dieser Form zwar wieder 
nicht an. sondern beauftragte Staatsschreiber Ringier mit seiner Um- 
arbeitung. Grundsätzlich aber stimmte sie dem Gedanken bei, daß 
die vom Bundesbeschluß geforderten politischen Rechte sowie die 
Freiheit der Niederlassung und Ehe im Gesetze bestätigt, die Aner- 
kennung als Ortsbürgerschaften aber den Judengemeinden entzogen 
werden sollte. Freilich war auch das nicht haltbar gegenüber der 
Forderung des Kreisschreibens: doch konnte man hoffen, daß die 
Bundesbehörden die schwierige Lage berücksichtigen und- wenigstens 
so lange Nachsicht üben würden, bis die Aufregung des Volkes sich 
gelegt hatte. In ihrer Erwiderung auf die Eingabe der israelitischen 
Gemeinden, vom 12. Januar 1863, erklärte die Regierung dem Bundes- 
rat, daß nach dem Entwurf im persönlichen Rechtszustand der Juden 
die Rechtsgleichheit völlig gewahrt bleibe und bloß in Hinsicht auf 
die korporative Organisation die alten Verhältnisse zurückgebracht 
würden; sie hob hervor, daß die Juden sich bisher, unter derselben 
Bundes- und Kantonsverfassung, zu keinen Klagen über diesen Zustand 
veranlaßt gesehen hätten, und nahm die freie Bestimmung über die 
Organisation der Gemeinden und die Erteilung der korporativen Rechte 
für die kantonale Staatsgewalt in Anspruch. Immerhin stellte die 



1 Thatsächlich halfen es auch «He Judcnschaften schon seit Jahren geübt. 
vi?l. oben S. 114 zu K. 3. 




Regierung eine Neugestaltung in künftigen günstigeren Zeiten in Aus- 
sicht und ersuchte um billige Rücksicht auf die Verhältnisse, deren 
Wirkung unter gleichen Voraussetzungen sich wohl kein Kanton und 
auch der Hund nicht zu entziehen vermöchte. Der Bundesrat ant- 
wortete am 1 1 . Februar. Er erklärte , nicht bloß die Einräumung 
der politischen Rechte, sondern aucli die Aufhebung der Beschrän- 
kungen in Heirats- und Niederlassungssachen sei allerdings durch die 
Bundesverfassung unbedingt geboten; 1 mit der Verschiebung der 
Bürgerrechtsfrage war er einverstanden, behielt sich aber vor, zu 
gelegener Zeit auch hier die Vollziehung des Bundesgesetzes über 
die Heimatlosigkeit zu verlangen. 

Die Regierung nahm nun den vom Staatsschreiber umgearbeiteten 
Entwurf in Beratung und beschloß, ihn dem Großen Rate vorzulegen. 
Die wesentlichen Grundzüge waren dieselben wie im Vorschlage des 
Direktors des Innern; nur wurde den Judengemeinden die freie Wahl 
ihrer Vorsteher und des Gemeindesehreibers zugestanden und für die 
Verwaltung ihrer Korporationsgüter die allgemeinen gesetzlichen Vor- 
schriften verbindlich erklärt. Im begleitenden Berichte an den Großen 
Rat bemerkte die Regierung, es bestehe kein Grund, die früheren 
Beschränkungen in diesen Punkten wieder einzuführen. Sodann berief 
sie sich auf die Zuschrift des Bundesrates, insbesondere auf den Vor- 
behalt wegen des Heimat losengesety.es, um darzuthun, daß es nicht 
angehe, hinter das im Vorschlag eingeräumte Maß von Rechten 
zurückzugehen. 

In der Großratskommission fand sich nur eine kleine Mehrheit 
für unveränderte Annahme des Entwurfs; die Minderheit stellte den 
Antrag, den Juden die politischen Rechte bloß in ihren Korporationen, 
nicht aber in kantonalen und eidgenössischen Angelegenheiten ein- 
zuräumen. Im Rate selbst kam es bei der ersten Beratung, am 
12. März 1863, zu einer großen und lebhalten Debatte. Die Redner 
der Opposition behaupteten nicht mit Unrecht, der Vorschlag ändere 
mehr den Namen als die Sache; auf der andern Seite legte nament- 
lich Welti dar, daß der Minderheitsantrag notwendig zum Einschreiten 
der Bundesbehörden führe, was die Ehre wie das Interesse des Kan- 
tons in gleicher Weise zu vermeiden gebiete. 2 Es war umsonst; der 

1 .Nicht die Aufhellung, sondern die Wiedereinführung dieser Verhüte slaii<l 
in Frage; denn das (besetz von 18<>2 war noch in Kraft. 

2 Verhandlungen des Groüen Haies vom März 18«JH, S. 270 ff. Welti* 
Uede ist danach wieder abgedruckt in der S. 258 N. 3 erwähnten Arbeit von 
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Große Rat strich nach dem Antrag der Kommissionsminderheit die 
Bestimmung über die politischen Rechte in kantonalen und eidgenös- 
sischen Dingen und änderte an einer andern Stelle den Ausdruck 
„Stimmfähigkeit in öffentlichen Angelegenheiten" um in „Stimm- 
fähigkeit in ihren Korporationsangelegenheiten." Entsprechend wurde 
im Eingang des Vorschlags die Erwähnung des Bundesbeschlusses von 
1856 gestrichen. 

Bei der zweiten Beratung wies die Regierung darauf hin, daß 
der Geschäftsbericht d?s Bundesrats für 1862 neuerdings die Absicht 
ausspreche, die Rechte der Israeliten zu schützen, 1 und daß die 
nationalrätliche GeschäftsprUfungskomtnission bereits die Billigung 
dieser Absicht vorgeschlagen habe. Sie beantragte zusammen mit der 
Kommissionsmehrheit, die Bestimmung über die politischen Rechte 
wieder aufzunehmen ; aber der Antrag wurde mit 80 gegen 59 Stimmen 
verworfen und schließlich das Ergebnis der ersten Beratung mit 80 
gegen 60 Stimmen unverändert angenommen. Dreiundsechzig Mit- 
glieder der Behörde gaben sogleich die Erklärung zu Protokoll, daß 
sie nicht zu dem Gesetze gestimmt hätten, weil sie es mit der Ehre 
und den Interessen des Kantons und den Pflichten gegen den Bund 
unvereinbar fänden, und daß sie sich der Verantwortung für alle 
schlimmen Folgen entschlügen. 2 

Die Regierung ließ das Gesetz durch einfachen Vollziehungs- 
beschluß in Kraft treten. Speziell wurde angeordnet, daß die neu 
erteilten Heimatscheine eingezogen und durch solche nach dem früheren 
Formular ersetzt werden sollten. 3 

Das Gesetz betreffend die öffentlichen Rechtsverhält- 
nisse der aargauischen Israeliten, vom 27. Brachmonat 1863, 
lautet wie folgt: 



Hunziker, S. 34 ff. Von Her Opposition wurde hauptsächlich die Kompetenz 
der Bundesversammlung hestritten. weil weder die Bundesverfassung noch das 
aargauische Hecht die Juden als Schweizerin! rger anerkenne. Der einzige Jurist 
unter den oppositionellen Rednern, Fürsprech Baldinger, gah zu, daß man sich 
den Bundeshehörden nicht widersetzen könne und dürfe; doch wollte er ange- 
sichts des entgegenstehenden Volkswillens sich erst einem erneuten Buudeshe- 
schlusse fügen. Außerdem kritisierte er die allerdings anfechtbare Motivierung 
des Bundesbeschlusses von 1856. 

' Vgl. Bundesblatt von 1863 Band 2 S. 29. 

s Protokoll des Großen Rates vom 27. Juni 1863, Ziffer 808. Zu den ver- 
werfenden Mitgliedern kamen noch drei, die bei der Abstimmung abwesend waren, 
8 Vollziehungsbeschluß vom 17. Heumonat 1863. 
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Der Grosse Rat des Kantons Aargau, 
in Vollziehung des Volksbeschlusses betreffend die gänzliche Ab- 
änderung des Gesetzes vom lö. Mai 1802 über die Organisation 

der israelitischen Gemeinden, 
be schliefst : 

§ 1. Das Gesetz vom lö. Mai 1862 über die Organisation der 
israelitischen Gemeinden des Kantons ist aufgehoben, und es treten 
die israelitischen Korporationen zu Oberendingen und Lengnav, 
sowie die nach jenem Gesetze neu gewählten israelitischen Gemeinde- 
rate mit nachfolgenden Ausnahmen wieder in diejenige öffentliche 
Rechtsstellung ein, wie diese durch die vor jenem Gesetzeserlasse 
noch bestandenen und hiemit wieder in Kraft erklärten besondern 
gesetzlichen Bestimmungen über die Verhältnisse der aargauisclwn 
Israeliten festgestellt worden. 

§ 2. Den israelitisclien Korpondionsgemeinden wird das unmittel- 
bare Wahlrecht ihrer Vorsteher und diesen die Wahl des Gemeinde- 
schreibers, sowie die Verwaltung ihrer Korporationsgüter nach den 
Vorschriften des allgemeinen Gemeindeorganisationsgesetzes zuge- 
standen. 

Die Stimmfähigkeit der Israeliten in ihren Korporationsan- 
gelegenheiten richtet sieh ebenfalls nach den allgemeinen verfassungs- 
mässigen Vorschriften. 

§ S. Zum Aufenthalte in andern Gemeinden des Kantons ausser 
Oberendingen und Is'ngtuiu bedürfen die aargauischen Israeliten 
keiner besondern Regierungsbewilligung mehr. 

§ 4. Ebenso fällt von nun an die nach § 6 des Gesetzes vom 
o. Mai 1809 erforderlich gewesene besondere Heiratsbewilligttng für 
die Angehörigen der aargauischen Judenkorporation dahin. 1 

Den beiden Korporationsgemeinden steht das Recht des Ehe- 
einspruches in der nämlichen Weise zu, wie es den Gemeinden durch 
das Gesetz vom 29. Hornung 1860 zugesichert ist. 

§ 5. Der Regierungsrat ist mit der Vollziehung dieses Gesetzes 
beauftragt. 



1 Ks sollte heißen: nach § 74 ABGB. Der § 6 des Gesetzes von 1809 war 
durch das Einführuntfsjresetz zum Erbrecht aufgehoben worden. 
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§ 41. Das Einschreiten der Bundesbehörden (Bundes' 

beschluss vom 30. Juli 1863). 1 

Am 30. Juni 1863, drei Tage nachdem im Großen Rate die 
Entscheidung gefallen war, verlangte der Bundesrat, durch die Tages- 
blätter aufmerksam gemacht, einen Bericht über das Gesetz und den 
Stand der Sache. 2 Die Regierung teilte mit, was geschehen war, 
und ersuchte den Bundesrat, der politischen Lage des Kantons und 
der schwierigen Stimmung der Bevölkerung billige Rechnung zu tragen 
und jedenfalls mit seinen Forderungen nicht über das Schreiben vom 
11. Februar hinauszugehen 3 

Von zwei Seiten wurde gegen das Gesetz staatsrechtliche Be- 
schwerde bei den eidgenössischen Behörden erhoben. Die beiden 
Israelitengemeinden verlangten den Schutz ihrer verfassungsmäßigen 
Rechte und die Einräumung des Bürgerrechts im vollen Umfange, 
sowie die Sistierung des Gesetzesvollzugs; ein in Biel niedergelassener 
Jude von Endingen forderte in erster Linie dasselbe, eventuell aber 
seine Einbürgerung in einer aargauischen Oitsbürgergemeinde nach 
dem Heimatlosengesetz. 

Der Bundesrat zog vor, nicht von sich aus gegen den Aargau 
einzuschreiten, .sondern die Entscheidung der Bundesversammlung zu 
überlassen, der er in einer Botschaft vom 17. Juli Bericht erstattete. 4 

Zwei Fragen waren auseinanderzuhalten: die der aktiven poli- 
tischen Rechte und die der korporativen Organisation. Die erste war 
zweifellos durch den Bundesbeschluß von 1856 entschieden, dessen be- 
stimmte Forderungen seither von allen Kantonen, in denen schweize- 
rische Juden wohnten, und insbesondere auch vom Aargau selber 5 er- 

1 Faszikel 4 der Emanzipationsakten. 

* „Inzwischen gelang es der Gegenpartei - (d. h. der freisinnigen Partei des 
Aargaus), „die aargauische Judenfrage zu einer schweizerischen zu machen. Die 
Bundesbehörden konnten veranlaßt werden, sich in diese kantonale Angelegenheit 
einzumischen und die aargauische Kegierung aufzufordern, den Juden die Aus- 
übung der politischen Rechte, also das Stimmrecht in kantonalen und eidge- 
nössischen Fragen zu gewähren." So sagt Heer in der oben. S. 264 N. 3, er- 
wähnten Schrift, S. 50. Kr erwähnt mit keiner Silbe den Bundesbeschluß von 
1856 und ebensowenig das spontane Eingreifen des Bundesrates im Jahr 1863. 
Das dürfte genügen, um den Charakter seiner Darstellung außer Zweifel zu setzen. 

* Vgl. oben S. 268. 

4 Bundesblatt von 1863 Band 3 S. 212 ff. 

6 zum größten Teil schon vor dem Gesetz von 1862, vollständig durch dieses 
Gesetz. 
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füllt worden waren; es konnte sich nicht darum handeln, den einmal 
eingenommenen Standpunkt wieder aufzugeben. Fraglich war hier 
nur, in welcher Weise der Bund vorgehen sollte. Der Bundesrat 
wollte die Vollziehung des Gesetzes vom 27. Brachmonat sistieren, 
soweit es mit dem Bundesbeschluß von 1856 im Widerspruch stehe. 
Dagegen ließ sich einwenden, daß keine positive Vorschrift des Ge- 
setzes die Juden vom Stimmrecht ausschloß. Aus der Authebung 
des Gesetzes von 1862 und der Streichung aller Bestimmungen und 
Wendungen des Entwurfs, die sich auf die politischen Rechte in eid- 
genössischen und kantonalen Angelegenheiten bezogen, ging aber doch 
zur Genüge die Absicht des aargauischen Gesetzgebers hervor, die 
Ausübung dieser Rechte zu versagen ; zudem war das Stimmrecht in 
den kantonalen Kreisversammlungen den Juden erst durch das jetzt 
wieder aufgehobene Gesetz verliehen worden, die Aufhebung schloß 
also mindestens den Ausschluß von jenen Versammlungen und damit 
vom Wahlrecht für den Großen Rat in sich. Der Nationalrat sprach 
denn auch, entgegen der Ansicht seiner Kommission, die Sistierung 
aus, und der Standerat stimmte ihm bei. 1 Als Mittel, deren er sich 
zur Vollziehung des Beschlusses zu bedienen gedenke, nannte der 
Bundesrat in seiner Botschaft die Kassation aller eidgenössischen und 
kantonalen Abstimmungen im Aargau, die mit rechtswidrigem Aus- 
schluß der Israeliten vorgenommen würden, sowie die Anwendung 
des Bundesstrafgesetzes auf jeden Versuch, sie an der Ausübung 
des Stimmrechts zu hindern. 

Die zweite Frage war die, ob die kantonale Gesetzgebung den 
israelitischen Gemeinden den Charakter und die Organisation von 
Ortsbürgerschaften wieder entziehen und sie in ihre frühere beschränkte 
Stellung zurückversetzen durfte. Die aargauische Regierung nahm 
in ihrem Berichte an den Bundesrat dies Recht für den Kanton in 
Anspruch, weil die Gemeindeorganisation eine rein kantonale An- 
gelegenheit sei. Doch konnte auch hier die willkürliche Zurück- 
setzung einer Personenklasse vor dem Artikel 4 der Bundesverfassung 
nicht gerechtfertigt werden ; wenn dieser die unbedingte Gleichstellung 
der Israeliten mit den Christen verlangte, so mußte das auch im 
Gemeinde wesen gelten. Der Bundesrat hatte aber der aargauischen 



'Der nationalrätliche Kominissionsbericlit im Bundesblatt von 1863 
Band 3 S. 582 ff., die .stäiiderätlichcn Berichte (zwei für die Mehrheit, einer für 
die Minderheit der Kommission) ehenda S. 586 ff. 
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Regierung in seinem Schreiben vom 11. Februar versprochen, in der 
Frage der ortsbürgerlichen Rechte für einmal Nachsicht zu üben; er 
griff daher die Rechtsbeständigkeit des neuen Gesetzes in dieser Hin- 
sicht nicht an, sondern behielt sich bloß für die Zukunft die An- 
wendung des Heimatlosengesetzes vor. Die Bundesversammlung stellte 
sich auf einen prinzipielleren Standpunkt. Wenn der Aargau die 
Verpflichtung hatte, seinen Juden ein Ortsbürgerrecht zu verschaffen, 
und ihr durch das Emanzipationsgesetz nachgekommen war, so konnte 
er ihnen diese Rechtsstellung nicht wieder entziehen, ohne gegen die 
Bundesverfassung zu verstoßen ; es war eine Inkonsequenz, wenn der 
Bundesrat die Aufhebung des Emanzipationsgesetzes als gültig aner- 
kannte, dann aber den damit wiederhergestellten Zustand als bundes- 
rechtswidrig erklärte Vielmehr mußte man sagen: soweit das Einanzi- 
pationsgesetz den Juden Rechte gewährt hat, die sie nach der Bundes- 
verfassung ansprechen konnten, darf der Kanton den früheren Zustand 
nicht wieder zurückführen; die Authebung des Gesetzes verstößt 
soweit gegen das Bundesrecht und ist daher rechtlich unwirksam. 
Es war also zu prüfen, ob das Ortsbürgerrecht, das die aargauischen 
Israeliten 1862 erhalten hatten, den bundesrechtlichen Anforderungen 
entsprach. War dies der Fall, so konnte es den Juden nicht mehr 
entzogen werden. Genügte aber das Emanzipationsgesetz selber den 
verfassungsmäßigen Ansprüchen der Israeliten nicht, so mochte es 
immerhin wieder aufgehoben werden; wenn die bürgerliche Stellung 
der Israeliten sich sachlich in wesentlichen Punkten von derjenigen 
der Christen unterschied, so kam wenig darauf an, welchen Namen 
man ihr gab. Die Bundesversammlung entschied diese Frage nicht, 
da sie ihr noch genauerer Prüfung bedürftig schien; sie faßte — der 
Nationalrat am 27., der Ständerat am 30. Juli — den folgenden 
Beschluß: 

Die Bundesversammlung der schweizerischen Eidgenossenschaft, 
nach Einsichtnahme der vom 2. und 3. Juli 1863 datierten 
Beschwerden aargauischer Israeliten gegen die Vollziehung des Ge- 
setzes des Kantons Aargau vom 27. Juli 1863, betreffend ihre öffent- 
lichen Rechtsverhältnisse; 

nach Einsichtnahme der Botschaft des Bundesrats vom 17. Juli 
1863; 

nach Einsichtnahme, in Beziehung auf die politischen Rechte 
der aargauisclien Israeliten, des BundesbescJüussts vom 24. Sep- 
tember 1856 und, bezüglich ihres Bürgerrechtes, des aargauischen 

Haller, Dissertation. 18 
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Gesetzes vom 15. Mai 1862, der Artikel 43 und 56 der Bundes- 
verfassung, 1 sowie des Bundesgesetzes vom 3. Dezember 1850 über 
die Heimatlosigkeit, 

beschliesst: 

1. Der Bundesrat wird eingeladen, gemäss dem Beschlüsse der 
Bundesversamtnlung vom 24. September 1856 die Vollziehung dt« 
aargauischen Gesetzes vom 27. Juni 1863, soweit es mit jenem Be- 
schlüsse im Widerspruch steht, zu sistieren und darüber zu wachen, 
dass der Kanton Aargau den daselbst sesshaften schweizerisch n 
Israeliten die Ausübung der politischen Rechte in eidgenössischen 
und kantonalen Angelegenheiten nicht länger vorenthalte. 

2. Der Bundesrat wi?'d ferner eingeladen zu untersuchen, ob 
nicht den aargauischen Israeliten durch das Gesetz des Kantons 
Aargau vom 15. Mai 1862 das dortige Bürgerrecht in vollgültiger 
und tinwiderruflicher Weise zugesichert worden sei, und bejahenden 
Falls dafür zu sorgen, dass ihnen dieses Recht tingeschmälert er- 
halten bleibe, verneinenden Falls aber die Einbürgerung gemäss 
den Bestimmungen des Bundesgesetzes vom 3. Dezember 1850 über 
die Heimatlosigkeit zu bewerkstelligen. 

Der Bundesrat teilte der aargauischen Regierung den Beschluß 
mit und forderte sie auf, dafür zu sorgen, daß die schweizerischen 
Israeliten im Aargau von neuein zur Ausübung der politischen Rechte 
zugelassen würden; es könne dabei keinem Zweifel unterliegen, daß 
von Seiten des Kantons der Bundesbeschluß von 1856 gleich einero 
Gesetze respektiert werden müsse, sodaß dessen Vollziehung keines- 
wegs vom Erlaß eines neuen kantonalen Gesetzes abhängig gemacht 
werden dürfe; die Regierung möge die Schlußnahrae dem Großen 
Rat und dem aargauischen Volke in angemessener Weise zur Kenntnis 
bringen. Hinsichtlich des zweiten Teils des Bundesbeschlusses, der 
die bürgerrechtliche Stellung der Israeliten betraf, ersuchte der Bun- 
desrat die Regierung um Mitteilung ihrer Rechtsanschauung sowie 
allfälliger abweichender Ansichten, die in der Regierung selber oder 
im Großen Rate darüber walten möchten, und erklärte sich zum 



1 Artikel 5« betrifft die Heimatlosigkeit ('gleich dein Artikel 68 der gegen- 
wärtigen Bundesverfassung). Die Anrufung von Artikel 43 (Alinea 1: Kein 
Kanton darf einen Bürger des Bürgerrechts verlustig erklären)« war nicht passend, 
denn er verstand unter Bürgerrecht das Heimatrecht und dieses war nicht in 
Frage: Artikel 4 hätte angerufen werden müssen. 
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voraus bereit, in Verhandlungen zum Zwecke freundeidgenüssischer 
Verständigung einzutreten. 

§ 42. Der Gros8ratsbe8chlu88 vom 28. August 1863. 1 

Auf Ansuchen der Regierung wurde der Große Rat von seinem 
Präsidenten zu einer außerordentlichen Sitzung einberufen, die am 
27. und 28. August stattfand. Die Regierung legte einen Beschluß- 
entwurf vor, der die Stimmrechtsverhältnisse der Juden in derselben 
Weise regelte, wie es iin Gesetze von 1862 geschehen war. Im be- 
gleitenden Berichte legte sie dar, daß der Bundesbeschluß in der 
geschichtlichen Entwickelung der Judenverhältnisse seine volle Recht- 
fertigung finde und die Kompetenz der Bundesversammlung nicht zu 
bestreiten sei, daß vielmehr Pflicht und Ehre des Kantons gebiete, 
sich dem Bundesbeschlusse unterzuordnen. . Dagegen wurde für den 
Kanton das Recht in Anspruch genommen, die bürgerrechtlichen 
Verhältnisse der Juden abweichend zu regeln, so lange die Bundes- 
verfassung selber ihnen nicht durchweg gleiches Recht wie den 
Christen gewähre. 2 Die Anwendbarkeit des Heimatlosengesetzes wurde 
verneint, weil die aargauischen Israeliten ein örtliches Heimatrecht 
im Kanton mindestens seit 1824 besäßen. 

Die Hauptvertreter der Opposition im Großen Rate waren nicht 
gewillt, sich dem Bundesbeschlusse zu fügen. Die Kommissions- 
minderheit 3 beantragte, so lange auf den Vorschlag nicht einzutreten, 
bis die bürgerlichen Rechtsverhältnisse der Juden für die ganze 
Schweiz einheitlich geregelt seien; sie wollte dem Regierungsrat Auf- 
trag erteilen, mit den andern Ständen oder den Bundesbehörden über 
eine solche Regelung Verhandlungen anzuknüpfen. Gleich bei Beginn 
der Sitzung wurde aber dieser Antrag zurückgezogen zu Gunsten des- 
jenigen, dem Volke die Frage vorzulegen, ob es den Israeliten das 
politische Stimmrecht erteilen wolle oder nicht. Zur Begründung 
führte der Antragsteller aus, das Verfügungsrecht in Angelegenheiten 

1 Auch hiefür ist Faszikel 4 der Emanzipationsakten zu vergleichen. 

* Die Regierung kehrle also prinzipiell auf den Standpunkt zurück, den sie 
vor 1856 mit gutem Grund eingenommen hatte, daß die Bundesverfassung keine 
unbedingte Gleichstellung der Juden und Christen verlange. Der Bundesbcschluü 
vom 30. Juli hatte al>er wiederum gezeigt, daß die eidgenössischen Behörden der 
entgegengesetzten Ansicht huldigten. — Der Bericht der Regierung, vom 17. August 
1863, wurde gedruckt. 

8 Der Beschlußentwurf war der gleichen Kommission überwiesen worden, 
die das Gesetz beraten hatte. 
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der Israeliten sei 1848 nicht an den Bund abgetreten worden und 
stehe daher noch immer den Kantonen zu, die Bundesbeschlüsse von 
1856 und 1863 seien aus der Bundesverfassung nicht zu rechtfertigen 
und folglich unverbindlich; hievon abgesehen habe der Große Rat 
gar nicht die Befugnis, den Volksbeschluß aufzuheben, der die Ab- 
änderung des Emanzipationsgesetzes verlangte. Von der andern Seite 
wurde der Vorschlag der Volksanfrage bekämpft, weil er zugleich 
gegen den Bundesbeschluß und gegen die Kantonsverfassung verstoße. 
Nach mehrstündiger Debatte nahm der Rat mit 89 gegen 64 Stimmen 
den Regierungsvorschlag unverändert an; 1 der Großratsbeschluß 
betreffend die politischen Stimm- und Wahlrechte der 
aargauischen und schweizerischen Israeliten, vom 28. August 
1863, lautet wie folgt: 

Der Grosse Rat des Kantons Aargau, 
nach Einsicht des Bundesbeschlusses vom 27.j30. Heumonat 1863, 
wodurch die Vollziehung des hierseitigen Gesetzes vom 27. Brach- 
monat abhin insoweit beanstandet worden, als den im Kanton sess- 
haften schweizerischen Israeliten die Ausübung der polüisclien Rechte 
nicht in Gemässheit des Bundesbeschlusses vom 24. Herbstmonat 
1850 zugestanden war, 

beschliesst: 

§ 1. Die Vollziehung des Gesetzes vom 27. Brachmonat d. J., 
betreffend die öffentlichen Rechtsverhältnisse der aargauischen Israe- 
liten, hat in der Weise stattzufinden, dass die politisctwn Rechte in 
eidgenössischen und kantonalen Angelegenheiten, welche den Schwei- 
zerwehen Israeliten nach Mitgabe des Bundesbeschlusses vom 24. Herbst- 
monat 1856 im Heimat- beziehungsweise im Niederlaseungskanton 
zustehen, von den aargauischen Israeliten zu Oberendingen und 
Lengnau in ihren Korporationsgemeinden, beziehungsweise in den 
Kreisen Zurzach (für Oberendingen) und Kaiserstuhl (für Lengnau), 
von den in andern Gemeinden des Kantons niedergelassenen Israeliten 
in den betreffenden Niederlasstingsorten, von nun an auszuüben sind. 

§ 2. Der Regierungsrat ist mit der Vollziehung dieses Be- 
schlusses und dessen Mitteilung an die Bundesbehörde beauftragt- 

1 Die einzige Abweichung bestand darin, daß die lateinischen Monatsnamen 
durch die in kantonalen Erlassen üblichen deutschen ersetzt wurden. — Sechzi? 
Mitglieder des Rates gaben eine Erklärung zu Protokoll, worin sie feierlich die 
verfassungsmäßigen Rechte des aargauischen Volkes verwahrten, welche nach 
ihrer (Iberzeugung der Großratsbeschluß beeinträchtigen könnte. 



Digitized by Google 



— 277 — 



Auf den Antrag seiner Kommission lud der Große Rat gleich- 
zeitig mit großer Mehrheit die Regierung ein, wegen der Bürger- 
rechtsverhältnisse der Juden im Sinne ihres erstatteten Berichts mit 
dem Bundesrate zu unterhandeln und vom Ergebnis dem Großen Rate 
Mitteilung zu machen. Dabei sollte sie dem Bundesrate den Wunsch 
aussprechen, daß den schweizerischen Israeliten die freie Nieder- 
lassung im ganzen Umfang der Eidgenossenschaft eingeräumt werde. 1 

Durch Verordnung vom 11. Herbstmonat setzte die Regierung 
den Beschluß über die politischen Rechte in Vollziehung und gab 
gleichzeitig dem Bundesrate Kenntnis von dem Geschehenen, womit 
sie eine ausführliche Darstellung des jetzigen Rechtszustandes ver- 
band und den Nachweis zu führen suchte, daß das Gesetz vom 
27. Brachmonat den Juden kein Bürgerrecht entziehe und auch kein 
Grund bestehe, das Heimatlosengesetz auf sie anzuwenden, da sie 
schon lange im Besitz eines vollständigen örtlichen Heimatrechtes 
seien. Der Bundesrat nahm mit lebhafter Befriedigung von diesen 
Mitteilungen Kenntnis und anerkannte, daß der Aargau nunmehr dem 
Bundesbeschlusse von 1856 vollkommen gerecht geworden sei und 
dem Inkrafttreten des Gesetzes vom 27. Juni weiter kein Hindernis 
entgegenstehe. Die nähere Prüfung der Frage, ob die Korporations- 
angehörigkeit der Juden alle Merkmale eines vollen Genieindebürger- 
rechts enthalte oder nicht, behielt der Bundesrat sich noch vor; den 
Wunsch, daß den schweizerischen Israeliten das Recht freier Nieder- 
lassung in der ganzen Eidgenossenschaft gewährt werde, anerkannte 
er als berechtigt und erklärte sich mit Vergnügen bereit, dazu bei- 
zutragen, daß der Grundsatz der Gleichheit aller Schweizerbürger 
auch in dieser Richtung verwirklicht werde. 

§ 43. Die Stellung der Juden nach Gesetz und Gross- 

ratsbeschluss von 1863. 

Die rechtliche Stellung der aargauischen Israeliten war nun die 
folgende: 2 Wie früher waren sie Kantonsangehörige ohne Ortsbürger- 



1 Protokoll dos Großen Rates vom 28. August 1863. Ziffer 825. Eine ein- 
gehende, wenn auch nicht wörtlich genaue Darstellung jener Sitzung, ohne amtlichen 
Charakter, gibt die Broschüre: Verhandlungen des Grotten Rates des Kantons 
Aargau am 27. und 28. August 1863, redigiert von Fürsprech Weher, 
Aarau 1863. 

* Nach dem Berichte der Regierung au den Grotten Rat. vom 17. August, 
und an den Rundesrat, vom 11. September 1863, sowie nach in den Akten enl- 



L 
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recht und deshalb den christlichen Kantonsbürgent nicht durchweg 
gleichgestellt. Aber früher hatten sie sich, von der Korporations- 
angehörigkeit und dem Aufenthaltsrecht in den beiden Gemeinden 
abgesehen, im wesentlichen in der Lage niedergelassener Ausländer 
befunden, das heißt nur diejenigen Rechte genossen, die nicht den 
Hesitz des Kantonsbürgerrechts voraussetzten. Jetzt standen die 
wichtigsten Vorrechte der Kantonsbürger auch ihnen zu: die Stimm- 
und Wahlfähigkeit, das Niederlassungsrecht im ganzen Gebiete des 
Kantons und die freie Eheschließung. Mit andern Worten: es waren 
zu ihrem früheren Rechtsbestand diejenigen Befugnisse hinzugetreten, 
welche den Schweizern aus andern Kantonen gewährt wurden. Damit 
waren sie. soweit ihre individuelle Rechtsstellung in Frage kam, den 
christlichen Aargauern fast völlig gleichgestellt. Nur waren die aar- 
gauischen Gemeinden nicht verpflichtet, sie in ihr Ortsbürgerrecht 
aufzunehmen, was einem christlichen Aargauer nicht verweigert werden 
durfte, sofern er die Einkaufssumme bezahlte. Diesen Anspruch hatte 
auch das Emanzipationsgesetz den Juden vorenthalten. Nach dem 
Wortlaut der Bundesbeschlüsse und des Großratsdekretes hätten die 
Israeliten in christlichen Gemeinden vom Stimmrecht in Gemeinde- 
Sachen ausgeschlossen werden können; denn es war überall nur von 
eidgenössischen und kantonalen Angelegenheiten die Rede.' Docli ist 
dies nicht geschehen; die Juden, welche außerhalb der beiden Ge- 
meinden wohnten, sind seit 1862 stets zu den Einwohnerversamm- 
lungen zugelassen und auch hierin den christlichen Schweizern gleich- 
gestellt worden, die seit 1841 in allen politischen Versammlungen des 
Kantons mit Einschluß der Einwohnergemeinden Stimmrecht hatten. 2 



haltenen „weiteren .Notizen über die Judenfrage", die von Staatsschreiber Kinjrier 
zusammengestellt sind und nebst der Botschaft an den Grotten Rat dein Berichte 
an den Bundesrai als Grundlage dienten. 

1 1H")6 wie LS'ifl waren die politischen Rechte unter Berufung auf ArtikcH- 
der Bundesverfassung gefordert wurden, der eine Bestimmung interkantonalen 
Rechts enthielt und die Kantone verpflichtete, den nicht kanhmsangeliörigen 
Schweizern das .Stimmrecht in eidgenössischen und kantonalen, nicht aber in 
Gemeindeangelegenheiten einzuräumen. 

»Verfassung von 18-11 $ 3l\ von 1852 § 35; hier erhielten sie auch die 
Wählbarkeit, die ihnen 1841 noch vorenthalten worden war. Die Verfassung von 
1831 hatte in s, 30 das Gegenrecht \orhehalten. — In Kndingen und Lengnau 
dauerte der Ausschlutt der Juden von den christlichen Einwohnerversammlungen 
fort; er war aber, formell rechtlich, nicht sowohl eine Zurücksetzung der Kin- 
zelnen als eine Konsequenz der jüdischen Gemeindeselbsländigkeit. 
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Größer als die Unterschiede in der individuellen Stellung von 
Christen und Juden waren diejenigen zwischen den israelitischen und 
christlichen Gemeinden. Doch war dies der Hauptsache nach keine 
Folge des Gesetzes von 1863. Zwar hatte es den Judenschaften die 
Anerkennung als Ortsbürgergemeinden entzogen und sie prinzipiell 
wieder unter das Gesetz von 1824 gestellt, aber mit solchen Ab- 
weichungen, daß ihre Organisation von der einer christlichen Gemeinde 
in nichts wesentlichem mehr verschieden war. Das wichtigste, was 
das Emanzipationsgesetz ihnen gebracht hatte, blieb unangetastet: 
die freie Wahl ihrer Gemeindebehörden und die Geltung der all- 
gemeinen gesetzlichen Vorschriften für das Stimmrecht auch in Kor- 
porationsangelegenheiten. Auch die Verwaltung der Korporationsgüter 
sollte nicht mehr nach dem Gesetz von 1824, sondern nach den 
Vorschriften der allgemeinen Gemeindeorganisation erfolgen; wie weit 
diese Bestimmung reichte und worin ihre praktische Bedeutung lag, 
ist schwer zu sagen. Schon bisher hatten die Juden ihr Gemeinde- 
vermögen mit derselben Freiheit und nach denselben Grundsätzen 
verwaltet wie die Christengemeinden, da das alte Organisationsgesetz 
hierüber nichts anordnete. Legte man aber die Bestimmung so aus, 
daß sie über die eigentliche Vermögensverwaltung hinausging und 
die ganze Gemeindeverwaltung, also auch das Armen- und Steuer- 
wesen umfaßte, dann entbehrte die Wiedereinführung des- Gesetzes 
von 1824 jeder praktischen Bedeutung; man hätte sich etwa noch 
fragen können, ob die alte Solidarhaft der beiden Gemeinden wieder 
in Geltung getreten sei; doch hatte sie ihre praktischen Wirkungen 
mit der Einbürgerung der Heimatlosen im Jahre 1848 verloren, und 
es war nicht daran zu denken, daß sie jemals in anderer Richtung 
noch geltend gemacht werden könnte. Thatsächlich findet sich denn 
auch in den Akten nicht ein einziges Beispiel dafür, daß nach 1862 
noch irgend eine Vorschrift des Organisationsgesetzes von 1824 ange- 
wandt worden wäre, die zur neueren Gemeindegesetzgebung im Gegen- 
satze stand.' Die Wiedereinführung des alten gesetzlichen Zustandes 



1 Im Jahr 1864 lehnte die Regierung es ab, den Bezug der alten Abgabe 
vom Heiratsgut zu untersagen, da die Judengemeinden in Schul-, Armen- und 
Kultussachen noch immer unter einer partikulären Gesetzgebung stünden; Akten 
JA vom 31. August 1864, vgl. oben S. 186 zu N. 2. Diese Begründung traf nach 
dem Schulgesetz von 1865 und deiu Kirchgenieindegesetz von 1868 nicht mehr zu ; 
mir für das Annenwesen blieb die Frage offen. Für das Steuerweseii wurde sie 
durch das Gemeindesteuergesetz von 1866 abgeschnittten. 



Digitized by Google 



— 280 — 



hatte daher nur die Bedeutung, daß die Anerkennung selbständiger 
jüdischer Einwohnergemeinden aufhörte, weshalb die Israeliten in 
Oberendingen und Lengnau wieder von den christlichen Gemeinde- 
behörden für die Staatssteuer einzuschätzen waren; ferner trat die 
frühere Art der Festsetzung des Polizeisteuerbeitrags wieder an Stelle 
der Ermittelung durch die Regierung. 1 Dagegen behielten die jü- 
dischen Einwohnerschaften in politischer Beziehung ihre Selbständig- 
keit als Abstimmungsgemeinden nach der ausdrücklichen Bestimmung 
des Großratsbeschlusses; konsequent schrieb die Vollziehungsverord- 
nung vor, daß die Verzeichnisse der israelitischen Stimmberechtigten 
für die Kreisversammlungen von den Vorsteherschaften aufzustellen 
und direkt, ohne Vermittel ung der Gemeinderäte, 2 an den Friedens- 
richter des Kreises zu senden seien. 

Damit ist im wesentlichen gesagt, was den Judenschaften durch 
das Gesetz von 1863 von den Errungenschaften des Vorjahres wieder 
entzogen worden ist: die Anerkennung als Einwohnergemeinden und 
der Name von Ortsbürgerschaften. Außerdem fiel die Bezeichnung 
als Kirchgemeinden und die Einsetzung von Kirchenpflegen weg; 
beides ist ihnen aber wenige Jahre später zurückgegeben worden. 
Endlich war die gesetzliche Regelung der Beitragsptlicht auswärtiger 
Israeliten an ihre heimatliche Kultusgenossenschaft aufgehoben; viel- 
leicht aus Versehen — denn die christliche Bevölkerung hatte nicht 
das geringste Interesse am Verschwinden dieser Bestimmung — viel- 
leicht aber auch, weil die Regierung die Beitragspflicht bei der Wieder- 
kehr der früheren Verhältnisse für selbstverständlich hielt. 3 

Die Aufhebung des Emanzipationsgesetzes hat also den früheren 
Zustand nur in einigen Nebenpunkten zurückgebracht, die zudem für 
die christliche Bevölkerung ganz gleichgültig waren. In der Haupt- 
sache änderte sie bloß die Namen. Statt israelitischer Ortsbürger- 
gemeinden gab es jetzt wieder Judenkorporationen, statt israelitischer 
Gemeinderäte Vorsteherschaften. Bei der staatsrechtlichen Bedeutung 

1 Vgl. oben S. 203 ff. Von Rechtswegen hätte die Aufsicht des Gemeindc- 
rats über die Korporationsregister und seine Bestätigung der Heimatscheine wieder 
eintreten müssen. Doch wird das kaum geschehen sein, da die Regierung es nicht 
vorschrieb und die Vorsteherschaften siel« schwerlich von sich aus wieder unter 
diese Aufsicht stellten. 

* wie sie 1857 stattgefunden hatte. Vgl. oben S. 252 zu N. 8. 

8 Die Frage ist hernach zu Ungunsten der Gemeinden entschieden worden, 
aber unter Berufung auf einen späteren Erlaß, nämlich das Gemeindesteuergesetz 
von lätitf. Vgl. oben S. 194 f. 
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des Ortsbürgerrechts verloren damit die Juden allerdings im Prinzip 
die Gleichstellung mit den christlichen Aargauern: sie waren nicht 
mehr Kantonsbürger im strengen Sinne des Worts. Aber thatsächlich 
veränderte das ihren Rechtsbestand nicht. Was ihnen 1862 ohne 
besondere Gesetzesbestimmung als Folge ihrer Ortsbürgerrechts an 
Rechten zugefallen war, wurde ihnen jetzt teils durch das neue 
Gesetz teils durch den Großratsbeschluß ausdrucklich gewahrt; 1 die 
Pflicht der christlichen Gemeinden, jedem Kantonsbürger den Einkauf 
in ihr Ortsbürgerrecht zu gestatten, bestand den Juden gegenüber 
nicht, weil sie nicht mehr Kantonsbürger waren, aber auch das 
Emanzipationsgesetz hatte sie hierin nicht besser behandelt, nur hatte 
es ausdrücklich sagen müssen, was jetzt als selbstverständlich erschien. 
Die Judengesetze von 1862 und 1863 unterschieden sich sehr stark 
durch ihre Redaktion, aber sehr wenig durch ihren Inhalt. 

Es läßt sich daher begreifen, wenn der Bundesrat der Vollziehung 
des neuen Gesetzes keine weiteren Schwierigkeiten in den Weg legte. 
Die aargauische Regierung konnte mit Recht sagen, es entziehe den 
Juden kein Bürgerrecht im Sinne des Artikels 43 der Bundesver- 
fassung Genau genommen hätte freilich schon der bloße Entzug des 
Namens von Orts- und Kantonsbürgern als ein Verstoß gegen die 
Rechtsgleichheit erscheinen müssen, doch gaben die schwierigen poli- 
tischen Verhältnisse des Kantons den eidgenössischen Behörden Gründe 
genug, um sich bei dieser Äußerlichkeit nicht aufzuhalten. 

Offen blieb noch die Frage, ob das Heimatlosengesetz zur An- 
wendung kommen müsse oder ob die gegenwärtige Stellung der Juden 
materiell den Vorschriften der Bundesverfassung entspreche. Die Re- 
gierung behauptete das letztere; aber es bestand doch noch eine 
sehr wesentliche Ungleichheit, die freilich auch das Emanzipations- 
gesetz nicht beseitigt hatte: die Juden in Oberendingen und Lengnau 
mußten etwa die Hälfte der Polizeiauslagen tragen, die ortspolizei- 
lichen Befugnisse standen aber ausschließlich den christlichen Ge- 
meinden zu, und die Juden hatten zur Festsetzung jener Auslagen 
und der dafür zu erhebenden Steuern nichts zu sagen und waren 
auch ausgeschlossen von der Bestellung der Gemeindebehörden, denen 
sie in diesen Dingen unterstanden.- In allem Anderen waren sie voll- 

1 Politische Rechte, Niederlassung- und Ehefreiheit. 

* Genieiiulerat und Sleiierkominission. In Lentenau wurde einmal ein Jude in 
die Steuerkominission aufgenommen, vgl. oben S. 205: ob dies später wieder vor- 
gekommen ist, gebt ans den Akten nicht hervor. Hin Hecht darauf hatten die Juden 
jedenfalls nicht. 
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berechtigte Schweizerbürger: hier besaßen sie nicht mehr Rechte als 
<lie niedergelassenen Ausländer. Ihr jetziger Zustand bildete ein 
eigentümliches Gegenstück zu den früheren Verhältnissen: Einst waren 
sie der Obrigkeit gegenüber politisch rechtlose Untertanen, von der 
Gemeindehoheit aber ausdrücklich befreit gewesen Jetzt genossen 
sie im Staate alle Rechte der Bürger; aber zu den beiden Gemeinden 
standen sie in einer Art Untertanenverhältnis. — Die Regierung 
bestritt in ihrem Schreiben an den Rundesrat den eidgenössischen 
Behörden die Kompetenz, die Gleichstellung auch im Gemeindewesen 
zu verlangen. Der Bundesbeschluß von 1856 forderte sie nicht aus- 
drücklich, da der Artikel 42, den er anrief, nur von kantonalen und 
eidgenössischen Angelegenheiten sprach: es trat hier zu Tage, wie 
schlecht jene interkantonale Vorschrift auf die Juden Verhältnisse paßte. 
Denn thatsächlich konnte doch kaum eine Zurücksetzung für die Juden 
empfindlicher sein als diese: daß sie formell als eine Folge der kanto- 
nalen Gemeindegesetzgebung erschien, konnte demgegenüber nicht in 
Betracht kommen. Sie wäre selbst dann schwer zu rechtfertigen 
gewesen, wenn man der Rechtsgleichheit für die Israeliten eine bloß 
relative Bedeutung zugestand. Die Bundesbehörden hatten aber neuer- 
dings die Auffassung bekräftigt, daß der Aargau zu absoluter Gleich- 
stellung verpflichtet sei; Dispositiv 2 des Beschlusses vom 30. Juli 1863 
ließ keine andere Deutung zu. Wollten sie konsequent bleiben, so 
mußten sie verlangen, daß auch diese Zurücksetzung falle. 

Die Frage ist vom Standpunkte der Verfassung von 1848 aus 
nicht mehr entschieden worden; sie wurde jedem Zweifel entrückt 
durch die Bundesrevisionen von 1866 und 1874. Wir müssen daher 
einen Blick auf diese beiden Ereignisse werfen, bevor die endgültige 
Erledigung der Judenangelegenheit zur Sprache kommen kann. 

§ 44. Die Bundesrevisionen von 1866 und 1874. 

Der Ausschluß der Israeliten von den Rechten, welche Artikel 41 
und 48 den christlichen Schweizern gewährten, war auf der Tagsatzung 
zum Teil damit begründet worden, daß die gleichen Rechte sonst 
auch den französischen Juden kraft des Staatsvertrages vom 30. Mai 
1827 eingeräumt werden müßten. Denn dieser Vertrag sicherte den 
Franzosen gleiche Behandlung mit den Schweizern zu. Schon vor 
seinem Abschluß waren Bedenken wegen der Juden entstanden, und 
der französische Gesandte hatte am 27. August 1826 die Erklärung 
abgegeben, die französischen Israeliten sollten keinen Vorzug vor 
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ihren schweizerischen Glaubensgenossen anzusprechen haben und 
könnten daher die Niederlassung in einem Kantone nur dann ver- 
langen, wenn dieser auch den schweizerischen Juden ein Recht dar- 
auf gewähre; eine Ausnahme wurde bloß für diejenigen französischen 
Israeliten gemacht, die schon während der Mediationsperiode in der 
Schweiz ihren Wohnsitz genommen hatten. 1 

Nach 1848 hielten die Bundesbehörden es für unthunlich, fremden 
Juden in Staatsverträgen Rechte einzuräumen, welche die Kantone 
den schweizerischen vorenthalten durften. Doch wurde nicht ent- 
schieden, ob die Kompetenz dazu dem Bunde fehle, oder ob bloß die 
Schicklichkeit es verbiete, Fremde günstiger zu stellen als Schweizer. 2 

Das Festhalten an diesem Grundsatze führte allmählich zu bedenk- 
lichen Konsequenzen. Der Bundesrat hatte 1862 mit der Regierung von 
Holland einen Handels- und Niederlassung« vertrag geschlossen, den die 
Bundesversammlung ratifizierte; die Generalstaaten der Niederlande 
versagten ihm aber die Genehmigung „mit Rücksicht auf die Stellung 
der Israeliten in einigen Kantonen der Schweiz 1 '. 8 Die Gesandten 
Frankreichs, Englands und der nordamerikanischen Union sprachen 
wiederholt ihr Bedauern aus über den Ausschluß ihrer israelitischen 
Landsleute und drangen darauf, daß die Niederlassungsbefugnis allen 
Bürgern ihrer Staaten ohne Rücksicht auf das Glaubensbekenntnis 
gewährt werde. 4 Das Anknüpfen von Beziehungen mit den nicht- 
christlichen Staaten des Orients wurde zum Bedürfnis; ein Handels- 
vertrag mit Persien kam nicht zu Stande, weil man den Persern das 
Niederlassungsrecht nicht glaubte einräumen zu dürfen. 5 

Bei den Verhandlungen über einen neuen Niederlassungs- und 
Handelsvertrag mit Frankreich machte die kaiserliche Regierung die 
Ausdehnung der Niederlassungsfreiheit auf alle Franzosen ohne Unter- 
schied der Religion von vornherein zur Bedingung. Die Schweiz 
hatte nur die Wahl, sie zu gewahren oder auf die Erneuerung des 



1 Ulhner a. a. 0. Band 1 Nr. 614. Bu ndesblat t von 1864 Band 2 S. 309. 
k Bundesblatt a. a. 0. 8. »93. 

0 Ulhner a. a. 0. Band 2 Nr. 1191 Note: L. R. von 8a Iis, Schweizerisches 
Bimdesrecht. Band 2. Bern 1892, S. 103. 

4 Akten JA vom 19. März 1858 und Kiimnzipationsakten Faszikel 2. Die Vor- 
stellungen waren an d<>n Bundesrat gerichtet, dieser teilte sie den Kantonen durch 
Kreisschreiben (vorn 10. März 1858. 4. und 27. Januar 1860) mit. 

6 Bundesblatt a. a. 0. S. 593. 



Vertrages zu verzichten. Der Entwurf nahm die verlangte Bestim- 
mung auf und der Bundesrat empfahl seine Annahme. In den Raten 
bestand auch kein Zweifel darüber, daß man das Opfer bringen müsse; 
nur waren die Ansichten geteilt über die Frage, ob der Bund dazu 
kompetent sei. Während die Mehrheit der nationalrätlichen und die 
ganze ständerätliche Kommission dem Bunde das Recht zusprachen, 
in Staatsverträgen alles zu bestimmen, was nicht gegen eine aus- 
drückliche Bestimmung der Bundesverfassung verstoße, hielt die Min- 
derheit der Kommission des Nationalrats eine Bundesrevision für not- 
wendig. Der Mehrheitsbericht 1 wies aber nach, daß diese Auffassung 
dahin führen müßte, dem Bunde das Recht zu Niederlassungsver- 
trägen überhaupt abzusprechen. Die beiden Räte billigten die An- 
schauung des Bundesrates und erteilten dem Vertrage ihre Genehmi- 
gung. Dabei bestand aber volle Einigkeit darüber, daß es nicht an- 
gehe, die schweizerischen Juden von Rechten länger auszuschließen, die 
man einem Teil ihrer ausländischen Glaubensgenossen gewähren mußte. 2 
Der Bundesrat wurde eingeladen, baldmöglichst darüber zu berichten, 
wie die in Artikel 41 und 48 der Verfassung gewährleisteten Rechte 
vom Glaubensbekenntnis der Bürger unabhängig zu machen seien. 3 

■ 

Durch Kreisschreiben vom 24. Dezember 1864 4 fragte der Bun- 
desrat die Kantone an, ob sie von sich aus auf das Recht, die 
schweizerischen Juden von der Niederlassung auszuschließen und in 
der Gesetzgebung ungünstiger als die eigenen Bürger zu stellen, Ver- 
zicht leisten wollten. Die Antworten lauteten überwiegend zu Gunsten 
einer Bundesrevision, da in vielen Kantonen eine Verfassungs- oder 
Gesetzesänderung nötig geworden wäre. 5 



1 erstattet von Lundammaiin Heer von Glums. 

* L>itr Zulassung der französischen Israeliten kam unmitttelhar auch den 
groliherzoglich-badischcn zu gute, weil ihrem Heimalstaat «las Hecht der Meist- 
begünstigung zustand. 

8 Vgl. die bundesriüliche Botschaft, Bundesblatt a. a. 0. S. 253 ff., insbe- 
sondere S. 256: sodann die Berichte der nationalrätlichen Kommissionsmehrheit. 
a. a. O. S. 577 ff., der Minderheit S. «585 ff., der Kommission des Stämlerafs 
S. »i7V» ff., insbesondere S. 687 und ff., endlieh den Beschluß S. 796. 

4 Bundesblatt von 1H61 Band 8 S. 369. 

6 Die aargauische Regierung hatte- schon am 24. August 1864. vor der 
Ratiiikation des Vertrages, an den Bundesrat das Begehren gerichtet, daiJ die 
interkantonalen Schranken auf den Zeitpunkt beseitigt würden, an dem der Ver- 
trag in Kraft trete. Kmanzipationsaklcn Faszikel 5. 
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Es ist hier nicht der Ort, die Geschicke der Revisionsbewegung, 
die damit ihren Anfang nahm, im einzelnen darzustellen. Der Aus- 
gang ist bekannt; von den Abänderungsvorschlägen erhielt ein einziger 
die Mehrheit des Volkes und der Stände, und zwar gerade derjenige, 
der uns hier am meisten interessiert: die Beschränkung der in Ar- 
tikel 41 und 48 den Schweizern garantierten Rechte auf die An- 
gehörigen der christlichen Konfessionen wurde gestrichen. 1 Das hatte 
unmittelbar bloß negative Bedeutung; es waren interkantonale Schranken 
gefallen, die für die Juden bisher bestanden hatten, in ihren Be- 
ziehungen zum eigenen Kanton war nichts geändert. Nach wie vor 
hätte man sich fragen können, ob die Bundesverfassung, die noch 
immer keine Garantie der Gewissensfreiheit enthielt, die unbedingte 
Gleichstellung der Juden verlange oder nicht. Aber das beste Ar- 
gument für die Verneinung war weggefallen; die Absicht bei der 
Revision ging zweifellos auf die Aufhebung aller Unterschiede in den 
bürgerlichen Rechten, und es war nicht mehr daran zu denken, daß 
die Bundesbehörden jetzt noch von dem schon seit zehn Jahren ein- 
genommenen Standpunkte zurücktreten würden. 

Die Bundesverfassung von 1874 brachte endlich die eidgenössische 
Gewähr der Gewissensfreiheit. Dadurch verlor die Sonderstellung 
der aargauischen Israeliten in ihren beiden Gemeinden den letzten 
Schein der Berechtigung. 

§ 45. Die Vollendung der Emanzipation. 

I. Die Unterhandlungen des Bundesrats mit der aargauischen 
Regierung. In seiner Antwort auf die Mitteilung des Großratsbe- 
schlusses vom 28. August 1863 hatte der Bundesrat die aargauische 
Regierung ersucht, aus ihrer Mitte einen Vertreter zu bezeichnen, 
mit dem der Vorsteher des Justiz- und Polizeidepartements die Bür- 
gerrechtsfrage erörtern könne. Die Regierung hatte das gethan; 
weiter aber war nichts geschehen. 2 Die ständerätliche Geschäfts- 
prüfungskommission erinnerte 1864 noch daran, daß Unterhandlungen 



1 Unter den verworfenen Revisionspuukten war für die Juden von Bedeu- 
tung die Erweiterung des Artikels 44 zu einer Gewährleistung der Glaubensfrei- 
heit ohne Rücksicht auf die Konfession und der freien Kultusübung auch für 
andere als die anerkannten christlichen Religionsgenossenschaften innerhalb der 
Schranken der Sittlichkeit und der staatlichen Ordnung. 

' Enianzipationsakten Faszikel 4. 
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stattfinden sollten; aber dann drängte die Revisionsbewegung die 
Sache in den Hintergrund. Im Geschäftsberichte für 1864 bemerkte 
der Bundesrat, sie könne füglich bis zu näherer Abklärung der Frage 
im großen und ganzen verschoben werden. 1 

Am 22. Juli 1868 lud die Bundesversammlung den Bundesrat 
ein, mit allem Nachdruck dahin zu wirken, daß das Heimatlosengesetz 
bis zum 1. Januar 1870 in allen Kantonen endlich durchgeführt werde. 
Darauf richtete der „Kulturverein der Israeliten in der Schweiz" 38 
an den Bundesrat das Gesuch, auch die Einbürgerung der aargauischen 
Juden in Betracht zu ziehen. Das eidgenössische Justizdepartement 
übermittelte die Eingabe der aargauischen Regierung und ersuchte 
sie um Bericht, was inzwischen geschehen sei und was sie weiterhin 
zu thuu beabsichtige. 3 Die Regierung beeilte sich nicht mit ihrer 
Erwiderung und antwortete erst im Januar 1870. Sie verneinte die 
Anwendbarkeit des Heimatlosengesetzes, weil den Juden ein voll- 
ständiges Heimatrecht bereits zustehe und ihnen daher nicht erst 
noch auszumitteln sei. Der Bundesrat gab dem israelitischen Kultur- 
verein Kenntnis von dieser Erwiderung, worauf der Verein in einer 
neuen Eingabe ausführlich darlegte, worin die aargauischen Juden 
noch nicht gleichgestellt waren; zum Beweise der Ungleichheit wurde 
das Heimatscheinsformular angerufen, das die Israeliten als Korpo- 
rationsgenossen und nicht als Bürger bezeichnete. Der Bundesrat 
schickte auch diese Eingabe der aargauischen Regierung zu und ver- 
langte Auskunft. 

Der Justizdirektor schloß aus der abermaligen Zustellung, daß 
die eidgenössische Behörde die Auffassung der Regierung nicht teile; 
er nahm eine eingehende Untersuchung der Bundespraxis in Heimat- 



1 BundcsblaM von 1864, Hund 2 S. 95, und von 1865, Hand 2 S. 146. 
Der Geschäftsbericht für 1865 bemerkt unter dem Titel „Kmanzipation der Israe- 
liten" bloü. infolge* der Revision werde diese Rubrik verschwinden; Bundcsblatl 
von 1866, Hand 1 8. 424. Die noch ausstehende Einbürgerung der aargauischen 
Israeliten war also in Vergessenheit geraten. 

2 gegründet im Jahr 1863 zu dem Zwecke, „die politische und bürgerliche 
Gleichstellung der Israeliten in der Schweiz zu befördern, den Jugendunterrieht 
zu heben und bessere Berufsbildung und Berufstätigkeit anzubahnen und zu 
unterstützen." (§ t der Statuten von 1863, deren freundliche Mitteilung ich Herrn 
Fürsprech II. Guggenheim in Baden verdanke). 

8 Diese Zuschrift, vom 31. Juli 1868« sowie alle im Folgenden genannten 
Schriftstücke, bei denen nichts Anderes gesagt wird, betinden sich iu den Akten 
JA vom 20. Dezember 1878 (bürgerrechtliche Gleichstellung). 
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losenangelegenheiten vor und kam zum Schlüsse, daß die Forderungen 
des Kulturvereins begründet seien. 

In der That ließ sich dies nicht mehr in Abrede stellen. Hei- 
matlose im eigentlichen Sinne waren die aargauischen Juden allerdings 
nicht, und der Artikel 56 der Bundesverfassung von 1848, der die 
Ausmittelung von Bürgerrechten für Heimatlose zur Bundessache er- 
klärte, 1 traf auf sie nicht zu. Aber das Bundesgesetz vom 3. De- 
zember 1850 hatte dem Begriff der Heimatlosigkeit eine Ausdehnung 
gegeben, die weit über den VVortsinn hinausging. Es regelte that- 
sächlich nicht bloß die Einbürgerung wirklicher Heimatloser, sondern 
gestaltete sich zu einem Ausführungsgesetz für den Artikel 4 dir 
Bundesverfassung in Bezug auf die bürgerlichen Rechte. Es schrieb 
vor, daß auch die Landsassen, ewigen Einwohner und andere Per- 
sonen, die ein Kantons-, nicht aber ein Gemeinde- oder Ortsbürger- 
recht besäßen, ein Gemeindebürgerrecht erhalten müßten, und be- 
zeichnete als Wirkung der Einbürgerung, „daß der Eingebürgerte 
mit Bezug auf die politischen und bürgerlichen Rechte, die Gemeinds-, 
Kirchen- und Schulgenössigkeit und den Genuß der Unterstützung 
bei Verarmung, sowie hinsichtlich der Früchten den übrigen Bürgern 
gleichgestellt" sei.- Die aargauischen Israeliten besaßen nun zwar 
nicht bloß das Kantonsbürgerrecht, sondern auch ein Gemeindebürger- 
recht, aber doch nicht ein solches, das ihnen den vollen Umfang der 
Rechte verlieh, welche das aargauische Ortsbürgerrecht gab; sie 
waren noch immer vom Stimmrecht in den politischen Gemeinden 
Oberendingen und Lengnau ausgeschlossen und hatten keinen Anspruch 
darauf, in christlichen Gemeinden das Ortsbürgerrecht zu erwerben; 
sie waren also den übrigen Bürgern nicht gleichgestellt, und die 
Korporationsangehörigkeit war daher kein volles Gemeindebürgerreclit 
im Sinne des eidgenössischen Gesetzes. Aber selbst wenn der Kanton 
seinen Israeliten diese einzelnen ihnen noch abgehenden Rechte ge- 
währt hätte, so fehlte ihnen doch die ausdrückliche gesetzliche An- 
erkennung als Orts- und Kantonsbürger, so lange ihre Gemeinden 
nicht ausdrücklich als Ortsbürgerschaften erklärt wurden. Der Bun- 
desrat hatte den Grundsatz aufgestellt, dem Heimatlosengesetz sei 
nicht Genüge geleistet, wenn das Kantons- und Gemeindebürgerrecht 
einer früher zurückgesetzten Klasse bloß auf logischen Folgerungen 



1 Er laiitet wörtlich Kloich wie Artikel ti8 der hcutiKC-ii BundesverfassuiiK. 
8 Art. 17 und 4 des Gesetzes. 
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beruhe; sie mußte förmlich eingebürgert, die Anerkennung in einem 
öffentlichen Akte vorbehaltlos ausgesprochen sein. 1 Es genügte also 
nicht, den Judenkorporationen alle Obliegenheiten und Befugnisse 
von Ortsbürgerschaften zu erteilen und ihren Angehörigen die sämt- 
lichen Rechte der Kantonsbürger zuzuerkennen ; die Forderungen des 
Bundesgesetzes waren nicht erfüllt, so lange den Korporationen der 
Name von Ortsbürgergemeinden vorenthalten blieb. 

Mit Recht erklärte also der Justizdirektor die Ansprüche der 
Israeliten für begründet. Dennoch beantragte er, in der Antwort 
den früher eingenommenen entgegengesetzten Standpunkt festzuhalten — 
aus praktischen Gründen, um Zeit zu gewinnen, — sich jedoch zu 
Verhandlungen bereit zu erklären für den Fall, daß der Bundesrat 
anderer Ansicht sei. Die Regierun'? war damit einverstanden und 
antwortete am 31. Oktober 1870 im angegebenen Sinne; ein Ver- 
fahren, das dem Kanton wohl einen Aufschub, aber keine Ehre ein- 
gebracht hat. 

Die Bundesrevisionsbewegung von 1872 und 1874 drängte die 
Angelegenheit ueuerdings in den Hintergrund. Im Juli 1875 wieder- 
holte der israelitische Kulturverein das Gesuch um förmliche Ein- 
bürgerung. Die Regierung fand es auch jetzt noch zweckmäßig, an 
ihren früheren Behauptungen festzuhalten, obschon die neue Bundes- 
verfassung ihnen auch nicht einen Schimmer von Berechtigung mehr 
ließ. Sie erneuerte das Anerbieten einer Besprechung und bemerkte, 
das Gemeindeorganisationsgesetz von 1841 sei gerade in Revision, 
die Judenfrage stehe mit der Gemeindeorganisation in engstein Zu- 
sammenhang, und es erscheine daher nicht zweckmäßig, diese einzelne 
Frage herauszugreifen und besonders zu behandeln, während sie bei 
der Beratung des neuen Gesetzes ohnehin zur Sprache kommen werde. 
Damit wäre die Sache auf die lange Bank geschoben worden; die 
Revision des Gemeindegesetzes ist überhaupt nicht zu stände ge- 
kommen. 

2. Der Bundesbeschluss vom 21. März 1876. Der Kulturverein 
richtete nun eine Eingabe direkt an die Bundesversammlung, und 
der Nationalratspräsident lud den Bundesrat zum Bericht ein, worauf 
dieser der aargauischen Regierung mitteilte, es müsse den Juden ein 
Ortsbürgerrecht ausdrücklich zuerkannt werden. Die Regierung er- 

1 Bundcsblatt von 1860. Band 2 S. 64 ff.. S. 453; sowie von 1872 Band 1 
S. 353. 
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klärte sich dazu bereit, so viel an ihr liege, doch lasse ein Termin 
sich nicht angeben ; wiederum wies sie auf die Revision des Gemeinde- 
gesetzes als geeigneten Anlaß für die Erledigung hin. 

Der Bundesrat erstattete nun der Bundesversammlung Bericht 
und erklärte, unter den vorliegenden Umständen sei kein Grund zu 
weiteren Beschlüssen, da die aargauische Regierung die Berechtigung 
des bundesrätlichen Standpunktes anerkannt und die Einbürgerung 
in Aussicht gestellt habe. 1 Die Kommission des Ständerats war an- 
derer Meinung. Sie bemerkte, der Vorschlag für die Revision der 
aargauischen Gemeindeorganisation habe noch nicht, einmal die Vor- 
beratung passiert; es handle sich aber um Rechte, die nach der 
Bundesverfassung bereits bestünden und nur noch auf den Vollzug 
harrten, der nicht auf dem Wege einer kantonalen Gesetzesrevision, 
sondern einfach durch ein großrätliches Dekret zu geschehen habe. 2 
Der Ständerat trat am 10. März 1876 dieser Anschauung bei. Die 
nationalrätliche Kommission wollte noch weiter gehen und sagen, 
der Termin dürfe vom Bundesrat nicht über das Ende des Jahres 1876 
hinaus erstreckt werden. 3 Der Rat stimmte jedoch dem Dispositiv des 
ständerätlichen Beschlusses zu und nahm nur an den Erwägungen 
einige Änderungen vor, denen der Ständerat seinerseits am 21. März 
beipflichtete. 4 

Der Beschluß lautet: 
Die Bundesversammlung der schweizerischen Eidgenossenschaft, 
nach Einsicht des Gesuches des Kulturvereins der schweizerischen 
Israeliten, d. d. Baden den 20. September 1875, betreffend Ein- 
bürgerung der Israeliten im Kanton Aargau, und der hierauf bezüg- 
lichen Botschaft des Bundesrates vom 17. Dezember gleichen Jahres, 

in Anbetracht: 

1. dass das Gesuch um Einbürgerung in den Ortsbürgerge- 
weindecerba)id und um volle bürgerliche Gleichstellung mit den an- 
dern Kantons- und Schweizerbürgern angesichts der Artikel 4 und 5 



1 Bundesblatt von 1875, Band 4 S. 1223 ff. 
« Bundcsblatt von 187«. Bund 2 8. 757 ff. 
8 Bundes lila tt a. a. 0.. S. 7«« ff. 

4 Der ursprüngliche Beschluß des Stünderates hatte siel» irrtümlicherweise 
auf den Artikel «0 der Bundesverfassung berufen (Gleichstellung der Schweizer 
mit den Kantonsbürgern), wofür die nationalrätliche Kommission korrekt den 
Artikel 4 einsetzte. — Die beiden Beschlüsse sind zusammengestellt im Bundes- 
blatt von 1876. Band 1 S. 822. 

Haller, Dissertation. 1^ 
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der Bundesverfassung, Artikel 11 und 79 der aargauischen Kan- 
tomverfassung , l sowie eventuell der Bestimmungen des Bundes- 
gesetzes über die Heimatlosigkeit, namentlich Artikel 17 desselben, 
begründet erscheint; 

2. dass Bestimmungen der kantonalen Gesetze, welche mit der 
Bundesverfassung im Widerspruche stellen, von selbst dahinfallen 
und die Aufhebung solcher Verhältnisse nicht erst von dem Ergeb- 
nisse einer kantonalen Verfassungs- oder Gesetzesrevision abhängig 
gemacltt teer den kann, 

beschliesst: 

Der Bundesrat wird eingeladen, bei der Regierung des Kantons 
Aargau auf endliche Erledigung der Angelegenheit der Israeliten, 
betreffend die Einbürgerung und die volle bürgerliche GleicMellung 
mit den Kantons- und Schicäzerbürgem, zu dringen und derselben 
hiefür einen atigemessenen Termin zu setzen. 

Dieser Bundesbeschluß war nicht nur rechtlich ohne jeden Zweifel 
begründet, sondern er lag auch im Interesse des Aargaus selber. 
Denn er schnitt die Möglichkeit einer Wiederholung der Ereignisse 
von 1862 und 1863 von vornherein ab, und die nationalrätliche 
Konimission konnte mit Recht sagen, die aargauischen Behörden 
dürften der Bundesversammlung dafür Dank wissen, daß sie durch 
imperativen Beschluß die Verantwortlichkeit auf ihre Schultern nehme.* 

3. Das Dekret des Grossen Rates vom 15. Mai 1877. Dein Kanton 
standen nun drei Wege offen. Er konnte die Juden, wie es seiner- 
zeit mit den Landsassen geschehen war, unter die Gemeinden des 
ganzen Kantons zur Einbürgerung verteilen, oder sie wie ewige Ein- 
sassen zu Ortsbürgern der Gemeinden Oberendingen und Lengnau 
erklären, oder endlich die Judenkorporationen zu Ortsbürgerschaften 
erheben. Dagegen ging es nicht an, sie, wie das Gesetz von 1862 
versucht hatte, zu selbständigen politischen Gemeinden umzugestalten. 
Denn zwei solche waren auf demselben Gebiet nach dem Gemeinde- 
gesetze nicht möglich, es hätte also eine Revision desselben stattfinden 
oder ein eigenes Gesetz erlassen werden müssen, was nach dem 



1 $ 11 (der Staatsverfassung vom 22. Iloniiniü 1852): Alle Kantons- und 
Schweizerbüryer sind vor dem Gesetze gl eich. $ 79: Die Gemeinden ordnen und 
verwalten, unier Auf sieht des Staates, ihre Auf/eteffenheiten selbständig. Sie be- 
stehen ans Orlsbürgcrge/neinden und Einwohnenjemeinden. 

2 Bundesblatl a. a. 0., S. 774. 
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Bundesbeschluß nicht abgewartet werden durfte. Zudem wäre auf 
diesem Wege die völlige Gleichstellung gar nicht zu erreichen ge- 
wesen, da nicht alle Obliegenheiten der Einwohnergemeinde sich 
teilen ließen. Auch die Einbürgerung in christliche Gemeinden war 
kaum thunlich; eine Verteilung unter alle Gemeinden des Aargaus 
wäre zwar den christlichen Bürgern von Oberendingen und Lengnau 
erwünscht, im ganzen übrigen Kanton aber sehr unpopulär gewesen; 1 
die Einbürgerung in die Ortsbürgergemeinden Oberendingen und 
Lengnau wäre bei diesen ohne Zweifel auf den äußersten Widerstand 
gestoßen und in der That unbillig gewesen. Es blieb daher nur ein 
Mittel, und dieses wurde auch von der Regierung vorgeschlagen: die 
Erhebung der israelitischen Korporationen zu Ortsbürgergemeinden 
und ihre Vereinigung mit den christlichen Ortsbürgerschaften zu poli- 
tischen Gemeinden. Zur Unterscheidung von den christlichen erhielten 
die israelitischen Ortsbürgergemeinden die Namen Neuendingen und 
Neulengnau. In einem kurzen Entwurf von drei Paragraphen war 
dies ausgesprochen; der Bundesrat, dem die Regierung den Vorschlag 
mitteilte, sprach seine unbedingte Zustimmung aus- 2 

So einfach die Sache erschien, stieß sie doch auf Schwierigkeiten, 
weil in der Bevölkerung noch immer eine tiefe Abneigung bestand, 
die Juden als vollberechtigte Kantonsbürger anzuerkennen. Die christ- 
lichen Bürgerschaften von Oberendingen und Lengnau glaubten zu- 
dem wieder, wie im Jahre 1862, ihre ortsbürgerlichen Gerechtsamen 
in Gefahr, obschon die Regierung sie darüber hatte aufklären lassen, 
daß ihre Rechte vom Dekret in keiner Weise berührt würden ; sie 
erhoben lebhaften Einspruch gegen den Vorschlag und verlangten die 
Verteilung der Juden unter alle Gemeinden des Kantons. Deshalb 
zog die Beratung in der großrätlichen Kommission sich lange hin, 
und erst in der Maisitzung des Jahres 1877 konnte der Bericht er- 
stattet werden. Die Kommission beantragte die Annahme des Vor- 

1 Die Grnßratskommission hat in ihrem Bericht auf diese Lösung als auf 
die radikalste hingewiesen, aber zugleich auch auf die Schwierigkeiten und Hin- 
dernisse, welche sie unmöglich erscheinen ließen. Vgl. die (gedruckten) „Vor- 
lagen an den h Großen Rat betreffend die Erhebung der israelitischen Kor- 
porationen Endingen und Lengnau zu Ortsbürgergemcinden (1876/77)'*, S. 8. 
Diese „Vorlagen" enthalten: 1. den Bericht der llegiemng an den Großen Hat, 
von» 27. Herbstmonat 1876; 2. den Dekretsentwurf vom gleichen Datum; 8. die 
Zuschrift des Bundesrates vom 13. Weinmonat 1876; 4. den Bericht der Großrats- 
komini&sion, vom März 1877: 5. und 6. Zusatzanträge. 

* „Vorlagen" Ziffer 2 und 3. 
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Schlags mit einem Zusätze zur Beruhigung der beiden christlichen 
Gemeinden (§ 3).' In dieser Form wurde der Vorschlag am 15. Mai 
1877, auf den Tag fünfzehn Jahre nach dem Erlaß des Emanzipations- 
gesetzes von 1862, mit großer Mehrheit zum Beschluß erhoben. 
Das Dekret lautet: 

Der Grosse Bat des Kantons Aargau, 
in Erwägung, dass die bisherigen Vorschriften über Bestand und 
Organisation der beiden israelitischen Korporationen Endingen und 
Lengnuu neben den Bestimmungen der Bundesverfassung und 
Bundesgesetzgebung nicht mehr bestehen können; 
in An wendung von 2 und S des Gesetzes über Organisation 
der Gemeinden und Gerne in de reite vom 26. Wintermonat 1841? 

beschliesst : 

§ 1. Die beiden israelitischen Korporationen Endingen und 
Lengnau werden jede zu einer besonderen Ortsbürgergemeinde erhoben. 

Jeder bisherige Korporationsgenosse wird Ortsbürger der betref- 
fenden nrutn Ortsbürgergemeinde. 

§ 2. Diese neuen Ortsbürgergemeinden bilden unter dem Kamen 
Neuendingen und Neulengnau mit den bisherigen Ortsbürger- 
gemeinden die politischen Gemeinden Oberendingen und Lengnau. 

§ 3. Die bisherigen Ortsbürgergemeinden Oberendingen und 
Lengnau verbleiben auch fernerhin im alleinigen Besitze und Ge- 
nüsse ihrer Korporationsgüter. 

§ 4. Der Begierungsrat wird die erforderlichen Verfügungen 
zur Durchführung dieses Dekretes treffen. 

4. Das Dekret als Erfüllung der bundesverfassungsmassigen 
Pflichten des Kantons. Das Dekret erhob die Judenschaften zu Orts- 
bürgergemeinden ; das bedeutete nach dem kantonalen Staatsrecht 
die Anerkennung der Juden als Kantonsbürger, die von den Bundes- 
behörden verlangt worden war. Der Bundesrat wiederholte seine, zum 

1 „Vorlagen" Ziffer 5. Dieser § 3 veranlaßt? eine dreistündige Diskussion, 
wurde aber schließlich nur redaktionell etwas verändert : namentlich ward die Be- 
zeichnung der alten Ortsbürgersrhaften als „christliche - durch „bisherige" ersetzt. 
Der Ingreß des Dekrets und §8 1 und 2 waren unbeanstandet geblieben. 

* g 2: Unter Ortsbürgerschaft wird der Verein der Anteilhnber eine« Ge- 
meinde- oder Annenguts verstanden, welche die gegenseitige Verpflichtung der 
Armenunterstützung auf sich haben. § 3: Jede Veränderung der bestehenden 
Gemeindcbezirki und Ortsbürgerschaften sott durch ein von uns zu erlassendet 
Dekret verfügt werden. 
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voraus erklärte Zustimmung im Geschäftsberichte; am 25. Mai 1877 
machte er der Bundesversammlung Anzeige von der Erledigung der 
Angelegenheit, wovon beide Räte ohne Bemerkung Kenntnis nahmen. 1 
Damit anerkannten die Bundesbehörden, daß der Aargau seinen ver- 
fassungsmäßigen Verpflichtungen nunmehr nachgekommen sei. 

In der That hatte, wie früher dargelegt worden ist, den Juden- 
korporationen zu Ortsbürgergemeinden nichts gefehlt als der Name. 
Auf den ersten Blick freilich mochte es scheinen, als mangelte ihnen 
auch jetzt noch etwas weit wichtigeres: ein eigenes Gebiet. Das 
Fehlen eines solchen war in früheren Zeiten als hauptsächlichste Be- 
sonderheit der Judengemeinden angesehen worden; 2 und noch 1876 
hatte die nationalrätliche Kommission darin einen Verstoß gegen die 
aargauische Verfassung gefunden, die nur Ortsbürger- und Einwohner- 
gemeinden, nicht aber „schwebende Korporationen" kenne. 3 Die 
aargauische Gesetzgebung ging wirklich von der Annahme aus, daß 
jede Ortsbürgergemeinde ein Gebiet besitze; die Gemeindeorganisation 
von 1841 hatte aus ihren Vorläuferinnen unverändert den Satz über- 
nommen: „Eine oder mehrere Ortsbürgerschaften bilden einen Ge- 
meindebezirk.' 1 Der Versuch ist denn auch in der That gemacht 
worden, die Emanzipation der Juden für unvollständig, ihre Gleich- 
stellung mit den Christen für eine scheinbare zu erklären, weil eine 
Gemeinde ohne territoriale Grundlage unmöglich sei. 4 — So schwer- 
wiegend der Einwand schien, so war er doch unbegründet. Ein 
Gebiet war allerdings notwendig für die Einwohnergemeinde; gerade 
deshalb mußte die Emanzipation von 1862 als unvollständig bezeichnet 
werden , weil sie zwei Einwohnergemeinden auf dem gleichen Boden 
geschaffen und dabei naturgemäß die jüdische der christlichen unter- 
geordnet hatte. Der Ortsbürgerschaft aber war ein eigenes Gebiet 
nicht wesentlich; daß man bei den christlichen Ortsbürgergemeinden 
von einem solchen sprechen konnte, beruhte auf historischen Gründen 
und entbehrte der praktischen Bedeutung. 



1 Bundesblatt von 1S77, Band 'J S. ö'5i>. Band Ii Anhang S. 1*. 

2 Erwägungen zum <dk>rgerichtlichen l'rteil vom 18. Januar lJtöl in Sachen 
Guggenheim gegen die Yorsteherschait Lengnau. in den Adininistrativakten des 
Obergerichts. Auch die Begmning erwähnte in ihren Zuschriften an den Bundes- 
rat diesen l' instand als eine Verschiedenheit, sprach ihr aber jede Bedeutung ab. 

»Bundosblalt von 187»>. Band 2 S. 77:*. 

4 In dein noch zu erwähnenden Bekurs der christlichen Gemeinden Obcr- 
endiugen und Lengnau. 
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Bei der Gründung des Kantons war die politische Gemeinde noch 
mit der Ortsbürgerschaft zusammengefallen. Sie war erwachsen aus der 
Markgenossenschaft und hatte eine doppelte Grundlage: eine terri- 
toriale und eine persönliche. Daraus entstand der Gegensatz von 
Ortsbürgern und Einsassen: die letztern waren nicht Gemeindeglieder, 
sie hatten in Gemeindeangelegenheiten kein Stimmrecht, unterstanden 
aber, namentlich in polizeilicher Beziehung und im Steuerwesen, der 
Gemeindehoheit. Von 1815 an wurden mehr und mehr auch die 
Einsassen mit aktiven politischen Rechten in der Gemeinde ausge- 
stattet ; es entstand die Gemeindeversammlung neben der Ortsbürger- 
Versammlung, und schließlich zerfiel die alte einheitliche Gemeinde 
in zwei Teile: neben die Ortsbürgerschaft trat selbständig die Ein- 
wohnergemeinde. 1 Diese erhob sich auf der territorialen Grundlage: 
sie umfaßte alle Einwohner des Gemeindebezirks. Ihr wurden daher 
alle Funktionen zugeteilt, die mit dem Gebiete zusammenhingen. 
Die Ortsbürgerschaft ruhte fortan ausschließlich auf dem persönlichen 
Element : das Ortsbürgerrecht war unabhängig vom Wohnsitz in der 
Gemeinde. Freilich blieb dieser von Bedeutung für einzelne Rechte 
und Pflichten: auswärtige Bürger nahmen in der Regel nicht teil an 
den Nutzungen und trugen dabei auch nicht alle Lasten. Insofern 
konnte noch immer von einem Gebiet der Ortsbürgergemeinde ge- 
sprochen werden. Aber es kam nur noch in Betracht für die Be- 
ziehungen der Genossen unter sich: daher konnten recht wohl mehrere 
Ortsbürgerschaften auf demselben Boden nebeneinander bestehen. 

Wo zwei oder mehrere christliche Ortsbürgerschaften zusammen 
eine Einwohnergemeinde bildeten, hatten freilich die Banngrenzen 
ihre Bedeutung nicht sogleich verloren. Ein Angehöriger der einen 
Ortsbürgerschaft, der in der politischen Gemeinde, aber auf dem Ge- 
biete der andern Ortsbürgerschaft wohnte, war ursprünglich als bloßer 
F^insasse der politischen Gemeinde angesehen worden; wenn ein be- 
sonderes Einsassengeld erhoben wurde, hatte er daran beizutragen, 
die besonderen Rechte und Pflichten der in der Ortsbürgerschaft 
selber wohnenden Genossen teilte er nicht.- Wäre dies im Jahre 1877 



1 Vgl. ohon S. 212. 

' Das tlemeindcoiganisationsgesetz von 1*41 bestimmte, in solchen Fällen 
sei aus jeder Ortbürgerschaft mindestens ein Mitglied in den Genieinderat zu wählen, 
das auch seinen Wohnsitz in der Ortsbürgerschaft haben müsse. Die Kegel wäre* 
natürlich, dati die getrennten Ortsbürgersehaften auch geographisch getrennte 
Ortschaften bildeten. 
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noch überall so gehalten worden, dann hätte allerdings eine Besonder- 
heit in den Verhältnissen zu Oberendingen und Lengnau auch fernerhin 
bestanden, weil dort jeder im Gebiet der politischen Gemeinde woh- 
nende ortsangehörige Christ oder Jude als ansässiger Ortsbürger, 
keiner als bloßer Einsasse erschien. Aber der Unterschied wäre ein 
rein faktischer, ohne rechtliche Bedeutung, gewesen, zumal da das 
Gemeindesteuergesetz von 1866 keine Einsassengelder mehr kannte, 
sondern die sämtlichen Einwohner, Ortsbürger wie Einsassen, in 
gleicher Weise zu allen Steuern heranzog, die für die Bedürfnisse 
der politischen Gemeinde erhoben wurden. Es war also für die 
Einwohnergemeinde völlig gleichgültig, ob zwischen den von ihr um- 
schlossenen Ortsbürgerschaften eine Grenze lief oder nicht. Der Zu- 
stand, den die Gemeindeorganisation voraussetzte, bestand aber gar 
nicht mehr in allen derartig zusammengesetzten Gemeinden. Noch 
unter der Herrschaft des alten Steuergesetzes hatte die Regierung in 
einem solchen Falle es für unzulässig erklärt, daß die Gemeinde- 
angehörigen, die nicht in ihrer eigenen, sondern in der andern Orts* 
bürgerschaft wohnten, mit Einsassensteuer belegt würden. 1 Folglich 
mußten sie, um nicht privilegiert zu erscheinen, in ihren Verpflich- 
tungen den Genossen gleichgestellt werden, die in der Ortsbürger- 
schaft selber wohnten, und dann konnte man ihnen umgekehrt auch 
die Rechte von solchen nicht verweigern. Damit aber war die alte 
Banngrenze beseitigt, sie war nichts mehr als eine historische Er- 
innerung. Der Entscheid betraf zwar nur eine Gemeinde und scheint, 
obwohl seine Gründe überall zutrafen, anderwärts nicht durchgeführt 
worden zu sein; die Frage verlor ihre Bedeutung zum größten Teil 
durch das neue Gemeindesteuergesetz. Aber es gab danach doch 
schon Gemeinden, in welchen genau der Zustand herrschte, den das 
Dekret in Oberendingen und Lengnau einführte. Das Fehlen eines 
Gebietes war also weder rechtlich noch thatsächlich eine Besonderheit 
der israelitischen Ortsbürgerschaften. 

In zwei Beziehungen allerdings unterschieden sich die Juden- 
gemeinden von den christlichen Ortsbürgergemeinden: sie besaßen 
kein nutzbares liegenschaftliches Gemeindegut und hatten ausschließ- 
lich israelitische Angehörige. Aber beides waren rein faktische Unter- 
schiede, die in keiner Weise die Rechtsstellung der Juden berührten. 



1 Der Entscheid ist erwähnt in der Antwort auf den Rekurs der heiden 
christlichen Gemeinden, auf den wir noch zu sprechen kommen. 
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Wesentlich war für die Ortsbürgerschaft bloß, daß sie ein Armengut, 
nicht aber, daß sie Liegenschaften besaß. Der andere Punkt ist neben 
dem Fehlen eines Gebietes als Beleg dafür angerufen worden, daß 
die Emanzipation keine wirkliche sei, aber ebenfalls mit Unrecht: 
das Kantonsbürgerrecht verlieh jedem Juden die Möglichkeit, sich in 
eine christliche Gemeinde einzukaufen; erfüllte er die gesetzlichen 
Bedingungen, so durfte die Aufnahme ihm nicht versagt werden. 
Umgekehrt hätte ein Christ das Ortsbürgerrecht von Neuendiiigen 
oder Neulengnau erwerben können. Es verstand sich endlich von 
selber, daß der Übertritt eines aargauischen Juden zum Christentum 
an seiner ortsbürgerlichen und staatsbürgerlichen Stellung fortan nicht 
das mindeste mehr änderte. 

Nicht einverstanden waren mit dem Dekret einzig die christ- 
lichen Gemeinden Oberendingen und Lengnau, obwohl ihre Rechte 
als Ortsbürgerschaften vom Dekret in keiner Weise berührt, vielmehr 
darin ausdrücklich vorbehalten wurden. 1 Sie ergriffen den staats- 
rechtlichen Rekurs wegen Verletzung der Kantonsverfassung und der 
Gleichheit vor dem Gesetze, wurden aber vom Bundesgerichte ein- 
mütig abgewiesen. * Immerhin war durch diesen Streit die Vollziehung 

1 Ihren Interessen allerdings hätte der von ihnen vorgeschlagene Weg der 
Verteilung unter alle Gemeinden des Kantons besser gedient. Jetzt blieben die 
unbemittelten Juden in den beiden Gemeinden und vermehrten die Bevölkerung 
und damit die Ausgaben der Einwohnergemeinde, nicht aber die Steuerkraft. Ii» 
andern Falle hätte man die Unterstützungsbedürftigen in ihre neue Heimat schicken 
können. 

a Entscheidungen des schweizerischen Bundesgeriehts ans dem 
Jahre 1878 S. 75 ff. Die Rekurrenten bestritten vorab das Recht des Großen 
Rates, durch Dekret neue Ortsbürgergemeinden zu bilden. Ferner behaupteten 
sie, das Dekret gebe den Israeliten nicht wirkliche Ortsbürgerrechte, sondern 
schaffe für sie neuerdings eine verfassungswidrige Sonderstellung; nach wie vor 
solle der israelitische Glaube das Unterscheidungsmerkmal ausmachen, von welchem 
ein wichtiger Bestandteil der bürgerlichen Rechtsstellung, die Gemeindeangehöris?- 
keit, abhängig sei. Das Hauptargument war das Fehleu eines Gemeindebannes. — 
Die materiellen Fragen sind im Texte schon beantwortet. Ernsthaft konnte einzig; 
der erste, formelle Beschwerdegrund in Betracht kommen; doch hatte das Dekret 
nicht neue Ortsbürgergemeinden geschaffen, sondern die bestehenden Judeii- 
gemeinden, die alle Merkmale von Ortsbürgerschaften besaßen, lediglich als solche 
anerkannt. Die Sonderbestimmungen der Gesetze von 1824 und 1863 mußten 
nach dem ßundeshesehluß als durch die Bundesverfassung beseitigt angesehen 
werden, daher war das Gemeindeorganisationsgesetz von 1841 auf die Juden- 
gemeinden anzuwenden; und nichts anderes war im Dekret geschehen. Weiteher 
hätte gegen eine Verteilung der Juden, wie die Rekurrenten sie wünschten, der 
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des Dekretes neuerdings verzögert worden und wurde es noch weiter, 
weil in den Gemeinden eine Zeit lang die Neigung bestand, die Sache 
auch vor die Bundesversammlung zu bringen. So kam es, daß die 
Vollziehungsverordnung erst am V2. November 1878 erlassen wurde, 
nachdem sie vorher den sämtlichen beteiligten Gemeinden vorgelegt 
und in einzelnen Dingen nach deren Wünschen eingerichtet wor- 
den war. 

5. Die Judengemeinden nach dem Dekret. Den jüdischen Orts- 
bürgerschaften blieb nach den Vorschriften der Gemeindeorganisation 
die selbständige Besorgung ihres Armenwesens unter eigenen Armen- 
pflegen und die Verwaltung ihrer Korporationsgüter; es blieb Aufgabe 
der jüdischen Ortsbürgerversammlung, die Steuern für das Armenwesen 
und andere rein ortsbürgerliche Zwecke zu beschließen und alle sie 
ausschließlich betreffenden Gegenstände zu behandeln. Die Verrich- 
tungen der Vorsteherschaft gingen auf den Gemeinderat über, den 
die gesamte Einwohnerschaft zu bestellen hatte; doch mußte aus 
jeder Ortsbürgerschaft mindestens ein Mitglied gewählt werden. Die 
Verwaltung der Ortsbürgergüter kam jedoch ausschließlich den Mit- 
gliedern des Gemeinderats zu, die der Ortsbürgerschaft angehörten, 
wofür diese ihnen einen Ausschuß beizugeben hatte; dem ganzen 
Gemeinderate stand die Aufsicht und die Ernennung der Verwalter 
zu. Das alles galt genau so für die christlichen wie für die israe- 
litischen Ortsbürgerschaften ; die Vollziehungsverordnung brachte nur 
die allgemeinen Grundsätze zur Anwendung, welche die Gemeinde- 
organisation für solche Fälle aufstellte. — Die Erhebung der Israeliten 
zu Orts- und Kantonsbürgern kam auch darin zum Ausdruck, daß die 
bisher erteilten Heimatscheine zurückgezogen und durch neue nach 
dem allgemeinen Formular ersetzt werden mußten. 

Unberührt blieben die israelitischen Kirchgemeinden, wie sie das 
Gesetz von 1868 geschaffen hatte. Die Vollziehungsverordnung sagte 
darüber nur, das Kirchenwesen der verschiedenen Religionsgenossen- 
schaften bleibe getrennt. — Das einzige Gebiet, wo die Vollziehungs- 
verordnung sich nicht auf die Anwendung der allgemeinen Gesetze 



Einwand erhoben werden können, der Große Rat sei nicht befugt, bestehende 
und gesetzlich organisierte Geineinden durch ein Dekret vollständig aufzulösen. 
L'nd doch nötigte ihn der BundesbeschluK, die Angelegenheit durch biolies Dekret 
zu erledigen. 
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beschränken konnte, sondern zugleich einen Entscheid treffen mußte, 
war das Schulwesen. Noch bestanden in einzelnen paritätischen Ge- 
meinden konfessionell getrennte Schulen ; 1 aber man sah darin einen 
Widerspruch mit dem Schulgesetz, das die Vereinigung vorhandener 
Parallelschulen vorschrieb, wo die örtlichen Verhältnisse sie gestatteten. 2 
Schon 1869 war die Erziehungsdirektion von der Regierung eingeladen 
worden, jene Bestimmung gegenüber den konfessionellen Schulen zur 
Anwendung zu bringen. 3 Doch schritt die Vollziehung sehr langsam 
vor; die reformierten Minderheiten hatten sich beim Großen Rat über 
den Regierungsbeschluß beschwert und dieser sie zwar abgewiesen, 
aber doch ein möglichst schonendes Vorgehen empfohlen. 4 Es be- 
standen daher im Jahre 1878 noch mehrere christliche konfessionelle 
Schulen, unter anderm auch in Oberendingen, aber ihre Verschmelzung 
war nur eine Frage der Zeit, zumal da sie auch vor dem Artikel 27 
der Hundesverfassung nicht haltbar erschienen. Deshalb wollte der 
Direktor des Innern die christlichen und israelitischen Schulen ver- 
einigen; die vier beteiligten Gemeinden sprachen sich aber dagegen 
aus, und auch der Erziehungsrat gab sein Gutachten dahin ab, die 
Verschmelzung sei zur Zeit noch nicht durchzuführen. Es blieb daher 
vorderhand bei den getrennten Schulen, jedoch wurden die politischen 
Gemeinden zu Schulgemeinden erklärt, so daß eine gemeinsame 
Schulpriege zu bestellen war. Die Schulgüter blieben getrennt und 
wurden als Korporationsgüter nach den allgemeinen Vorschriften ver- 
waltet, 

Im übrigen enthielt die Vollziehungsverordnung nur eine Anzahl 
von Übergangsvorschriften ohne rechtliches Interesse. Sie ordnete 
die Wahl des Gemeinderates und die Neubesetzung der übrigen ge- 
meinsamen Beamtungen sowie der Armenpflegen an und setzte das 
Dekret auf den 1. Januar 1879 in Kraft. 



1 iNiirh dem Rechenschaftsberichte des R egicrun gsrates für 1864. 
S. H»4, gab es getrennte reformierte und katholische Schulen noch in acht paritäti- 
schen Gemeinden, worunter Oherendingen. 1*71 war die Zahl etwas geringer, der 
Rechenschaftsbericht für dieses Jahr, S. 87. erwähnt neun katholische, sechs refor- 
mierte und fünf israelitische Schulen (drei in Kndingen, zwei in Lengimu): 
die Trennung zwischen den christlichen Konfessionen hestand also höchstens noch 
in sechs Gemeinden. 

2 Schulgesetz von 1865 g 32. 

• RP vom 20. Januar Ziffer 200. 

4 Rechenschaftsbericht des Regierungsrates für 1873. S. 95 f. 
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Mit diesem Tage ist die letzte Zurücksetzung der aargauischen 
Israeliten in den bürgerlichen Rechten verschwunden. Die Emanzi- 
pation war vollendet. 



V. Kapitel. Die Stellung der Juden seit der 

Emanzipation. 

§ 46. Die Gemeinden. 

1. Der Ortsvorstand. Die Stellung der jüdischen Ortsbürger- 
schaften in den politischen Gemeinden Oberendingen und Lengnau 
hat sich seit der Emanzipation nicht verändert. Nach gesetzlicher 
Vorschrift müssen die Juden im Geineinderat vertreten sein; an beiden 
Orten hat ihnen die christliche Mehrheit stets nur ein einziges Mit- 
glied zugestanden. Dieses Gemeinderatsinitglied beruft die israe- 
litischen Ortsbürgerversammlungen ein und leitet sie; für die Ver- 
waltung der Korporationsgüter wird ihm nach Gesetz ein Ausschuß 
beigegeben, der mit ihm zusammen den „Ortsvorstand" von Neu- 
endingen, beziehungsweise Neulengnau bildet. Er besteht an beiden 
Orten, neben dem Vorsitzenden, aus zwei Mitgliedern, einem Ersatz- 
mann und einem Korporationsschreiber. 

2. Armenwesen. Die Hauptaufgabe der Ortsbürgerschaft ist die Be- 
sorgung des Armenwesens, wofür sie eine Armenpflege bestellt. Noch 
immer spielen bei den Juden die freiwilligen Leistungen der Angehöri- 
gen eine gewisse Holle; rechtlich erzwingbar ist die Befolgung der reli- 
giösen Almosengebote natürlich nicht mehr. Neben den gesetzmäßigen 
Armenfonds bestehen auch noch immer besondere Stiftungen. Aber 
diese Eigentümlichkeiten sind rein faktischer, nicht rechtlicher Natur. 

Durch den Wegzug der Begüterten, der sich nach der Emanzi- 
pation fortsetzte, kamen die jüdischen Gemeinden in Bedrängnis, 
zumal da nach dem Gesetze bloß die im Aargau wohnenden Orts- 
bürger zu den Armensteuern herangezogen werden konnten. Im 
Jahr 1888 hat sich dies geändert, seither sind auch die außerhalb 
des Kantons niedergelassenen Aargauer annensteuerpflichtig. 1 Für 



1 Vffl. oben S. ltxi K. 1. 
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die Judengemeinden war die nächste Wirkung ungünstig; eine Anzahl 
aargauischer Israeliten, die sich in andern Kantonen eingebürgert 
hatten, verzichteten auf ihr altes Heimatrecht. 1 Seither ist aber 
hierin, trotz den hohen Armensteuern, wieder ein Stillstand ein- 
getreten. 

3. Schulwesen. Kinzig im Schulwesen sind seit 1879 erhebliche 
Veränderungen eingetreten. Damals bestand in Endingen eine israe- 
litische Successivschule mit drei, in Lengnau eine solche mit zwei 
Abteilungen, von denen hier die obere als Fortbildungsschule organi- 
siert war. Die Emanzipation änderte hieran nichts; sie schuf zwar 
für Christen und Juden eine gemeinsame Schulprlege, aber die Juden 
bildeten eine eigene Schulkorporation, die selbständig ihr Vermögen 
verwaltete, ihre Steuern beschloß und ihre Lehrer wählte. Mit der 
Verminderung der israelitischen Einwohnerschaft ging natürlich auch 
die Zahl der schulpflichtigen Kinder zurück und ebenso der Ertrag 
der Schulsteuer, die nur auf den Einwohnern lastete. Schon 1878 
hatte daher die Judenschaft von Lengnau die Errichtung einer Ge- 
samtschule unter Aufhebung der Fortbildungsschule beschlossen. Die 
Regierung versagte ihre Einwilligung und wollte auch noch 1880 zu- 
erst bloß die Umwandlung der Fortbildungsschule in eine gewöhnliche 
obere Abteilung zugeben; doch bewilligte sie schließlich im selben 
Jahre noch die Gesamtschule, weil die Zahl der schulpflichtigen Kinder 
von zweiundsechzig in Jahresfrist auf achtundvierzig gesunken war. 1 
Wenig später wurde der Gemeinde Neuendingen die Verminderung 
ihrer Schulabteilungen auf zwei gestattet 3 und endlich auf wieder- 
holtes Gesuch hin im Jahr 1891 auch hier eine Gesamtschule be- 
willigt. 4 

Im Herbst 1893 regte der Erziehungsrat die Verschmelzung der 
noch bestehenden konfessionell getrennten Schulen an. Lengnau ge- 
hörte zu den ersten Gemeinden, für welche der Antrag gestellt wurde; 
denn die Zahl der schulpflichtigen Judenkinder war auf zehn ge- 



1 KP von. 5. Dezember 1889 (Ziffer 1883J und «. Mai 1890 (Ziffer 727). 
Rechenschaftsbericht des RcKierungsrates für 1889 S. 5. 

2 HP vom 23. September 1*7« (Ziffer 1928), vom 23. Februar. 12. August 
und 7. September 1*80 (Ziffer 301, 1:>57 und 1747 1. 

' HP vom 11. Januar 1882 (Ziffer 63). 

4 UP vom 4. Januar 1*89 (Ziffer 7), 14. Januar und 11. September 1891 
(Ziffer 98 und 1512). 
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sunken, und eine weitere Verminderung ließ sich vorhersehen. Zudem 
war die Lehrerstelle nur provisorisch besetzt, und die Judenschaft 
wollte einen Bewerber anstellen, der zugleich nebst dem Religions- 
unterricht das Amt eines Vorsingers und Schächters übernehmen 
sollte, 1 was der Erziehungsrat für ungesetzlich erklärte. Die Re- 
gierung stimmte dem Antrag zu, und die Verschmelzung wurde im 
Frühling 1894 vollzogen. 2 Im Jahr 1895 beschloß die Regierung 
auf den Vorschlag des Erziehungsrates das Gleiche für Oberendingen ; 
der Gemeinderat erhob zwar Einspruch, weil er die Unterschiede 
zwischen Christen und Juden unüberbrückbar fand, 3 doch wurde er 
abgewiesen und die Vereinigung im Frühling 1896 durchgeführt. 4 

Infolge der Verschmelzung waren die Lehrerwahlen in einer 
Versammlung der ganzen Schulgemeinde, also von Christen und Juden 
vereint, vorzunehmen. Dagegen waren die Schulgüter noch getrennt 
und in besonderer Verwaltung. Anfangs gedachten die Behörden 
diesen Zustand fortdauern zu lassen; als aber in Lengnau über die 
Beiträge der Israeliten an die gemeinsame Schulkasse keine Einigung 
zu stände kam, beschloß die Regierung, die Verschmelzung sei auch 
in finanzieller Beziehung vollständig durchzuführen. Für Endingen 
wurde dies in der Folge von Anfang an in Aussicht genommen. Doch 
war auch hier die Vereinigung der Schulen früher vollzogen als die 
Regelung der Vermögensverhältnisse. 

Es erhob sich nämlich zwischen Juden und Christen ein Streit 
darüber, ob der Schulfond von Neuendingen ganz an die Schulgemeinde 
übergehen solle, oder ob die Juden einen Teil davon für ihren reli- 
giösen Unterricht zurückbehalten dürften. Der Erziehungsrat wollte 
ihnen die Ausscheidung von 4500 Franken für diesen Zweck gestatten. 
Da aber der Gemeinderat nachwies, daß die Besoldung der Religions- 



1 Der letzte Punkt kam allerdings infolge der Bundesrevision vom 20. Au- 
gust 1893 in Wegfall; der Gemeindebeschluß war vorher gefaßt worden. 

8 Akten UW, Verschmelzung konfessionell getrennter Schulen, 1893 — 1897, 
1. Schnlverschmelzung Lengnau. 

8 namentlich wegen der Sabbathfeier. Der Erziehunjrsrat bemerkte dazu, was 
sich in Baden, Aarau, Bremgarlen und anderswo, namentlich aber in Lengnau 
ohne Schwierigkeiten habe durchführen lassen, werde auch in Endingen möglich 
sein; wenn die israelitischen Schüler an Samstagen nicht schreiben wollten, so 
werde man sie dort so wenig als an andern Orten im Kanton dazu zwingen. 
Vgl. jedoch den folgenden Paragraphen am Ende. 

* Akten UVV a. a. 0., 4. Schulverschmelzung Oberendingen. Diesen und den 
oben IS. 2 genannten Akten ist auch das Folgende entnommen. 
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lehrer aus dem Stiftungsfond 1 und nicht aus dem Schulgut bestritten 
worden war, verfügte die Regierung am 6. März 1896, der jüdische 
Schulfond sei seinem ganzen Betrage nach mit dem christlichen zu- 
sammenzulegen. Die Judenschalt beschwerte sich beim Großen Rat, 
wurde aber abgewiesen. 

In Lengnau erhob der Gemeinderat nicht bloß Anspruch auf den 
ganzen Schulfond, wogegen die Judenschaft nichts einwandte, sondern 
auch auf den Stiftungsfond. Denn dieser war hier seit 1841 mit 
dem Schulgut gemeinsam verwaltet und in der Verwendung der Er- 
trägnisse kein Unterschied gemacht worden, 2 weil seit dem Schulgesetz 
von 1835 der hebräische und religiöse Unterricht in den Lehrplan 
der jüdischen Gemeindeschule aufgenommen war. 3 Das Schulgesetz 
von 1865 hatte dem ein Ende gemacht, 4 und von da an war zwischen 
der gesetzlichen Lehrerbesoldung und einem Zuschlag unterschieden 
worden, der den staatlichen Lehrern nur zukam, wenn sie auch den 
religiösen Unterricht erteilten. 1872 hatte dann die Judenschaft 
eine selbständige hebräische Schule eingerichtet und die Zinsen des 
Stiftungsfonds für sie bestimmt; das Kapital wurde aber nicht schon 
damals, sondern erst anfangs der Achtzigerjahre ausgeschieden, und 
der Gemeinderat behauptete nun, dies sei lediglich in Voraussicht 
der Schul Vereinigung geschehen, um dem Gemeindeschulgut einen Teil 
dessen vorzuenthalten, was ihm von Rechts wegen zukommen sollte. 
Die Regierung entschied, der Stiftungsfond müsse der Judenschaft 
verbleiben. Hiegegen führte der Gemeinderat Beschwerde beim 
Großen Rat, der sich zwar unzuständig erklärte, jedoch der Regierung 
eine erneute Prüfung der Frage anempfahl. Die Vollziehungsbehörde 
hielt aber den früher eingenommenen Standpunkt fest, und mit Recht; 
denn das Kapital war für die Zwecke des religiösen Unterrichts von 
Privaten gestiftet und durfte dieser Bestimmung nicht entfremdet 
werden. Der Gemeinderat wandte sich von neuem an den Großen Rat, 
wurde aber diesmal definitiv abgewiesen; die großrätliche Kommission 
hatte sich inzwischen überzeugt, daß der Entscheid der Regierung 
richtig war. Auch ein staatsrechtlicher Rekurs ans Bundesgerkht 
blieb ohne Erfolg. 



1 V>I. oben S. 141 f., 147 ff., imbesnnuYre 152. 

* Viel, oben S. 182. 

» Vfcl. oben S. 149 ff. 

* Vgl. oben S. 154. 
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Die israelitischen Schulkorporationen haben damit zu existieren 
aufgehört, und gleichzeitig sind die konfessionellen Schulen im Kanton 
überhaupt verschwunden; Oberendingen gehörte zu den letzten Ge- 
meinden, in denen solche bestanden. 1 

4. Kultuswesen. Am gesetzlichen Bestand der israelitischen Kultus- 
gemeinden hat die Emanzipation nichts geändert; sie sind von 1868 
an bis auf den heutigen Tag den christlichen Kirchgemeinden recht- 
lich gleichgestellt. Aber ihr thatsächlicher Zustand entspricht nicht 
dem gesetzlichen, da sie schon vor der Emanzipation keinen Geist- 
lichen im Sinne des Gesetzes, d. h. keinen Kabbiner besaßen und auch 
seither nie zur Anstellung eines solchen verhalten worden sind. An- 
fänglich waren Rabbinatsverweser bestellt worden; noch 1882- hat 
die Regierung einem solchen die Entlassung erteilt und die Erziehungs- 
direktion beauftragt, mit dem Ortsvorstand über die Wiederbesetzung 
der Stelle zu unterhandeln. 1 ' Von da an aber wird auch kein Rabbinats- 
verweser mehr erwähnt. 

Im Jahre 1886 berief die israelitische Kultusgenossenschaft Baden 3 
einen Kabbiner; die beiden Kirchgemeinden beschlossen, an dessen 
Besoldung einen Beitrag zu leisten und dafür seine Dienste in An- 
spruch zu nehmen. Aber diese Anstellung war nicht öffentlichrecht- 
licher Natur. Die Regierung hat sich in keiner Weise darum be- 
kümmert, insbesondere dem Kandidaten die Wählbarkeit nicht erteilt 
und die Gemeinde Neulengnau ist später von dem Vertrage zurück- 
getreten und hat einen gleichartigen mit einein Rabbiner von Zürich 
abgeschlossen, wiederum ohne die Zustimmung der Regierung einzu- 
holen. Der Rabbiner von Baden ist daher nicht Geistlicher im Sinne 
der Gesetze und nicht Rabbiner im Sinne der Rabbinatsverordnung. 
Sein Verhältnis zur Kirchgemeinde Neuendingen bestimmt sich ledig- 
lich nach dem Anstellungsvertrage und den Normen des Privatrechts; 
zum Staate steht er in keiner amtlichen Beziehung. 

Die israelitischen Kultusgeineinden Neuendingen und Neulengnau 
befinden sich daher heute in einem sonderbaren und gesetzwidrigen 
Zustande. Sie sind noch immer Kirchgemeinden; das ist im Ver- 
fassungsrate von 1884 ausdrücklich hervorgehoben worden und kommt 

1 Rechenschaft sberielit des Regierungsrates für 1*96, S. 112. 

* Akten JA vom 13. Juli 1*82. 

* Sie besteht seit Kndc der Fünfziger jähre (vgl. oben S. 154 zu >i. 2), als 
reiner Privatverein ohne jeden öffentlichreehtliehen Charakter. Kine gleiche Ge- 
nossenschaft besteht seit den Sechzigerjahren in Bremgarteu. 
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in der Verfassung mittelbar dadurch zum Ausdruck, daß sie die Kon- 
fessionen ohne Unterschied der staatlichen Aufsicht unterstellt, dann 
aber besondere Bestimmungen für die anerkannten christlichen Kon- 
fessionen gibt. 1 Die Organisation der jüdischen Kultusgemeinden 
beruht auf dem Kirchgemeindegesetz von 1868, und alle verfassungs- 
mäßigen und gesetzlichen Bestimmungen über die Kirchgemeinden 
sollten auf sie Anwendung linden, soweit sie nicht ausdrücklich, wie 
die Vorschriften der Verfassung über die Synoden, oder doch unzwei- 
deutig durch ihren Inhalt ihre Wirksamkeit auf die christlichen Kon- 
fessionen beschränken. Insbesondere müßte das Gesetz über die 
Amtsdauer der Geistlichen für sie gelten, dessen Vollziehungsver- 
ordnung sie ausdrücklich erwähnt und Vorschriften für sie aufstellt. 2 
Ferner müßte die Rabbinatsverordnung von 1853 noch soweit in 
Geltung stehen, als sie nicht durch spätere Erlasse modifiziert oder 
teilweise aufgehoben erscheint. 3 In Wirklichkeit wird aber einzig 
das Kirchgemeindegesetz gehandhabt, nebst den in den Gemeinde- 
gesetzen enthaltenen Bestimmungen über Verwaltung und Steuerwesen; 
die anderen Vorschriften können nicht zur Anwendung kommen, weil 
der Geistliche fehlt. Statt einen solchen zu wählen, schließen die 
Kirchgemeinden gleich wie freie Genossenschaften private Verträge 
über die Verrichtungen des Geistlichen ab mit Personen, die dazu 
wohl nach ritualen, nicht aber nach staatlichen Grundsätzen befähigt 
sind, weil sie kein aargauisches Wählbarkeitszeugnis erworben haben. 

Dieser Zustand ist ungesetzlich. Jede aargauische Kirchgemeinde 
ist verpflichtet, einen Seelsorger zu wählen; selbst die Besetzung mit 
einem Verweser ist höchstens auf zwei Jahre zulässig. 4 Doch hat 



1 Verfassungsrevision des Kantons Aargau, 1884—1885. Steno- 
graphischer Bericht über die Verhandlungen des Verfassungsrates, S. 49M. St aats- 
verfassung für den Kanton Aargau vom 23. April 1835 g 68. 

* Vgl. ohen S. 177. 

8 J)a sie nie beseitigt worden ist. tnuü sie als zu Recht bestehend angesehen 
werden, soweit die in ihr geordneten Materien nicht gesetzliche Regelung ge- 
funden haben; sie sollte noch gelten für die Wählbarkeitsbedingungen und die 
geistlichen Verrichtungen des Rabbiners. 

* Staatsverfassung g 67 : Organisation der Kirchgemeinden vom 23. Brach- 
monat 1868, g 4 lit. b. Gesetz über die Wahl der Seelsorger durch die Kirch- 
gemeinden, vom 31. August 1864, gg 2. 6 und 7. — Selbstverständlich gelten 
diese Bestimmungen nur für die israelitischen Kirchgemeinden Neuendingen und 
Keulcngnau. nicht für die freien, nicht staatlich organisierten Kultusgenosscn- 
sr haften. 
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der Staat kein Interesse daran, von den Judenkorporationen zu ver- 
langen, daß sie mit großen Kosten einen Geistlichen für sich allein 
anstellen, nach dem sie kein Bedürfnis empfinden. Immerhin wäre 
die Beseitigung des gesetzwidrigen Zustandes zu wünschen. Sie ließe 
sich dadurch erreichen, daß den Kultusgenossenschaften Neuendingen 
und Neulengnau der Charakter von Kirchgemeinden entzogen würde, 
wodurch sie die Rechtsstellung der Kultusvereine in Baden und 
Bremgarten erhielten. Sie verlören dabei nichts als eine Organisation, 
die für ihre Verhältnisse nicht paßt, und würden von der lästigen 
Verpflichtung frei, eine Kirchenpflege von einer Größe aufzustellen, 
die zur Zahl der Gemeindeglieder in keinem Verhältnis mehr steht. 1 
Das Einzige, worauf sie verzichten müßten, wäre das Besteuerungs- 
recht, das aber für sie ohnehin nur geringe Bedeutung hat, weil sie 
schon bisher ihre Auslagen zum großen Teil aus freiwilligen Beiträgen 
bestreiten. 2 

§ 47. Individuelle Stellung, 

Die Gleichstellung der Juden mit den Christen verhinderte nicht, 
daß in gewissen Beziehungen im bürgerlichen Leben auf die religiösen 
Besonderheiten der Israeliten Rücksicht genommen wurde. Dies war 
der Fall für das Schächten und für den Schulbesuch. 

I. Das Schächten. Wie wir gesehen haben, 3 schrieb das Tier- 
quälereigesetz von 1854 die Betäubung alles Schlachtviehs durch 
einen Schlag auf den Kopf vor, wogegen ein Jahr später durch ein 
Spezialgesetz den Juden gestattet wurde, in ihren beiden Gemeinden 
nach ritualer Vorschrift zu schachten. Formell entstand dadurch eine 
Rechtsungleichheit: den Juden war eine Handlung erlaubt, die den 
Christen bei Strafe verboten war. Thatsächlich aber war die Gleich- 
heit vor dem Gesetze dadurch nicht verletzt, weil das Interesse, 
welches die Juden an dieser Handlung hatten, für die Christen gar 



1 Die Gemeinde Neulengnau hat im Jahr 1886 die Erlaubnis nachgesucht, 
ihre Kirchenpflevre bloß mit drei Mitgliedern zu besetzen. Die Regierung erklärte, 
sie könne nicht entsprechen, weil das Gesetz mindestens fünf Mitglieder verlange. 
KP vom 4. Februar 1886 (Ziffer 223). 

s Da das Bestehen jüdischer Kirchgemeinden in keinem Gesetze vorgesehen 
ist. sondern lediglich auf Verwaltungsakten beruht, könnte ihre Aufhebung durch 
ein Dekret des Großen Rates erfolgen. 

8 Oben S. 178 f. 

Haller, Dissertation. 20 
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nicht bestand. 1 Dagegen konnte man sich fragen, ob die Beschrän- 
kung der Erlaubnis auf die zwei Gemeinden nicht ein unzulässiges 
örtliches Privileg bedeute. Ursprünglich hatte sie sich rechtfertigen 
lassen, weil nur in den beiden Dörfern Juden in größerer Zahl wohnten 
und deshalb auch nur hier das Bedürfnis zu schachten und gleich- 
zeitig eine Garantie für richtige, das Tier möglichst schonende Aus- 
führung bestand. Als aber an anderen Orten, insbesondere in Baden, 
sich jüdische Kultusgenossenschaften bildeten, wurde es zweifelhaft, 
ob das Schächtverbot sich ihnen gegenüber ohne Verletzung der 
Rechtsgleichheit aufrecht erhalten lasse. 2 Unter der Bundesverfassung 
von 1874 mußte sich das weitere Bedenken einstellen, ob das Verbot 
nicht auch gegen die Kultus- und Gewissensfreiheit verstoße. 

Erst in der zweiten Hälfte der Achtzigerjahre sind diese Fragen 
zur Erörterung gelangt. In Baden war, dein Verbote zum Trotz, 
seit Jahrzehnten geschachtet worden. Im Herbst 1886 wurde dabei 
ein Tier von einem ungeübten Metzger arg mißhandelt, was eine 
Strafanzeige veranlaßte. Das Bezirksgericht sprach die Angeklagten 
von Strafe frei, das Obergericht aber belegte sie mit einer Buße. 
Es ging von der Ansicht aus, das Schächten sei seiner Natur nach 
eine Tierquälerei, was sich auch daraus ergebe, daß das Schächtgesetz 
sich ausdrücklich als Ausnahmebestimmung vom Tierquälereigesetz 
ankündige;' eine Ausdehnung der Schächterlaubnis über die Ge- 
meinden Oberendingen und Lengnau hinaus habe nicht in der Absicht 
des Gesetzgebers gelegen, auch dürfe ein Ausnahmegesetz nicht 
extensiv interpretiert werden. Der Einwand, solche Vorrechte des 
Ortes verstießen wider den Artikel 4 der Bundesverfassung, wurde 



1 Der entscheidende Akt. der Schächtschuitt, konnte gar nicht von einem 
Christen vorgenommen werden, da der rituelle Charakter dabei gefehlt hätte, um 
dessen willen die Ausnahme gerade gestattet wurde. Mitwirkung eines Christen 
bei erlaubtem Schächten war natürlich nicht strafbar. 

* Vielleicht ist das der Grund, warum so lange niemand gegen das Schäch- 
ten in Baden einschritt, während es in Rheinfeldcn, wo nur wenige israelitische 
Familien wohnten, unterdrückt wurde. Vgl. oben S. 179 f. 

8 Eine unrichtige Folgerung. Das Gesetz von 1854 erklärte die „Tötung 
eines Tieres auf ungewöhnliche und außerordentliche Schmerzen verursachende 
Art - für Tierquälerei; deshalb, fuhr es fort, habe die Tötung von Schlacht- 
vieh und Pferden durch einen Schlag auf den Kopf des Tieres zu geschehen. 
Das Gesetz von 1855 machte eine Ausnahme von dieser polizeilichen Schlacht- 
vorschrift, es sprach sich nicht darüber aus, ob das Schächten außerordentliche 
Schmerzen verursache und also unter deu Begriff der Tierquälerei falle. 
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mit der Bemerkung bei Seite geschoben, man konnte weit eher sagen, 
das Gesetz verletze die Rechtsgleichheit gegenüber allen andern Ein- 
wohnern des Kantons. 1 Die Berufung auf die Gewissens- und Kultus- 
freiheit fand das Übergericht ebenfalls unbegründet, weil Glaubens- 
ansichten nicht von der Erfüllung bürgerlicher Pflichten entbänden 
und die Kultusfreiheit nur innerhalb der Schranken der Sittlichkeit 
und öffentlichen Ordnung gewährleistet sei 2 

Schon im Herbst 1886 hatte der Vorstand des aargauischen 
Tierschutz Vereins an den GroCen Rat ein Gesuch um Aufhebung des 
Ausnahmegesetzes von 1855 gerichtet. Umgekehrt baten im Sommer 
1887, veranlaßt durch das eben erwähnte obergerichtliche Urteil, die 
Israeliten zu Baden um Ausdehnung der Schächterlaubnis auf alle 
Orte, wo jüdische Kultusgemeinden bestanden. Die Regierung stellte 
den Antrag, das Gesuch des Tierschutz Vereins abzuweisen; die Bitte 
der Israeliten überließ sie dem Großen Rat zur gutfindenden Wür- 
digung, ohne sich dafür oder dagegen auszusprechen. Die Großrats- 
kommission fand, das Ausnahmegesetz stände mit der Rechtsgleichheit 
nur dann im Widerspruch, wenn mit Sicherheit behauptet werden 
könnte, das Schächten bilde eine Tierquälerei; dies sei aber nicht 
erwiesen. Eine Minderheit wollte die örtliche Beschränkung ohne 
Gesetzesänderung fallen lassen; sie ging von der Annahme aus, der 
Gesetzgeber habe die beiden Gemeinden im Jahr 1855 nur genannt, 
weil damals nur dort Israeliten in größerer Zahl angesiedelt waren. 
Die Mehrheit dagegen hielt eine Gesetzesänderung für erforderlich 
und fand, der Zeitpunkt sei für eine solche nicht geeignet. 3 Sie 



1 Mit gleichviel Grund hätte das Obergericht sagen können, die Beschneid ungs- 
verordnung verstoße gegen die Rechtsgleichheil, weil sie bloß für Judenknaben 
gelte. Sah es aber darin, daß die Juden Schächten durften und die Christen nicht, 
eine Verletzung der Rechtsgleichheit, so hätte es schließen müssen, das Schächten 
dürfe auch den Christen nicht verboten werden, weil es den Juden erlaubt sei. 
Der umgekehrte Schluß war falsch; nicht die Schachterlaubnis konnte als ein 
Verstoß gegen die Rechtsgleichheit angesehen werden, sondern einzig ihre Ein- 
schränkung auf eine bestimmte Klasse von Personen. Das Argument sprach also 
für das Gegenteil von dem, was das Obergericht damit beweisen wollte. 

*OG vom 14. Mai 1887. S. 312 ff. 

* An sich konnte kaum ein Zweifel bestehen, daß die absolute Beschränkung 
auf die zwei Dörfer gegen die Rechtsgleichheit verstieß; es ist kein Grund ein- 
zusehen, warum in Baden verboten sein sollte, was in Lengnau und Kndingen 
erlaubt war. da das Bedürfnis in Baden jetzt auch bestand und die Garantien 
für richtige Ausführung mindestens ebenso gut waren wie in Lengnau oder En- 
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beantragte daher die Abweisung beider Eingaben; dagegen wollte 
sie den Regierungsrat zum Erlaß geeigneter Vorschriften einladen, 
um Tierquälereien bei den Vorbereitungen zum Schächten zu ver- 
hindern. Der Große Rat verwarf aber ihre Anträge und faßte mit 
bedeutender Mehrheit den Beschluß, die Regierung solle eine Vorlage 
für die Aufhebung des Ausnahmegesetzes einbringen. 1 

Im Herbst 1887 wurde der Bundesrat durch den Großrabbiner 
von Genf auf die Vorgänge im Aargau aufmerksam gemacht; er lud 
die aargauische Regierung zu genauer Prüfung der Angelegenheit ein 
und bemerkte, die religiösen Bedenken der Israeliten müßten soweit 
und solange Berücksichtigung finden, als eine solche nicht nachweislich 
mit der öffentlichen Ordnung und der den Tieren gebührenden Rück- 
sicht unvereinbar erscheine. Diese Anschauung stand im Widerspruch 
zu der Forderung des Großen Rates ; die Regierung befand sich daher 
in einer ähnlichen Lage wie im Jahre 1863. Sie ersuchte den Bun- 
desrat um einen förmlichen Entscheid, ob die Schächtfrage eine 
religiöse Angelegenheit oder eine reine Polizeisache sei. Unterdessen 
war beim Bundesrate ein Rekurs der aargauischen Israeliten 2 ein- 
gegangen, der die Aufhebung aller Schächtbeschränkungen verlangte. 
Nach eingehender Untersuchung fällte der Bundesrat am 17. März 
1890 den Entscheid, das Schächtverbot verstoße gegen die Kultus- 
freiheit; jedoch sei gegen kantonale Vorschriften zur Verhütung von 
Tierquälereien beim Schächten von Bundes wegen nichts einzuwenden. 3 
Gestützt auf diesen Beschluß begannen die Juden in Baden wieder 
nach den ritualen Vorschriften zu schlachten. Der Große Rat rekur- 
rierte an die Bundesversammlung, aber ohne Erfolg. 4 

Diese Vorgänge, verbunden mit gleichartigen im Kanton Bern, 
veranlaßten die Initiativbewegung, die den Artikel 25 biB in die Bundes- 
verfassung brachte. Der Große Rat konstatierte am 16. März 1894, 
daß das Ausnahmegesetz vom 13. Wintermonat 1855 außer Kraft 



dingen. J)ie Ansicht der Minderheit hatte daher Vieles für sieh. Aher ohue Ge- 
setzesänderung war thatsächlich kaum zu helfen, weil das Obergericht sich im 
entgegengesetzten Sinne ausgesprochen halte und der aargauische Große Rat nicht 
das Recht zu authentischer Gesetzesauslegung besitzt. 

1 Verhandlungen des Großen Rates vom 12. Juli 1887, S. 308 ff. 

* der Kultusvereiue Raden und Rremgarten und der heiden Kirchgemeinden. 

■Bundesblatt von 1890 Rand 1 S. 639 ff. 

4 Verhandlungen des Großen Rates vom 27. Mai 1890, S. 105, und 
vom 8. März 1892, 8. 331. 
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getreten sei und demzufolge das Tierquälereigesetz von 1854 fortan? 
auf Juden und Christen ohne Unterschied Anwendung finde. 1 

Das letzte aargauische Spezialgesetz für die Israeliten, das ein- 
zige, das die Emanzipation überdauert hatte, war damit gefallen. 

2. Sabbathruhe und Schulunterricht. Eine Begünstigung erfuhren 
die Juden während einiger Jahre noch im Schulwesen. Von jeher 
waren israelitische Schüler an hohen religiösen Festtagen auf Ver- 
langen der Eltern vom Schulbesuch dispensiert worden; das ist heute 
noch so, und es liegt darin keine Besonderheit, da den Christen das 
gleiche Recht an ihren staatlich anerkannten Festtagen zusteht. Den 
Israeliten hatte aber ursprünglich das Wegbleiben an allen Sabbathen 
freigestanden, und später ließ man noch zu, daß sie an diesen Tagen 
sich des Schreibens und Zeichnens enthielten. In den Sechziger- und 
Siebzigerjahren machten die staatlichen Aufsichtsbehörden dem ein 
Ende und schrieben vor, daß die Israeliten an Samstagen und ebenso 
an Festtagen, soweit sie nicht Urlaub verlangten und erhielten, an 
jedem Unterricht gleich den Christen teilnehmen sollten. Die Bundes- 
behörden, die wegen Verfassungs Verletzung angerufen wurden, er- 
klärten, die Vorschrift verstoße keineswegs gegen die Gewissens- 
freiheit, vielmehr entspreche sie durchaus dem Geiste des Artikels 27 
der Bundesverfassung. 2 

Im Jahr 1886 stellte der neuberufene Rabbiner namens der 
israelitischen Kirchgemeinden und Kultusvereine das Gesuch, die 
israelitischen Kinder seien auf Verlangen der Eltern an Samstagen 
von schriftlichen Arbeiten zu dispensieren. Die Regierung beschloß 
auf Antrag des Erziehungsrates und im Hinblick auf die Praxis in 
verschiedenen deutschen Staaten, die Befreiung sei auf ausdrücklichen 
Wunsch der Eltern zu gewähren und zur Vermeidung von Störungen 
der Schreib- und Zeichnungsunterricht, soweit es angehe, auf andere 
Tage zu verlegen. 8 Damit wurde eine Unterscheidung zwischen Juden 
und Christen wieder eingeführt, die seit Jahrzehnten fallen gelassen 
worden war, ohne daß die Israeliten dem Anscheine nach sich durch 
die Gleichstellung erheblich beschwert gefühlt hatten. Übelstände 

. _ — . ; 

«Verhandlungen des Groticn Rates vom 10. März 1894, S. 120. 
1 Vgl. oben S. 155 f. 

8 Rechenschaftsbericht des Regierungsrates für 1880, S. 09. Rl» 
vom 9. November 1880 (Ziffer 1890). Das Obergericht zog die gesetzliche Zu- 
lässigkeif dieses Beschlusses in Zweifel, erklärte aber zugleich, die Prüfung falle 
nicht in seine Kompetenz und die Schulpflegen seien an die Weisung gebunden. 
OG vom 20. September 1889. S. 057 f. 
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konnten in der Praxis nicht ausbleiben; sie veranlaßten Ende 1897 
den Erziehungsrat zu der Anordnung, daß in Zukunft die Kinder 
israelitischer Eltern auch an Samstagen allem Unterricht ohne Aus- 
nahme nach Stundenplan zu folgen hätten und kein Dispens vom 
Schreiben und Zeichnen mehr erteilt werden dürfe. 1 Diese Anordnung 
gilt für alle Schulen des Kantons, mithin auch in Oberendingen und 
Lengnau, wo die Judenkinder seit der Schulverschmelzung in keiner 
Beziehung mehr anders gestellt sind als in andern Gemeinden. 

Damit hat die letzte Berücksichtigung jüdischer Eigentümlich- 
keiten im bürgerlichen Leben aufgehört. 

§ 48» Noch geltende SpezialVerordnungen für 

Israeliten. 

Von allen staatlichen Erlassen, die für die Juden allein galten 
oder besondere Bestimmungen für sie aufstellten, kommt heute einzig 
die Verordnung über die Beschneidung der Judenknaben, vom 
18. Herbstmonat 1856, 2 noch zur Anwendung. Die von ihr vorge- 
schriebenen Beschneiderpatente sind allerdings von der Polizeidirektion 
seit langem nicht mehr erteilt worden; sie sind überflüssig, weil die 
Juden selber keinen Unbefähigten zum Beschneideramte zulassen. 
Dagegen wohnt stets ein Arzt den Beschneidungen bei. 3 

Auch die Rabbinatsverordnung von 1853 und die Bestimmungen, 
welche die Vollziehungsverordnung zum Gesetz über die Amtsdauer 
der Geistlichen für den Rabbiner aufstellte, sind noch immer als 
rechtsbeständig anzusehen. 4 Gehandhabt aber wurden diese letztern 
Bestimmungen nie, und die Rabbinatsverordnung ist thatsächlich seit 
bald drei Jahrzehnten außer Gebrauch. Auch ist nicht abzusehen, 
daß der Staat sie je wieder aus der Vergessenheit, in die sie geraten 
sind, hervorholen werde. 

1 K re i s s c Ii r e i b e n des Erziehungsrates vom 4. Dezember 1897. 
Nr. 335*]. Es bestimmte, in Bestätigung früherer Beschlüsse, die Zahl der Feier- 
tage, an denen Urlaub erteilt werden kann, auf acht: sie war 1877 vom Er- 
ziehunirsrat auf zwölf festgesetzt. 1*88 aber um vier vermindert worden: Rechen- 
schaftsbericht des Kegierungsrales für 1888, S. 78. 

8 Vgl. oben S. 178. 

8 Nach gefülligen Mitteilungen des Bezirksarztes von Zurzach, Herrn Dr. Keller 
in Oberendingen, und der Beamten der l'olizeidirektion. Eine Zeit lang besorgte 
ein israelitischer Arzt die Beschneidungen selber. 

4 Vgl. oben S. 304. 



Digitized by GooqI 




Nachtrag zu Seite 196 und 305. 



In den Entscheidungen des aargauischen Obergerichts auf dem 
Gebiete des Zivilrechts aus den Jahren 1872 — 1807, 2. Band, ge- 
sammelt und dargestellt von F. Schneider, Oberrichter, Aar au 1901 
(erschienen im August 1900, nach vollendetem Druck dieser Arbeit ; 
die Sammlung enthält auch administrativrichterliche Entscheide) ist 
auf S. 677 f. ein Urteil vom 20. Juli 1891 abgedruckt, das zur 
früheren Praxis in Kultussteuersachen im Widerspruch steht. Ein 
Jude in Lenzburg hatte gegen die Kirchgemeinde Neuendingen auf 
Rückzahlung einer geleisteten Kultussteuer geklagt, weil das Gesetz 
nur die Einwohner der Kirchgemeinden für steuerpflichtig erkläre ; 
zu freiwilligen Heiträgen an die Kultusausgaben erklärte er sich bereit. 
Das Obergericht fand, die gesetzliche Bestimmung könne hier nicht 
angewendet werden, da außerordentliche Verhältnisse vorlägen; es 
wäre unrecht und unbillig, die auswärtigen Israeliten, die an den 
religiösen Einrichtungen und Anstalten der Gemeinde teilnähmen, 
steuerfrei zu erklären und die Kultusverwaltung auf ihr Belieben an- 
zuweisen. Die Klage wurde daher abgewiesen. Sollte die künftige 
Praxis an diesem Entscheide festhalten, so wäre ein alter, seit Jahr- 
zehnten verschwundener steuerrechtlicher Unterschied zwischen Juden 
und Christen wieder hergestellt. Der Entscheid ist aber aus dem 
Gesetze nicht zu begründen, und die Statuierung einer ungesetzlichen 
Steuerpflicht aus Billigkeitsrücksichten erscheint zum mindesten als 
nicht unbedenklich. Zudem war es eine irrige Annahme, daß die 
jüdischen Kirchgemeinden sonst auf das bloße Belieben der auswärti- 
gen Israeliten angewiesen wären ; sie könnten ihnen, wenn sie sich 
nicht zu gehörigen Beiträgen bereit fänden, die Benutzung der Kultus- 
einrichtungen versagen. 



Hall er. die rechtliche Stellung der Juden im Kanton Aargau. 
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